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31. Dezember 1909. Kämpfe franzöſiſcher Kolonialtruppen im Tſchadgebiet. 
Bombenattentat in Lahore. 
Hakti Bey bildet das neue türkiſche Miniſterium. 
Vertagung der ruſſiſchen Duma bis zum 2. Februar. 

2. Januar 1910. Eröffnung des portugieſiſchen Parlaments durch König Manuel. 

3. Januar. Verlängerung des deutſch-engliſchen Schiedsvertrages vom 12. Juli 1904 bis 1914. 


5. Januar 1910. 

Die Wetterwinkel der internationalen Politik ſind nach wie vor 
in England, im nahen Orient und im fernen Oſten zu ſuchen. Das 
„Journal des Débats“ hat in einer ſehr leſenswerten Londoner Korre— 
ſpondenz darauf hingewieſen, daß neben der konſtitutionellen Frage, 
die an der Ablehnung des vom Unterhauſe votierten Budgets hängt, 
und deren Ausgang Minderung der Bedeutung des Unterhauſes, wenn 
die Unioniſten ſiegen, oder Minderung der Bedeutung des Oberhauſes 
bedeutet, wenn die liberale Koalition den Sieg davonträgt, eine 
finanziell-ökonomiſche Entſcheidung bevorſteht, an der die geſamte, 
mit England in Handelsbeziehungen ſtehende Welt intereſſiert iſt. 
Während nämlich ein den Liberalen günſtiger Ausgang die Fortdauer 
des engliſchen Freihandelsſyſtems auf eine längere Reihe von Jahren 
ſichert, würde der Sieg der Unioniſten wahrſcheinlich ſchon im April 
dieſes Jahres die Chamberlainſche Tarifreform mit den Modifikationen 
bringen, die ſein Programm in den letzten Jahren erfahren hat. Dieſer 
Tarif iſt aber folgendermaßen aufgebaut. Er ſieht Zollgebühren von 
5, 10 und 15 v. H. vor und erhöht oder vermindert dieſe Sätze um 2½ v. 
H. in der Weiſe, daß es Vorzugstarife von 2½, 7½, 12½ v. H. für die 
Kolonien geben ſoll, freundſchaftliche Tarife von 5, 10, 15 v. H. und 
Kampftarife von 7½, 12½ und 17½ v. H. 

„Dieſe Tariffrage“, ſchreibt der erwähnte Korreſpondent, „iſt vom 
internationalen Standpunkte aus die intereſſanteſte, da nach Einführung 
des neuen Tarifs Großbritannien zu Handelsvertragsverhandlungen 
mit den fremden Mächten ſchreiten müßte, um ſeinen Waren leichteren 
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Eingang in den Staaten zu verſchaffen, die ihnen durch den faſt überall 
beſtehenden Schutzzoll das Eindringen erſchweren oder ſperren.“ 

Damit muß eben gerechnet werden und der ausländiſche Handel 
wird ſich darauf einzurichten wiſſen, wenn jene Tarifreform Wirklich— 
keit werden ſollte. Es iſt aber von Intereſſe, daß die engliſchen Kolonien, 
wie es ſcheint, keine Neigung haben, ihrerſeits dem engliſchen Handel 
die erwarteten Vergünſtigungen zu gewähren. So berichtet der Londoner 
Korreſpondent der „Birmingham Poſt“, daß ein ſüdafrikaniſcher Reſident 
in London, der einem der leitenden Staatsmänner Südafrikas nahe 
verwandt ſei, ihm erklärt habe, daß es höchſt unwahrſcheinlich ſei, daß 
der Tarif der ſüdafrikaniſchen Union England Begünſtigungen zugeſtehen 
werde, vielmehr ſeien die Staatsmänner dort der Meinung, daß eine 
Bevorzugung nur die Bedeutung eines den engliſchen Fabrikanten 
gemachten Geſchenkes haben würde. Ahnlich ſpricht ſich die „South 
African Amalgamated Preß Agency“ aus. Die ſüdafrikaniſchen 
Regierungen hätten ſich durch Spezialkommiſſare, die nach England, 
Kanada und in die Vereinigten Staaten geſchickt wurden, davon 
überzeugt, daß die Fabrikanten keineswegs auf Vorzugstarife erpicht 
ſeien und auch ohne Begünſtigung den ſüdafrikaniſchen Markt zu be— 
haupten glaubten. Anderſeits ſchreibt, wie wir dem „New Pork 
Herald“ vom 22. Dezember entnehmen, der „Halifax Herald“: 

„Mr. Feeldings Ankündigung, daß Verträge auf der Baſis des 
franzöſiſchen Vertrages wahrſcheinlich mit Deutſchland, Italien und 
Belgien zum Abſchluß kommen würden, zeigt, wie ſehr er und ſeine 
Kollegen bereit ſind, der engliſchen Politik gegenſeitiger Bevorzugung 
innerhalb des Reiches einen Strich durch die Rechnung zu machen 
(to „queer“ the British Empire mutual preference policy).“ 

Daß in der Wahlkampagne der letzten 14 Tage auch die „deutſche 
Gefahr“ wieder eine große Rolle ſpielen würde, war zu erwarten, 
aber die außerordentlich brutale Art, in der es geſchehen iſt, hat uns 
doch überraſcht. Um ſo erfreulicher iſt der Nachdruck, mit dem von nicht 
unioniſtiſcher Seite dieſe Erfindungen und Übertreibungen (ſpeziell 
die Phantaſien von Blatchford) zurückgewieſen worden ſind. Aber die 
Parteien ſtehen einander mit der gleichen Erbitterung gegenüber wie 
einſt während des Burenkrieges, und „Pardon“ wird weder von hüben 
noch drüben gegeben. Da iſt es nicht ohne Wichtigkeit, von einem Artikel 
des „Victoria Coloniſt“ (Kanada) Notiz zu nehmen, der behauptet, 


daß auf der letzten Konferenz zwiſchen dem britiſchen Miniſterium 
und den Vertretern der Kolonien mit Selbſtverwaltung beſtimmt worden 
ſei, daß England in Zukunft, bevor es einen Krieg gegen irgend welche 
auswärtige Macht aufnehme, Kanada und Auſtralien befragen werde. 
Dasſelbe aber gelte ohne Zweifel auch von Neuſeeland und Südafrika. 
„Das bedeutet einen großen Schritt vorwärts zur Solidarität des Reichs“, 
bemerkt der „V. C.“ dazu, und das mag richtig ſein. Aber es bedeutet 
auch einen weiteren Schritt zum Mitregiment der Kolonien und kann 
gleichzeitig als eine heilſame Schranke jingoiſtiſcher Gelüſte betrachtet 
werden, denn die Kolonien ſind keineswegs geneigt, kriegeriſche Aben— 
teuer zu ſuchen. So darf man wohl hoffen, daß, wie immer der Ausgang 
der am 15. beginnenden und Ende des Monats ſchließenden Wahlen 
auch ſein mag, eine Steigerung der zum Bruch mit Deutſchland drängen— 
den Agitation nicht erwartet zu werden braucht. Daß aber die jetzige 
Wahlkampagne dauernde Spuren hinterlaſſen wird, muß wohl als 
ſicher angeſehen werden. Es ſind Schlagworte ausgegeben und Ver— 
ſprechungen gemacht worden, die ſich nicht vergeſſen laſſen. Man hat 
die Arbeiterwelt in Bewegung geſetzt und wird nunmehr auf der Bahn 
des Staatsſozialismus fortſchreiten müſſen. Eine Reform des Oberhauſes 
iſt unter keinen Umſtänden zu umgehen; auch wenn die Unioniſten 
ſiegen ſollten, wird der Großgrundbeſitz ſich zu erheblichen Opfern 
verſtehen müſſen, Irland mit ſeinem Ruf nach Home Rule muß, ſoweit 
England glaubt, es wagen zu dürfen, befriedigt werden; endlich die 
imperialiſtiſchen Schreck und Kriegsrufe haben den Wunſch der großen 
Kolonien ihrerſeits nach Teilnahme an der Zentralregierung, ander— 
ſeits ihr Streben nach ſelbſtändiger Vertretung ihrer beſonderen, mit 
dem Mutterlande nicht identiſchen Intereſſen geſteigert. Es mag noch 
viel Zeit hingehen, ehe dieſe keineswegs völlig neuen, aber ſtetig lebendiger 
gewordenen Tendenzen ſich durchringen, aber aus der Welt geſchafft 
können ſie nicht werden. Fragt man nach den redlichen Abſichten der 
Wahlkampagne, ſo läßt ſich nach wie vor nicht vorherſehen, welche 
Partei den Sieg davon tragen wird. Wohl aber kann man erkennen, 
daß der Sieger eine große Majorität nicht erlangen dürfte. Waverley, 
der am 3. Januar wiederum einen ſehr lehrreichen Artikel ſeiner Be— 
trachtungen über „L’Angleterre inconnue“ veröffentlicht hat, kommt 
zum Schluß, daß, wenn die Arbeiterpartei (Labour party), die Iren 
und die Gewerkſchaften der Grubenarbeiter (Miners Trade Unions) 
1* 


2 ar, 


im Norden für die Liberalen ſtimmen, dieſe mit geminderter Majorität 
ſiegen würden. London, die engliſchen Gewerkſchaften und die länd— 
lichen Wahlkreiſe würden meiſt konſervativ wählen. Die Stimmung 
der großen Fabrikſtädte ſei geteilt, Schottland, Nordengland, Wales 
und der Südweſten ſeien liberal. Der Erzbiſchof von Weſtminſter fordert 
die Katholiken auf, konſervativ zu wählen, die Nonkonformiſten dagegen 
ſind entſchiedene Gegner der Unioniſten. Den letzteren gehört aber faſt 
die geſamte einflußreiche Londoner Preſſe. Noch iſt es unmöglich, die 
Wahrſcheinlichkeit des Erfolges der einen oder der anderen Partei in 
Zahlen umzuſetzen, aber alles ſpricht dafür, daß die ſiegende Partei 
nur geringe Ausſicht haben wird, ſich lange in ihrer Stellung zu be— 
haupten. 

Über die Haltung Englands in auswärtigen Fragen liegen 
uns zwei beachtenswerte Außerungen vor. Die eine geht von der „Times“ 
aus und gibt in Anlaß der Hellfeld-Affäre den Ruſſen den „praktiſchen“ 
Rat, die in Berlin liegenden ruſſiſchen Depots zurückzuziehen, da ſie 
dort „vor Aventuriſten und Piraten“ nicht ſicher ſeien, und 
ſie irgendwo zu deponieren, wo ſie vor „räuberiſchen An— 
fällen“ ſicher ſeien. Das werde etwa 800 Millionen Mark ausmachen. 
Die „Nowoje Wremja“, der wir dieſe Notiz entnehmen, bemerkt dazu: 

„Bei all der Friedensliebe — oder vielmehr wegen der krank— 
haften Friedfertigkeit, die Rußland verhindert, ſeine Rechte mit ge— 
höriger Energie zu vertreten, gibt es in der Tat keinen anderen Ausweg. 
Daß, wenn eine ſo ungeheure Summe dem Berliner Markt entzogen 
wird, ein koloſſaler Finanzkrach die Folge ſein muß, verſteht ſich von ſelbſt. 
So freundlich wir uns auch unſerem nächſten Nachbarn und hiſtoriſchen 
Freund gegenüber verhalten (4), bleibt uns doch ein anderer Ausweg 
nicht übrig, um unſere ſtaatliche Würde vor Überfällen von Piraten 
zu ſchützen. Das wird zwar ein trauriges Ereignis ſein, aber was ſoll 
Rußland ſonſt tun. Man kann doch Hunderte von Millionen nicht an 
einem unſicheren Ort ruhen laſſen, der vor Expropriatoren 
nicht geſchützt iſt.“ 

Es iſt ſchwer möglich, einen größeren Nonſens zu ſchreiben, aber 
die Saat der „Times“ iſt auf einen unvergleichlich günſtigen Boden 
gefallen. Im übrigen handelt es ſich um eine komplizierte Rechtsfrage, 
deren Austragung den kompetenten Stellen übertragen iſt und die in 
allen Formen Rechtens ihre Erledigung finden wird. 
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Ein wirkliches Nonplusultra aber leiſtet, ebenfalls in Anknüpfung 
an die Hellfeld-Affäre, die „Nowoje Wremja“ in ihrem Leitartikel vom 
2. Januar durch folgende Betrachtung: 

„Die „Nowoje Wremja“ iſt faſt die einzige Zeitung in Rußland, 
welche aufrichtig und aus tiefer Überzeugung die große Bedeutung 
guter Beziehungen zu Deutſchland würdigt. Die liberale ruſſiſche 
Preſſe ſieht mißtrauiſch auf eine Annäherung an Deutſchland, denn ſie 
fürchtet eine Beeinfluſſung Rußlands im reaktionären Sinn. Ander— 
ſeits iſt die reaktionäre Preſſe bereit, in Hoffnung auf dieſen Einfluß 
alles, die ſtaatliche Würde Rußlands nicht ausgeſchloſſen, zu opfern. 
Die „Nowoje Wremja“ teilt nicht die liberalen Befürchtungen und ſetzt 
keine reaktionären Hoffnungen auf die Annäherung an unſern Nachbarn. 
Jeder vierte Deutſche gibt bei den Wahlen ſeine Stimme einem ſozial— 
demokratiſchen Kandidaten, jo daß die Fundamente der Monarchie 
der Hohenzollern ernſte Beſorgniſſe in Betracht ihrer Feſtigkeit und 
Dauer hervorrufen. Von allen Staaten Europas iſt Deutſchland am 
meiſten von der Flechte des Sozialismus zerfreſſen, und das macht 
Den konſervativen Völkern eine intime Gemein⸗ 
ſchaft mit ihm wenig wünſchenswert.“ 

Wir brauchen dieſe Bravade wohl nur niedriger zu hängen; die 
„Nowoje Wremja“ als aufrichtige Freundin Deutſchlands — nachdem 
ſie ſeit Menſchengedenken nichts getan hat, als gegen uns zu hetzen — 
und Rußland, das die Revolution der Jahre 1905-1907 noch keines— 
wegs überwunden hat, in keuſcher Furcht vor politiſcher Anſteckung 
durch Deutſchland — das gibt ein Bild, wie es wohl nur die „Nomoje 
Wremja“ ihren Leſern vorzuführen wagen darf. 

Die zweite Außerung politiſcher Anſchauungen Englands entnehmen 
wir einem Leitartikel des „Standard“, der eine Schwenkung der 
Türkei gegenüber ankündigt. Bisher hat es bekanntlich keinen 
eifrigeren Fürſprecher für parlamentariſche oder konſtitutionelle Formen 
in der Türkei gegeben als England und ſeine Preſſe. Seit dem Sturz 
von Kiamil Paſcha begann die engliſche Politik jedoch ſkeptiſch zu werden. 
Der Fall von Hilmi Paſcha und die Übernahme des Großweſirats durch 
Hakki Bey hat in den Augen des „Standard“ das ſo enthuſiaſtiſch begrüßte 
jungtürkiſche Komitee vollends diskreditiert. 

„Die Türkei“, ſchreibt der „Standard“, „iſt noch in einem Zwiſchen— 
ſtadium zwiſchen Abſolutismus und konſtitutioneller Freiheit; und das 
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kann nicht für immer jo bleiben. Schließlich kann das parlamentariſche 
Regiment ſich als nicht wohltätiger erweiſen als der wohlwollende 
Abſolutismus, deſſen das Land ſich mitunter erfreut hat; wenn aber 
die oberſte Gewalt fortfährt, in Händen eines geheimen Komitees zu 
ruhen, müſſen Mißbräuche erſtehen, ſchlimmer als ſie unter jedem anderen 
Syſtem emporkommen können. Die beſten Freunde der Türkei müſſen 
hoffen, daß ein Kompromiß zwiſchen beiden Prinzipien in nicht allzu 
ferner Zeit zu etwas Beſſerem führt. Die türkiſchen Reformer behaupten, 
daß der niedrige Bildungsſtand der unteren Klaſſen das vornehmſte 
Hindernis ſei. Es komme vor allem darauf an, das Volk zu einer höheren 
Stufe der Intelligenz zu erheben, damit es die unſchätzbaren Segnungen 
eines Repräſentativſyſtems erkenne. Das klingt ja plauſibel, aber es 
fragt ſich, ob Bürgerpflichten in türkiſchen Schulen gelehrt werden 
können. Wahrſcheinlich fehlt es ebenſo ſehr wie an Bildung bei den 
unteren Klaſſen an einem ausreichenden Erſatz an Männern, die 
in Verwaltungsarbeit geſchult ſind. Das Land braucht weniger 
Diplomaten oder theoretiſche Reformer als praktiſche Staatsmänner, 
die gewohnt ſind, ihre Autorität geltend zu machen, und die fähig 
ſind, ihr eigenes Anſehen gegen Hofintrigen oder gegen die geheimen 
Machenſchaften myſteriöſer Politiker zu behaupten, die noch im Hinter- 
grunde ſchweben. Die Türkei dankt dem Komitee „Einheit und Fort— 
ſchritt“ viel; aber der Tag naht, da ſein Einfluß eher ſchädlich als 
nützlich werden könnte.“ 

Das alles iſt meiſt richtig und deckt ſich zum Teil mit den An— 
ſchauungen, die wir ſeit den erſten Tagen der Julirevolution vertreten 
haben, aber es iſt das Gegenteil deſſen, was der „Standard“ bisher 
geſagt hat. Er iſt peſſimiſtiſch geworden, ſeit ſich ein Rückgang des eng— 
liſchen Einfluſſes am Goldenen Horn geltend gemacht hat, und dieſer 
Peſſimismus ſcheint auf alle Mächte der Tripelentente übergegangen 
zu ſein. So ſchreibt der „Eclair“, der ſeine Anſichten recht unverblümt 
auszuſprechen pflegt, daß ſeit den Revolutionen, die Abdul Hamid ge— 
ſtürzt haben, das türkiſche Reich taumele, um zu verſchwinden (chancelle 
pour disparaitre): griechiſche, arabiſche, ſyriſche, mazedoniſche Schwierig— 
keiten, alles krache und fließe zuſammen und der Wirrwarr verewige 
ſich; „das Ende wird Zerſtörung ſein“. An ähnlichen ruſſiſchen Stimmen 
aber fehlt es nicht. Die „Nowoje Wremja“ hat ſich erſt kürzlich in gleichem 
Sinne ausgeſprochen. 
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Wir halten das alles für übertrieben. Das Komitee „Einheit und 
Fortſchritt“ iſt, ſeit Mehmet Schefket Paſcha die Offiziere dazu gebracht 
hat, aus dem Komitee auszutreten und ſich keinerlei politiſchen Vereinen 
anzuſchließen, eine parlamentariſche Partei geworden, deren Führer 
in den Miniſterien ſitzen. Was noch ſchwinden oder an die Offentlichkeit 
treten muß, iſt das vom Kongreß in Saloniki eingeſetzte Triumvirat einer 
Überwachungskommiſſion, welche die parlamentariſche Gruppe leitet, 
aber offenbar auch die Regierung ſelbſt übermäßig beeinflußt. Im 
übrigen läßt ſich nicht verkennen, daß die Türkei nach allen Richtungen 
hin bedeutende Fortſchritte gemacht hat. Die Armee nimmt eine achtung— 
gebietende Stellung ein, die Flotte iſt zwar klein, aber ſie iſt — was ſie 
unter Abdul Hamid nicht war — ſeetüchtig und kampffähig, jedenfalls 
ſtärker als die griechiſche. Die Verwaltung iſt geſäubert worden, die 
Finanzen ſind in Ordnung gebracht, der Friede im Innern wird leidlich 
aufrechterhalten. Im Parlament ſtehen den Jungtürken die nationalen 
Gruppen der Araber, Albaner, Griechen und Bulgaren nur in den ſie 
ſpeziell betreffenden Fragen gegenüber, ſonſt ſtimmen ſie mit der Majori— 
tät, ſo daß ſich mit dem Parlament wohl regieren läßt. Zurzeit liegt 
die Schwierigkeit in den auswärtigen Fragen. Kreta, Griechenland 
und Bulgarien machen Sorgen. Die beiden erſteren ſtreben eine Ver— 
einigung an, welche die Schutzmächte nicht zuzulaſſen übernommen 
haben und die ſich trotzdem vollzieht, Bulgarien aber kann das Eingreifen 
in die mazedoniſchen Angelegenheiten nicht aufgeben; neuerdings ſind 
noch Gegenſätze wegen des türkiſch-bulgariſchen Handelsvertrages 
hinzugekommen. Auch Arabien beunruhigt. Die Pilgerfahrt des Khedive 
(Abbas Hilmi) nach Mekka ſteht in Zuſammenhang mit der Abſicht, 
die Hedjasbahn bis Mekka zu vollenden und an eine Aktiengeſellſchaft 
zu vergeben, der Sir Erneſt Caſſel das Geld vorſtrecken will, ſo daß 
wie in Meſopotamien der engliſche Einfluß auch hier der über— 
wiegende werden müßte. Dagegen aber beginnt man in Konſtantinopel 
mißtrauiſch zu werden, und das erklärt den Peſſimismus, auf den wir 
oben hinweiſen. 

Gleich peſſimiſtiſch wie in London in bezug auf die Türkei ſcheint 
man in Rußland die perſiſchen Dinge anzuſehen. Der „Golos Moskwy“ 
bringt aus Teheran eine „Nemo“ gezeichnete Korreſpondenz, die eine 
neue Revolution für Perſien ankündigt. Die Modſhegeten und Fidai, 
die Sepechdar nach Teheran geführt hatte, und die er danach gegen 
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Ardebil verwandte, verlangen Zahlung für ihre Dienſte, und da Sepech— 
dars Mittel erſchöpft ſind, drohen ſie gegen Teheran zu ziehen, zu deſſen 
Schutz nicht mehr als 200 Bachtiaren aufgebracht werden konnten. 
Herr Nemo meint, es werde Sepechdar nichts übrig bleiben, als in der 
ruſſiſchen Geſandtſchaft eine Zuflucht zu ſuchen. 

„Aber“, ſo ſchließt er, „kann und ſoll die ruſſiſche Geſandtſchaft 
einem Manne Gaſtfreundſchaft und Schutz gewähren, der die ganze 
Zeit über an der Spitze einer Bewegung und einer Partei ſtand, die 
dem ruſſiſchen Einfluß und den ruſſiſchen Intereſſen direkt feindſelig 
iſt, und in welche Lage wird die viel duldende ausländiſche Kolonie 
Teherans nebſt den europäiſchen Inſtituten und Geſandtſchaften ge— 
raten, wenn ſie einer erbitterten und aufs äußerſte gebrachten revo— 
lutionären Armee gegenüberſteht, der die Garniſon der Stadt einen 
ernſtlichen Widerſtand nicht leiſten kann und vielleicht auch nicht 
leiſten will?“ 

Die Antwort auf dieſe Frage iſt nicht ſchwer zu geben. Die ruſſiſchen 
Truppen werden gegen Teheran ziehen und es wird ſich das Spiel 
wiederholen, bis man in Rußland endlich zur Überzeugung kommt, 
daß eine dauernde Beſetzung der zur ruſſiſchen Einflußſphäre gehörenden 
Gebiete ſich nicht weiter umgehen läßt. Dann aber folgt der engliſche 
Gegenzug im ſüdlichen Perſien. Die zitierte Nemo-Korreſpondenz 
iſt undatiert, ſie iſt aber am 31. Dezember in Moskau gedruckt worden, 
ſo daß die Nachrichten verhältnismäßig friſch ſein müſſen. 

Seit der Ermordung des Steuerbeamten Jakſon hat es noch ein 
politiſches Attentat in Lahore gegeben, und die engliſchen Blätter 
behaupten, daß Bombay das eigentliche Zentrum des indiſchen Terroris— 
mus ſei. Soviel wir wiſſen, kann es ſich diesmal jedoch nur um Taten 
einzelner handeln, die in beiden Fällen auf perſönliche Rache zurück— 
zuführen ſind und denen daher größere Bedeutung nicht zuzuſchreiben 
iſt. Wichtiger war der indiſche Nationalkongreß, der am 27. Dezember 
in Lahore tagte und von einem loyalen Inder Malavija präſidiert 
wurde. Aber auch in dieſen Kreiſen iſt die Verſtimmung groß. Die 
jüngſten Zugeſtändniſſe der britiſchen Regierung ſind zumeiſt den 
Mohammedanern Indiens zugut gekommen, und die Hindus fühlen 
ſich verletzt. Auch wurde auf dem Kongreß viel über die ſchlechte Be— 
handlung der Inder in Transvaal geklagt, ſie fordern als engliſche 
Untertanen Gleichberechtigung, was gewiß nicht unbillig iſt, aber keine 
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Ausſicht hat, verwirklicht zu werden. England hat keine geſetzliche 
Möglichkeit, in Transvaal zu ihren Gunſten einzugreifen, ganz wie es 
ihm unmöglich iſt, den japaniſchen Bundesgenoſſen Neuſeeland oder 
Auſtralien zu erſchließen. 

Übrigens ſcheint es, daß in der Mandſchurei England mit Amerika 
und Deutſchland Hand in Hand zu gehen geneigt iſt. Das zeigte ſich 
ſchon in der Charbinfrage, die noch immer nicht entſchieden iſt, in der 
aber China offenbar ſeine Rechte zu behaupten ſucht. Trotz des Lärms, 
der über eine angeblich bevorſtehende Offenſive Japans in Rußland 
erhoben wurde, gehen nämlich in der Mandſchurei Japan und Rußland 
auf Koſten Chinas Hand in Hand, während die übrigen Mächte daran 
intereſſiert ſind, daß in dieſen Gebieten unter chineſiſcher Souveränität 
das Prinzip der offenen Tür aufrechterhalten wird. Daß nebenher 
die Stellung Japans für Rußland unbequem wird, kann nicht wunder— 
nehmen. Die wohl unmittelbar bevorſtehende Annexion Koreas gibt 
den Japanern eine unvergleichlich ſtarke ſtrategiſche Poſition, Port 
Arthur iſt Freihafen geworden, die Fiſcherei an den ruſſiſchen Küſten 
bis hoch an die Nordſpitze Kamtſchatkas und darüber hinaus an der 
Tſchuktſchenhalbinſel vornehmlich in japaniſche Hände übergegangen. 
Fiele es den Japanern ein, ſich in Kamtſchatka feſtzuſetzen, ſo hätte 
Rußland keinerlei Möglichkeit, ihm Hinderniſſe in den Weg zu legen. 
Ein ruſſiſches Heer in jene unwirtlichen, von allen Straßen abliegenden 
Gegenden zu ſchicken, iſt ſo gut wie unmöglich. In dieſer Erkenntnis 
mag wohl der von der ruſſiſchen Preſſe vertretene Gedanke entſtanden 
ſein, das nördliche Sachalin an die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
zu verkaufen, die eben jetzt den Beſchluß gefaßt haben, ihre pazifiſche 
Flotte zu teilen und die eine Hälfte in den aſiatiſchen Gewäſſern ſtationieren 
zu laſſen. 

Die inneren ruſſiſchen Zuſtände ſind wenig erfreulich; die jetzt 
in die Ferien geſchickte Duma hat ihre letzten Sitzungen in wüſten 
Streitigkeiten verbracht, die der oft genannte Petersburger Korreſpondent 
der „Débats“ ausführlich ſchildert. 

„Die meiſten Deputierten,“ erzählt er, „kommen mit einer großen 
Pfeife in die Sitzung. Will Roditſchew reden, ſo ertönt ein Pfeifen— 
konzert auf den Bänken der Rechten. Antwortet ihm Puriſchkewitſch, 
jo begrüßt ihn die Linke mit einem „monstrueux charivari“. Der 
Präſident iſt faſſungslos, ohnmächtig und verſucht vergeblich, einen 
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Schein von Ordnung herzuſtellen, während Geheul und Beſchimpfungen 
ſich kreuzen, die Fäuſte drohen und die Geſichter verzerrt ſind. Und das 
nennt man bei uns „das freie Spiel unſerer liberalen Inſtitutionen“. 

Solche Szenen ſind freilich überall vorgekommen, wo Slaven an 
parlamentariſchen Verſammlungen teilnehmen, und es iſt nicht gar ſo 
lange her, daß ganz ähnliche Tumulte ſich ſelbſt in der franzöſiſchen 
Kammer abgeſpielt haben. Die dritte Duma hat trotz allem ein 
Stück achtungswerter Arbeit geleiſtet, und noch kurz vor 
der Vertagung durch Reform der Bauerngerichte ſich ein entſchiedenes 
Verdienſt erworben. Erſt jetzt iſt die Rechtsgleichheit aller Stände im 
Prinzip zur Wirklichkeit geworden. 

Man atmet beruhigt auf, daß die Beſtattung des Großfürſten 
Michael Nikolajewitſch einen unbehinderten Verlauf genommen hat, 
denn trotz aller getroffenen Vorſichtsmaßregeln war man nach der 
Ermordung Karpows in großen Sorgen. Es wurde ein neuer Anſchlag 
der Anarchiſten gefürchtet. Aber iſt es nicht erſtaunlich, daß ein Mann 
wie Burzew, von dem man in Petersburg zu wiſſen behauptet, daß er 
der eigentliche Leiter der Terroriſten ſei, in Paris frei herumgehen und 
von dort aus ſeine Anſchläge vorbereiten darf? Jener Korreſpondent 
der „Débats“ nennt ihn „le grand chef des terroristes parisiens, le 
nommé Bourtseff“ und wirft ihm direkt vor, daß er Woskreſſenskij, den 
Mörder Karpows, ausgeſandt habe. — Im Miniſterium der Bauten 
und Kommunikationen ſind jetzt ungeheure Unterſchleife entdeckt worden, 
die denen der Intendantur nicht nachzuſtehen ſcheinen. Senator Garin 
iſt mit der Unterſuchung betraut worden, und das gibt die Gewißheit, 
daß die Gerechtigkeit ohne Menſchenfurcht walten wird. 


Januar 1910. Kaiſer Wilhelm empfängt die chineſiſche Marine-Studienkommiſſion. 

Januar. Feuersbrunſt im Königsſchloß zu Athen. Tuneſiſch-tripolitaniſche Grenzirrungen. 

. Januar. Blutige Kämpfe der franzöſiſchen Polizei mit Apachen. 

. Januar. Proteſt der Pforte wegen des Treueides der kretiſchen Regierung dem Könige von 
Griechenland. 

1. Januar. Eröffnung des preußiſchen Landtages. 
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i 12. Januar 1910. 

Unſere Leſer erinnern ſich vielleicht, daß wir in der „Kreuz-Zeitung“ 
vom 5. Januar an der Hand der „Nowoje Wremja“ darauf hinwieſen, 
daß die „Times“ aus Anlaß der Hellfeld-Affäre den praktiſchen Rat ge— 
geben habe, die in Berlin liegenden ruſſiſchen Depots zurückzuziehen. 
Nun erklärt die „Times“, daß ſie nicht erſt zu ſagen brauche, daß ſie 
nichts einem ſolchen Rat Ahnliches gedruckt habe (the „Times“ has 
published nothing in the least degree resembling the „advice“ thus 
attributed to her“ und knüpft daran einen gehäſſigen Ausfall gegen 
den Verfaſſer der Wochenſchau. 

Die betreffende Notiz, die der „Nowoje Wremja“ Anlaß zu dem 
giftigen Ausfall gegen Deutſchland gegeben hat, den wir wiedergaben, 
findet ſich in einer Korreſpondenz der „Times“ aus Petersburg vom 
29. Dezember, gedruckt in der „Times“ vom 30. Seite 3 Spalte 1 und 
lautet: „Russia could, by withdrawing her deposits, amounting to 
about L. 40 000 000 sterling, precipitate a financial crisis in Berlin.“ 
Das iſt zwar keine direkte Aufforderung, ſondern eine Erwägung, die 
aber von den ruſſiſchen Blättern, der „Nowoje Wremja“, Nr. 12132 
vom 1. Januar, und ebenſo vom „Golos Moskwy“, Nr. 293 vom 
4. Januar, als Aufforderung aufgefaßt worden iſt. Das letztere Blatt 
ſchreibt: 

„Die „Times“ hat die Frage von der praktiſchen Seite betrachtet 
und weiſt auf die Folgen hin, welche die Sequeſtrierung ruſſiſcher Staats— 
gelder, die in Berlin liegen, nach ſich ziehen würde. Die richtige Ant— 
wort auf ſolch eine Handlung der deutſchen Regierung wäre die Zurück— 
ziehung aller ruſſiſchen Depoſiten aus Berlin und ihre Überführung 
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an einen anderen Ort, der vor räuberiſchen Anfällen verſchiedener 
Aventuriſten ſicherer wäre. Eine ſolche Maßregel würde dem Berliner 
Markt 800 Millionen Mark entziehen, was in Berlin einen ſchrecklichen 
Finanzkrach zur Folge hätte.“ 

Die „Nowoje Wremja“ hatte aus der Notiz der „Times“ denſelben 
Schluß, nur noch in gröberer Faſſung gezogen. Die „Times“ täte daher 
gut, ſich an die „Nowoje Wremja“ und Konſorten zu halten, die wir 
ausdrücklich als Quelle angegeben haben, und mit Betrachtungen, die 
allſeitig als Ratſchläge aufgefaßt werden, ſparſamer zu ſein. Auch der 
„Temps“ vom 10. Januar warnt uns, nicht Repreſſalien zu provozieren, 
die den Exodus von 800 Millionen in Berlin deponierter ruſſiſcher Werte 
zur Folge haben könnten. Man iſt daher wohl berechtigt zu ſagen, daß 
die „Betrachtung“ der „Times“ auf fruchtbaren Boden gefallen iſt. 
Aber was will eine derartige kleine Bosheit im Vergleich zu all den 
Verdächtigungen ſagen, die in der Hitze des engliſchen Wahlkampfes 
gegen Deutſchland ſyſtematiſch laut geworden ſind. In den Straßen 
wird für 1 Penny die berüchtigte Broſchüre von Blatchford, „Deutſch— 
land und England“, ausgeſchrien. Der Ruf „Germany“ ertönt bis zur 
Beſeſſenheit („jusqu'à l’obsession‘) — ſchreibt ein Korreſpondent des 
„Temps“ — und erweckt patriotiſche Beſorgniſſe und ökonomiſche Sorgen, 
die beſtimmt ſind, die Londoner Wähler zu beeinfluſſen. Es hat im Aus— 
lande weit größeres Aufſehen erregt, als bei uns, daß Balfour, das 
Haupt der künftigen Regierung, ſich vor ſeinen Wählern ſo ausgeſprochen 
hat, als ob ein Bruch zwiſchen Deutſchland und England faſt unvermeidlich 
jei. Das „Journal des Débats“ findet ſeine Ausführungen „trés graves“ 
und hätte damit gewiß recht, wenn nicht in Betracht zu ziehen wäre, 
daß in dieſer Wahlkampagne die Redner faſt durchweg ſich in ungeheuer— 
lichen Übertreibungen bewegen. Aber erſtaunlich iſt es doch, wenn ein 
Staatsmann wie Balfour, der jahrelang das Haupt der engliſchen 
Regierung war und heute Führer der Unioniſten iſt, ſich zu der Be— 
hauptung verſteigt, daß die Deutſchen entſchloſſen ſind zu verhindern, 
daß die Engländer in ihrem eigenen Lande eine Tarifreform einführen! 
Er hat ſich dabei auf einen deutſchen Gewährsmann berufen, aber 
trotz mehrfacher Aufforderung ſich nicht bereit gefunden, deſſen Namen 
zu nennen! Man fragt ſich vergeblich, wie Balfour ſich die Aktion vor— 
ſtellt, durch welche Deutſchland das engliſche Parlament verhindern 
ſollte, einen Schutzzoll zu votieren? 
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„Balfour“, jagen die „Débats“, „hat ſich zwar nicht ausdrücklich 
die peſſimiſtiſchen Anſichten der Perſonen zu eigen gemacht, deren 
finſtere Prophetien er wiedergibt, aber das iſt nur oratoriſche Vorſicht. 
Man fühlt es aus ſeiner Rede heraus, daß es ſeine eigenſte tiefe Über— 
zeugung iſt, daß, trotz der friedlichen Geſinnung der verantwortlichen 
Staatsmänner in England und Deutſchland, Deutſchland dennoch wie 
durch ein Verhängnis zu einem Kampf um die Beherrſchung der See 
gedrängt werde, wenn nicht die Überlegenheit der gegneriſchen Flotten 
es davon zurückhalte.“ 

Daraus ergibt ſich dann die Forderung einer weiteren Verſtärkung 
der engliſchen Flotte, wie ſie das Manifeſt der engliſchen Flottenliga 
aufſtellt. Auch in dieſem Manifeſt — das, beiläufig bemerkt, der Tüch— 
tigkeit unſerer Marine ein Ehrenzeugnis ausſtellt — werden ganz direkt 
Unwahrheiten dem engliſchen Wähler inſinuiert: 

„Deutſchland iſt unſeren wiederholten Aufforderungen gegenüber, 
die Rüſtungen einzuſchränken, taub geblieben. Während England ſeine 
Schiffsbauten herabſetzte, antwortete Deutſchland darauf mit Steigerung 
ſeiner Bauten. Was ſollen wir demgegenüber tun, um den Frieden zu 
ſichern und die ſchwächeren Nationen zu ſchützen?“ 

Die Antwort iſt: zwei neue engliſche Kriegsſchiffe gegen jedes 
deutſche, und Behauptung der Marine Englands in einer Überlegen— 
heit, die ſie unbeſiegbar macht! Pflicht der engliſchen Wähler iſt, nur 
denen ihre Stimme zu geben, die ſich auf dieſes Programm ver— 
pflichten. 

Wollten wir auf die Stimme der Verdächtigungen eingehen, die 
während des bisherigen Verlaufs der Wahlkampagne gegen uns geſchleu— 
dert worden ſind, oder die Kampagne analyjieren, die in der „National 
Review“ und verwandten Organen gegen uns geführt wird, es wäre 
kein Ende zu finden. Es gibt aber in England auch noch Stimmen, 
die zur Beſonnenheit mahnen und die Geſpenſterfurcht vor Deutſchland 
in ihrer ganzen Lächerlichkeit darſtellen. Asquith hat mit großem Ernſt die 
Außerungen Balfours zurückgewieſen und wie er, hat die Mehrzahl der 
Redner ſeiner Partei getan. Beſonderen Wert aber meſſen wir einer 
längeren Ausführung von Edward Dicey bei „England und Germany“, 
die ſoeben in der „Empire Review“ erſchienen iſt. Dicey iſt ein Veteran 
des engliſchen Journalismus, 1832 geboren, durch eine Reihe hiſtoriſch— 
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politiſcher Arbeiten wohlbekannt, die ihm auch bei uns einen Namen 
gemacht haben, wobei wir an ſeine Berichte aus den Kriegen von 1864 
und 1866 denken, ein Mann, der eine hohe Vorſtellung von ſeinem 
Beruf hat und ſich in ſcharfen Gegenſatz zu den unverantwortlichen 
Skribenten ſtellt, die „by the very simple process of log-rolling“, d. h. 
als Parteiagenten dem Publikum als große Denker und einſichtige 
Patrioten vorgegaukelt werden. 

Es ſei für jemanden, der eine gewandte Feder führe, ſehr leicht, 
durch Invektiven einen augenblicklichen Erfolg zu erringen, und ebenſo 
einem Redner, der an die Leidenſchaften und die Vorurteile der Menge 
appelliere, leicht, eine Verſammlung bis zur Wut zu erhitzen. Er könne 
daher die Taktik der Unioniſten in den jetzigen Wahlkämpfen nur miß— 
billigen. Es ſei in England von jeher ſo geweſen, daß man die Erklärungen 
des Prime Miniſter und des Staatsſekretärs des Auswärtigen als autori— 
tativ anerkannt habe, wenn ſie von den Beziehungen des Landes zu 
auswärtigen Mächten ſprechen. Nun hätten Mr. Asquith und Sir 
Edward Grey offiziell und öffentlich erklärt, daß nichts einer vollen 
und freundſchaftlichen Verſtändigung zwiſchen England und Deutſch— 
land im Wege ſtehe. Da ſei es doch eine falſche Politik, wenn man dieſer 
für den engliſchen Handel und die engliſche Weltſtellung ſo überaus 
günſtigen Lage entgegenarbeite. Dabei überſehe er durchaus nicht, 
daß Deutſchland darauf hinarbeite, ſich eine mächtige Marine zu ſichern, 
und daß England natürlich in der Lage bleiben müſſe, die Intereſſen des 
Reiches zu Waſſer und zu Lande zu verteidigen. Aber ſtatt die Augen 
immer auf Deutſchland gerichtet zu halten, ſolle man ſie lieber den 
eigenen Docks und der eigenen Mannſchaft zuwenden und das eigene 
Haus in Ordnung halten, ſtatt mit dem Nachbarn zu zanken, weil er 
ſein Haus in Ordnung bringe. Eiferſucht ſei ja menſchlich, aber deshalb 
ſei doch nicht in allem, was Deutſchland tue, eine Feindſeligkeit gegen 
England zu ſuchen, vielmehr täte man gut, Hand in Hand vorwärts zu 
ſchreiten., Sind England und Deutſchland Freunde, 
ſo iſt der Friede Europas geſichert, wenn aber 
beide Nationen miteinander zerfallen, ſo wird 
das ein höchſt unglücklicher Tag für die geſamte 
Menſchheit ſein.“ 

Handelspolitiſch ſeien beide Mächte Rivalen, aber das brauche 
noch keine ſchlechten Beziehungen zur Folge zu haben. Noch jüngſt 
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habe der deutſche Reichskanzler darauf hingewieſen, daß engliſche Staats— 
männer, und unter ihnen Asquith, die Herſtellung guter Beziehungen 
zu Deutſchland als eine wichtige Aufgabe weiſer Staatskunſt bezeichneten, 
und erklärt, daß er in voller Aufrichtigkeit und aus tiefſter Überzeugung 
dieſelbe Anſicht teile. Da frage man doch im Namen des geſunden 
Menſchenverſtandes, weshalb bei ſolchen Geſinnungen der führenden 
Staatsmänner die Weltintereſſen und die Weltpolitik durch hyſteriſche 
Ausbrüche gefährdet würden. Dicey zitiert darauf die Rede, die Graf 
Bernſtorff — the able son of an able father and one of England’s 
oldest friends — in Waſhington gehalten hat. Sie enthielt die nach— 
drückliche Verſicherung, daß die auswärtige Politik Englands von han— 
delspolitiſchen Intereſſen getragen werde und weder territorialen Ehr— 
geiz noch heimtückiſche Pläne verfolge, die beſtehenden Machtverhältniſſe 
in der Welt umzuſtürzen. 

In dieſem Geiſt führt Dicey ſeine Ausführungen zum Abſchluß. 
Er weiſt dann noch darauf hin, daß in der Frage der Bagdadbahn eine 
ähnliche Verſtändigung gefunden werden könnte, wie ſie in der Marokko— 
frage zwiſchen Deutſchland und Frankreich erfolgte, doch ſcheint er uns 
in bezug auf die tatſächlichen Angaben, auf welche er ſeine Argumentation 
gründet, nicht richtig orientiert zu ſein, und ſpeziell die Bedeutung der 
Konjekturen, die an den Aufenthalt von Sir Erneſt Caſſel in Berlin 
geknüpft worden ſind, zu überſchätzen. Aber nicht darauf kommt es an. 
Das Weſentliche iſt die Geſinnung, die aus Diceys Ausführungen ſpricht, 
denen wir uns vom deutſchen Standpunkte aus voll anſchließen können. 
Es liegt in der Tat ſo, wenn Deutſchland und England ſich ehrlich ver— 
ſtändigten, würden die Konfliktsmomente, die heute die Welt beun— 
ruhigen, bald genug ſchwinden. Aber die Vorausſetzung iſt allerdings, 
daß jeder Teil ſich darauf beſchränkt, vor der eigenen Tür zu fegen, 
oder wie Dicey treffend ſagt, es aufgibt, mit dem Nachbar zu hadern, 
„for putting his house in order“. 

Übrigens gewinnt man immer mehr den Eindruck, daß die Wahl— 
parolen „Germany, Home Rule, Lords“, vor den eigentlichen Kampf— 
objekten: Aufrechterhaltung des Freihandels oder Tarifreform zurück— 
treten, und daß die Gegner des Freihandels an Boden gewonnen haben, 
wenn auch nicht ſo weit, daß ihnen der Sieg ſicher wäre. Aber es trägt 
nichts aus, darüber zu konjekturieren. In etwas über 14 Tagen werden 
die Wahlreſultate die Entſcheidung bringen. 
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Nordafrika beginnt wieder die Aufmerkſamkeit auf jich zu ziehen. 
Ein Grenzkonflikt zwiſchen Tunis und Tripolis hat zu Verhandlungen 
zwiſchen der Türkei und Frankreich geführt, die von großer prinzipieller 
Bedeutung ſind. Die Türkei beſtreitet nämlich nicht, daß eine Grenz— 
regulierung zwiſchen Tunis und Tripolis ſtattfinden müßte, und man 
braucht nur einen Blick auf die Karte zu werfen, um ſich ebenfalls davon 
zu überzeugen. Es ſind ziemlich willkürliche, mathematiſche Linien, zwei 
tief in Tripolis einſchneidende Winkel, welche beide Länder voneinander 
ſcheiden. Die Türkei, die den Vertrag von Bardo nie anerkannt hat, 
will nun ihre Grenzregulierung mit dem Bey von Tunis vereinbaren, 
während Frankreich auf Grund der Rechte, die ihm dieſer Vertrag ſichert, 
darauf beſteht, daß die Verhandlungen in Paris zwiſchen dem türkiſchen 
Botſchafter und der franzöſiſchen Regierung im Prinzip zum vor— 
läufigen Abſchluß gebracht und danach mit der türkiſchen Regierung end— 
gültig erledigt werden ſollen. Es wird das eine der erſten Fragen ſein, 
an der Hakki Bey als Großweſir ſeine ſtaatsmänniſchen Fähigkeiten zu 
zeigen Gelegenheit finden wird. 

Eine andere afrikaniſche Frage, die mit der erſten in Beziehung ſteht, 
behandelt in ſehr intereſſanter Ausführung die „Morning Poſt“ vom 
7. Januar. Es iſt im weſentlichen eine Art politiſcher Philoſophie, die 
durch die Korreſpondenz eines Franzoſen über die Stellung Frankreichs 
in Marokko angeregt wurde und in derſelben Nummer der „M. P.“ 
veröffentlicht wird. Man könnte jene Korreſpondenz als eine Art 
Triumphgeſang des Siegers über den am Boden liegenden Feind be— 
zeichnen: 

„Das Netz, das Frankreich ausgeworfen hat, umſpannt nunmehr 
alles; je mehr der Sultan verſucht, ſich ihm zu entziehen, um ſo mehr 
wird er gelähmt ſein, wie die Fliege im Spinngewebe.“ 

Das Bild iſt nicht eben ſympathiſch, aber im weſentlichen trifft 
es wohl zu. Noch intereſſanter iſt uns jedoch der engliſche Kommentar 
geweſen. Die „Morning Poſt“ geht davon aus, daß die marokkaniſche 
Frage zwei Seiten habe, eine internationale, welche die Lage Marokkos 
in Abhängigkeit von den europäiſchen Großmächten ſtelle, und eine 
ſpezifiſch marokkaniſche: Marokko ſei durch ſeine geographiſche Lage 
beſtimmt, europäiſiert zu werden, oder doch in gewiſſem Sinne von 
Europa in Abhängigkeit zu geraten. Dieſe Wandlung herbeizuführen, 
ſcheine die Miſſion Frankreichs zu ſein, das Marokko ſchon längſt von der 
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Landſeite her umzingelt habe. Ziehe man von Palermo eine Linie bis 
wenige Meilen weſtlich von Lagos, ſo finde man öſtlich davon ein ge— 
waltiges franzöſiſches Afrika, das nur durch wenige Enklaven unter— 
brochen werde: Togo, Liberia, die Goldküſte, Sierra Leone, Gambia, 
ein potugieſiſcher Streifen in Guinea und ein ſpaniſcher von Kap Blanko 
bis Kap Bajador, das alles ſei in franzöſiſchem Teritorium gebettet. 
In Marokko habe, wie jener franzöſiſche Korreſpondent richtig ausführt, 
Frankreich durch Polizei, Zölle, die Anleihe, deren Zinſen genau den 
Ertrag der Zölle aufzehren, durch ſeine militäriſche Okkupation beſtimmter 
Diſtrikte von der Schauja und Caſablanca bis Ujda ſich die dominierende 
Stellung völlig geſichert. Denke man ſich nun dieſe Entwicklung fort— 
geſetzt, bis das Land gewiſſe Eigentümlichkeiten einer guten Regierung 
gewonnen habe: ſichere Straßen, reiche Märkte, geographiſche und 
wiſſenſchaftliche Erſchließung —, jo frage ſich, welche neuen Ideale die 
Eingeborenen Marokkos dadurch empfangen und aufgenommen haben 
werden? Welcher Wandel wird in ihrer geiſtigen oder humanen Exiſtenz 
vorgegangen ſein? Werden Mauren und Berbern Europäer werden? 
Werden fie am Slam feſthalten oder ihn aufgeben? Nicht etwa nach 
10 oder 20 Jahren, aber nach einem Jahrhundert. Die Erfahrungen, die 
Frankreich in Algier, England in Agypten gemacht habe, laſſen es 
zweifelhaft erſcheinen, daß dieſe Völker europäiſche Ideale dem Iſlam 
einimpfen können. Inder, Agypter, Algerier ſeien aber trotz allem 
Mohammedaner geblieben. Wie lange werde das dauern? Es ſcheine, 
daß ein Augenblick kommen werde, da dieſe Völker entweder mit dem 
Iſlam oder mit Europa brechen würden, oder aber etwas Neues geſtalten, 
als Produkte der Extreme, zwiſchen denen ſie ſich jetzt bewegten. Was 
das bedeute, zeige die territoriale Ausdehnung des Iſlam: Vom At— 
lantiſchen Ozean bei Caſablanca, durch ganz Nordafrika, Arabien, Per— 
ſien, Afghaniſtan bis ins Tal von Delhi und in die große zentralaſiatiſche 
Wüſtendepreſſion hinauf. Dazu komme noch das Niltal und durch die 
Sahara über Timbuktu das Baſſin des Niger. Eine führende Macht des 
Iſlam aber habe ihren Sitz in Konſtantinopel und in Kleinaſien, während 
eine andere, wenngleich nicht ſelbſtändige Potenz, ſich im Baſſin des 
Ganges konzentriere. Die mahdiſtiſchen Bewegungen hätten gezeigt, 
wie mächtig die überall vorhandenen religiöſen Strömungen ſeien. 
Wenn ſie ſcheiterten, habe das an ihrer lokalen Baſis und ihrer geringen 
moraliſchen Bedeutung gelegen. Aber das könne ſich ändern und es 
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gebe Zentren, von denen eine mächtigere Bewegung ausgehen könne: 
am Nil, an den Waſſerſcheiden Indiens, in der Türkei als politiſchem 
Mittelpunkt oder in Kabul, wo der Emir ſich beſtrebe, das Haupt ſeiner 
Religion zu ſein. Der Syſtemwechſel, der ſich in der Türkei vollzogen 
habe, ſei keineswegs eine bloße Übertragung europäiſcher Methoden 
in den Orient. Die Parole laute: die Türkei für die Türken, und das 
habe auch eine religiöſe Bedeutung. 

„Wir haben“, ſo ſchließt der Artikel, „eine Zukunftsfrage angeregt, 
ohne dabei eine immediat politiſche Abſicht zu verfolgen. Aber die Frage 
ſtellen, heißt die engliſch-franzöſiſchen Beziehungen in ein neues Licht 
ſetzen. Beide Nationen ſtehen in dauernden Beziehungen zu weiten moham— 
medaniſchen Bevölkerungen. Wäre es nicht gut, wenn ſie ſich zuſammen— 
tun wollten, um das Problem der Zukunft des Iſlam zu ſtudieren?“ 

Gewiß, dagegen läßt ſich nichts einwenden. Aber abgeſehen davon, 
daß als dritte europäiſche Macht, die mit dem Iſlam zu rechnen hat, 
Rußland in Betracht käme, das bisher allein verſtanden hat, ſeine moham— 
medaniſchen Untertanen — wenn wir von den ungezähmten Stämmen 
des Kaukaſus abſehen — ſtaatlich zu aſſimilieren, ohne ſie religiös zu 
verletzen, iſt die Frage doch aufzuwerfen, ob die in Ausſicht genommene 
Entmündigung der geſamten iſlamiſchen Welt, wie ſie als Zukunfts— 
perſpektive aufgeſtellt wird, überhaupt durchführbar iſt und ob ſie ſich 
ſittlich rechtfertigen läßt. Wir glauben, daß das erſtere nur unter unge— 
heueren Opfern und nicht vollſtändig zu erreichen iſt, und beſtreiten das 
letztere. Sowohl in der Türkei wie in Agypten regen ſich Kräfte, die 
eine Zukunft haben, es ſpielt auch die aſiatiſche, antieuropäiſche Frage 
mit, mit der Frankreich in Hinterindien, England in ſeinem Vorder— 
indischen Reiche zu rechnen hat und von der die iſlamiſchen Völker 
ſehr bald ein Teil werden können, wenn die Maſſen erkennen, 
daß es auf ihre Unterjochung abgeſehen iſt. Die richtige Politik ſcheint 
uns zu ſein, dieſe Nationen nicht ſyſtematiſch zu ſchwächen, ſondern die 
Elemente des Fortſchritts, die in ihnen ohne Zweifel vorhanden ſind, 
ehrlich zu fördern, ohne daran Tendenzen zu knüpfen, die ſich gegen ihre 
ſtaatliche Selbſtändigkeit richten. Jener franzöſiſche Korreſpondent, der 
der „Morning Poſt“ ihre Gedanken anregte, ſagt u. a., es ſei der große 
Fehler der franzöſiſchen Regierung, daß ſie 1908 Abdul Aſis habe fallen 
laſſen. Dem „Temps“ wird aus Lalla Marnia geſchrieben, daß Abdul 
Aſis große Fortſchritte in der Gegend von Taza mache und daß der Sultan 
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ihm ſeine Mahallen entgegenſchicke. Das würde einen neuen Bürger— 
krieg geben und nebenher iſt noch ein zweiter Prätendent Mulay el 
Kebis in Reſerve. Gleichzeitig werden neue Angriffe der Rifkabylen 
gegen die Spanier gemeldet. Lauter Dinge, die wenig erfreulich ſind. 
Ebenſowenig ſind es die ſerbiſchen und bulgariſchen Intrigen in Maze— 
donien, die in vollem Gange ſind und, wie es ſcheint, dahin zielen, im 
Frühjahr neue Aufſtände herbeizuführen. Der Konſtantinopoler Korre— 
ſpondent des „Eclair“ gibt darüber ausführliche Nachricht und will 
wiſſen, daß zwiſchen Serbien und Bulgarien eine volle Verſtändigung 
über Mazedonien perfekt geworden ſei. Sie hätten ihre Einflußzonen 
bereits abgegrenzt. Das wäre ein gefährliches Spiel, da ſchwer anzu— 
nehmen iſt, daß die Türkei es ſich gefallen läßt und ruhig abwartet, 
bis ſie einer vollzogenen Tatſache und zwei völlig gerüſteten Gegnern 
gegenüberſteht. 

Endlich ſei noch auf eine ſehr eingehende Abhandlung des „Journal 
des Débats“ über die Erneuerung des Privilegs der Suezkanal-Kommiſ— 
ſion hingewieſen. Dieſes Privileg läuft 1969 ab und ſoll gegen beſtimmte 
pekuniäre Vorteile, die man Agypten zugeſtehen will, ſchon jetzt auf 
weitere 40 Jahre erneuert werden. Die ägyptiſchen Nationaliſten zeigen 
wenig Neigung, das Geſchäft abzuſchließen. Wenn wir richtig ſehen, 
iſt jedoch der internationale Charakter der Suezkanal-Kommiſſion für 
Agypten eine Sicherheitsbürgſchaft, die es bei einer beliebigen anderen 
Kombination nicht gewinnen würde, und es würde ſich vielleicht nur noch 
empfehlen, dieſes internationale Element dadurch beſſer zur Geltung zu 
bringen, daß die an der Suezfahrt intereſſierten großen Schiffahrts— 
geſellſchaften nach dem Verhältnis ihrer Intereſſen ſtärker an der Kom— 
miſſion beteiligt werden. 

Die größte Beachtung verdient der auf Neutraliſierung der man— 
dſchuriſchen Bahnen unter Anerkennung der chineſiſchen Rechte ge— 
richtete Antrag der Vereinigten Staaten von Nordamerika. Seine Ver— 
wirklichung würde ein ohne allen Zweifel an China begangenes Unrecht 
in einer Form gutmachen, die den Intereſſen aller Teile gerecht wird. 
Es ſcheinen aber nicht alle Mächte ſo zu denken. In Japan iſt man 
mit der amerikaniſchen Initiative keineswegs einverſtanden und auch 
in Petersburg ſcheint er Verſtimmung hervorgerufen zu haben. Es 
iſt daher nicht unmöglich, daß die Welt mit dem doch überraſchenden 
Schauſpiel einer japaniſch-ruſſiſchen Kombination zu rechnen haben wird. 
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14. Januar 1910. Beginn der Wahlen zum engliſchen Unterhauſe. 
16. Januar. Kongreß der Mazedonier in Varna. 
17. Januar. Weißbuch über die deutſchen Bergwerksintereſſen in Marokko. 


19. Januar 1910. 

Die Wahlen in England ſind in vollem Gange. Von den 
44 Millionen Engländern gehen 7705 717 zur Wahlurne, wenn wir 
annehmen, daß jeder Wahlberechtigte von ſeinem Recht Gebrauch macht. 
Das bedeutet, daß von den Männern über 21 Jahre etwa "/s nicht als 
politiſch mündig betrachtet wird, was freilich nicht ausſchließt, daß in 
Wahlverſammlungen gerade dieſe Elemente eine Rolle ſpielen. Die 
Ausſchreitungen und Roheiten in den Wahlverſammlungen werden 
wohl zum nicht geringen Teil ihnen zuzuſchreiben ſein; die Klagen über 
Hooligans und ihr Treiben kehren in der Preſſe beider rivaliſierenden 
Parteien häufiger wieder als es z. B. bei den großen Wahlen des Jahres 
1906 der Fall war. Steht auch noch eine Reihe von Wahlreden bevor, 
ſo fiel doch der Schwerpunkt der Agitation in die hinter uns liegende 
Zeit der Vorbereitung. Als erfreuliches Ergebnis der Wahlkämpfe 
heben wir hervor, daß alles, was zur Fahne der Liberalen hält, ſich mit 
großer Beſtimmtheit von der Geſpenſterfurcht vor Deutſchland losgeſagt 
hat. Die Führer der Uinioniſten, Mr. Balfour an der Spitze, haben mit 
der deutſchen Gefahr und der deutſchen Konkurrenz als mit einem 
Hauptargument operiert, einerſeits um den Liberalen ihre angebliche 
Vernachläſſigung der Wehrkraft Englands zu Lande und zu Waſſer vor— 
zuwerfen, anderſeits um die Notwendigkeit von Schutzzöllen — die 
ſogenannte Tarifreform — zu empfehlen. Die franzöſiſche Preſſe, die, 
wie wir noch ſehen werden, mit geringer Ausnahme für den Sieg der 
Unioniſten Propaganda macht, iſt in bezug auf die Tarifreform wenig 
erbaut von den Plänen Chamberlains und Balfours. Das „Journal 
des Dͤbats“ ſtellt eine intereſſante Tabelle zuſammen, aus der ſich ergibt, 
daß Deutſchland mit einem Import von 46,3 Mill. Lſtr. engliſcher Waren 
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und einem Export von 38 Mill. der beſte Klient Englands iſt, von einer 
Tarifreform alſo weniger betroffen werden kann, als alle übrigen 
Staaten, während Frankreich, das für 31,7 Mill. kauft und für 48 Mill. 
verkauft, weit eher Zollſchranken zu erwarten hat, die das Verhältnis 
von Export und Import zugunſten Englands zu wandeln beſtimmt 
wären. Auch Rußland, das für 20 Millionen kauft und für 28,1 verkauft, 
hat dasſelbe zu erwarten. Am ſchwerſten aber würden die Vereinigten 
Staaten von Amerika getroffen werden, die für 42 Millionen kaufen 
und für 124,1 Millionen Lſtr. an England verkaufen. Wir heben dieſe 
Staaten als Beiſpiel hervor, weil ſie es gerade ſind, um deren politiſche 
Gunſt England meiſt bemüht iſt. Das „Journal des Débats“ knüpft an 
ſeine Tabelle die melancholiſche Bemerkung: 

„Wenn, wie die Tarifreformer behaupten, ein Land, um zu gedeihen, 
mehr verkaufen ſoll als es kauft und dahin wirken muß, daß der Wert 
ſeines Exports den des Imports überſteigt, ſo ſieht man, gegen wen 
die Bemühungen der Unioniſten ſich richten, und welche Länder in der 
günſtigſten Lage ſein werden, ihnen die Spitze zu bieten.“ 

Wir ſetzen dieſe Ausführungen her, um darauf hinzuweiſen, wie 
haltlos die Behauptung Balfours iſt, daß Deutſchland entſchloſſen ſei, 
nicht zu dulden, daß England im eigenen Lande eine Tarif— 
reform einführe. Wir können ihr ruhiger entgegenſehen als ein be— 
liebiger anderer Staat, zu dem England in lebendigen Handelsbezie— 
hungen ſteht. 

Wenn nun die franzöſiſche Preſſe aller Richtungen leidenſchaftlich 
für die Unioniſten Partei nimmt und bemüht iſt, die öffentliche Meinung 
Englands gegen uns zu erregen, jo ſehen wir darin ein Wieder— 
uf tauche delegſſiſtiſcher Tendenzen, wie wir 
ſie bereits an dem Buch von Lémonon kennen gelernt haben ). Zwei 
Beiſpiele dafür mögen hierhergeſetzt werden. In der Nr. 2 der 
„Opinion“ vom 8. Januar veröffentlicht der bekannte Kenner 
engliſcher Verhältniſſe, Jaques Bardoux, einen Aufſatz unter dem 
Titel „Das öſterreichiſch-deutſche Komplott gegen 
das europäiſche Gleichgewicht“, der von der Behaup— 
tung ausgeht, daß Blatchford in ſeinem antideutſchen Pamphlet die 


1) Es ſei hier eine Zurechtſtellung angebracht. Das Lémononſche Buch iſt 
vor der Zuſammenkunft in Racconigi im Manufkript fertig geweſen, jo daß wir 
dem Verfaſſer zu Unrecht fein Schweigen über Racconigi vorgehalten haben. 
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Farben viel zu matt aufgetragen habe. „Wenn alle diejenigen „qui 
ont le culte de la grandeur anglaise“ heute fürchten, daß England den 
Ratſchlägen der liberalen Majorität folgen und ſeine ganze Tätigkeit 
dahin konzentrieren könnte, Verfaſſungsänderungen und ſoziale Re— 
formen vorzunehmen, deren Berechtigung wir nicht beſtreiten wollen, 
ſo geſchieht es, weil ſie wiſſen, daß die Gegner des europäiſchen Gleich— 
gewichts die furchtbare Kriſis eskomptieren und auf die unverhoffte 
Gelegenheit warten, die ſich ihnen bietet.“ Sobald man in Wien und in 
Berlin wiſſe, daß die Partei am Ruder bleibe, die, aus Prinzip und durch 
Wahlverſprechungen gebunden, eine Politik der Nichtintervention in 
europäiſchen Fragen verfolge, werde der Vorwand gefunden werden, 
um die Karte Europas zu modifizieren. Es wird danach ein unſinniger 
Artikel Hardens zitiert, der den Engländern Arabien, den Kongo und 
alle Meere der Welt zuſpricht, wenn ſie Deutſchland die Hegemonie in 
Europa überlaſſen. Das beſtätige faſt wörtlich, was Blatchford aus— 
geführt habe, und Bardoux will nicht entſcheiden, wie weit die Anſichten 
der Wilhelmſtraße hier wiederklingen. Die Gefahr komme jedoch nicht 
aus Berlin, ſondern aus Wien, das nach einigen Monaten mit einem 
Minimum von Gefahr ſeinen großen Balkanplan ausführen werde. 
Dieſer Plan ſei der Hauptgegenſtand der Unterredungen geweſen, die 
der neue Metternich, Aehrenthal, im Juli 1909 mit dem deutſchen 
Reichskanzler gepflogen habe. Damals ſei das Komplott gegen das euro— 
päiſche Gleichgewicht in den Grundzügen feſtgeſtellt worden. Wiſſe 
man am Ballhausplatz, daß Ende Januar die Konſervativen in England 
nicht ans Ruder kommen, ſo werde man zugreifen. Die Tage Serbiens 
ſeien gezählt. Schon ſeien die militäriſchen Vorbereitungen getroffen; 
in Bosnien und an den ruſſiſchen Grenzen ſtänden die Truppen bereit, 
der Generalſtab arbeite fieberiſch, Deutſchland gebe das Geld her und 
alle diplomatiſchen Vorbereitungen ſeien getroffen. Aehrenthal wiſſe, 
daß Rußland erſt nach Jahren manu militari eingreifen könne, nach 
Japan habe er einen eminenten Diplomaten, ſeinen Freund „M. de 
Calle“ (gemeint iſt offenbar der Botſchafter Frhr. Call zu Kulmbach 
und Roſenburg)h geſchickt, er ſchrecke Rußland mit kriegeriſchen Abſichten 
Japans und habe auch erreicht, daß Rußland ſich im Oſten verſtärke. 
Sobald aber Rußland auch nur teilweiſe in Aſien mobiliſiere, ſei der 
Balkan den Sſterreichern ausgeliefert. Den „excellent et naif John 
Bull“ werde Herr v. Bethmann Hollweg mit einer Flut von freundlichen 
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Worten einlullen und ſich danach durch Abtretung eines öſterreichiſchen 
Savoyen bezahlen laſſen. Schon lägen die engliſchen und deutſchen 
Admirale einander in den Armen, und alle Schwierigkeiten, Bagdad— 
bahn und Flottenfrage würden fortgegaukelt. Frankreich aber laſſe 
man tiefer in Marokko hinein und hetze ihm zugleich den ſpaniſchen Spitz 
in die Beine. Aber zum Glück ſei allmählich das Komplott durchſchaut 
worden. Die Demonſtrationen der Serben bei der Säkulaxfeier 
Gladſtones, die Flottendemonſtration in Antivari ließen ſich nur ſo 
erklären: 

„Im Augenblick, da die engliſche Nation durch ihr Votum im Be— 
griff iſt, leichtſinnig die eigene Zukunft und die Zukunft Europas aufs 
Spiel zu ſetzen, muß ſie die volle Wahrheit kennen! Sie muß wiſſen, 
welche Hoffnungen ihre Gegner auf die Minderung der engliſchen 
Streitkräfte gründen. Sie muß das Komplott verfolgen, das die Diplo— 
matie Oſterreichs und Deutſchlands gegen jenes europäiſche Gleich— 
gewicht ſchmiedet, das das Meiſterſtück der britiſchen Diplomatie war.“ 

Man wird Herrn Bardoux nur bedauern können, daß er ſeinen guten 
Namen durch ſo leichtfertige, auf nichts als auf eine kranke und ängſt— 
liche Phantaſie gegründete Behauptungen bloßgeſtellt hat. Aber er 
wird faſt noch übertroffen durch die Betrachtungen, die der franzöſiſche 
Katholik Arthur Meyer unter der Spitzmarke „„Souhaitons le succès 
des Lords!“ im „Gaulois“ vom 15. Januar anſtellt. Er führt zwei 
Gründe auf, um zu wünſchen, daß England eine Drohung für Deutſch— 
land bleibe und eventuell mit Frankreich vereinigt der Bismarck-Koalition 
die Spitze biete. Die Führer der Liberalen ſind ihm verdächtig: Asquith, 
weil er nicht ein echter Ariſtokrat iſt, Churchill, weil er aus Neid alle Pri— 
vilegien vernichten will, Lloyd George, weil er Walliſer iſt. Gegen den 
„banditisme cosmopolite“', den dieſe Männer und ihr Anhang vertreten, 
gebe es nur zwei ſchützende Wälle: den Vatikan und die Lords. Breche 
man die Macht der Lords, ſo werde es eine Revolution geben, ſchreck— 
licher als die von 1789, kommen die Liberalen ans Ruder, ſo werde 
England alle Verwüſtungen kennen lernen, die der moderne Geiſt mit 
ſich bringe. Es werde auch aufhören zu erobern, dann aber werde es 
auch nicht mehr feſthalten können, was es beſitze. Deutſchland werde ihm 
ſeinen Handel nehmen, ſeine Kohlenſtationen, die Herrſchaft der Meere. 
Daher müſſe England fortfahren zu rüſten und das Volk die ungeheuren 
Opfer tragen, die man von ihm fordere. England müſſe ſeine ariſto— 
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kratiſche Verfaſſung bewahren, denn zu reformieren ſei ſie nicht, nur 
umzuſtürzen. 

„Ich wiederhole es, vom politiſchen Standpunkte aus haben wir 
das größte Intereſſe daran, daß England ſtärker wird, da es das not— 
wendige Gegengewicht gegen das ſtarke Deutſchland iſt, weil England 
zweifellos mit uns ſein wird an dem Tage, da der unvermeid— 
liche Krieg losbricht; vom ökonomiſchen Standpunkt aus iſt unſer 
Intereſſe ebenſo erſichtlich, denn England iſt unſer vornehmſter Kunde, 
und der Erfolg der Liberalen, die Veränderungen, die ſie in der Agrar— 
politik vornehmen wollen, würden den engliſchen Markt ſtören und ihn 
vielleicht zu unſerm Nachteil einſchränken. Alſo, Gott gebe den Konſer— 
vativen den Sieg! Das muß jeder Franzoſe wünſchen, dem die In— 
tereſſen ſeines Landes am Herzen liegen; damit wir wieder ein größeres 
Frankreich (la plus grande France) werden, muß England Greater 
Britain bleiben.“ 

Herr Meyer iſt alſo der Meinung, daß der Krieg zwiſchen Deutjch- 
land und Frankreich unvermeidlich iſt und daß England dann ſelbſt— 
verſtändlich zu Frankreich ſtehen wird. Beide Behauptungen ſind 
gleich leichtfertig. Der Verlauf der Wahlkampagne hat doch ſo weit 
aufklärend gewirkt, daß — wie immer der Ausgang ſei — die Majorität 
der engliſchen Nation in ihrem Glauben an die „deutſche Gefahr“ irre— 
geworden iſt. Die Herren Lemonon, Bardoux und Meyer und wie 
die übrigen Delcaſſiſten der franzöſiſchen Preſſe alle heißen mögen, 
werden ſie nicht eines Beſſeren belehren. Und ebenſo hält die ungeheure 
Majorität des franzöſiſchen Volkes und, wie wir glauben, auch die 
franzöſiſche Regierung einen Krieg keineswegs für unvermeidlich. Er 
könnte es nur werden, wenn man uns herausforderte, und das können 
wir mit aller Ruhe abwarten. Vielleicht iſt es nützlich, jene kriegsluſtigen 
und nach Komplotten ſuchenden politiſchen Freibeuter darauf auf— 
merkſam zu machen, daß in Rußland neben der bekannten gegen Deutſch— 
land arbeitenden Richtung eine Strömung hergeht, welche die heutige 
Orientierung der ruſſiſchen Politik für einen Fehler hält und lebhaft 
die Rückkehr zu freundſchaftlichem Zuſammengehen mit Deutſchland 
wünſcht. Aus den tendenziöſen „ruſſiſchen Briefen“ des „Journal des 
Débats“ iſt das freilich nicht zu erkennen. Die ſchrieben noch am 
15. Januar im Hinblick auf die Schwierigkeiten mit Japan (dem der 
Verfaſſer der Briefe die Abtretung des nördlichen Sachalin anbietet !): 


„Die Welt iſt groß genug, um Japaner und Ruſſen zu umfajjen. 
Mögen ſie den Orient nehmen, uns bleibe das Abendland! Mögen 
ſie, wenn ſie wollen, im Pazifiſchen Ozean herrſchen, aber uns mögen 
ſie Europa laſſen. Das iſt der Gedanke Iswolskis, es iſt der Gedanke 
aller Ruſſen von geſundem Verſtande, mit Ausnahme einiger Jour— 
naliſten der äußerſten Rechten, die durch ihre politiſche Leidenſchaft ver— 
blendet ſind und darauf hinarbeiten, uns nach China zurückzuwerfen, 
als ob Wilhelm II. ſie derart inſpiriert hätte.“ 

Die „ruſſiſchen Briefe“ unterſchätzen die Gegner der Politik 
Iswolskis. Sie haben ihrer Meinung in einer Serie von Artikeln 
Ausdruck gegeben, die in den „Moskowſkija Wjedomoſti“ erſchienen ſind 
und die Überſchrift führen: „Der Kampf um die Hegemonie und unſere 
auswärtige Politik“. Bekanntlich ſind die „M. W.“ das alte Organ 
der Panſlaviſten und bisher keineswegs als unſere Freunde aufge— 
treten. Aber ſie haben den Sprung Iswolskis nicht mitgemacht und 
die alte Gegnerſchaft gegen England nicht vergeſſen. In jenen Ar— 
tikeln wird nun ausgeführt, daß die IJswolskiſche Politik 
antinational und verderblich ſei. Der politiſche Antagonismus, auf den 
ſich jene Politik fundiere, habe in Wirklichkeit niemals beſtanden, während 
England ſeit der Niederwerfung Frankreichs und Napoleons 90 Jahre 
lang Rußland allüberall und mit allen Mitteln bekämpft habe. Das 
ſchließliche Ergebnis dieſer faſt hundertjährigen Feindſchaft aber ſei die 
Vernichtung der Macht Rußlands in dem von England angezettelten 
japaniſchen Kriege geweſen. Sobald er dieſes Ziel erreicht habe, ſei 
der engliſche Feind plötzlich ein glühender Freund Rußlands geworden. 
Der Grund ſei leicht zu erkennen. Zur Ausfechtung des Krieges, zu 
dem die engliſch-deutſchen Gegenſätze führen müßten, brauche England 
ruſſiſches Kanonenfutter, ganz wie die Ruſſen geblutet hätten, um 
England bei der Vernichtung der napoleoniſchen Macht nützlich zu ſein. 
Die Preſſe der Kadetten und der fremden Stämme les wird dabei in 
nicht mißverſtändlicher Weiſe auf die jüdiſche Preſſe hingewieſen) trete 
für die Freundſchaft ein, die England anbiete, weil ſie das monarchiſche 
Rußland zu einem neuen Zuſammenbruch führen wolle. Deutſchland 
habe dagegen ſtets in Freundſchaft mit Rußland gelebt; die Vorwürfe, 
die man ihm wegen ſeiner Haltung auf dem Berliner Kongreß in Ruß— 
land mache, ſeien unbegründet. Deutſchland habe doch nicht die ruſſiſchen 
Intereſſen verteidigen können, während Gortſchakow ſelbſt den öſter— 
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reichiſchen Forderungen übereilt nachgegeben habe. Seither habe 
Deutſchland beſtändig die Freundſchaft Rußlands geſucht, die es im 
Hinblick auf ſeine Weſtfront notwendig brauche. Aber Rußland habe 
all dieſe Annäherungsverſuche eigenſinnig zurückgewieſen und ſich jetzt 
ſogar England in die Arme geworfen. Das könne im beſten Falle nicht 
anders enden, als wie es vor hundert Jahren nach der Niederwerfung 
Napoleons J. geendet habe, d. h. mit einer neuen Periode ruſſiſch— 
engliſcher Feindſchaft. Deutſchland könne aber als Feind ebenſo ge— 
fährlich werden, wie es als Freund nützlich geweſen ſei. Deutſchlands 
Neutralität habe im letzten Kriege Rußland erlaubt, ſeine Truppen aus 
dem Weſten nach Oſtaſien zu werfen und Rußlands alten Feind, Oſter— 
reich, während des Krieges und der Revolution in Ruhe gehalten. 
Zum Dank dafür habe Rußland nach der Revolution Deutſchland den 
Rücken gekehrt und ſich mit England eingelaſſen, das ſeine Koalition 
gegen Deutſchland ſchmiede. Das Vorgehen Oſterreichs gegen den 
Balkan, das nunmehr Deutſchland nicht hingehalten habe, ſei die Ant— 
wort darauf geweſen. Die Annexion Bosniens und der Herzegowina 
ſei die direkte Folge deſſen, daß Rußland Deutſchlands Freundſchaft 
verloren habe. Nun ſei Iswolski zu ſeinen Freunden, den Franzoſen, 
und zu ſeinen Freunden, den Engländern, gelaufen, um ſie um Hilfe 
zu bitten. Er habe mit der Miene eines Siegers davon geſprochen, 
daß Deutſchland iſoliert ſei. Aber ſchließlich habe ſich erwieſen, daß 
Rußland von allen im Stich gelaſſen worden ſei. Durch Deutſchlands 
Haltung in dieſer Frage habe Rußland die Wahrheit des Sprichworts 
erfahren: „Ein alter Freund iſt mehr wert als zwei neue.“ Leider ſei 
auch nach dieſer Enttäuſchung die unheilvolle Politik der Freundſchaft 
mit England weiter verfolgt worden. Man wolle in Rußland wohl 
noch mehr Beweiſe dafür erhalten, daß die engliſche Freundſchaft 
Rußland nie die deutſche erſetzen könne. Solche Beweiſe könne Ruß— 
land in naher Zukunft erhalten, wenn ein neuer Krieg mit Japan aus— 
breche, was durchaus nicht unwahrſcheinlich ſei. Dann ſei es die Frage, 
ob Rußland ſeine Weſtgrenze ebenſo ruhig von Truppen entblößen 
könne wie 1904/05. Zur Vorbereitung der Verteidigung gegen Japan 
ſei nichts notwendiger, als daß Rußland ſich die Hände gegen Japan 
freimache. Dazu aber ſei die enge Freundſchaft mit Deutſchland nicht 
zu entbehren. Und da entſtehe die Frage, ob es nicht ſchon zu ſpät dazu 
ſei, ob Rußland nicht ſchon zu weit auf dem falſchen Weg vorgegangen 
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ſei. Ein Anzeichen bafür ſei vielleicht die Beſſerung der deutſch-franzö— 
ſiſchen und der deutſch-engliſchen Beziehungen. Es ſei möglich, daß 
Deutſchland müde geworedn ſei, Rußlands Freundſchaft vergeblich zu 
ſuchen, und daß es eine gegen Rußland gerichtete Frontänderung plane. 
Wenn es zu einem deutſch-ruſſiſchen Kriege komme, werde Rußland 
ſicher allein ſtehen, während Deutſchland ſich in Oſterreich-Ungarn, 
Rumänien, Japan und Schweden Verbündete geſichert habe. Siege 
Deutſchland, ſo werde England ſich einen Teil der ruſſiſchen Beute 
ſichern. Siege aber Rußland, ſo werde ſofort wieder der engliſch— 
ruſſiſche Kampf um die Hegemonie beginnen. 

„Als wir Deutſchlands Freundſchaft verloren, haben wir viel ver— 
loren. Durch die Erwerbung der Freundſchaft Englands haben wir 
abſolut nichts gewonnen. In der Rückkehr zu einer engen Freund— 
ſchaft mit Deutſchland muß unſere nationale auswärtige Politik be— 
ſtehen.“ 

Wir geben dieſe Schlußausführungen den Herren Bardoux und 
Meyer zu erwägen. Geben ſie nicht die Realität der heute zwiſchen 
Rußland und Deutſchland beſtehenden Beziehungen wieder, ſo weiſen 
ſie doch auf die Möglichkeit hin, mit denen weiterblickende Politiker 
zu rechnen gut tun würden. Rußland iſt bisher ſtets der Haupttrumpf 
im franzöſiſchen Spiel geweſen; es iſt nicht geſagt, daß er es immer 
bleiben kann. Überwiegt heute die Kombination Iswolski plus der 
durch die oktobriſtiſchen und kadettiſchen Zeitungen vertretenen Richtung, 
die ſich ihm zu Dienſt geſtellt hat, ſo deuten doch zahlreiche Anzeichen 
darauf hin, daß ſich eine Wendung vorbereitet, und zwar zunächſt 
in der inneren Politik. Die Sympathien des Zaren gehören 
zweifellos mehr der Rechten als der Linken. Die Frage iſt, wie weit 
die Wandlung in der inneren Politik nach außen reflektieren 
wird. Sicher iſt, daß von Japan eine ſehr erhebliche Erweite— 
rung ſeines Flottenplanes in Angriff genommen wird, 
wobei allerdings unklar bleibt, welchen Zwecken dieſe Flotte zu dienen 
beſtimmt iſt. Das Programm der Neubauten umfaßt nach der „Agentur 
Reuter“: 1 Panzerſchiff von 16 000 t, 2 gepanzerte Kreuzer von 11 000 t, 
2 Kreuzer zweiter Klaſſe von 5000 t, 1 gepanzerten Kreuzer von 14000 t, 
2 Kreuzer zweiter Klaſſe von 4000 t, 29 größere und einige kleinere 
Torpedobootzerſtörer und 6 Torpedos von 120 t. Dieſes Programm 
ſolle, wenn nötig, noch vergrößert werden. 


Wir ſchließen mit einigen kurzen tatſächlichen Angaben. In der 
tuneſiſch-tripolitaniſchen Grenzfrage hat der neue 
Großweſir ſich entgegenkommend gezeigt, und ein Konflikt mit Frank— 
reich iſt erfreulicherweiſe ausgeſchloſſen. Dagegen läßt ſich nicht über— 
ſehen daß die türkiſch-bulgariſchen Beziehungen in— 
folge der wiederaufgenommenen Agitation in Mazedonien zu wünſchen 
übrig laſſen. Auch wirkt es nicht beruhigend, daß neue Slaven— 
kongreſſe bevorſtehen. In Belgrad erwartet man ruſſiſche Duma— 
mitglieder, in Sofia erſt einen panſlaviſchen Journaliſtenkongreß, 
danach einen Kongreß ſlaviſcher Arzte und Naturforſcher. Auch die 
Delegierten zum letzten Prager Kongreß werden in Sofia erſcheinen, 
um dort die Vorbereitungen für einen großen Slavenkongreß in Ruß— 
land zu treffen, der wiſſenſchaftliche, literariſche und journaliſtiſche 
Intereſſen vertreten ſoll. Das in Prag gewählte ſlaviſche Exekutiv— 
komitee ſoll am 27. Januar a. St. in Petersburg das Programm für 
den Kongreß in Sofia ausarbeiten. Da dieſe Slavenkongreſſe ſtets in 
Politikaſterei ausmünden, iſt von ihnen nicht viel Erfreuliches zu 
erwarten. N 

Die Kretafrage ruht vorläufig; in Griechenland 
dauert das Regiment der Militärliga fort und man ſieht nicht, auf 
welchem Wege die Regierung und das Königshaus ihre verfaſſungs— 
mäßige Stellung zurückgewinnen werden. Die Konſtituierung des 
Miniſteriums Khuen-Hedervary it nunmehr glücklich 
vollzogen, aber es kann als ſicher angenommen werden, daß es große 
Energie entwickeln muß, wenn es ſich behaupten will. 

In Frankreich macht das Treiben der apaches aus den 
Reihen der Truppen ernſte Sorgen. Es ſcheint uns kein anderer 
Ausweg möglich, als ein Bruch mit dem Syſtem, das Verbrechern 
den Zugang zur Armee öffnet. Es iſt weniger die von dieſen Elementen 
ausgehende Anſteckung, als die Verletzung des Ehrgefühls der Soldaten, 
die ſie als Kameraden dulden müſſen, die uns in hohem Grade bedenk— 
lich erſcheint. Aber freilich, man iſt in Frankreich gewohnt, in den 
Fremdenlegionen von ſolchen Bedenken abzuſehen, und ſo drückt man 
auch in der Nationalarmee die Augen zu. Der „Eclair“ hat jüngſt die 
aufregende Nachricht verbreitet, daß ein Drittel der in den franzöſiſchen 
Arſenalen liegenden Bomben gebrauchsunfähig ſei, da ſie bei der ge— 
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ringſten Berührung zu explodieren drohen. Man wird wohl annehmen 
müſſen, daß hier eine ungeheure Übertreibung vorliegt. 

In Kana d ahat die Debatte über die Laurierſche Marine— 
vorlage begonnen. Sie ſtößt auf heftige Oppoſition, aber aller 
Wahrſcheinlichkeit nach wird das Miniſterium ſchließlich den Sieg davon— 
tragen. 


20. Januar 1910. Proteſtnote der Pforte in tretiſchen Angelegenheiten. 
21. Januar. Willigung der Mittel zur Fortſetzung der Uſambarabahn. 
23. Januar. Rückkehr der ſpaniſchen Truppen aus Marokko. 

24. Januar. Vertrauensvotum für Großweſir Hakki Paſcha. 


26. Januar 1910. 

Die Entſcheidung über den Ausgang der Wahlen rückt immer 
näher heran. Dieſen Freitag, den 28. d. M., wird der Wahlakt geſchloſſen, 
und aller Wahrſcheinlichkeit nach wird das Ergebnis ſofort bekannt 
werden. So viel ſcheint ſchon heute ſicher zu ſein, daß trotz der zahlreichen 
Wahlſiege der Unioniſten, die Koalition der Liberalen, Arbeiter und 
Nationaliſten unter allen Umſtänden die Majorität behält; zweifelhaft 
iſt dagegen, ob die Liberalen für ſich allein eine regierungsfähige Mehrheit 
im Unterhauſe erringen werden. Nationaliſten und Arbeiter ſind aber 
keine unbedingt ſicheren Bundesgenoſſen, und es iſt keineswegs un— 
denkbar, daß ſich die Kombinationen wiederholen, mit denen England 
in den Jahren 1892 bis 1895 zu rechnen hatte. 1892 ſtanden den 
275 Liberalen und 80 Nationaliſten 270 Konſervative und 45 Unioniſten 
gegenüber. Das Gladſtoneſche Programm war dem heutigen liberalen 
Programm außerordentlich ähnlich, mit dem Unterſchiede freilich, daß 
das Schlagwort der Tarifreform noch nicht bei den Parteigegenſätzen 
mitſpielte. Wohl aber wurde um Home Rule gekämpft und in betreff 
des Hauſes der Lords lautete der Kampfruf Gladſtones: to mend or 
to end, d. i. Reform oder Beſeitigung. Auch ſetzte Gladſtone wirklich 
ſein Home Rule-Programm im Unterhauſe durch, freilich nur mit einer 
Majorität von 35 Stimmen, während das Haus der Lords Home Rule 
mit ungeheurer Mehrheit verwarf (419 gegen 41), den Kampf gegen 
die Lords führte er nicht zu Ende. Am 3. März 1894 trat er zurück und 
Gladſtones Nachfolger, Roſebery, vertagte den Streit, ohne ihn aus— 
zutragen. Als dann die Nachwahlen ſtets für die Konſervativen ent— 
ſchieden, verlor er den Mut und reſignierte. Die Neuwahlen brachten 
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eine ungeheure fonjervative Mehrheit, und das führte zu dem be- 
rühmten 3. Miniſterium Salisbury, das den Konſervativen bis Dezem— 
ber 1905 die Herrſchaft geſichert und ihnen durch das Aufgehen der von 
Hartingdon und Chamberlain geführten liberalen und radikalen Unioniſten 
in die konſervative Partei den Charakter gegeben hat, den ſie bis heute 
behauptet haben. Die Jahre 1892 bis 1906 aber haben inſofern den 
Charakter des politiſchen Lebens in England weſentlich modifiziert, 
als ſie einmal die imperialiſtiſche Politik, die Disraeli inauguriert hatte, 
zur vorherrſchenden Richtung Englands nach außen hin machten, andrer— 
ſeits aber die Chamberlainſche Tarifreform als neues Schlagwort auf— 
brachten. An dem Widerſtreben der Majorität der Nation gegen eine 
Politik des Schutzzolls brach dann das Regiment der Konſervativen zu— 
ſammen, während der imperialiſtiſche Gedanke ſich ſo ſtark erwies, 
daß auch die Liberalen ihn ſich zu eigen machen mußten. In dieſer 
Hinſicht hat ein Unterſchied zwiſchen der Praxis Sir Edward Greys 
und ſeiner konſervativen Vorgänger im Foreign office niemals beſtanden. 
Es läßt ſich ein Unterſchied in der Taktik zwiſchen ihm und Lord Lans— 
downe verfolgen, wobei das Tempo der politiſchen Aktion die vornehmſte 
Differenz darſtellt, keineswegs aber die Ziele. Wir erinnern an dieſe 
Tatſachen, um zu erklären, daß die ſchließliche Entſcheidung, wie immer 
ſie fallen möge, eine weſentliche Anderung in den deutſch-engliſchen 
Beziehungen nicht zur Folge haben kann, es ſei denn, daß eine Wandlung 
in der Grundſtimmung des engliſchen Volkes ſich vollzieht, die zu einer 
ruhigeren Beurteilung der Frage führt, wie weit das engliſche und das 
deutſche Intereſſe zuſammengehen können. 

Mit großer Befriedigung ſtellen wir aber feſt, mit welcher Ruhe 
unſere politiſchen Kreiſe und die öffentliche Meinung Deutſchlands 
all den Lärm hingenommen haben, der nicht nur jenſeits des Kanals, 
ſondern auch bei unſeren Nachbarn rechts und links vor den Wahlen 
und während derſelben gemacht worden iſt. Als der Angſtparoxismus 
vor den deutſchen Luftſchiffen durch England zog, war die Antwort ein 
luſtiges Lachen, das von einem Ende Deutſchlands zum andern ging, 
ſpäter, als in der Wahlkampagne die „deutſche Gefahr“ die piece de 
résistance wurde, die den Mittelpunkt jeder Wahlrede der Unioniſten 
bildete, und auch die Führer der Liberalen ſich verpflichteten, auf weitere 
Steigerung der engliſchen Kriegsflotte hinzuarbeiten, zuckte man die 
Achſeln; beunruhigt und beſorgt hat ſich niemand bei uns gezeigt, 
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ſelbſt auf eine jo jenjationelle Rede, wie die Balfours es war, hat die 
Börſe nicht reagiert. Man hat es eben nicht anders erwartet. Jeder— 
mann in Deutſchland weiß, daß niemand bei uns ſich mit der Abſicht 
trägt, England anzugreifen; wir glauben anderſeits, daß ein Angriff 
Englands auf Deutſchland nicht erfolgen wird, wenn nicht eine der 
Kontinentalmächte ſich dazu hergibt, als Bundesgenoſſe Englands den 
größeren Teil der Laſt zu tragen, und ſind der guten Zuverſicht, daß ſich 
keine von ihnen geneigt zeigen wird, dieſes ernſte Riſiko auf ſich zu nehmen. 
Im übrigen blicken wir mit großem Vertrauen auf unſer Heer und auf 
unſere Flotte. Es iſt nichts verſäumt worden, um ihre Leiſtungsfähigkeit 
ſo weit zu heben, als es unter den gegebenen Verhältniſſen möglich iſt. 
Wir können ruhig abwarten, wohin die Ereigniſſe führen, und entſagen 
der guten Zuverſicht nicht, daß auch dieſe politiſche Kriſis vorüberziehen 
wird, wie ſo viele andere, die ihr vorausgegangen ſind. 

Wir wollen deshalb auch nicht die lange Reihe der erregten Wahl— 
reden, die an uns vorübergerauſcht ſind, analyſieren, obgleich die Ver— 
ſuchung nahe genug liegt; es wird genügen, einen Augenblick bei einer 
Rede zu verweilen, die, von der Parteiſchablone abſehend, eine weitere 
Ausſicht eröffnet, und ſich inhaltlich vielfach mit Gedanken deckt, die wir 
mehr als einmal an dieſer Stelle hervorgehoben haben. Lord Cromer 
hat am 11. Januar im Kings College zu London über „Imperialismus 
in alter und neuer Zeit“ geſprochen: Rom und England in ihren Gegen— 
ſätzen und Ahnlichkeiten, das war das konkrete Thema. Lord Cromer 
iſt der erſte Earl ſeines Namens und führt dieſen Titel ſeit 1901. Früher 
hieß er Sir Evelin Baring, der Nachkomme einer deutſchen Familie 
dieſes Namens, aus der vom 16. bis zu Ende des 18. Jahrhunderts eine 
Reihe hervorragender proteſtantiſcher Geiſtlicher hervorgegangen iſt. 
Der Sohn eines dieſer Paſtoren Baring iſt Anfang des 18. Jahrhunderts 
nach England übergeſiedelt und hat dort eines der mächtigſten Bank— 
häuſer der Welt „Baring Brothers“ begründet. Offenbar hat Lord 
Cromer von ſeinen deutſchen Vorfahren den Zug zu jener hiſtoriſchen 
Betrachtung der Weltereigniſſe geerbt, die unſerem Denken ſo nahe 
liegt. In der Tat liegt der Vergleich zwiſchen England und Rom nicht 
fern, obgleich auch England und Karthago in Parallele geſtellt worden 
ſind und verwandte Züge zeigen. Die Analogien mit Rom, die Cromer 
hervorhebt, weiſen zunächſt auf den gewaltigen Umfang beider Reiche, 
wobei England ſein römiſches Vorbild weit überholt hat, danach auf 


die innere Notwendigkeit, die beide zu weiterer Ausdehnung ihrer 
Herrſchaft führte. Es galt von ihnen, was Graf Nord in ſeiner meiſter— 
haften Studie über „das Vordringen der ruſſiſchen Macht in Aſien“ 
ſagt, ihr raſtloſes Vorgehen war „gewiſſermaßen die Jagd nach einer 
Grenze“. England, ſagt Lord Cromer, hat auch von Rom den ſtolzen 
Grundſatz angenommen, nie anders einen Frieden zu ſchließen, als nach 
errungenem Siege. Beide Nationen haben ihre Siege zu nicht geringem 
Teil durch Hilfstruppen erfochten, die ſie aus dem Lande zogen, das 
ſie bekämpften, aber während Rom die unterworfenen Völker ſchließlich 
zu voller Rechtsgleichheit zu ſich emporhob und damit völlig aſſimilierte, 
habe zuerſt die große Meuterei des Jahres 1857 gezeigt, daß das gleiche 
Ziel von England in Indien nicht erreicht worden ſei, obgleich ein großer 
Teil der Bevölkerung treugeblieben war und tapfer an der Seite der 
Engländer fechtend den endlichen Sieg erringen half. Es frage ſich nur, 
ob heute ſich dieſelbe Loyalität zeigen werde, und darauf wage er, Cromer, 
nicht bejahend zu antworten. (He would not hazard a prophecy about 
it.) Zwar habe man den großen Fehler beſeitigt, Verwaltung und 
Handelsausbeutung denſelben Händen zu übertragen, aber die fremden 
Raſſen zu aſſimilieren, habe man nicht verſtanden, und in dieſer Hinſicht 
habe England in Afrika wie in Aſien einen Mißerfolg zu verzeichnen. 
Das habe aber auch keine andere abendländiſche Nation vermocht, und 
wo eine europäiſche Sprache im Orient Fortſchritte gemacht, ſeien 
dadurch keineswegs politiſche Sympathien großgezogen worden. Eng— 
land ſei ſtets beſtrebt geweſen, zwei Ideale zu verfolgen, die ſich gegen— 
ſeitig aufheben, „das Ideal eines guten Regiments, das gleichbedeutend 
iſt mit Fortdauer unſrer Suprematie, und das Ideal des Selfgovernment, 
das mit Aufgebung eines Teils dieſer Suprematie identiſch iſt“. In 
betreff Agyptens, ſagte Cromer, könne er ohne Zögern behaupten, 
daß er ſehr froh wäre, dieſe Laſt vom Reiche abzuſchütteln, aber er ſehe 
nicht, daß gegenwärtig große Ausſicht dazu ſei. Verwickelter ſei das 
indiſche Problem. Indien habe eine Bevölkerung von 267 Millionen 
Einwohnern, die 23 verſchiedene Sprachen ſprechen und eine Anzahl 
verſchiedener Religionen, da könne von Selfgovernment keine Rede 
ſein, und es ſei unnütz, darüber zu konjekturieren, welches die Folgen 
der letzten kühnen Verſuche nach dieſer Richtung hin ſein würden. Es 
gebe Engländer, welche glaubten, daß es Pflicht ſei, das Prinzip der 
Selbſtverwaltung überall zur Geltung zu bringen — ſelbſt wenn die Folge 
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die Verdrängung Englands aus dieſen Gebieten jein ſollte. Innerhalb 
vernünftiger Vorbehalte ſtimme er dem zu, aber die äußerſten Konſe— 
quenzen, die auf ein Aufgeben Indiens hinausliefen, weiſe er zurück. 
„Das Fundament indiſcher Reform muß die entſchloſſene Aufrecht— 
erhaltung der Suprematie Englands ſein.“ 

Die „Times“, an deren Text wir uns gehalten haben, gibt jedoch 
offenbar nur einen wenig vollſtändigen Auszug dieſer Rede. Aus den 
bald lobenden, bald tadelnden Kommentaren der engliſchen Zeitungen 
ergibt ſich, daß Lord Cromer weit eingehender hiſtoriſch begründet hat. 
Was allen aufgefallen iſt, das iſt der Zweifel an der Unfehlbarkeit des 
britiſchen Kolonialſyſtems, von dem hier nur eine Seite berührt wird. 
Daß England „im Prinzip“ Agypten zu räumen bereit iſt und ebenſo 
entſchloſſen, unter allen Umſtänden Indien bis aufs äußerſte zu be— 
haupten, iſt ſo bekannt, daß es faſt ein Gemeinplatz iſt, darauf hinzu— 
weiſen. Das Weſentliche ſind zwei andere mit der britischen Kolonial— 
politik zuſammenhängende Fragen: das „Jagen nach der Grenze“ 
hat England aus Agypten in den Sudan und nach Arabien geführt, 
aus Indien zum Pamir, durch Beludſchiſtan nach Perſien und Meſo— 
potamien. Man erinnere ſich der Curzon-Doktrin von den Vorwerken 
Indiens, zu denen zeitweilig auch Tibet und Afghaniſtan gezählt wurden 
— es gibt keinen vernünftigen Grund, weshalb die Vorwerke nicht 
noch weiter gezogen werden ſollten, wenn die Macht dazu vorhanden iſt. 
Die zweite, gleichfalls nicht vom Redner berührte Frage betrifft aber 
die großen Kolonien mit Selbſtverwaltung. Eine hiſtoriſche Notwendig— 
keit weiſt ſie auf die Wege, welche die Vereinigten Staaten von Nord— 
amerika eingeſchlagen haben. Sobald ſie ſtark genug ſind, ihre eigenen 
Intereſſen, die auf die Dauer mit den engliſchen nicht identiſch bleiben 
können, zu vertreten, muß der kritiſche Augenblick kommen, der zu einer 
Trennung führt. Für die engliſchen Beſitzungen anderen Geblüts 
dauert die Jagd nach der Grenze noch fort, und das Abkommen mit 
Rußland zeigt uns nicht einen Abſchluß der Bewegung, ſondern nur 
eine neue — nicht ungefährliche — Methode, zum Ziel zu gelangen; 
die Kolonien mit weißer und vorwiegend engliſcher Bevölkerung aber 
würden notwendig durch eben jenen Imperialismus, der ſie an das 
Mutterland durch feſtere Bande knüpfen will, früher oder ſpäter von 
ihm abgedrängt werden. Das mag noch weit liegen, aber dieſe Ent— 
wicklung läßt ſich ſchon heute in ihren vorbereitenden Stadien erkennen. 
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Eine in ihrer Art klaſſiſche Definition des Verhältniſſes dieſer 
großen engliſchen Kolonien zum Mutterlande finden wir in einer Zu— 
ſchrift, die der New Yorker „Sun“ vom 12. Januar zugegangen iſt. 
Sie lautet: An den Herausgeber der „Sun“. — Sir, auf einem Bankett, 
das vorige Woche zu Ehren des kanadiſchen Premiers (Sir Wifrid 
Laurier) gegeben wurde, definierte dieſer die politiſche Stellung Kanadas 
folgendermaßen: Wir ſind eine Nation. Wir fühlen, daß wir eine 
Nation ſind. Wir haben eine Bevölkerung von über 7 Millionen. Wir 
haben tatſächlich die Kontrolle unſerer auswärtigen Beziehungen, wir 
befehligen unſere Streitkräfte. Wir ſind frei. Unſer Land iſt das ſchönſte 
unter der Sonne. Wir ſtehen unter der Souveränität des Königs von 
England. Wir ſind ſeine loyalen Untertanen. Wir beugen unſere 
Knie vor ihm, aber der König von England hat nicht mehr Macht über 
uns als ihm unſer eigenes kanadiſches Parlament auszuüben erlaubt 
hat. Wenn das nicht eine Nation iſt, was konſtituiert dann eine Nation? 
Und wenn eine Nation unter der Sonne beſteht, die mehr von ſich ſagen 
kann, wo iſt ſie zu finden?“ 

In der Verbindung dieſer Freiheitserklärung mit Anerkennung 
einer untergeordneten Stellung ſcheint ein Widerſpruch zu liegen. 
aber Sir Wilfrid löſt ihn ſo auf, daß er ſagt, das britiſche Reich ſtehe 
einzigartig in der Geſchichte da, weil ſeine Kolonien „Nationen ge— 
worden ſind, ohne das Band zu zerreißen, das ſie mit dem Mutterlande 
verbindet“. Einfacher ausgedrückt iſt die Meinung Lauriers offenbar, 
daß, während die Kanadier durchaus fähig ſind, ihr politiſches Schiff 
zu leiten, es ihnen Vergnügen macht, es rot anzuſtreichen und unter 
dem Union Jack zu fahren, ſo lange die Politik des Mutterlandes nicht 
in unzuläſſigen Konflikt mit den Intereſſen der Kolonie tritt. Sie 
„beugen das Knie vor dem Könige von England“ aus Courtoiſie, be— 
ſchränken aber ſeine Rechte über Kanada ſo weit, als es ihnen gut 
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Das gilt, mutatis mutandis, auch von den übrigen engliſchen 
Kolonien mit Parlament und Miniſterium. 

In Indien aber hat trotz der Loyalitätserklärung, die Lord Minto 
von den Nizams, Maharadjas, Nabobs und Rajas erhalten hat, England 
ſich genötigt geſehen, eine Reihe äußerſt ſcharfer Verordnungen gegen 
Preßfreiheit, Verſammlungsrecht, hochverräteriſche Anſchläge und 
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anarchiſtiſche Verbrechen zu erlaſſen und dabei anzukündigen, daß es 
ſehr wohl möglich ſei, daß man zu ſtrengeren Maßregeln greife. In 
bezug auf Perſien endlich ſchreibt ein offenbar vortrefflich orientierter 
Korreſpondent der „Débats“ vom Dezember 1909 aus Teheran: 

„Die Kriſis, deren Schauplatz Perſien jetzt iſt, wird für das Land 
ſchwere Folgen haben. Sie könnte auch in kürzerer oder fernerer Zeit 
auf die Beziehungen zwiſchen England und Rußland, und folglich Wi 
die Geſamtpolitik Europas von Einfluß werden“.. m, ls) WE 

Der Verfaſſer des „perſiſchen Briefes“ weiſt darauf hin, daß man 
aus den engliſchen und ruſſiſchen Zeitungsberichten ein falſches Bild 
der tatſächlichen Verhältniſſe gewinne, und will daher Entſtehung und 
Verlauf der Kriſis in ihrem hiſtoriſchen Zuſammenhang darlegen. Da 
die erſte dieſer hiſtoriſchen Skizzen nur bis zu den Anfängen der un— 
glücklichen Regierung Muzaffer ed Dins geht, der aus dem reichen Perſien, 
das Najr ed Din (F 1896) hinterlaſſen hatte, ein armes Perſien machte, 
wollen wir erſt nach Abſchluß der Briefreihe auf den Zuſammenhang 
ſeiner Darſtellung zurückkommen. Wir machen aber ſchon jetzt darauf 
aufmerkſam, weil von verſchiedenen Seiten beunruhigende Nachrichten 
aus Perſien einlaufen. Der „Nowoje Wremja“ meldete ihr perſiſcher 
Korreſpondent, daß der ganze Stamm der Wereminzen ſich aus eigenem 
Antriebe zur ruſſiſchen Untertanſchaft bekannt und der perſiſchen Re— 
gierung jede Steuerzahlung verweigert habe. Der ruſſiſche Geſandte 
habe ſie zwar genötigt, die ruſſiſchen Flaggen, die ſie gehißt hatten, 
wieder herabzuholen und ſie der ruſſiſchen Geſandtſchaft auszuliefern, 
aber ſie erkennen die Oberhoheit der perſiſchen Regierung nach wie vor 
nicht an, und ihr Oberhaupt, der Scheich Mahmud, der in der Geſandtſchaft 
eine Zuflucht gefunden hat, erklärt, „man könne ihn in Stücke reißen 
und gewaltſam fortſchaffen, aber freiwillig werde er die Mauern der 
ruſſiſchen Geſandtſchaft nicht verlaſſen, er kenne den Wert perſiſcher 
Freiheit und Sicherheit allzu gut.“ 

Der „Golos Moskwy“ bemerkt dazu: 

„Die ruſſiſchen Flaggen, welche die perſiſchen Untertanen ſchützen, 
wehen über ſämtlichen bedeutenderen Städten des nördlichen Perſien, 
da man dort die perſiſche Freiheit nicht ſonderlich ſchätzt.“ 

Parallel mit dieſer Nachricht bringt der „Temps“ das folgende 
Telegramm aus Teheran: 
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„Der Abmarſch der ruſſiſchen Truppenabteilung nach Karadagh 
hat zu Proteſten der Bevölkerung und der Regierung Perſiens geführt. 
Man befürchtet Unruhen und die Rückkehr des Bandenführers Rahim 
Khan, der jüngſt Karadagh verlaſſen hatte, um Ardebil in Schrecken zu 
ſetzen. In Ardebil aber haben ruſſiſche Offiziere ihm ihren Beſuch 
gemacht und ſich ſogar mit ihm photographieren laſſen. Die perſiſche 
Regierung hat neue Schritte bei der ruſſiſchen Regierung getan, um die 
Expedition nach Karadagh zu verhindern, deren Konſequenzen gefährlich 
werden könnten. 

In den uns zu Geſicht gekommenen engliſchen Blättern haben wir 
keine korreſpondierenden Nachrichten gefunden, wohl aber beunruhigende 
Nachrichten über den zunehmenden Waffenſchmuggel nach Afghaniſtan 
hinein. Es iſt den Engländern gelungen, einige dieſer Waffentransporte 
abzufangen, aber ſie fürchten, daß bei dem großen Gewinn, den der 
Waffenhandel abwirft, ſich das Geſchäft nicht werde ganz verhindern 
laſſen. Wenn man ſich erinnert, daß in der Zeit vom Februar bis zum 
März 1907 der Emir von Afghaniſtan als Gaſt Lord Mintos in Indien 
gefeiert wurde, und daß ſeit dem Vertrage von Gundamak vom 26. Mai 
1879 England vertragsmäßig Afghaniſtan mit Geld und Waffen ver— 
ſorgte, ſo gibt das ein merkwürdig verändertes Bild. Es iſt eben in 
Aſien alles anders geworden ſeit dem ruſſiſch-engliſchen Abkommen 
vom 31. Auguſt 1907, und man darf wohl ſagen, daß die heutige aſiatiſche 
Politik nach allen Richtungen hin einen Charakter angenommen hat, 
den man vor drei Jahren noch als durchaus unwahrſcheinlich anſehen 
mußte. Die ruſſiſch-japaniſche Kombination, die wir am 12. Januar 
als eine überraſchende Zukunftsmöglichkeit ſahen, iſt infolge des ameri— 
kaniſchen Antrages auf „kommerzielle Neutraliſierung“ der man— 
dſchuriſchen Bahnen jetzt in der Tat zur Wirklichkeit geworden. Während 
China den amerikaniſchen Antrag freudig annahm und auch England 
und Frankreich ihm zuzuneigen ſchienen, haben Japan und Rußland ihn 
kategoriſch abgelehnt, und erſteres hat ſogar China gegenüber einen 
direkt drohenden Ton angeſchlagen. Daraufhin ſcheinen auch England 
und Frankreich eine Schwenkung vorgenommen und ſich wenigſtens 
gegen den Ankauf der mandſchuriſchen Bahnen ausgeſprochen zu haben. 
Ob ſie auch dieſelbe Haltung in betreff der gleichfalls von Amerika in 
Vorſchlag gebrachten, den Ruſſen wie den Japanern gleich unbequemen 
Bahnlinie Tſintſchou —Aigun einnehmen werden, iſt bisher nicht er— 


ſichtlich; in Rußland nimmt, in Anſchluß an die Erklärung der Regierung, 
die geſamte Preſſe Stellung gegen das Projekt, und es iſt nicht unmöglich, 
daß die franzöſiſche wie die engliſche Regierung ſich dadurch beeinfluſſen 
laſſen. Dabei iſt nicht ohne Intereſſe, in wie herriſchem Ton dieſer Einfluß 
von ſeiten der ruſſiſchen Preſſe, als ſei es ihr gutes Recht, gefordert 
wird. Schon als die letzte bulgariſche Anleihe von Frankreich abgelehnt 
wurde, war der Arger groß. Die „Nowoje Wremja“ ſprach von den 
„ſonderbaren Manövern“ der franzöſiſchen Finanziers und der „Miß— 
gunſt der franzöſiſchen Regierung“, welche die Bulgaren veranlaßte, ihre 
Anleihe in Oſterreich unterzubringen. 

„Noch lehrreicher“ — ſchreibt die „N. W.“ vom 22. Januar — „iſt 
die Geſchichte der ungariſchen Anleihe. Nach den erſten Mitteilungen 
ſchien es, als ob dieſes Mal die Regierung nicht geſtatten werde, daß 
franzöſiſche Gelder einem Unternehmen zu Dienſt geſtellt würden, 
das direkt auf eine Schädigung Rußlands und des Slaventums gerichtet 
war. Der franzöſiſche Botſchafter in Wien machte kein Hehl daraus, 
daß er Gegner des Anſchlages ſei, und das fand offenbar einen Widerhall 
im franzöſiſchen Miniſterium des Außern. Unſere heutige Wiener Korre— 
ſpondenz (das iſt der berüchtigte Weſſelitzti, dem Graf Aehrenthal die 
wenig verdiente und alsbald mißbrauchte Ehre erwieſen hat, ihn zu 
empfangen) wirft aber ein ganz neues Licht auf die Angelegenheit.“ 

Die Anleihe werde trotz allem zuſtande kommen, und zwar nicht 
um die 4½ prozentige ungarische Rente zu konvertieren, ſondern um den 
ungariſchen Anteil an der Mobiliſierung des vorigen Jahres zu tilgen 
und zugleich Heer und Flotte zu vergrößern. 

„Es werden alſo“ — fährt die „N. W.“ entrüſtet fort —, „die franzö— 
ſiſchen Gelder zu Zwecken verwendet werden, die nichts mit der weißen 
Flagge gemein haben, die man über die Anleihe breitet, um die fran— 
zöſiſchen Friedensfreunde zu täuſchen. Nicht für den Frieden, ſondern 
für den Krieg geben die Franzoſen ihre halbe Milliarde her!“ Schließ— 
lich wird recht kategoriſch von der franzöſiſchen Regierung gefordert, 
daß ſie dieſe „Kriegsanleihe“ nicht auf dem franzöſiſchen Markt zulaſſe. 
„Man ſollte doch meinen, daß die franzöſiſche Demokratie nicht deshalb 
ſpart und arbeitet, um Geld für Rüſtungen herzugeben, die an einem 
Unglückstage nicht nur gegen Frankreichs Freunde und Bundesgenoſſen, 
ſondern gegen Frankreich ſelbſt gerichtet werden können.“ 

Die Ausführung iſt amüſant und legt die Frage nahe, ob Frank— 
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reich bei Abſchluß ſeiner Allianz auch die Verpflichtung übernommen hat, 
ſeine Milliarden nur in ruſſiſchen Unternehmungen anzulegen, die ja 
ſeinerzeit von den Herren Wyſchnegradski und Witte auch mit der 
„weißen Friedensflagge“ gedeckt wurden, um ſchließlich im japaniſchen 
Kriege eine ganz andere Verwendung zu finden. Uns iſt dabei ein 
originelles Bekenntnis des ruſſiſchen Hiſtorikers Karamſin in Erinnerung 
gekommen. Er ſagte einmal einer hochſtehenden Freundin: „Paime 
beaucoup ma nation, mais je dois avouer que nous sommes insolents 
par nature!“ Wie viel übrigens von dieſen franzöſiſchen Milliarden in 
die Taſchen der Beamten gefloſſen iſt, wird ſich trotz der Garinſchen 
Reviſionen wohl niemals feſtſtellen laſſen. Die Liſten der kaſſierten und 
unter Gericht geſtellten Intendanturbeamten werden immer länger, 
und in welchen Zweig der Verwaltung man auch hineingreifen mag, 
das Ergebnis iſt immer das gleiche, man deckt große Organiſationen zum 
Diebſtahl auf, die von den Spitzen der Verwaltung bis hinab zum Boten 
reichen, der die Quittungen für empfangene Beſtechungsgelder aus— 
trägt. Als der Senator Garin in Warſchau eintraf, gelang es ihm, noch 
auf dem Bahnhof einen Zug anzuhalten, der beſtimmt war, 50 000 Paar 
untauglicher Soldatenſtiefel rechtzeitig fortzuſchaffen. Die letzten Nach— 
richten über die Reſultate der Reviſion lauten in der lakoniſchen Angabe 
des „Golos Moskwy“: 

„Im Miniſterium des Handels und der Induſtrie erwartet man 
die Verabſchiedung einer ganzen Reihe von Perſonen in hohen Stel— 
lungen. Die Generale Roſtokowski und Poljakow (frühere Moskauer 
Intendanten) ſcheiden aus dem Beſtand des Kriegsrates aus. Der 
Kontreadmiral Abaſa hat ſeinen Abſchied eingereicht. In Marine— 
kreiſen zirkuliert das Gerücht von einer bevorſtehenden Reviſion des 
Senators Garin!“ 

Kurz vorher veröffentlichte dasſelbe Blatt eine Liſte von 25 in 
Moskau und 7 in Petersburg internierten Intendanturbeamten, 8 
anderen war vorläufig Hausarreſt dekretiert worden, weil man keinen 
Raum mehr hatte, um ſie während der Unterſuchung unterzubringen. 
Nebenher gehen die Verhaftungen aus politiſchen Gründen. So hat 
namentlich der letzte Kongreß der Antialkoholiſten zur Verhaftung zahl— 
reicher Sozialiſten geführt, die im Stil des Jahres 1905 ein politiſches 
Reformprogramm aufgeſtellt hatten. Kurz, das alles iſt wenig erfreu— 
lich, wie z. B. auch die Tatſache, daß der Konſum von Brot nach Aus— 
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weis der Daten für das Jahr 1907 um 40 Pfd. auf den Kopf der Be— 
völkerung abgenommen hat und in gleichem Verhältnis auch der ohnehin 
geringe Konſum von Fleiſch. Wie mag es da erſt auf dem flachen Lande, 
ausſehen? Man wird wohl den Schluß nicht unberechtigt finden, 
daß, wo ſolche Verhältniſſe an der Tagesordnung ſind, politiſche Be— 
ſcheidenheit mehr am Platze wäre als der erſtaunliche Hochmut, den ein 
Teil der ruſſiſchen Preſſe zu entfalten beliebt. 

Zu unſerer neulichen Charakteriſtik der Stimmung, die in den 
Kreiſen der ruſſiſchen Hochkonſervativen vorwaltet, weiſen wir auf einen 
Artikel hin, der am 16. Januar in den „Tagebüchern“ des Fürſten 
Meſchtſcherski in Form eines Neujahrswunſches veröffentlicht wurde. 
Meſchtſcherski geht davon aus, daß Herr Iswolski und die „Nowoje 
Wremja“ ſowohl durch ihre „unheilvolle“ Leidenſchaft für England, 
den „ewigen“ Feind Rußlands, wie durch die ebenſo unheilvolle Sucht, 
Rußland mit Deutſchland zu verhetzen, miteinander verknüpft ſeien. 
Er hege daher den aufrichtigen Wunſch, daß ein „mitleidiger“ Gott 
endlich Rußland von Herrn Iswolski befreie, und daß Sſuworin alle 
Sklaven Englands aus der Redaktion ſeiner Zeitung heraustreibe, denn 
Rußland müſſe unbedingt mit Deutſchland in Frieden und Eintracht leben. 

Das iſt wenig freundlich für die Herren Iswolski und Sſuworin 
gedacht, aber es ſcheint aus einem aufrichtigen Herzen zu kommen. 

Die Zuſtände auf dem Balkan ſind nicht beruhigend. Die Agi— 
tation in Mazedonien dauert fort und wird durch das Wiederauftauchen 
des alten Gegenſatzes zwiſchen Patriarchat und Exarchat noch weiter 
zugeſpitzt. In Serbien wollen die unerquicklichen Händel im Königs— 
hauſe nicht abbrechen, die Kreter wollen von der Vereinigung mit 
Griechenland nicht laſſen und die zwiſchen den Schutzmächten und der 
Pforte ausgetauſchten Noten führen zu keinem Ergebnis. Auf den 
Brand des Königspalaſtes in Athen iſt jetzt die völlige Einäſcherung 
des prachtvollen türkiſchen Parlamentsgebäudes gefolgt, wie immer 
wahrſcheinlicher wird, infolge einer Brandſtiftung, die den ſich regenden 
reaktionären Elementen zugeſchrieben wird. Das Komitee „Einheit 
und Fortſchritt“ beſteht trotz allem als okkulte Regierung fort, auch das 
ſeit über 10 Jahren um dieſe Zeit ſtets auftauchende Gerücht von einer 
im Frühjahr zu erwartenden neuen Kriegsgefahr auf dem Balkan fehlt 
nicht. Die nächſte Zukunft iſt wie in dunklen Nebel gehüllt, und nichts 
erſcheint auf dieſem Boden undenkbar. 


27. Januar 1910. 51. Geburtstag Kaiſer Wilhelms. Demiſſion des norwegiſchen und des griechiſchen 
Kabinetts. 

28. Januar. Mißtrauensvotum gegen das Miniſterium Khuen-Hedervary, Vertagung des unga— 
riſchen Parlaments. 

29. Januar. Kaiſer Franz Joſef lehnt die Demiſſion des Kabinetts Khuen-Hedervary ab. 

30. Januar. König Georg von Griechenland bewilligt die Berufung einer Nationalverſammlung. 

31. Januar. Vorteile der Revolutionäre in Nicaragua über die Regierungstruppen. 


2. Februar 1910. 

Die Feſtlichkeiten, die überall, wo Deutſche beiſammen waren, 
und das heißt wohl in der ganzen Welt, den Geburtstag Kaiſer Wilhelms 
begleitet haben, boten zweien unſerer Botſchafter den Anlaß zu bedeut— 
ſamen politiſchen Reden. In Petersburg ſprach Graf Pourtales im 
„Verein der Angehörigen des Deutſchen Reiches“, in London Graf 
Wolff⸗Metternich im Cecilhotel, wo die deutſchen Vereine Londons 
ſich zu einem Feſtmahl verſammelt hatten. Graf Pourtalss griff auf 
die öſterreichiſch-ſerbiſch-ruſſiſche Kriſis zurück, die Europa einer ſo 
ernſten Kriegsgefahr nahe führte, und hob die Verdienſte hervor, die 
Kaiſer Nikolaus ſich um Erhaltung des Friedens erwarb. Er wies dabei 
darauf hin, wie weſentlich die Haltung Deutſchlands zu dieſem er— 
freulichen Ausgange beigetragen habe. 

„Die Leidenſchaftlichkeit einer plötzlich bewegten und erregten Zeit — 
jo fuhr Graf Pourtalès fort — und die Unkenntnis der wahren Vor— 
gänge hat vielfach die Rolle Deutſchlands in jener entſcheidenden Stunde 
in einem für Rußland unfreundlichen Licht erſcheinen und die Le— 
ende von der Beörohung Rußlands durch 
Deutſchland aufkommen laſſen. Die Erkenntnis der Wahrheit 
hat ſich aber inzwiſchen bereits in weiten Kreiſen Bahn gebrochen, und 
die Geſchichte wird einſt feſtſtellen können, daß es im Gegenteil ein 
auf gegenſeitigem Vertrauen begründeter freundſchaftlicher Meinungs— 
austauſch zwiſchen Petersburg und Berlin war, welcher den Weg zur 
friedlichen Löſung der Kriſis öffnete.“ 


5 


Der Botſchafter wies ferner auf den hohen Wert des altbewährten 
freundſchaftlichen Verhältniſſes zwiſchen Deutſchland und Rußland und 
auf die herzlichen Beziehungen hin, die traditionell zwiſchen beiden 
Herrſcherhäuſern beſtehen, endlich darauf, daß die deutſch-ruſſiſchen 
Beziehungen gegenwärtig vorzügliche ſeien. 

Das iſt vortrefflich, weil es die Wahrheit iſt. Wir wünſchen nur, 
daß auch die von der Preſſe und ihren antideutſchen Inſtinkten be— 
ſtimmte öffentliche Meinung Rußlands ſich dieſe Wahrheit zu eigen macht. 
Das iſt bisher leider keineswegs geſchehen. 

Noch bedeutſamer erſcheint uns die Rede des Grafen Metternich, 
deren vornehmlichſte Sätze auch hier wiederholt werden mögen. Er 
begann mit einem Hinweis auf die 22 Jahre des Friedens, welche die 
Regierung des Kaiſers dem Reiche gebracht habe. Dann ſagte er: 

„Wir verlangen nicht neue Länderſtrecken; unſere Eroberungs— 
politik iſt auf Erſchließung neuer Märkte gerichtet und wird geführt mit 
den Waffen des Geiſtes, des Fleißes und der Geſchicklichkeit, nicht mit 
roher Gewalt. Sie darf nicht ausſchließend ſein. Es handelt ſich nicht 
um Vernichtung, ſondern um Förderung des Rivalen im gegenſeitigen 
Intereſſe. Das gegenſeitige Vertrauen der Völker macht den Schutz 
der Intereſſen nicht entbehrlich. Dafür ſind Heer und Flotte da. Wir 
bauen unſere Flotten nach einem feſtgelegten Plan und beanſpruchen 
nicht die Stärkſten auf dem Meer zu ſein. Das Meer iſt frei und gehört 
niemand allein; aber wir wollen im Einklang mit unſeren überſeeiſchen 
Intereſſen eine Achtung gebietende Stellung einnehmen und nicht 
allein von dem guten Willen anderer Seemächte abhängen.“ 

Wir ſind dem Grafen Wolff-Metternich dankbar, daß er in ſo klarer 
und unanfechtbarer Form auf engliſchem Boden die Fundamentalſätze 
unſerer Politik zum Ausdruck gebracht hat. Er beantwortet damit die 
Angriffe, die in der jüngſten Wahlkampagne wiederum, wie ſeit über 
10 Jahren, gegen uns ins Feld geführt worden ſind. Dieſe Sätze ließen 
ſich in ihrer Allgemeingültigkeit zu völkerrechtlichen Prinzipien erheben, 
wenn ſie die volle Anerkennung der führenden Kulturvölker fänden: 
Erſchließung fremder Märkte an Stelle einer Eroberungspolitik, die 
ſich über das Recht Dritter hinwegſetzt; Freiheit jeder ehrlichen, mate— 
riellen und geiſtigen Arbeit; Freiheit der Meere, und Freiheit, nach 
eigenem Ermeſſen zu beſtimmen, wie hoch die Machtmittel ſein ſollen, 
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mit denen ein Volk ſeine Intereſſen und ſeine politische Ehre zu ſichern 
für notwendig findet. 

Nur die Negierung dieſer Sätze hat die Beziehungen zwiſchen 
Deutſchland und England ſo lange getrübt; mit dem Moment, da ſie 
auch von der engliſchen Politik als allgemeingültig anerkannt werden, 
müſſen die Reibungsflächen ſchwinden, an denen die Gegenſätze ſich 
erhitzen. Die große Frage iſt nun, ob von dem Erfolg der Liberalen 
eine Wendung zu dieſer Politik des Geltenlaſſens zu erwarten iſt. Wir 
bemerken dabei, daß es eine falſche Rechnung iſt, wenn man die Stimmen 
der Arbeiterpartei als ein Beſonderes von denen der Liberalen trennen 
will. Sie ſtellen ebenſo eine Koalition dar wie die Unioniſten. Etwas 
für ſich, außerhalb beider Koalitionen Stehendes ſind nur die Iren, 
und wenn ſie zuſammenhalten, wird es in ihrer Hand liegen, die Ent— 
ſcheidung in den großen Prinzipienfragen innerer und auswärtiger 
Politik zu geben, um welche die beiden alternierend regierenden Par— 
teien ſo leidenſchaftlich während der Wahlkämpfe gerungen haben. 
Wollen nun die Liberalen ihren Sieg auf der Grundlage des Pro— 
gramms voll ausnutzen, mit dem ſie in die Wahlkampagne eintreten, 
ſo müſſen ſie auch Irland ein volles Home Rule gewähren. Tun ſie es 
nicht, und es ſcheint bereits, daß Asquith in ſeinen Verheißungen weiter 
gegangen iſt, als ihm nachträglich lieb iſt, ſo bleibt ihnen nur übrig, 
ein Kompromiß mit den Konſervativen zu ſuchen, das, ohne die Ver— 
faſſungsrechte der Lords zu ſchmälern, doch eine tatſächliche Reform 
des Oberhauſes zur Folge hätte. Die Gegenkonzeſſion der Konſervativen 
wäre dann Anerkennung des Budgets Lloyd Georges, das andernfalls 
durch den Widerſpruch der Iren verworfen werden könnte. So bleibt 
die Lage unbeſtimmt und unſicher. Eine Periode heftiger parlamen— 
tariſcher Kämpfe ſcheint bevorzuſtehen, und bei dem Erwägen des 
Für und Wider drängt ſich die Mutmaßung auf, daß eine neue Auf— 
löſung des Parlaments und neue Wahlkämpfe in nicht allzu ferner Zu— 
kunft erfolgen könnten. 

Nun hat in den letzten 8 Tagen ſich die allgemeine politiſche Lage 
plötzlich ſehr ſcharf zugeſpitzt. Wie wir leider behaupten müſſen, nicht 
ohne Mitſchuld der Ententemächte, die ja zugleich, neben Italien, zu 
den ſogenannten Schutzmächten Kretas gehören. Sie haben einerſeits 
der Pforte die Aufrechterhaltung ihrer ſouveränen Stellung in Kreta 
in bündigſter Form garantiert, andererſeits ſeit den Tagen, da Prinz 
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Georg von Griechenland als Oberkommiſſar nach Kreta geſchickt wurde, 
in Griechenland wie in Kreta die Vorſtellung großgezogen, daß es ſich 
dabei nur um ein Übergangsſtadium handele, das in naher Zukunft 
zur Vereinigung Kretas mit dem Königreich führen werde. Das Motiv, 
das die damals mögliche Verſchmelzung der Inſel mit Griechenland 
immer aufs neue hinausſchieben ließ, war die Befürchtung, daß Bul— 
garien jede Vergrößerung Griechenlands durch den Verſuch beant— 
worten werde, Mazedonien zu annektieren. Rückten aber bulgariſche 
Truppen in Mazedonien ein, ſo gab es einen türkiſch-bulgariſchen Krieg, 
d. h. die orientaliſche Frage, mit den unberechenbaren Möglichkeiten, 
welche ſie in ſich ſchließt, ſtand zur Entſcheidung. So ſchleppte ſich das 
kretiſche Problem von Jahr zu Jahr als eine Drohung für den Weltfrieden 
hin, und wir rechnen es der Staatskunſt des Fürſten Bülow ſehr hoch 
an, daß er es verſtand, uns rechtzeitig von der Mitverantwortung an 
dieſer Entwicklung zu befreien. Dann aber kam die türkiſche Revolution, 
die Bulgarien benutzte, um ein unabhängiges Königreich zu werden, 
und ſofort regte ſich in Griechenland wie in Kreta die Erwartung, daß 
nunmehr die Stunde geſchlagen habe, die ihre heißen Wünſche verwirk— 
lichen werde. Sie ſahen ſich wiederum getäuſcht, die Schutzmächte hatten 
ſich ſelbſt im Netz verfangen, das ſie ausgeworfen hatten: es war nicht 
möglich, die beiden einander widerſprechenden Zuſagen an Griechenland 
und an die Türkei zu erfüllen. Die ſtärkeren Intereſſen hingen an dem 
guten Willen der Türkei, um die ſich wetteifernd alle vier Schutzmächte 
bemühten; es hieß nach wie vor: wartet und gehorcht. Die Folge war 
die Bildung der Militärliga in Athen, die bald auf revolutionärem 
Wege ſich eine diktatoriſche Stellung ertrotzte, König, Regierung und 
Parlament in völlige Abhängigkeit von ihrem autoritativen Willen 
brachte und die jetzt das Miniſterium geſtürzt und den König gezwungen 
hat, eine Nationalverſammlung zu berufen, die ohne Zweifel kretiſche 
Delegierte in ihre Reihen aufnehmen und die Vereinigung Kretas mit 
Griechenland proklamieren wird. Das aber bedeutet den casus belli 
für die Türkei, und wir ſehen nicht, auf Grund welchen Rechts die Schutz— 
mächte Kretas der Türkei dabei in den Weg treten könnten. Daß die 
Griechen ſich der mächtigen Türkei gegenüber behaupten können, darf 
als ausgeſchloſſen gelten. Auch wird die Türkei ſich wohl darauf be— 
ſchränken, Theſſalien oder einen Teil Theſſaliens militäriſch zu beſetzen, 
bis eine neue Nationalverſammlung die Annexion der Inſel wieder 


rückgängig macht. Auch das gibt aber eine unklare Situation, die jich 
nur löſen ließe, wenn man die Türkei durch eine territoriale Kompen— 
ſation, etwa durch die Rückgabe Cyperns oder die Räumung Agyptens 
entſchädigen wollte, woran bis auf weiteres kaum zu denken iſt. 

Aber die Lage hat ſich noch weit gefährlicher verwickelt, wobei 
wiederum eine Mitſchuld der Ententemächte nicht zu verkennen iſt. 
Bulgarien ſtellt ſich drohend der Türkei entgegen. Wir haben ſchon ſeit 
geraumer Zeit darauf hingewieſen, daß die bulgariſche Agitation in 
Mazedonien wieder aufgenommen worden iſt. Es hat ſich auf dieſem 
Boden eine politiſche Komödie abgeſpielt, an die erinnert werden muß. 
Bald nach der türkiſchen Julirevolution kam es zu einer Verbrüderung 
zwiſchen Jungtürken und Bulgaren, wobei die letzteren die Initiative 
ergriffen. Die Bandenführer, die vor kurzem noch die Türkei als ihre 
Todfeinde bekämpft hatten, lagen jetzt in ihren Armen; während der 
ſerbiſchen Kriſis waren die Bulgaren mehr öſterreichiſch als ſerbiſch 
geſinnt und nachdem Rußland ihre pekuniären Verpflichtungen der 
Türkei gegenüber großmütig auf ſich genommen hatte, in voller 
Freundſchaft mit der Türkei, die dann auch keinen Anſtand genommen 
hat, den Königstitel des neuen „Zaren der Bulgaren“ anzuerkennen. 
Daß in dieſem Titel eine Drohung lag, ſcheint man in Konſtanti— 
nopel nicht erkannt zu haben. Man merkte es erſt, als in Bulgarien 
recht ungeniert die alte Agitation für die mazedoniſchen Bulgaren 
wieder aufgenommen wurde. Nach bulgariſcher Auffaſſung aber iſt die 
geſamte Bevölkerung Mazedoniens bulgariſch oder doch beſtimmt, es 
zu werden. Die bulgariſchen Miniſter haben ſich in nicht mißverſtänd— 
licher Weiſe in dieſem Sinne ausgeſprochen. Dazu kam nun die von 
Rußland angeregte, von den übrigen Ententemächten eifrig aufge— 
nommene Idee eines Bündniſſes der drei ſlaviſchen Balkanſtaaten 
Serbien, Montenegro, Bulgarien, zu welcher das letztere ſich zunächſt 
ziemlich kühl ſtellte. Aber in den letzten zwei Monaten hat ſich das ge— 
ändert. König Ferdinand machte dem König Alexander ſeinen lange 
aufgeſchobenen Beſuch, man begann von einer Vermählung des Kron— 
prinzen von Serbien mit der Tochter des „Zaren der Bulgaren“ zu reden, 
an die Stelle traditioneller Rivalität ſchien eine herzliche Freundſchaft 
zu treten. In gleichem Maß aber ſpitzten ſich die Verhältniſſe 
Bulgariens zur Türkei zu, und als im Hinblick auf die kretiſchen Wirren 
die Türkei den Anfang zu Truppenkonzentrationen machte und gleich— 
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zeitig gegen die auftauchenden bulgarischen Banden in Mazedonien vor— 
ging, iſt jetzt eine Anfrage der bulgariſchen Regierung nach Konſtanti— 
nopel gegangen, die faſt den Charakter einer Sommation trägt. 

Jedenfalls haben wir mit einer ernſten politiſchen Lage zu rechnen. 
Auch hier aber ſtehen die Ententemächte vor einem merkwürdig unklaren 
und komplizierten politiſchen Problem. Es iſt nicht zu beſtreiten, daß ihre 
Aufmunterung zur Bildung eines Balkanbundes nicht in dem Sinne 
von Serbien und Bulgarien aufgefaßt worden iſt, wie die offiziellen 
Erklärungen, ſpeziell nach der Zuſammenkunft in Racconigi, lauteten. 
Die Parole hieß „zur Aufrechterhaltung des status quo“. Der status 
quo war aber von niemandem bedroht und ſeine Erhaltung wurde 
weder von Serbien noch von Bulgarien als Ziel einer nationalen Politik 
anerkannt. Der ſerbiſche Miniſter Milowanowitſch hat ſich in Paris 
franzöſiſchen Journaliſten gegenüber ziemlich unverblümt dahin ausge— 
ſprochen. Die Politik beider Mächte geht darauf aus, ſich auf Koſten Maze— 
doniens zu vergrößern. Es iſt im weſentlichen, wenn auch nicht in vollem 
Umfange, das Programm von San Stefano, das ſie verwirklichen wollen, 
und ſie rechnen darauf, daß die Ententemächte ſich dem nicht wider— 
ſetzen werden. Vielleicht ſpielt als Motiv für das — den Mächten gerade 
jetzt gewiß nicht genehme — drohende Auftreten Bulgariens die Be— 
fürchtung mit, daß die Türkei, die mit ſo großer Energie an den Wieder— 
aufbau ihrer Militärmacht geht, ſehr bald ſo ſtark ſein könnte, daß alle 
Hoffnungen auf Mazedonien aufgegeben werden müſſen, vielleicht 
auch die Gerüchte von einer bevorſtehenden Reaktion, welche die Türkei 
in die Zirkel der Hamidiſchen Politik und zu entſprechender Ohnmacht 
zurückführen könnte. 

Auch die Frage läßt ſich aufwerfen, ob ein Einverſtändnis zwiſchen 
der griechiſchen Militärliga und den Bulgaren beſteht, aber wir haben 
bisher keine Anhaltspunkte, die weiter führen als zu Mutmaßungen. 

Eine andere Kriſis, die ſich im fernen Oſten abſpielte, ſcheint im 
Augenblick zu einem Ruhepunkt gelangt zu ſein. Nach dem Proteſt Ruß— 
lands und Japans gegen den amerikaniſchen Plan einer Neutraliſierung 
der Mandſchuriſchen Bahnen und infolge der ablehnenden Haltung, die 
Frankreich ſofort und nach einigem Zögern auch England annahm, kann 
an die Durchführung dieſes Planes für die nächſte Zukunft nicht gedacht 
werden. Sie muß als erledigt gelten. Dagegen iſt über den Bau der 
Eiſenbahn Tſchin Tſchu—Tſitſikar—Aigun das letzte Wort nicht geſprochen. 
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Sie läuft der Bahn Port Arthur —Mukden—Charbin parallel und durch— 
ſchneidet die ruſſiſche Linie Wladiwoſtok-Charbin —Tſttſikar bei letzterem 
Ort, it alſo beiden Mächten wenig bequem. Der „New York Herald“ 
glaubt trotzdem an das Zuſtandekommen der Bahn und an die Teilnahme 
Englands an dem Unternehmen. Es iſt aber fraglich, ob es Japan nicht 
gelingt, China ſo weit einzuſchüchtern, daß es auch in dieſer Frage ſeine 
bereits erteilte Zuſtimmung zurückzieht. Findet es keinen ſtarken Rück— 
halt, ſo iſt es ſogar das wahrſcheinliche. Jedenfalls ſtehen wir nicht 
am Ende jener oſtaſiatiſchen Probleme, deren Wirkungen ſich über 
China nach Franzöſiſch- und Engliſch-Indien und von da bis nach Zen— 
tralaſien fühlbar machen. 

Über die Stellung Frankreichs in Hinterindien ſpricht ſich neuer— 
dings die „Sun“ höchſt peſſimiſtiſch aus. Seit dem Triumph Japans 
über Rußland habe Frankreich wachſende Schwierigkeiten in Indo— 
china gehabt. Das Problem ſei für Frankreich ebenſo ernſt als das der 
Briten in Indien. Eine Revolte, das heißt ein allgemeiner Aufſtand, in 
Indochina würde eine militäriſche Demonſtration erfordern, die ganz 
außer Verhältnis zu den Machtmitteln ſtände, über die Frankreich 
zurzeit verfügen könne, denn eine Kampagne in Hinterindien biete weit 
größere Schwierigkeiten, als in Marokko zu überwinden waren, wo 
die franzöſiſche Mittelmeerflotte Algier und ſein Hinterland das Problem 
weſentlich erleichterten. Ganz anders lägen die Verhältniſſe in Aſien. 
Eine Armee von ausreichender Stärke hinüberzuſchaffen, biete unge— 
heure Schwierigkeiten; ſei ſie aber drüben und habe ſie ihre Aufgabe 
gelöſt, ſo würde die Rückſendung Monate in Anſpruch nehmen. Indo— 
china ſei halb ſo groß wie Frankreich und halb ſo volkreich. Es fehle 
noch ſehr an Eiſenbahnen und fahrbaren Straßen, die Bevölkerung ſei 
ſehr wohl geeignet, einen Guerillakrieg mit Erfolg durchzuführen und 
werde dabei durch die Beſchaffenheit des Landes begünſtigt werden; 
auch ſei nicht zweifelhaft, daß die Sympathie der Chineſen ſich den Auf— 
ſtändiſchen zuwenden werde, da ſie die Anweſenheit der Franzoſen in 
dieſen Regionen ebenſo mißtrauiſch betrachten, wie die der Ruſſen und 
Japaner im Norden. Schon jetzt ſei in franzöſiſchen Kammerkreiſen die 
Anſicht laut geworden, daß Frankreich ſich aus Aſien werde zurückziehen 
müſſen, es werde wählen müſſen zwiſchen Aſien und Afrika. 

„Die jetzige Gefahr — ſo ſchließt dieſe Ausführung — mag ſehr 
übertrieben worden und das Urteil der Fremden beeinflußt ſein durch 


den großen Peſſimismus, mit welchem die Franzoſen ihre inneren und 
auswärtigen Angelegenheiten beurteilen. Immerhin wird an der 
Beſorgnis, mit welcher franzöſiſche Staatsmänner und Kolonialbeamte 
die Lage betrachten, etwas Wahres ſein. Das wachſende Vertrauen 
der Aſiaten auf ihre eigene Kraft, als Folge des japaniſchen Krieges, 
hat eine nicht zu verkennende Wirkung. Es kommt hinzu, daß die immer 
vorliegende Möglichkeit, daß einige Armeekorps ſtets für Marokko 
erforderlich werden können, die Drohung einer allgemeinen Erhebung 
in Indochina weit ernſter macht. Als die aus bekannten Urſachen 
ſchwächſte der europäiſchen Nationen, die große Beſitzungen in Aſien 
haben, fürchten die Franzoſen natürlich, das erſte Opfer einer Revolte 
Aſiens gegen Europa zu werden.“ 

Wir machen uns die Befürchtungen nicht zu eigen, weil die Be— 
völkerung Franzöſiſch-Indiens bisher einen mehr paſſiven als aktiven 
Charakter gezeigt hat. Daß auch ſie nach Selbſtändigkeit ſtrebt, iſt aber 
nicht zu bezweifeln. Weit ſchlimmer aber liegen die Zuſtände in Indien, 
wo neben den zunehmenden terroriſtiſchen Handlungen eine offenbar 
ſyſtematiſch geführte, mit großem Geſchick geleitete, zu einer allgemeinen 
Erhebung aufreizende Agitation hergeht. Uns fiel kürzlich eine an den 
indiſchen Patriotismus der engliſchen Lehnsfürſten in Indien appel— 
lierende Broſchüre dieſes Charakters in die Hände und eben jetzt liegt 
uns die letzte Nummer des in New York erſcheinenden „Free Hindoſtan“ 
vor, die einen Aufruf an die Sikhs bringt. 

„Wie lange wollt ihr ſchlafen, ihr meine teuren Khalſa-Brüder? 
Wie lange werdet ihr unter der Sklavenkette der Fremden verbleiben, 
die euch berauben? Wie lange werdet ihr als Verräter handeln gegen 
eure Religion und gegen euer Land, indem ihr zu den Fremden ſteht 
und Waffendienſte leiſtet den Briten, die den Thron uſurpiert haben, 
auf dem einſt Ranjit Singh regierte? Seid ihr erwacht? Wenn nicht, 
was wird euch dann wecken? Hört ihr nicht das Heulen der Millionen, 
die Hungers ſterben, weil die Briten jedes Korngetreide wegnehmen, 
um es zu Geld zu machen!“ 

Mit dieſem hohen Pathos werden die Sikhs, unter Hinweis auf 
die großen Taten ihrer Vorväter, dazu aufgefordert, ſich denen anzu— 
ſchließen, die für die Befreiung Indiens leben und ſterben. 

„Fühlt, daß ihr ein freies Volk ſeid, und beugt euch unter keinen 
Umſtänden unter das fremde Joch. Wenn wir zwei Dinge tun, können 
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die Firinghi ſich nicht in Indien, auch nur auf kurze Zeit, behaupten. 
1. Unterſtützt ſie nicht, 2. fechtet gegen ſie, Mann für Mann. . . . Die 
Nation wird niemals gerettet werden, wenn wir nicht bereit ſind, unſer 
Blut hinzugeben, wie die fünf Khalſas ihr Leben hingaben auf den Ruf 
von Guru Govind Singh. Der Ruf der Pflicht ertönt wieder, die Be— 
drückung iſt ſo arg geworden, daß ihr die Würde eurer Mütter, Schweſtern, 
Gattinnen nicht behaupten könnt. Werdet ihr wieder ſchlafen? Gürtet 
eure Lenden, und kämpft für die Sache Gurus unter dem heiligen Ruf: 
„Wa Guru ji ka Khalsa“ und „Wa Guru Jioka fate“. Auf zum Kriege, 
Sieg dem Guru.“ 

Es ſchließt ſich daran die Bitte, dieſen Aufruf am Geburtstag von 
Guru Govind Singh zu verbreiten. Es ſcheint allerdings, und die eng— 
liſchen Zeitungen ſtimmen darin überein, daß ſich eine ernſtliche Gefahr 
für die engliſche Herrſchaft in Indien vorbereitet. 

In den letzten acht Tagen hat wohl nichts mehr die allgemeine 
Teilnahme hervorgerufen, als die furchtbare Gefahr, der Paris durch 
die Überſchwemmung der Seine ausgeſetzt war. Jetzt iſt das Schlimmſte 
überſtanden, und ſo groß die materiellen Verluſte auch ſein mögen, es 
ſind glücklicherweiſe nur wenige Menſchenleben zu beklagen. Die Be— 
völkerung hat die ſchwere Prüfung mit großer Tapferkeit getragen, 
aufopfernde Hilfe hat an keiner Stelle verſagt, und das Miniſterium 
Briand hat mit Energie und Kaltblütigkeit rechtzeitig einzugreifen ver— 
ſtanden, um zu retten, was ſich retten ließ. Auch ſcheint der Eindruck, 
den das Unglück hinterlaſſen hat, nicht eine Depreſſion, ſondern eine ge— 
hobene Stimmung zur Folge gehabt zu haben. Es war ein Sieg nicht 
nur über die wilde Gewalt des Stromes, ſondern auch über den Klein— 
mut, der den Menſchen zu ergreifen droht, wenn er dem Übermächtigen 
gegenüberſteht. 

Wir gedenken ſchließlich noch der Petition zugunſten der Finnländer. 
Es war, wie der Effekt zeigt, der ſchlechteſte Dienſt, der den Finnländern 
erwieſen werden konnte. 
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9. Februar 1910. 

Das politiſche Gewitter, das ſich vor acht Tagen auf der Balkan— 
halbinſel von drei Seiten her zuſammengeballt hatte, und deſſen Aus— 
bruch unmittelbar bevorzuſtehen ſchien, hat ſich glücklicherweiſe wieder 
verzogen. Wir möchten aber keinerlei Gewähr dafür übernehmen, 
daß es nicht über Nacht wieder aufzieht und dann in Wirklichkeit mit 
Donner und Blitz niedergeht. Denn von den Urſachen, welche den Ernſt 
der politiſchen Kriſis herbeigeführt hatten, iſt keine beſeitigt worden. 
Der Kern der kretiſchen Frage iſt derſelbe geblieben, und ebenſowenig hat 
ſich etwas in der Natur der politiſchen Gegenſätze geändert, die zwiſchen 
den beiden ſlaviſchen Königreichen und der Türkei beſtehen. Die Kreter 
wünſchen nach wie vor die Vereinigung mit Griechenland, und Griechen— 
land würde nach wie vor ſie mit offenen Armen aufnehmen, wenn es 
dürfte. Ebenſo iſt nicht daran zu denken, daß Bulgaren und Serben 
ſich zur Anſchauung bekehrt hätten, daß ſie ihre Hand und ihre Gedanken 
von Mazedonien abzuwenden haben, weil Mazedonien ein integrie— 
render Teil der Türkei iſt. Was anders geworden iſt, iſt die Haltung der 
Ententemächte und ihres italieniſchen Annexes in Kreta- und Balfan- 
fragen. Sie haben ſich überzeugen müſſen, daß ihre Politik in Kreta 
eine falſche war; daß es unmöglich iſt, die Inſel ſich ſelbſt zu überlaſſen, 
ohne ärgerlicher und gefährlicher Überraſchungen gewärtig ſein zu 
müſſen, und da ſie zurzeit den Ausbruch einer Orientkriſis nicht wünſchen 
können, haben ſie mit großem Nachdruck ihren ſolidariſch auftretenden 
Einfluß in Kreta, Griechenland und Bulgarien zur Geltung gebracht und 
der Türkei die freundſchaftlichſten Verſicherungen zugehen laſſen. Kein 
Zweifel, der Ausbruch der Kriſis iſt verſchoben, wir können nicht einmal 
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jagen: ad calendas graecas. Was neben dieſer Aktion der vier Mächte 
ſonſt an Nebeneinflüſſen mitgeſpielt hat, iſt im Grunde gleichgültig, 
es wäre ohne jenen ſtarken Druck, der bereits einen drohenden Charakter 
angenommen hatte, ohne jede Wirkung geblieben. Immerhin wird 
es im Hinblick auf die weitere Entwicklung der griechiſchen Angelegen— 
heiten nützlich ſein, auf die Verhandlungen hinzuweiſen, die zwiſchen 
Theotokis und Venizelos, dem Haupt der Regierung in Kreta, ſtatt— 
gefunden haben, als es ſich darum handelte, die Form des unvermeid— 
lich gewordenen politiſchen Rückzuges feſtzuſtellen. Wir ſtützen uns 
dabei auf eine Ausführung der „Nowoje Wremja“, die offenbar direkt 
auf die griechiſche Geſandtſchaft in Petersburg zurückzuführen iſt. Es 
handelt ſich im weſentlichen um Verhandlungen, die zwiſchen Venizelos 
als Vertreter Kretas und dem früheren griechiſchen Miniſter Theotokis 
ſtattfanden und dahin zielten, eine Verſtändigung zwiſchen der griechi— 
ſchen Militärliga und der griechiſchen Regierung herbeizuführen. Dabei 
mag als charakteriſtiſiſch hervorgehoben werden, daß des Miniſter— 
präſidenten Dragumis mit keinem Worte und keiner Anſpielung gedacht 
wurde. Die Verhandlung ging über ſeinen Kopf hinweg und die Er— 
gebniſſe ſind nachträglich von ihm angenommen worden, offenbar weil 
es nicht anders möglich war. 

Daß in der „Liga“ Mißhelligkeiten beſtanden, war ſchon lange 
bekannt, ſie haben ſogar zu zahlreichen Duellen geführt. Ebenſo wußte 
man, daß Verhandlungen zwiſchen Liga und Regierung hin- und her— 
gingen. Aber ſie führten nicht zum Ziel. Hier hat nun Venizelos — 
der als ein perſönlicher Feind des Königs bekannt war — eingegriffen. 
Er ſetzte ſich in Beziehung zu Theotokis, erklärte ihm, daß er keine anderen 
als patriotiſche Abſichten verfolge, daß er ſich überzeugt habe, daß die 
Autorität des Königs unter allen Umſtänden gewahrt bleiben müſſe, 
da ſonſt ein normales ſtaatliches Leben in Griechenland nicht denkbar 
ſei, und ging nach dieſer Einführung auf die augenblickliche Lage über. 
Was er zur Beruhigung des Landes vorſchlug, war die Berufung einer 
Nationalverſammlung. Nur ſie werde die Proteſtbewegung, die durch 
das ganze Land gehe, beſeitigen können. Theotokis zeigt ſich ſkeptiſch. Er 
wies auf die Militärliga hin, die ein Werkzeug in den Händen von Re— 
volutionären ſei und als Apparat zur Agitation gegen König und Re— 
gierung diene. Nur wenn ſie ſich auflöſe, könne es beſſer werden, auch 
dürfe die Nationalverſammlung unter keinen Umſtänden den Charakter 
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einer Konſtituante tragen, und ein Programm ihrer Beratungen müſſe 
im voraus feſtgeſtellt werden. Venizelos übernahm es, in dieſem Sinne 
mit den Häuptern der Liga zu unterhandeln, und brachte denn auch 
ſchließlich eine Vollmacht für weitere Verhandlungen und die ſchrift— 
liche Verpflichtung der Liga, daß ſie ſich nach Berufung der National- 
verſammlung auflöſen werde. Theotokis verlangte ſofortige Auflöſung 
und ging darauf auf das Detail der Verhandlungen über die National- 
verſammlung ein. Darüber wurde Protokoll geführt und die folgenden 
drei Punkte als Verhandlungsgegenſtände für die Nationalverſammlung 
feſtgeſetzt: 
1. Unabſetzbarkeit der Richter für die Dauer eines noch zu be— 
ſtimmenden Zeitraums. 
2. Abſchaffung des bisherigen Wahlmodus nach Kreiſen und 
Einführung des Liſtenſkrutiniums. 
3. Fragen der Lokalverwaltung. 

Die Prärogativen des Königs ſollen, wie der Gewährsmann der 
„N. W.“ weiter ausführt, nicht angetaſtet werden, ſo daß die Gerüchte 
über den revolutionären Charakter der Nationalverſammlung gänzlich 
unbegründet ſeien, auch werde das ganze Programm der National— 
verſammlung vorher allen Parteiführern vorgelegt, und nachdem ſie 
es gutgeheißen, veröffentlicht werden. Es knüpfen ſich daran recht 
abfällige Bemerkungen, die auf dieſelbe Quelle zurückgehen, über den 
Charakter der Liga, die nur durch Drohungen die Mehrzahl der Offiziere 
zum Anſchluß bewogen habe uſw. 

Wie wir ſchon oben bemerkten, iſt die Übergehung des Königs und 
des Miniſterpräſidenten bei dieſer Darſtellung des Zuſammenhanges 
der letzten Ereigniſſe doch ſehr auffallend. Wenn die Dinge wirklich ſo 
verlaufen ſein ſollten, wäre die Ohnmacht des jetzigen Regimes erſt 
recht dargetan. Venizelos und Theotokis hätten die am Boden ſchleifen— 
den Zügel aufgehoben, König und Regierung zugeſtimmt, weil ſie 
nicht anders konnten. Wenn das einmal möglich iſt, kann es ſich auch 
wiederholen, und wir ſehen deshalb dem Zuſammentritt jener National- 
verſammlung keineswegs mit viel Vertrauen entgegen. 

Über den Zwiſchenfall an der tuneſiſch-tripolitaniſchen Grenze 
liegen jetzt Nachrichten aus engliſcher Quelle vor, die der tuneſiſche 
Korreſpondent des „Standard“, als aus türkiſcher Quelle ſtammend, 
übermittelt. Danach haben ſich die Ereigniſſe folgendermaßen abgeſpielt: 
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Die Bewohner des tuneſiſchen Dorfes Orghile hätten, von ihrer 
Obrigkeit mit Waffen verſehen, das im türkiſchen Diſtrikt Malat lie— 
gende Dorf Varzen angegriffen, es geplündert und zahlreiche Kamele 
als Beute mitgenommen. Türkiſche Truppen, welche die Räuber ver— 
folgten, ſtießen auf 200 franzöſiſche Reiter, 200 eingeborene Soldaten 
und auf 60 Mann von der Kolonialartillerie, die ihnen den Weg ver— 
legten. Es kam zu einem Gefecht, das in einen Rückzug der Franzoſen 
ausmündete, aber die Folge hatte, daß die Franzoſen nunmehr die 
Dörfer ringsum bewaffneten. Die franzöſiſche Regierung proteſtierte 
ſofort, aber der Generalgouverneur von Tripolis erklärte, er könne 
den an den Grenzen ſtehenden türkiſchen Truppen zurzeit keinerlei 
Befehle zugehen laſſen. Einige Tage danach telegraphierte der komman— 
dierende General aus Tripolis nach Konſtantinopel, daß die Franzoſen 
ein ſtarkes Aufgebot von Truppen in Zehdin konzentrierten, die Be— 
völkerung bewaffneten und Befeſtigungen anlegten. Auf eine Anfrage 
der Türkei erfolgte dann die Antwort, daß die Militärautoritäten in 
Tunis nur legitime Verteidigungsmaßregeln träfen, und einige Tage 
danach, daß die franzöſiſche Regierung vor Regelung ſtrittiger Grenz— 
fragen die unbedingte Anerkennung der Stellung Frankreichs in Tunis 
verlange. Nun trat ein Miniſterrat in Konſtantinopel zuſammen, der 
keinen feſten Beſchluß faßte, aber auf nicht offiziellem Wege in Paris 
zu erkennen gab, daß man dieſe Frage nicht als eine dringende anſehen 
könne. In Frankreich war man jedoch anderer Meinung, und die Türkei 
erhielt die nicht mißzuverſtehende Antwort, daß Frankreich entſchloſſen 
ſei, eventuell zu energiſchen Maßregeln zu greifen, auch erhielten die 
in Zehdin ſtehenden Truppen eine Verſtärkung von 3 Bataillonen 
Infanterie, in Gabes erſchienen franzöſiſche Kriegsſchiffe, und die Mächte, 
ſpeziell England, rieten der türkiſchen Regierung, die Sache möglichit 
ſchnell beizulegen. Hieran ſchließt der Korreſpondent des „Standard“ 
die folgende Bemerkung: 

„Die Pforte iſt aber, aus deutſcher Quelle, wie es ſcheint, über— 
zeugt worden, daß es am beſten wäre, wenn ſie eine ablehnende Haltung 
einnehme. Man brachte ihr nämlich bei, daß, wenn ſie die Stellung 
Frankreichs in Tunis garantiere, Großbritannien leicht eine ähnliche 
Aktion in betreff Agyptens ins Werk ſetzen könnte.“ 

Dieſe Korreſpondenz datiert vom 28. Januar. Seither ging die Nach— 
richt durch die Preſſe, daß die Türkei nachgegeben und ſich darin gefunden 
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habe, die Grenzregulierung durch eine franzöſiſch-tripolitaniſche Kom— 
miſſion vornehmen zu laſſen. Es erregte daher nicht geringes Erſtaunen, 
als am 4. Februar die „Agence Havas“ die kurze Notiz brachte, daß die 
Grenzrichtung durch eine tuneſiſch-türkiſche Kommiſſion vollzogen 
werden ſolle. Darüber gerät nun der „Temps“ vom 7. Februar in Auf— 
regung, um ſich ſchließlich damit zu beruhigen, daß die Mehrzahl, und 
vielleicht ſogar alle Grenzkommiſſare franzöſiſche Offiziere ſein würden, 
die in Dienſten des Bey ſtänden, aber man dürfe nicht vergeſſen, daß 
deſſen Kriegsminiſter ein franzöſiſcher General ſei, und daß General 
Alapite die Grenzprotokolle unterzeichnen werde. Der „Temps“ ſchließt 
mit dem Wunſch, daß die franzöſiſche Botſchaft in Konſtantinopel die 
formelle Anerkennung des franzöſiſchen Protektorats durchſetzen ſolle. 

Uns ſcheint die Frage für Frankreich recht gleichgültig zu ſein. 
Niemand, auch die Türkei nicht, denkt daran, den Franzoſen die Stellung 
zu beſtreiten, die ſie ſeit 29 Jahren in Tunis einnehmen. Aber das 
ägyptiſche Argument — von dem wir wohl nicht erſt zu ſagen brauchen, 
daß es keine deutſche Inſinuation iſt, ſondern die natürliche Außerung 
der hochgradigen nationalen Erregung in der Türkei — verdient aller- 
dings Beachtung, und man ſollte glauben, daß gerade in Frankreich ein 
Verſtändnis dafür zu finden ſein müßte. Und das iſt offenbar auch der 
Fall geweſen, als die franzöſiſche Regierung ſich bereit fand, die Formel 
für die Grenzrichtung anzunehmen, von welcher die „Agence Havas“ 
berichtet. Der „Temps“ iſt, wie es ſchon häufig der Fall war, plus 
royaliste que le roi. 

Die engliſchen Wahlen haben ſchließlich die Majoritöt der Liberalen 
noch etwas verſtärkt. Sie zählen 275 Mitglieder gegen 273 der Unioniſten, 
ſo daß mit Arbeitern und Iren ſie über eine Mehrheit von 124 verfügen. 
Wohlverſtanden, unter der Vorausſetzung, daß die Verbündeten auch 
tatſächlich in allen wichtigen Fragen mit der Partei gehen, was keines— 
wegs abſolut ſicher iſt. Da die Thronrede des Königs erſt am 21. d. Mts. 
verleſen wird und noch nicht feſtſteht, welches die Taktik von Asquith 
in bezug auf die Reihenfolge der Vorlagen ſein wird, unter allen Um— 
ſtänden aber das Budget von 1909/10 ſofort unter Dach und Fach ge— 
bracht und danach ein neues Budgetgeſetz für 1910/11 vorgelegt werden 
muß, dürfte geraume Zeit hingehen, ehe ſich darüber mit voller Sicher— 
heit reden läßt. Schon jetzt aber kann man ſagen, daß von ſeiten der 
Iren Schwierigkeiten zu erwarten ſind. Es darf eben nicht vergeſſen 


werden, daß die Stellung der grünen Inſel in der Tat eine in jeder 
Hinſicht unbefriedigende iſt. Das beweiſt ſchon die beiſpielloſe Tatſache, 
daß Irland, das 1847 gegen 9 Millionen Einwohner zählte, heute nur 
wenig über 4250 000 hat, und daß die jährliche Auswanderung auch 
jetzt noch 50000 vornehmlich junge und unternehmende Leute beträgt. Da 
nun die meiſten von ihnen nach Amerika, und zwar in die Vereinigten 
Staaten ziehen, berechnet man dort die teils ganz iriſche, teils über— 
wiegend iriſche Bevölkerung auf 20 Millionen Köpfe. Sie alle ſind 
von heißer Liebe zu ihrer alten Heimat und von bitterem Haß gegen 
England erfüllt, auch iſt bekannt, wie lebhaft die Beziehungen ſind, die 
hinüber und herüber gehen. Im Februarheft des in New Vork erſchei— 
nenden „Travel Magazine“, einem eleganten, reich illuſtrierten Journal, 
finden wir den Aufſatz eines in Irland (Donegal) geborenen iriſchen 
Romanſchriftſtellers, Seumas Mac Manus, unter dem Titel „What's 
the matter with Ireland ?“, in welchem dieſer tiefe Gegenſatz überaus 
ſcharfen Ausdruck findet. Mac Manus ſtellt dabei einerſeits die pekuniäre 
Ausbeutung, anderſeits die abſichtliche Vernachläſſigung der natürlichen 
Hilfsquellen Irlands in den Vordergrund ſeiner Betrachtung. England 
halte ſtändig 50 000 Mann Rotröcke und ungezählte Tauſende engliſcher 
Beamten auf iriſchem Boden. Die Steuerlaſt, die auf den Kopf jedes 
einzelnen Iren falle, ſei ſeit 1870 von 27 Schilling auf 44 geſtiegen, und 
England beziehe jährlich ein Einkommen von 10 Millionen Pfd. St. aus 
dem Lande, das iſt 4 Milionen mehr als das Einkommen Norwegens, 
5 Milionen mehr als das Dänemarks betrage. Die Eiſenbahnpolitik 
Englands in Irland ſei ſo gerichtet, daß ſie nur dem engliſchen Import 
zugute komme, während der Import Irlands nach England auf jede 
Weiſe erſchwert werde. So habe, um ein Beiſpiel aufzuführen, der 
Franzoſe Paul Dubois jüngſt feſtgeſtellt, daß, während eine Tonne 
Eier von der Normandie nach London für 21 sh importiert werden 
kann, von Dänemark für 35 sh, der Import aus Irland 94 sh koſte! 

Irland mit ſeinen 84 000 Quadratkilometern fruchtbaren Landes, 
ſeiner Fülle an nutzbarem Waſſer und ſeinen Mineralſchätzen könnte 
eine Bevölkerung von 20 Millionen bequem ernähren, aber die britiſche 
Regierung habe durch Zwangsgeſetze, durch ein ungerechtes Abgaben— 
ſyſtem, das England begünſtige, den Fortſchritt und die Entwicklung 
der Hilfsquellen des Landes gelähmt. Die Pachtverhältniſſe ſeien ſo 
geregelt, daß der Farmer darüber zugrunde gehe, und deshalb wandere 
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der Ire aus. Dieſe Auswanderung ſei der Fluch Irlands geweſen, aber 
ſchließlich habe ſich der Fluch in Segen gewandelt. Die Brüder in 
Amerika ſtreckten ihre Hand nach Irland hinüber, die Gaelic League und 
der Sin Fein hätten das große, mannhafte, unwiderſtehliche „Jung 
Ireland“ geſchaffen, „und heute hoffen wir eine Nation zu bilden, 
ſicherer und beſſer und kraftvoller als je vorher auf iriſchem Boden ge— 
ſchehen iſt“. Das ſind die Schlußworte, und ſie laſſen ſich keineswegs 
als eine phantaſtiſche Utopie bezeichnen. Es iſt in der Tat lebendige 
Kraft, die aus Amerika nach Irland hinüberſtrömt, und die Bildung der 
O' Brienſchen Partei der „Unabhängigen“ unter den Vertretern Ir— 
lands iſt ein erſtes Zeugnis dafür. 

Wir ſind auf dieſe Dinge ſo ausführlich eingegangen, weil ſie bei 
dem von Asquith aufgeſtellten Home Rule-Programm eine bedeut— 
ſame Rolle ſpielen werden. Wenn, wie man in Amerika glaubt, das 
Asquithſche Home Rule ſich als eine Täuſchung erweiſt, ſo dürfte die 
Rolle von Redmond ausgeſpielt ſein und die Führung in die Hände 
jener Intranſigenten übergehen. Auch ſprechen die engliſchen Blätter 
unioniſtiſcher Färbung ſich ſehr peſſimiſtiſch aus. Das Kabinett werde 
ganz von der Gnade der Iren abhängig ſein. Gleich peſſimiſtiſch iſt 
ihre Beurteilung der indiſchen Verhältniſſe. Es liegt uns eine lange 
Reihe ſolcher Betrachtungen vor. Am 4. Februar hat der Sekretär des 
Home Departement, Sir Herbert Bisley, in Kalkutta im Legislative 
Council ein Preßgeſetz eingebracht, das ſich nicht anders als drakoniſch 
bezeichnen läßt, aller Wahrſcheinlichkeit nach aber nur zur Steigerung 
der Erbitterung beitragen wird. Jeder Zeitungsbeſitzer hat eine Kaution 
von 500 bis 5000 Rup. einzuzahlen. Iſt die erſte Kaution verfallen, 
ſo iſt eine zweite zu ſtellen. Ein drittes Vergehen hat das Verbot des 
Blattes zur Folge. Zoll- und Poſtbeamte können alles anhalten und 
durchſehen, was ihnen verdächtig ſcheint, und die Lokalregierungen ſind 
berechtigt, jede Zeitung, jedes Buch und jedes Dokument für verfallen 
zu erklären (to declare forfeit) und die Polizei zu bevollmächtigen, Nach— 
forſchungen anzuſtellen uſw. Als Preßdelikte gelten Verſuche, zu Mord 
oder anarchiſtiſchen Verbrechen anzuſtacheln, die Loyalität von Armee 
und Marine zu erſchüttern, Raſſen- oder Klaſſenhaß oder religiöſe 
Erbitterung und Haß zu erregen, Verachtung gegen die Regierung 
eines eingeborenen Fürſten zu erregen, Einſchüchterung durch Drohungen 
oder Schmähungen uſw. 
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Es muß allerdings ſehr ſchlimm in Indien ſtehen, wenn zu ſolchen 
Maßregeln gegriffen wird, zumal wenn man ſich der ungeheuren 
Entrüſtung erinnert, welche verwandte Maßregeln der ruſſiſchen 
Regierung zur Zeit der ruſſiſchen Revolution in England hervor— 
riefen. Die „Times“, die der revolutionären Preſſe Indiens einen 
langen Leitartikel widmet, will all dieſe Erregung auf die von Bal 
Ganghadar Tilak ausgehende Agitation zurückführen, er und ſeine 
Schüler trügen Schuld an allem. Aber wie kurzſichtig iſt das gedacht. 
Es iſt eine lange Geſchichte, die ihre Früchte zeitigt, und wie lebendig 
dieſe Geſchichte — die eine Leidensgeſchichte war und noch heute iſt, 
im Bewußtſein der Inder fortlebt, die weder Plaſſey noch das Jahr 
1857 mit der darauf folgenden Regreſſion vergeſſen haben, davon haben 
wir eben jetzt Gelegenheit gehabt, uns zu überzeugen. Das in London 
in engliſcher Überſetzung erſchienene Buch eines Inders: „Der indiſche 
Freiheitskrieg von 1857“, muß auf jeden unbefangenen Leſer den 
tiefſten Eindruck machen. Der Untergrund der geſamten Bewegung iſt 
Freiheitsdrang und nationales Selbſtbewußtſein, das tief verletzte Gefühl 
der eigenen Würde, denn dieſe Leute ſind, auch wo ſie auf beklagens— 
werte Abwege geraten, nicht als Barbaren zu betrachten. Jedenfalls 
iſt die „Indiſche Frage“ mit jenem Preßgeſetz nicht als erledigt anzu— 
ſehen. Sehen wir recht, ſo wird die Bewegung von ihren Führern 
zurückgehalten, nicht gefördert. Sie harren ihrer Stunde und warten 
auf den Tag, da England in einen europäiſchen Krieg verwickelt ſein 
wird. Dann wollen ſie losbrechen. Auch das iſt, abgeſehen von der 
nicht zu unterſchätzenden Wirkung der Erfolge Japans, eine der Folgen 
des unſinnigen Geredes der engliſchen Preſſe von der Unvermeidlichkeit 
eines Krieges zwiſchen Großbritannien und Deutſchland! 

Welches die Entſcheidung ſein wird, die in Kanada auf den Antrag 
Sir Wilfrid Lauriers gefaßt werden muß, läßt ſich noch immer nicht 
erkennen. Die Oppoſition wächſt und kommt zum Teil zu leidenſchaft— 
lichem Ausdruck. Ein Beiſpiel dafür bietet die glänzende Rede eines 
franzöſiſchen Kanadiers, Mr. Bouraſſa, deren Spitzen ſich namentlich 
gegen den Generalgouverneur Lord Grey (qui n'a pas plus de droit de 
faire de la politique impérialiste ici, que S. M. Edouard VII. n'a le 
droit de faire de la politique d' aucune sorte dans le royaume uni), 
gegen Laurier und gegen Borden richten. Die Rede mündete in die 
Annahme der folgenden Reſoltion aus: 
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„Dieſe Verſammlung (in Montreal au Monument national) er- 
klärt, daß das Parlament kein Recht hat, Kanada durch eine ganz neue 
Flottenpolitik zu binden, bevor es die Zuſtimmung des Volkes er— 
halten hat. 

Infolgedeſſen erſucht dieſe Verſammlung die Kammer der Ab— 
geordneten und den Senat, die Annahme des am 12. Januar 1910 
eingebrachten Geſetzentwurfs aufzuſchieben, bis das Volk ſeinen Willen 
durch ein Plebiſzit kundgetan hat. 

Der Präſident wird gebeten, dieſen Wunſch Seiner Exzellenz 
dem Generalgouverneur, dem Premierminiſter, dem Führer der Oppo— 
ſition, und Herrn Monk, dem Deputierten von Jacques Cartier, zu 
übermitteln.“ 

So nehmen die Kämpfe um Verwirklichung des imperialiſtiſchen 
Gedankens in Kanada einen dramatiſchen Charakter an. Der Ausgang 
aber ſteht noch keineswegs feſt. 

Mit Genugtuung begrüßen wir den Abſchluß des deutſch-ameri— 
kaniſchen Handelsvertrages, obgleich uns keineswegs alle berechtigten 
Wünſche Deutſchlands erfüllt ſcheinen. Es war aber das Maximum 
deſſen, was ſich erreichen ließ. Wir geben die Hoffnung nicht auf, daß 
in Amerika ſelbſt in nicht allzu ferner Zukunft die Überzeugung durch— 
dringt, daß die Richtung auf eine übertriebene Schutzzollpolitik ſich auf 
die Dauer nicht ohne Schädigung der eigenen Intereſſen behaupten 
läßt. Sie hat eine Verteuerung des Lebens zur Folge, unter der, z. B. 
in der Kleiderbranche, ſchließlich jedermann leidet. Immerhin freuen 
wir uns, einem Zollkrieg entgangen zu ſein, den wir um ſo weniger gern 
auf uns genommen hätten, als er immer entfremdend wirkt. 

In Rußland machen die Schulfragen wieder viel von ſich reden. 
Der Verſuch des Kultusminiſters, auf einem Umwege das verhaßte 
Inſtitut der Inſpektoren zur Beaufſichtigung der Studenten wieder 
einzuführen, hat zu einem Konflikt mit dem Senat der Petersburger 
Univerſität geführt, der den Rücktritt des Rektors Borgmann zur Folge 
gehabt hat und aller Wahrſcheinlichkeit nach auch ein Wiederauftauchen 
der leidigen Studentenunruhen nach ſich ziehen wird. 

Zu dem „Ruſſiſchen Volksverbande“ iſt jetzt ein „Allruſſiſcher 
nationaler Verband“ von verwandten Prinzipien getreten, der ein 
merkwürdiges Gemiſch konſervativer, nationaliſtiſcher und liberaler 
Grundſätze in ſeinem Programm zuſammengefaßt hat. Auch der immer 
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mehr Boden erobernde Antiſemitismus kommt dabei in dem Satz zum 
Ausdruck: Die Gleichberechtigung der Juden iſt unzuläſſig! Es iſt nicht 
unwahrſcheinlich, daß dadurch die ruſſiſchen Juden wieder zu nicht 
geringem Teil in das revolutionäre Lager zurückgedrängt werden, deſſen 
Führer ſie während der Revolutionsjahre geweſen ſind. 

Das Programm iſt von einem Ausſchuß des „Allruſſiſchen natio— 
nalen Verbandes“ und der ehemaligen gemäßigten Rechten ausgearbeitet 
worden. 

Es läßt ſich, ſo ungern wir es tun, nicht umgehen, noch einmal 
auf die Deklaration zugunſten der Finnländer zurückzukommen. Sie 
iſt in Rußland von allen Preßorganen, die rechts von den Kadetten 
ſtehen, als eine Beleidigung und als ein Eingriff in innere Angelegen— 
heiten des Reiches aufgefaßt worden, die, ob nun mit Recht oder mit 
Unrecht, mag unerörtert bleiben, in engen Zuſammenhang mit Sicherheit 
und Integrität des Reiches geſetzt werden. In ſolchen Fragen aber läßt 
keine Nation ſich ohne ſcharfen Widerſpruch dreinreden. Man darf im 
allgemeinen den Ruſſen den Vorwurf nicht machen, daß ſie gegen Kritik 
von außen her übermäßig empfindlich ſind. Es finden ſich im Gegenteil 
ſtets weite Kreiſe, die ſie mit Genugtuung aufnehmen, ſchon weil ſie 
darin eine Unterſtützung ihrer eigenen, oft weit ſchärfer ausgeſprochenen 
Überzeugungen finden. Die Empfindlichkeit iſt aber ſeit jeher außer— 
ordentlich groß geweſen, wenn es ſich um die weſtlichen Grenzmarken 
Rußlands handelt, und vielleicht niemals größer als jetzt, da Rußland 
nach den furchtbaren Verluſten, die der japaniſche Krieg brachte, und nach 
der Erſchütterung der Grundfeſten des Reiches durch die Revolution 
ſich ſo geſchwächt fühlte, daß es — was früher undenkbar war — ſeine 
geſamte aſiatiſche Politik zum Stillſtand verurteilte und ſeine Vorpoſten 
zurückzog, um mit England, dem ſäkularen Gegner, auf einen möglichſt 
langen Zeitraum friedliche und freundſchaftliche Beziehungen unterhalten 
zu können. Auch fühlt man ſich in Zentralaſien geſichert, ja man hofft 
ſogar, in Perſien zu greifbaren Vorteilen zu gelangen. Von den weſt— 
lichen Grenzmarken gilt das aber nicht, obgleich Rußland ſeit 1812 
gerade dort nie bedroht worden iſt. Die polniſchen Aufſtände von 1831 
und 1863 machen freilich eine Ausnahme, und wir wiſſen heute, daß 
damals allerdings eine Intervention Frankreichs und Englands nahe 
daran war, Wirklichkeit zu werden. Während des Krimkrieges aber hat, 
trotz des Erſcheinens der engliſch-franzöſiſchen Flotte in der Oſtſee, 
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eine tatjächliche Gefahr keinen Augenblick beſtanden. Es wurden einige 
Handelsſchiffe und viele Fiſcherbobte weggenommen, mehr nicht. Daß 
aber von Schweden eine Gefahr kommen könne, hat mit Recht immer als 
ausgeſchloſſen gegolten. Trotzdem führte jenes Bewußtſein der eigenen 
Schwäche dahin, daß ſchon im Februar 1909 in dem größten ruſſiſchen 
Blatt in zwei weitſchweifigen Artikeln darauf hingewieſen wurde, daß 
„Petersburg in Gefahr“ ſei, und noch im September wurde eine Be— 
feſtigung Petersburg von der Landſeite her ſtürmiſch verlangt, um die 
Hauptſtadt vor einem Anmarſch der deutſchen Armeen zu ſchützen. 
Wir erinnern daran, um zu zeigen, daß wir es mit nervös überreizten 
Elementen zu tun haben; vor der Notwendigkeit, ſich gegen die Gefahr 
zu ſchützen, an die man glaubt — etwa wie die Engländer an die über 
Nordſee und Kanal anrauſchende deutſche Luftflotte glaubten — trat 
naturgemäß jede andere Rückſicht zurück. Am wenigſten aber war man 
geneigt, ſich durch Verträge binden zu laſſen, die von einem abſoluten 
Monarchen geſchloſſen waren und daher, nach ruſſiſcher Vorſtellung, 
nur der Gnade ſeiner abſoluten Nachfolger ihre Fortexiſtenz dankten. 
Es iſt ganz ausgeſchloſſen, daß Rückſicht auf die abweichende Rechts— 
auffaſſung des Abendlandes die geringſte praktiſche Beachtung finden 
ſollte. Sie dient vielmehr als Beleg dafür, daß es in der Tat unerläßlich 
ſei, mit jener unbequemen Sonderſtellung aufzuräumen, und es iſt 
unzweifelhaft, daß das Eintreten für die Finnländer, wie es in jener 
Deklaration geſchehen iſt, das Vorgehen beſchleunigen, nicht aufhalten 
wird. 

Der „Eclair“ bringt unter der Spitzmarke: Fin de la Confédération 
balcanique das folgende überraſchende Konſtantinopeler Telegramm 
vom 6. Februar: 

„Man kündigt aus guter Quelle an, daß der Plan einer Balkan— 
Föderation für den Augenblick aufgegeben iſt. 

Herr Iswolski hat bereits den Balkanſtaaten das mot d’ordre 
zum Rückzug zugehen laſſen. Obgleich er es geweſen iſt, der Weih— 
nachten 1908 durch ſeine Rede die Idee der Balkanföderation in Um— 
lauf ſetzte, hätte er ſich ſpäter überzeugt, daß die Verwirklichung dieſer 
Idee unmöglich ſei. Die Folge wäre nicht nur ein vitaler Gegenſatz 
zwiſchen den ſlaviſchen Balkanſtaaten und der rumäniſch-griechiſchen 
Gruppe geweſen, ſondern auch zwiſchen den Slaven ſelbſt. 
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Trotz des Beſuchs des Erbprinzen in Sofia ſeien die ſerbiſch— 
bulgariſchen Beziehungen keineswegs intim: namentlich beklage man 
ſich in Bulgarien über den Eigenſinn, mit dem die Serben ihre Pro— 
paganda in Mazedonien fortſetzen.“ 

Das wäre, falls es ſich beſtätigen ſollte, ein Bekenntnis Iswolskis, 
daß die Politik von Racconigi ein grober Fehler war. Wir zweifeln daher 
bis auf weiteres an der Zuverläſſigkeit dieſer Nachricht. 


10. Februar 1910. Tod des Grafen von Tattenbad). 

11. Februar. Ruſſiſch-perſiſche Schwierigkeiten. 

13. Februar. Die Schutzmächte Kretas erklären, daß ſie eine Vertretung Kretas auf der griechiſchen 
Nationalverſammlung nicht zulaſſen werden. 

14. Februar. Wahlreſultat in England 274 Liberale, 41 Arbeiter, 82 Iren, 273 Unioniſten. 


16. Februar 1910. 

Der Artikel des „Temps“ vom 12. Februar über die Rede des 
Miniſterpräſidenten zur Wahlreform macht einen ſehr erfreulichen 
Eindruck durch die unumwundene Anerkennung, die er der preußi— 
ſchen Eigenart und den Verdienſten Preußens um die Gründung der 
deutſchen Einheit zollt. Wir freuen uns, daß unſere Nachbarn uns 
ſo wohl verſtanden haben, denn ſich verſtehen iſt die Vorausſetzung 
jeder Verſtändigung. 

Auch von engliſcher Seite iſt uns neuerdings zu unſrer Genug— 
tuung ein ſolches Verſtändnis entgegengetragen worden. Edward 
Dicey, auf deſſen Aufſatz: „England and Germany“ wir am 12. Januar 
hinwieſen, hat ſoeben im Februarheft der „Empire Review“ eine 
Studie über die Parlamentswahlen und die Urteile des Auslandes 
veröffentlicht, die von dem gleichen verſöhnlichen Sinn erfüllt iſt, 
wie jene erſten Ausführungen. Er weiſt zunächſt darauf hin, daß 
ungeachtet aller Verkleidungen Tarifreform und Freihandel die 
Gegenſätze geweſen ſeien, die den Wahlkampf beherrſchten. Trotz 
des numeriſchen Sieges des Freihandels hält er die bevorſtehende 
Niederlage der Liberalen für ſicher, ſie ſeien abhängig von den Stimmen 
der Iren und dieſe im Prinzip Schutzhändler. Danach geht er auf 
die falſchen (inaccurate and misleading) Schlagworte über, die der 
Wahlkampf aufgebracht habe. Es ſei eine Torheit geweſen, von 
Kriegsgefahr zu deklamieren, da doch kein Anzeichen von Feind— 
ſeligkeit am Horizont zu erblicken ſei. „Der ganze Lärm“ ſei auf 
Asquith und Me Kenna zurückzuführen, was beiläufig bemerkt in— 
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jofern nicht ſtimmt, als ſich die geſamte Kampagne der unioniſtiſchen 
Preſſe gegen uns doch nicht überſehen läßt. Doch darüber wollen 
wir nicht ſtreiten. Das Weſentliche iſt die folgende bündige Erklärung: 

„Ich glaube durchaus nicht, daß Deutſchland auf einen Krieg 
mit uns ausgeht und ebenſo nicht, daß wir einen Krieg gegen Deutſch— 
land zu führen genötigt ſind. Was ich ſehe, iſt, daß Deutſchland eine 
Marine beſitzen will, und ſo weit ich urteilen kann, vermag nichts, 
was wir tun könnten Deutſchland daran zu hindern, wenn ſein Volk 
gewillt iſt, die Koſten zu tragen.“ 

Er weiſt darauf hin, daß Deutſchland viele und mannigfaltige 
Intereſſen über See zu ſchützen habe, und daß es doch nicht Englands 
Aufgabe ſei, „finding fault with Germany“, ſondern vielmehr das 
eigene Haus in Ordnung zu bringen. Grey habe zudem erklärt, 
daß niemals weniger Grund geweſen ſei, von Kriegsaſpekten zu 
reden, als eben jetzt, da England größtes Entgegenkommen finde, 
wo immer es bemüht ſei, zu freundſchaftlicher Verſtändigung mit 
uns zu gelangen. Auch die Geringſchätzung, mit der er von den Frie— 
denskongreſſen ſpricht, hat uns gefallen. Sie ſind meiſt Tummel— 
plätze für große Eitelkeiten und haben bis zur Stunde, abgeſehen 
vom Nobelpreiſe, nichts Praktiſches zutage gefördert. Große Auf— 
merkſamkeit wendet man jetzt in England vor allem der iriſchen Frage 
zu. Das Kabinett hält Sitzung über Sitzung und hat am 11. d. ein- 
ſtimmig beſchloſſen, daß die vornehmſte Aufgabe der Seſſion die 
Annahme einer Bill ſein werde, die das Vetorecht der Lords limitiert. 
Voraus geht die Adreßdebatte, dann folgt das Budget, das ohne 
Diskuſſion angenommen und den Lords zurückgeſandt werden ſoll. 
Der Ausführung dieſes Programms ſtellen ſich nun die Forderungen 
der Iren entgegen, die Asquith nötigen wollen, das Verſprechen einzu— 
löſen, das er ihnen in betreff des Home Rule gegeben hat. Während 
Redmond, der Führer der iriſchen Majorität, ſich zunächſt begnügt 
hat zu verlangen, daß das Vetorecht des Oberhauſes vor der Ver— 
handlung über das Budget beſeitigt werde, denn das Veto der Lords 
iſt bisher ſtets das unüberwindliche Hindernis geweſen, dem Home 
Rule unterlag, wollen die von Healy und O'Brien geführten „Un— 
abhängigen“ das Budget überhaupt nicht bewilligen, weil es Irland 
in ungerechter Weiſe benachteilige, und außerdem ſchon bei der Adreß— 
debatte beantragen, daß auch ein auf Home Rule hinweiſender Paſſus 
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der Adreſſe angeſchloſſen werde. Es handelt jich dabei um Wieder— 
holung eines Antrags, den Redmond ſelbſt im Februar 1905 einge— 
bracht hatte und der folgendermaßen lautete: 

„Wir ſtellen aber Ew. Majeſtät in Demut vor (humbly), daß 
das jetzige Regierungsſyſtem in Irland im Gegenſatz ſteht zum Willen 
des iriſchen Volkes und ihm keine Stimme gewährt bei Verwaltung 
ſeiner eigenen Angelegenheiten. Daß dieſes Syſtem folglich unwirk— 
jam und übermäßig (extravagantly) koſtſpielig it, das Vertrauen 
keines Teiles des Volkes genießt, allgemeine Unzufriedenheit und 
Unruhen erregt, und ſich als unfähig erwieſen hat, in befriedigender 
Weiſe den materiellen und intellektuellen Fortſchritt des Volkes zu 
fördern.“ 

Damals wurde dieſer Antrag der Iren von der lieberalen Oppo— 
ſition unterſtützt, ſo daß das Kabinett Balfour nur mit knapper Not 
einer Niederlage entging (286 gegen 236 Stimmen, Deutſchland und 
die große Politik 1905 pg. 70). Sowohl Redmond, der das Budget 
gern unterſtützen möchte, wie Asquith ſind dadurch in nicht geringe 
Verlegenheit gebracht, und es iſt nicht undenkbar, wenn auch nicht 
wahrſcheinlich, daß infolgedeſſen das Kabinett ſich entſchließt, die den 
„Unabhängigen“ läſtigen Punkte des Budgets zu ſtreichen. Ander— 
ſeits ſind die Unioniſten eventuell bereit, Asquith zu unterſtützen 
und das Budget gegen die Stimmen der Iren durchzubringen, wenn 
die Liberalen ſich zu Zugeſtändniſſen verſtehen, die dem Intereſſe 
der Konſervativen entſprechen. In jedem Fall muß es einen Handel 
geben, deſſen Koſten die liberale Partei zu tragen haben wird. 
Zwiſchen Redmond und Healy aber ſind Briefe ausgetauſcht worden, 
die eine Verſöhnung nahezu unmöglich machen. Endlich iſt in Betracht 
zu ziehen, daß hinter O'Brien und Healy die amerikaniſchen Iren 
ſtehen. 

Der „Gealie American“, der von New Pork aus die Politik der 
„Unabhängigen“ leitet, ſpricht ſich folgendermaßen über die Lage aus: 

„Nichts hat augenſcheinlicher die Unbrauchbarkeit Redmonds 
zum Führer einer iriſchen Nationalpartei bewieſen, als das Ergebnis 
der letzten engliſchen Wahlen. Vor der Auflöſung des Parlaments 
ſagten er und der Mann, den er herübergeſchickt hatte, (O'Connor), 
daß das weite Herz der arbeitenden Klaſſen Englands vor Begier 
flamme, Irland die Freiheit zu geben und die liberale Partei für 
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Home Rule gewonnen ſei. Beide Angaben haben ſich als falſch er— 
wieſen. Die Arbeiter Englands ſind ſo wenig vom Geiſt der Freiheit 
erfüllt, daß ſie ihre eigene Arbeiterpartei und die Sozialiſten nicht 
unterſtützt haben, und dieſe jetzt um 25 v. H. ſchwächer vertreten ſind 
als im vorigen Parlament. Sie ſind ſaturiert durch Jingoismus und 
Korruption. Sogar John Burns, heute Kabinettsminiſter, einſt 
Sozialiſt und Führer des Mob (die rote Fahne in der Hand), der auf 
einem Zug durch Weſtend die Fenſter der ariſtokratiſchen Klubs des 
Viertels einwarf, iſt heute ein in der Wolle gefärbter Vollblut-Roſe— 
bery-Rothſchild-Imperialiſt. . . . und auf einen ſolchen Mann und eine 
ſklaviſche Arbeiterſchaft, die keinen höheren Wunſch hat, als billigen 
Tabak und billiges Bier, wollen Redmond und T. P. O'Connor, daß 
Irland ſeine politiſche Freiheit gründe, ſtatt auf ſich ſelbſt. . .. Das 
Auftauchen einer unabhängigen Partei während der letzten Wahlen 
iſt daher ein hoffnungsvolles Vorzeichen, und die Wählerſchaften ſind 
zu beglückwünſchen, die den erſten Schritt getan haben, um ſich von 
der ſogenannten nationaliſtiſchen Partei zu emanzipieren, von der 
Herrſchaft einer geheimen Kamarilla, welche Rechenſchaft über ihre 
Ausgaben verweigert und denen nicht gehorcht, deren Diener ſie 
ſein ſollte. Wir haben keinen Glauben an den Parlamentarismus, 
aber alles muß von den iriſchen Patrioten mit Befriedigung begrüßt 
werden, was den Ton des öffentlichen Lebens der Irländer hebt.“ 

Die Idee iſt offenbar, das Bündnis mit den Liberalen, an deſſen 
Früchte die „Unabhängigen“ nicht glauben, abzubrechen, und die Be— 
dingungen als Ultimatum zu formulieren, unter denen allein die 
Unterſtützung der Iren zu haben iſt. Lehnt Asquith einen ſolchen 
Pakt ab, ſo könnte man ihn mit den Unioniſten abſchließen, die zudem 
die Macht haben werden, ihren Willen auch im Oberhauſe durchzu— 
ſetzen. So viel Home Rule, als die Liberalen geben können, werde 
man auch von ihnen erlangen. Das zeigt wohl, wieviel Beachtung 
dieſe au Frage auch e Englands zu finden verdient. 

In Indien hat der Vizekönig Lord Minto dem geſetzgebenden 
Rat die Mitteilung gemacht, daß die vor 14 Monaten deportierten 
Staatsgefangenen freigegeben werden ſollten. Die unioniſtiſchen 
Blätter ſehen in dieſer Maßregel einen unheilvollen Schritt auf einem 
Wege, der die ohnehin ernſte Lage noch ſchwieriger machen werde, 
während die nationaliſtiſch-indiſchen Blätter Beifall rufen. Es wäre 
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vermeſſen, beſſer als Lord Minto es vermag, darüber zu argumen— 
tieren, ob dieſe Milde Ausſicht hat, eine Wandlung in der Stimmung 
der Inder herbeizuführen. Er hofft davon das Aufhören der immer 
läſtiger werdenden Boykottbewegung. Andererſeits heißt es, daß 
Lord Kitchener bereits beſtimmt ſei, Nachfolger Lord Mintos zu 
werden, und das würde ohne Zweifel, wenn es ſich beſtätigen ſollte, 
darauf hinweiſen, daß die Gnade, die einzelnen gewährt worden iſt, 
noch keine Schwäche in der Bekämpfung der auf politiſche Selb— 
ſtändigkeit hinarbeitenden indiſchen Nationaliſten anzeigen ſoll. Bis— 
her aber haben wir noch keine Symptome dafür finden können, daß 
dieſe antiengliſche Bewegung abnimmt. Auch in Kanada ſteht ein 
Perſonalwechſel bevor. Der Generalgouverneur Earl Grey kehrt 
im Juni mit ſeiner Familie nach England zurück, und ſoll durch den 
früheren Gouverneur von Neu-Süd-Wales, Earl of Carrington, er- 
ſetzt werden, der von 1892 bis 1895 Lord Chamberlain war, und 
für einen intimen Freund des Königs gilt. Der „New York-Herald“ 
vom 29. Januar, dem wir dieſe Notiz entnehmen, knüpft daran die 
indiskrete Bemerkung, einige kanadiſche Blätter erzählten, daß wenn 
der König und Lord Carrington allein ſeien, der Earl „can slap the 
king on the back! und ihn beim Vornamen rufe, ohne daß es ihm 
übelgenommen werde. 

Dieſer Tage iſt die Debatte über die Flottenvorlage der kanadi— 
ſchen Regierung mit großer Lebhaftigkeit in Ottawa fortgeſetzt worden. 
Sehr amüſanterweiſe operieren beide Teile mit der deutſchen Gefahr, 
und zwar erklären die Mitglieder der Oppoſition, die Gefahr ſei ſo 
groß, und ſo nahe bevorſtehend, daß es unſinnig wäre, eine kanadiſche 
Flotte zu bauen, die doch nicht rechtzeitig fertiggeſtellt werden könne, 
man möge daher der britiſchen Admiralität ſofort zwei Dreadnoughts 
ſchenken und die Frage der kanadiſchen Flotte bis auf den Spruch 
eines Plebiszits vertagen. Die Regierung dagegen erklärt, daß die 
deutſche Invaſion ſo bald noch nicht kommen werde, und daß die Be— 
gründung einer kanadiſchen Flotte die einzig praktiſche und dauernde 
Löſung des Problems ſei, in welcher Weiſe Kanada an der Vertei— 
digung des Reiches teilnehmen ſolle. Auch könne nur ſo Kanada 
ſeine Stellung als „autonome Nation innerhalb des Reiches“ be— 
haupten. Der „Standard of Empire“, auf deſſen Telegramme unſere 
Angaben zurückgehen, ſpricht ſich ſehr optimiſtiſch dahin aus, daß die 
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Regierung mit ihrer Vorlage durchdringen werde. Aber das ſteht 
in Widerſpruch zu den Berichten der zuletzt eingetroffenen amerika— 
niſchen und kanadiſchen Zeitungen, die von einer ſteigenden auf ein 
Plebiszit hinarbeitenden Agitation berichten. 

In Marokko iſt es, glücklicherweiſe vorübergehend, zu ernſten 
Differenzen zwiſchen Mulay Hafid und den Franzoſen in Anlaß der 
Bedingungen gekommen, die Frankreich an die Gewährung der An— 
leihe geknüpft hat, die dem Sultan zur Bezahlung der Schulden 
Marokkos oktroyiert worden iſt. Es handelt ſich dabei um 3200000 Titr., 
die durch die Einkünfte der Zölle geſichert werden ſollten, und Frank— 
reich hat erklärt, daß es die Schauja und Ujda nicht räumen werde, 
bevor es die Zuſtimmung Mulay Hafids zur Aufnahme der Anleihe 
erhalten habe. Der Sultan war über die ihm geſtellten Bedingungen 
jedoch ſo erbittert, daß er die franzöſiſchen Militärinſtrukteure 
ſofort entließ, den Sekretär von ſeinem Angeſicht verbannte, der 
ihm die franzöſiſchen Bedingungen zur Unterzeichnung überbrachte 
und auch ſonſt ſeinem Grimm draſtiſchen Ausdruck gab. Schließlich 
aber hat er nachgegeben und auch der Paſcha von Azemmur, der 
ſich weigerte, zwei Verbrecher den franzöſiſchen Vertretern in 
der Schauja auszuliefern, hat ſich ſchließlich gefügt. Es iſt jetzt 
nicht mehr daran zu zweifeln, daß die Erhebungen an den marok— 
kaniſchen Zöllen zugunſten der Gläubiger beginnen werden. Ob 
dabei auch die Ruhe im Innern des Reichs ſich behaupten wird, 
bleibt fraglich, da ſich neuerdings Anhänger von Abdul Aſis zu regen 
beginnen, ſo daß ein neuer Bürgerkrieg nicht zu den Unwahrſchein— 
lichkeiten gehört. 

Nächſt den Reſtaurierungs- und Sicherheitsarbeiten, welche die 
Überſchwemmung notwendig macht, und der großartigen Wohl— 
tätigkeit, die den Geſchädigten zu helfen bemüht iſt, beſchäftigt — 
abgeſehen von Chantecler — nichts die öffentliche Meinung Frank— 
reichs mehr, als die Debatte über das Budget des Kriegsminiſteriums, 
da man die Apachen in der Armee unſchädlich zu machen hofft, die 
in den letzten Monaten der Schrecken von Paris geworden waren. 
Auch ſind dementſprechende Vorlagen eingebracht worden. Es 
ſollen drei Organe zur Unterbringung der Ganz- oder Halbapachen 
geſchaffen werden: 1. Sektionen Ausgeſchloſſener (sections d’exelus) 
für ſolche, die zu entehrenden Strafen verurteilt worden ſind, 2. die 
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Afrika-Bataillone, 3. die Spezialſektionen, die an Stelle der be— 
ſtehenden Diſziplinarkompagnien treten ſollen. Man wird namentlich 
bemüht ſein, alle Vorbeſtraften von der Hauptſtadt fernzuhalten. 

In den kretiſchen Angelegenheiten it eine Ent- 
ſcheidung noch nicht gefallen, denn mit Noten allein iſt es nicht getan. 
Daß man dem Könige die Begnadigung von Typaldos und Genoſſen 
abgerungen hat, iſt ein übles Zeichen. Noch ſchlimmer iſt der ſteigende 
Einfluß von Venizelos, der nach den jetzt vorliegenden Nachrichten 
weit weniger harmlos und patriotiſch erſcheint, als ihn der aus grie— 
chiſcher Quelle ſtammende ruſſiſche Bericht darſtellt, den wir vor acht 
Tagen wiedergaben. Er ſcheint es darauf anzulegen, ſich in Griechen— 
land naturaliſieren zu laſſen, um als Grieche an der famoſen National— 
verſammlung teilzunehmen, und um ſie dann nach den Intereſſen 
Kretas zu leiten. Wie er, denken auch noch andere Kreter zu tun, 
und man wird den „Débats“ nicht unrecht geben, wenn ſie darin eine 
Verhöhnung der Schutzmächte erblicken wollen. Da iſt es von Inter— 
eſſe, auf eine Studie hinzuweiſen, die einer der beſten Kenner Kretas, 
der berühmte Archäologe A. J. Reinach, ſoeben veröffentlicht hat. 
Sie führt den Titel „La question Crétoise vue de Crete‘, und trägt 
als Motto die Antwort, welche die kretiſchen Inſurgenten am 6. April 
1841 dem engliſchen Admiral Stuart gaben (griechiſch): 

„Wir wollen weder Engländer noch eine Hegemonie, wir wollen 
in das griechiſche Vaterland einverleibt werden, und ſollten wir 
darum Ströme von Blut vergießen müſſen.“ 

Reinach, deſſen Sympathien auf ſeiten Kretas ſtehen, behandelt 
die Frage in fünf Abſchnitten: Materielle und moraliſche Lage Kretas; 
die Inſurrektion von 1905 und die Revolution von 1908; Kreta 
zwiſchen der Türkei und Griechenland; Kreta und die Mächte; die 
Löſung. Wir verweilen nur bei dieſem letzten Abſchnitt, obgleich 
auch die vier erſten lebhaftes Intereſſe erregen und reiche Belehrung 
bieten, wobei die wenig freundliche Beurteilung der deutſchen und 
öſterreichiſchen Politik nicht weiter urgiert werden ſoll, obgleich ſie 
recht unpaſſenden Ausdruck findet. Die Prämiſſen, die Reinach ſeiner 
Löſung des Problems vorausſchickt, ſind, daß das internationale 
Recht auf ſeiten der Türkei liege; für Kreta ſpreche kein Rechtsſatz, 
aber der zwanzigmal wiederholte einmütige Wille eines Volkes laſſe 
ſich nicht auf die Dauer ignorieren; Griechenland habe keinen juri— 
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diſchen Anſpruch auf Kreta, aber man könne nicht verlangen, daß es 
den Wunſch der Kreter, der ſein eigener ſei, zurückweiſe. Die Mächte 
hätten einen Kongreß zur Löſung der Schwierigkeiten verſprochen, 
aber ihr Verſprechen nicht gehalten. Wenn ſie alle einmütig wären, 
ließe ſich ihr Wille oktroyieren, aber ſie ſtänden in zwei Lagern ein— 
ander gegenüber, und um Kretas willen einen europäiſchen Krieg 
zu entflammen, ſei unmöglich. Der Ausweg ſei, ein Mittel zu finden, 
das zugleich die Türkei, Kreta und die Griechen zufrieden ſtelle. Gebe 
England Cypern der Türkei zurück, ſo werde dieſe nichts mehr gegen 
die Vereinigung von Kreta mit Griechenland einzuwenden haben. 
Der Geheimvertrag vom 4. Juni 1878 habe den Engländern die 
Okkupation und die Verwaltung Cyperns gegen das Verſprechen 
übergeben, „die Territorien Sr. Maj. des Sultans mit Waffengewalt 
zu verteidigen.“ 

Nun ſagt Reinach nicht, daß dieſes Verſprechen nie gehalten 
wurde, und daß dadurch das Recht auf die Okkupation Cyperns ver— 
wirkt ſei, aber er weiſt — was vielleicht praktiſcher iſt — darauf hin, 
daß England nie ein ſchlechteres Geſchäft gemacht habe. Cypern habe 
keinen Hafen, der die Panzerſchiffe der Jetztzeit aufnehmen könne, 
das Klima ſei ungünſtig, das ausſchließlich Griechiſch redende Volk 
trage den Engländern nur tiefe Antipathie entgegen, endlich, Cypern 
koſte den Engländern weit mehr als es einbringe. Um die Herrſchaft 
auf dem Mittelmeer zu behaupten, genügten Malta und Alexandrien. 
Die Pforte, die gegen Rückgabe von Novibazar die Annexion von 
Bosnien und Herzegowina anerkannt habe, werde ſich nicht ſträuben. 
Von Kreta habe ſie keinen Nutzen. Eine türkiſche Flottenbaſis in der 
Sudabei würden die Mächte nicht dulden, die erzwungene Aufrecht— 
erhaltung der Verbindung Kretas mit der Türkei werde aus der Inſel 
entweder ein totes Gewicht oder einen blutigen Abgrund machen, 
die Freigebung Hellenen und die neue Türkei verſöhnen. Die Ehre 
der Türkei aber ſei durch den langen Widerſtand, den ſie geleiſtet, 
gerettet, und auch die Ehre der Mächte hafte an den Verheißungen, 
die ſie Kreta gegeben. Reinach ſchließt mit einer pathetiſchen Be— 
ſchwörung der Türken, ſich dieſe Fragen wohl zu überlegen. Aber 
ſollte die Beſchwörung nicht viel mehr nach der anderen Seite zu 
richten ſein? Unſere Leſer erinnern ſich vielleicht, daß auch wir auf 
Cypern als Löſung hingewieſen haben. Alles hängt daran, ob Eng— 
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land ſich zu einem Opfer für Griechenland verſteht. Wir glauben nicht, 
daß dieſe Frage im diplomatiſchen Verkehr der Mächte angeregt worden 
iſt, die engliſche Preſſe jedenfalls hat keine Notiz davon genommen, 
und wenn wir von den Joniſchen Inſeln und von Helgoland abſehen, 
deren Abtretung als Präzedens angeführt werden könnte, aber auf 
ganz beſondere politiſche Kombinationen zurückging und ſpäter oft 
genug bedauert wurde, hat England immer nur aufgegeben, was 
ſich durchaus nicht mehr behaupten ließ. Aber darin hat Reinach 
ſicher recht, Cypern könnte die Löſung ſein. 

Uns iſt aus Petersburg ein Artikel der „Semſchtſchina“ zuge— 
ſchickt worden, der von dem bekannten Schriftſteller Glinka verfaßt 
worden iſt und den Titel führt: „Auf weſſen Seite ſollen wir uns 
ſtellen?“ Herr Glinka hält nämlich, was wir nicht tun, einen Krieg 
zwiſchen Deutſchland und England für unvermeidlich. In ſolchem 
Fall müßte Rußland eine Wahl treffen, und er rät mit guten Gründen 
und warmer Beredſamkeit, mit uns, den alten und zuverläſſigen 
Freunden Rußlands, Hand in Hand zu gehen. 

„Sollen wir zwiſchen Deutſchland und England wählen, ſo wäre 
es der größte Wahnſinn, für England zu optieren.“ 

Wir nehmen um ſo lieber davon Notiz, als faſt die geſamte nicht 
zur Rechten gehörende Preſſe Rußlands auf entgegengeſetztem Boden 
ſteht. Die Organe der Rechten ſind auch die einzigen, die nicht an der 
Verdächtigung der in Rußland lebenden Deutſchen teilnehmen und 
ſich von dem verhetzenden Treiben der Neojlaven fernhalten. Zu 
einer intereſſanten Debatte, die das Verhältnis Rußlands zu Deutſch— 
land betraf, iſt es am 5. d. M. im „Politiſchen Klub“ zu Petersburg ge— 
kommen. Der Redner des Tages war Herr Weſſelitzki (Boſhidarowitſch), 
der berüchtigte „Argus“-Korreſpondent der „Nowoje Wremja“ aus 
London. Er hatte die Stirn, ſich bei ſeinen Zuhörern als Freund 
Deutſchlands (1!) einzuführen und ſeine Objektivität durch eine Kritik 
der engliſchen Politik, ſoweit dieſe in die Zeit vor dem Abkommen 
mit Rußland fällt, zu erweiſen. Seither aber habe England einge— 
ſehen, daß es ſich auf falſchem Wege befand, und jetzt mache ſich die 
Freundſchaft beider Mächte bereits dadurch geltend, daß die Be— 
ziehungen Rußlands zu Japan, Italien, der Türkei und zu Schweden 
ſich weſentlich gebeſſert hätten. Es ſchloſſen ſich daran Komplimente, die 
an die Adreſſe Kaiſer Wilhelms, des Grafen Pourtaléès und des Reichs— 
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kanzlers gerichtet waren, nebſt dem Hinweis auf die möglichen Ge— 
fahren, die von ſeiten der Alldeutſchen und namentlich von den Groß— 
deutſchen drohten. Es ſei Aufgabe nicht nur der Geſellſchaft Ruß— 
lands, ſondern auch der übrigen Staaten, die deutſche Regierung in 
ihrem Kampf gegen dieſe Elemente zu unterſtützen. 

Hat man je eine größere Heuchelei erlebt, und glaubt Herr Weſſe— 
litzti wirklich, daß alles, was er geſagt und gedruckt hat, vor dieſem 
Poſſenſpiel, das er vorzuführen für gut befunden hat, in Vergeſſen— 
heit geraten kann? 

In der Diskuſſion, die ſich an den Vortrag knüpfte, ſprach Graf 
P. S. Tolſtoi ſich mit großer Entſchiedenheit gegen die ruſſiſch— 
engliſche Kombination, die Herren Pilenko, Bajartſchaninow und 
G.-R. Broſſowski für dieſelbe aus. Eine Reſolution ſcheint nicht 
gefaßt worden zu ſein, aber der Beifall des Publikums gehörte den 
Gegnern des Grafen P. S. Tolſtoi Das iſt nun einmal die Stimmung, 
mit der wir zu rechnen haben. Charakteriſtiſch iſt jedoch, daß in beiden 
Lagern, dem der Rechten wie der Linken, die Angriffe gegen den 
Miniſter des Auswärtigen immer heftiger werden. Gerade jetzt findet 
wieder im Hinblick auf den bevorſtehenden Kongreß in Sofia eine 
lebhafte Agitation ſtatt, in der Herr Kramarſch, der ja unermüdlich 
zwiſchen Petersburg und Prag unterwegs iſt und neuerdings von 
Herrn Iswolski empfangen wurde, das drängende Element darſtellt. 
Aber es iſt trotz all ſeiner Bemühungen nicht möglich geweſen, die gali— 
ziſchen Polen für die geplante Verbrüderung zu gewinnen, und auch 
die ruſſiſchen Polen haben ſich neuerdings von den Beratungen fern— 
gehalten. Die Galizier haben ſich das Einmiſchen in ihre Angelegen— 
heiten ſehr ernſtlich verbeten. Es iſt nicht einmal ſicher, ob die Serben 
an dem Kongreß in Sofia teilnehmen werden, da die Gegenſätze 
zwiſchen Bulgarien und ihnen trotz aller Förderationsgedanken wieder 
recht lebendig geworden ſind. 

Die jetzt vielbeſprochene öſterreichiſch-ruſſiſche Annäherung be— 
wegt ſich — ſoweit ſich nach den Außerungen der Preſſe urteilen läßt — 
zunächſt noch in Allgemeinheiten. In bezug auf die Balkanhalbinſel 
ſprechen beide Teile von Erhaltung des status quo, alſo vom offi— 
ziellen Programm von Racconigi, minus der Balkanförderation, von 
der offiziell nicht geſprochen wird, und die ſich auch praktiſch nicht 
durchführen läßt, da ſie im Widerſpruch zum status quo ſteht. Wir 
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ſehen die Kombination überhaupt nicht, unter der ſie jich verwirt- 
lichen läßt, ſolange beide Mächte ihr Auge auf Mazedonien gerichtet 
halten und die Türkei ſtark genug bleibt, ihnen das Zugreifen zu 
verleiden. Eine Erhaltung des status quo, und nur desſelben, ent— 
ſpricht aber durchaus den Bedürfniſſen der öſterreichiſchen Politik, 
während ſie der ruſſiſchen Politik immer nur als vorläufiges Ziel 
vorſchweben kann. Eine gegenſeitige Verpflichtung würde alſo nur 
eine Bindung Rußlands bedeuten, die den Intereſſen Oſterreichs nur 
förderlich ſein kann. Mit Sorge verfolgen wir die ſteigenden Schwie— 
rigkeiten, die den Türken in Arabien erſtehen. Die Erhebung von 
Koweit trägt einen direkt gefährlichen Charakter, deſſen Folgeerſchei— 
nungen von großer Tragweite ſein können. 


16. Februar 1910. Niederlage franzöſiſcher Truppen in Madai. 

19. Februar. Die ſchwediſchen Kammern genehmigen die Verlängerung des deutſch-ſchwediſchen 
Handelsvertrages. 

20. Februar. Ermordung von Batros Paſcha in Kairo. 

21. Februar. Eröffnung des engliſchen Parlaments. 

21. Februar. Publikation der Verfaſſung für Bosnien und Herzegowina. 

22. Februar. Graf Ahrenthal in Berlin. 


23. Februar 1910. 

Wir kommen noch einmal auf das Echo zurück, das die Regierungs— 
vorlage über die Wahlreform, die Rede des Reichskanzlers, Debatte und 
ſozialiſtiſche Straßendemonſtrationen im Auslande gefunden haben. 
Es iſt ja immer lehrreich, zu verfolgen, wie die Ereigniſſe, in denen 
unſer politiſches Leben ſich abſpielt, von außen her geſehen erſcheinen. 
Dabei fällt ſofort auf, daß jenſeits unſerer Grenzen, wohin immer man 
blickt, das Auge ſich auf Preußen richtet, ſobald von deutſchen Ange— 
legenheiten die Rede iſt. Das gilt auch in bezug auf den Reichstag 
und auf den Bundesrat: man ſucht in ihren Beſchlüſſen vornehmlich 
den Anteil Preußens zu erkennen. Selbſt in der ausländiſchen Ge— 
ſchichtsliteratur macht dieſe Tendenz ſich geltend, alles Nichtpreußiſche 
tritt zurück, und zwar oft genug zum Schaden des hiſtoriſchen Ge— 
ſamtbildes. Man überſieht, wie unendlich viel das außerpreußiſche 
Deutſchland dazu beigetragen hat, das neue Preußen zu dem zu 
machen, was es geworden iſt. Aber es liegt in alle dem doch die oft wider— 
willige Anerkennung der Tatſache, daß Preußen das Rückgrat Deutſch— 
lands iſt, das Organ ſeiner Kraft und ſeines politiſchen Willens. 
Während man es ziemlich gleichmütig anſieht, wenn im Süden der 
Radikalismus an Boden gewinnt, erregt jeder Fortſchritt, den er in 
Preußen macht, die Aufmerkſamkeit aller politiſchen Kreiſe, und da 
wir keineswegs die verwöhnten Lieblinge unſerer Nachbarn ſind, 
iſt die Schadenfreude aufrichtig, mit der alles begrüßt wird, was 
Ausſicht auf eine Schwächung der zentraliſierten Kraft Preußens 
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zu bieten ſcheint. Wir werden uns daher nicht wundern, wenn die 
„Débats“, die „Times“, die liberalen und deutſchfeindlichen Blätter 
Rußlands, ſoweit ſie nicht die Parole erhalten haben, zu ſchweigen, 
ſich über die Wahlrechtsvorlage entrüſten. Sie brauchten ja auch nur 
die Stimmen wiederzugeben, die im „Berliner Tageblatt“, im „Vor— 
wärts“ und anderen ihnen mehr oder minder verwandten Organen 
laut geworden ſind, um einen Köcher giftiger Pfeile bereit zu haben. 

Aber auch andere Stimmen ſind laut geworden und zwar charak— 
teriſtiſcherweiſe in Frankreich, wo man ſich durch das demokratiſchſte 
aller Wahlrechte bedrückt und beinahe entrechtet vorkommt. Wir 
haben in den letzten Jahren, namentlich an der Hand der vortreff— 
lichen „Revue politique et parlementaire“, mehrfach auf die tiefe 
Unzufriedenheit hingewieſen, die das von einer Partei eroberte und 
mit Virtuoſität gehandhabte allgemeine Wahlrecht hervorgerufen hat, 
weil trotz des ſo ſorgfältig gewahrten Grundrechts der geheimen Wahl 
die faktiſche Beeinfluſſung der Wähler ſich unwiderſtehlich zum Vorteil 
der regierenden Partei geltend macht. Auch klingt aus den Artikeln 
des „Temps“ und des „Figaro“ ein Ton durch, der alles weniger 
als Geringſchätzung der vom Reichskanzler vertretenen Anſchau— 
ungen zeigt. Der „Figaro“ ſchickt ſeiner Analyſe der preußiſchen Ver— 
faſſung die folgende melancholiſche Betrachtung voraus: 

„So unangenehm es auch unſerem republikaniſchen Selbſt— 
bewußtſein klingen mag: die Preußen ſind freier als 
wir. Sie haben Rechte, die durch eine Verfaſſung garantiert 
ſind. Freiheit des Individuums, Freiheit der Preſſe, Sicherheit des 
Briefgeheimniſſes, Freiheit der Kulte, Freiheit des Unterrichts, mit 
einem Wort, die natürlichen Menſchenrechte ſind in aller Form durch 
dieſe Verfaſſung geſichert und in Preußen poſitive, unantaſtbare 
Realitäten. Und bei uns? . . . . Nicht wahr, jede Ausführung wäre 
überflüſſig . . . .“ 

Und über das preußiſche Wahlrecht ſpricht ſich der „Figaro“ 
folgendermaßen aus: 

„Es wählt alſo jedermann in Preußen, aber mit mehr oder minder 
Gewicht, je nach der Laſt, die der einzelne trägt; aber die Wahl iſt 
indirekt und ſie iſt öffentlich, denn das preußiſche Geſetz denkt wie 
John Stuart Mill, wie Robespierre, wie die Kommune von Paris 
im Jahre 1792, wie die freieſten und ſtolzeſten Republikaner der 
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demokrotiſchſten Kantone der Schweiz, daß diejenigen unwürdig ſind 
zu wählen, die nicht den Mut haben, für ihre Anſicht offen einzu— 
treten.“ 

Es ſchließt ſich daran eine kurze Charakteriſtik der Anderungen, 
die das neue Programm der Regierung dem preußiſchen Abgeord— 
netenhauſe vorgelegt hat, wobei der „Figaro“ daran erinnert, daß die 
Verfaſſungen der franzöſiſchen Republik von 1791, 1793 und 1795 
das indirekte Wahlrecht vorſchrieben, und daß die allgemeine direkte 
Wahl erſt 1848 in Frankreich eingeführt wurde. 

„Preußen dachte bisher wie die franzöſiſche Revolution. Heute 
will es unſer Syſtem von 1848 annehmen.“ Dann heißt es am Schluß: 
„Man weiß bereits, in betreff welcher Punkte die Sozialiſten und die 
Parteien der Oppoſition einen Kampf aufgenommen haben, deſſen 
wahre Bedeutung und Tragweite niemandem entgehen kann. Sie 
wollen das gleiche und geheime Wahlrecht durch ihren Anſturm ge— 
winnen. Es handelt ſich dabei nicht um mehr oder minder Freiheit, 
ſondern die ſyſtematiſchen Feinde des Eigentums und der Freiheit — 
nicht nur in Preußen, ſondern in aller Welt — kämpfen um einen 
mehr oder minder großen Gewinn an Macht. Der Kampf findet 
in Preußen ſtatt, aber er verliert dadurch nicht ſeine allgemeine Be— 
deutung. Sollten die preußiſchen Sozialdemokraten ſiegen, ſo wird 
ihr Sieg über die Grenzen Preußens hinauswirken (si les socialistes 
prussiens l’emportaient, leur victoire ne ferait pas une vietoire 
aptere).“ 

Der „Temps“ aber, deſſen wir ſchon gedacht haben, weiſt darauf 
hin, daß Preußen, das die Einheit Deutſchlands geſchaffen, ſich ſelbſt 
ihr untergeordnet habe, aber ohne darum auf den eigenen Willen 
und die Selbſtändigkeit ſeiner Stärke zu verzichten. Mit den ſenti— 
mentalen und hochherzigen Gedanken des Südens und Weſtens 
wäre das Reich nicht geſchmiedet worden. Dazu ſei die eiſerne Fauſt 
im Handſchuh der Hohenzollern unerläßlich geweſen. Herr v. Beth— 
mann-Hollweg, der mit ſolcher Energie das Recht Preußens vertreten 
habe, ſich gegen das Reichstagswahlrecht zu verteidigen, erſcheint dem 
„Temps“ als rechter Vertreter der individuellen Energie des Preußen— 
tums, und vor dieſer, nicht vor den demokratiſchen Inſtitutionen des 
Reiches, hat die Welt Reſpekt. Das Referat, das die Zeitung über die 
Rede des Präſidenten des Staatsminiſteriums gibt, iſt vortrefflich, 
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und es entſpricht ganz unſerer Auffaſſung, wenn ſie darin eine Tat 
erkennt, hinter der ein Wille ſteht, nicht bloß, wie irrtümlich inter— 
pretiert worden iſt, einen philoſophiſchen Dialog, bei dem es ſich um 
Worte und geiſtreiche Wendungen handelt. 

Das gleiche geſunde Urteil tritt uns im „Temps“ bei Beſprechung 
der Rede des Reichskanzlers im Reichstage entgegen. Offenbar ſei 
Herr v. Bethmann-Hollweg nicht der Mann, ſeine Anſichten nach 
denen ſeines Auditoriums zu modeln. 

„Man mag über ſeine Theſen denken, wie man will, jedenfalls 
wird man zugeben müſſen, daß ſie nur natürlich ſind im Munde eines 
preußiſchen Miniſterpräſidenten, der Reichskanzler iſt.“ 

Auch über die Frankfurter Unruhen iſt das Urteil ſcharf und 
treffend: 

„Es ſcheint, daß dieſe Unruhen vornehmlich durch jene zwei— 
deutigen Elemente hervorgerufen wurden, die man in allen Groß— 
ſtädten findet und die noch vor wenigen Monaten unter dem Vor— 
wande, Herrn Ferrer zu feiern, die Laternen einſchlugen und den 
Boulevard de Courcelles verwüſteten.“ 

Wir ſchließen mit dem Hinweis auf eine Betrachtung des „Wiener 
Fremdenblattes“, die ſich gegen die Legende von dem neuen Reichs— 
kanzler wendet, der den Konſervativen zuliebe die Zuſagen des libe— 
ralen Fürſten Bülow abgeſchwächt und das Tiſchtuch zwiſchen der 
Regierung und dem Liberalismus zerſchnitten habe. Fürſt Bülow 
habe nicht nur mit aller Entſchiedenheit die Forderung abgelehnt, 
das Reichstagswahlrecht nach Preußen zu verpflanzen, ſondern um— 
unwunden bekannt, daß die Wahlrechtsforderungen der gemäßigtſten 
liberalen Partei ihm als unausführbar erſchienen. Er hat bekanntlich 
in ſeiner Rede vom 10. Januar 1908 ganz direkt erklärt, daß er die 
Erſetzung der öffentlichen Stimmabgabe durch die geheime nicht in 
Ausſicht ſtellen könne. In derſelben Rede ſagte er, daß jede geſunde 
Reform des preußiſchen Wahlrechts den Einfluß der breiten Schichten 
des Mittelſtandes auf das Wahlergebnis aufrechterhalten und ſichern, 
ſowie auf eine gerechte Abſtufung des Gewichts der Wahlſtimmen 
Bedacht nehmen müſſe, wobei auf Alter, Beſitz und Bildung des 
Steuernden hingewieſen wurde. Damals, jo erinnert das „W. Fr.- 
Bl.“, hätten nicht nur die Konſervativen, ſondern auch die National- 


liberalen Beifall gezollt. Weshalb das heute nicht der Fall iſt, 
das zu erörtern iſt hier nicht die Stelle. Wohl aber legen wir 
Wert darauf, auch auf dieſe Stimme des Auslandes aufmerkſam 
zu machen. 

In England hat man all dieſen preußiſchen Gegenſätzen keine 
Aufmerkſamkeit gewidmet; es werden wohl die allerwenigſten Eng— 
länder überhaupt eine Vorſtellung von preußiſcher Verfaſſung und 
deutſcher Reichsverfaſſung haben. Man greift mit Vergnügen auf, 
was ſich irgend als im Gegenſatz zur Politik Bismarcks und unſeres 
Kaiſers ſtehend erkennen läßt und Ausſicht auf eine Schwächung 
Preußens und des Reiches bietet. Die Engländer ſehnen ſich nach 
den Zeiten zurück, da die „old gemütlichkeit“ das Kennzeichen 
Deutſchlands war, das heißt die Zeit, als deren politiſches Symbol 
der deutſche Michel mit der Schlafmütze galt. Man mag darüber ſpotten, 
aber das alles hat ſeine ſehr ernſte Seite. Bei uns werden politiſche Ver— 
faſſungsformen nicht zu einem Kuliſſenbau umgebildet. Wir haben 
nicht, wie in England, eine regierende Oligarchie, die ſich aus Vetter— 
ſchaften zuſammenſetzt, keinen Wahlmodus, bei dem ſich die Stimmen 
durch Geld oder Begünſtigungen erkaufen laſſen, kein König- und 
Kaiſertum, das ein Schemen wäre, keine Regierung durch Amateurs 
oder durch Karrieriſten der Preſſe. Sidney Law in ſeinem 1904 er- 
ſchienenen Buche „The Governance of England“ charakteriſiert die 
engliſche Regierung, wie ſie ſich nach den großen Reformen geſtaltet 
hat, dahin, daß alles beim alten geblieben ſei. Kein Menſch denke 
an égaliték. Die zurot xayadot beherrſchen Geſellſchaft und Politik, 
und die letztere iſt ein Vorrecht der „society“ und ariſtokratiſche Be— 
ſchäftigung, nur hat ſich heute allmählich das plutokratiſche Element 
in den Vordergrund gedrängt. Aber Ausſicht, in das Parlament ge— 
wählt zu werden, hatte noch zu Anfang der Regierung Viktorias nur 
ein Honourable, Baron oder Earl, nicht der Sohn eines Kaufmanns. 
Jetzt kommen auch Arme hinein, aber doch nur, wenn ihnen eine 
politiſche oder induſtrielle Organiſation die Wahlkoſten trägt. So 
geſchieht es mit den Vertretern der Trade Unions, zum Teil mit den 
Vertretern der ſchottiſchen, Waliſer und iriſchen Wähler, wobei bei 
letzteren die Koſten häufig von Amerika aus beſtritten werden. Bei 
den letzten Wahlen haben die Wahlkoſten meiſt 700 Litr. für den 
Kandidaten betragen, gleichviel ob er gewählt wurde oder nicht, 
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ſie ſind aber in vielen Fällen auch weit über 1000 Lſtr. hinausgegangen. 
Dazu kommt noch der überaus koſtſpielige Aufenthalt in London 
während der „season“. Im Kabinett aber, das, wie Law jagt, „at 
the dinner table“ geboren wird, ſind die nicht zur „Geſellſchaft“ 
gehörenden Elemente noch weit ſeltener. Es iſt ein geheimes Komitee 
unter dem Präſidium des Prime-Miniſter, der vorbringt, was er 
will, und die Sitzung ſchließt, wenn es ihm beliebt, und über den 
Gegenſtand der Verhandlung erfährt die Offentlichkeit niemals das 
geringſte. Auch werden neue Geſetze nicht vom Parlament gemacht, 
ſondern vom Miniſterium unter Zuſtimmung der Majorität und 
lebhaftem Widerſpruch der Minorität, der ſtets wirkungslos bleibt. 
In Wirklichkeit iſt die Geſetzgebung in Händen derjenigen Mitglieder 
des Hauſes, die den inneren Ring des jeweiligen Kabinetts bilden, 
und ihm, d. h. dem Prime-Miniſter, hat die Majorität blind zu gehor- 
chen, denn ein Parlamentsmitglied wird gewählt, um für oder wider 
ein beſtimmtes Miniſterium zu ſtimmen, nicht um eigene Anſichten 
zu vertreten. Man wählt für oder wider Asquith oder Balfour, und 
nur eine Parlamentsauflöſung oder, was ſehr ſelten geſchieht, ein 
Zufall kann die einmal gewonnene Majorität gefährden und eine 
andere an ihre Stelle ſetzen, die dann dem neuen Prime-Miniſter 
ebenſo blind zur Gefolgſchaft verbunden iſt. Eine Kontinuität iſt nur 
in der auswärtigen Politik, die den nationalen Inſtinkten entſprechen 
muß, zu verfolgen. In der inneren Politik hat bisher die Abneigung 
der Engländer gegen jede Neuerung dahin geführt, daß ein langſameres 
Tempo der fortſchreitenden Entwicklung eingehalten wurde als etwa 
bei uns. Nur neuerdings beginnt ſich auch hier eine Wandlung geltend 
zu machen, aber wie ſehr iſt noch heute die Sozialpolitik Englands im 
Rückſtande. 

Sehr charakteriſtiſch, und in ſcharfem Gegenſatz zu den parla- 
mentariſchen Gebräuchen des Kontinents iſt auch das Recht, die 
Regierung zu interpellieren. Es kann nämlich an vier Wochentagen 
/ Stunde lang jede Frage, die vorher angemeldet iſt, an das Kabinett 
gerichtet werden. Wird eine mündliche Antwort gewünſcht, ſo macht 
man ein Kreuz bei der Anfrage, wenn nicht, ſo läßt man die ſchrift— 
liche Antwort des Miniſteriums zirkulieren. Aber der Speaker hat 
das Recht, jede Frage zurückzuweiſen, die ihm nicht zuläſſig ſcheint, 
weil ſie zu lang oder ironiſch oder mißbräuchlich iſt, oder wenn ſie den 
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Charakter oder die Tätigkeit eines Miniſters betrifft, oder ſich auf 
eine Frage bezieht, über welche in der Seſſion ſchon diskutiert worden 
iſt, oder endlich, wenn ſie die Löſung einer abſtrakten Frage oder 
einen hypothetiſchen Vorſchlag enthält. Außerdem aber kann der 
Miniſter, wenn es ihm ſo nützlich erſcheint, eine Antwort einfach 
verweigern. 

Das ſind ſo einige Punkte aus dem engliſchen Verfaſſungs— 
ſyſtem, die wir hervorgehoben haben, um unſeren theoretiſchen Be— 
wunderern fremder parlamentariſcher Zuſtände nahezulegen, ſich zu 
fragen, wie ihnen die Schnürſtiefel dieſer Ordnungen gefallen würden. 
Auch das beſchränkte engliſche Wahlrecht, die Allmacht der engliſchen 
Richter und vieles andere würde ihnen ſchlecht behagen, vielleicht 
auch jene engliſche Arbeiterpartei nicht, deren Tyrannis in mancher 
Beziehung drückende, in jedem Fall ungewohnte, dem deutſchen Weſen 
unbehagliche Formen annimmt, gegen welche der, trotz aller Tyrannei 
unſerer ſozialdemokratiſchen Führer fortbeſtehende Sinn für Selb— 
ſtändigkeit unſerer Arbeiterwelt ſich aufbäumen würde. Endlich hat 
es die Majorität in ihrer Hand, unbequeme Anfragen der Minorität 
dadurch unmöglich zu machen, daß ſie die gefürchteten Fragen vorher 
ſelbſt ankündigt und ſie dann während der Seſſion nicht vorbringt. 
Die geſchehene Ankündigung aber verpflichtet den Speaker, jede 
Anfrage zurückzuweiſen. 

Um dieſe etwas weit ausgeſponnenen Vergleiche zu reſümieren: 
wir meinen, wer nach wahrer Freiheit ſucht, nach der Freiheit, die 
ſich nicht auf der Unfreiheit anderer aufbaut, und jedem den Spiel— 
raum gibt, ſich zu betätigen nach ſeinen Fähigkeiten, der findet ſie 
in weit höherem Grade bei uns als ſonſt irgendwo in den kompli— 
zierten Verhältniſſen unſres alten Kontinents. Ein über den Parteien 
ſtehendes Königtum, das im Innern die Tyrannis keines Standes 
und keines rückſichtsloſen Sonderintereſſes aufkommen läßt und ſich 
nach außen hin die Machtmittel konſerviert, das Vaterland zu ver— 
teidigen und ſeine Intereſſen kraftvoll zu vertreten, das iſt unſer 
politiſches Ideal. Es hat ſich, ſoweit die Unvollkommenheit alles 
Menſchenwerkes es geſtattet, in unſrer preußiſchen Verfaſſung bewährt; 
für die fortwirkende lebendige Kraft dieſer Verfaſſung iſt Herr von 
Bethmann-Hollweg vor Abgeordnetenhaus und Reichstag eingetreten, 
und wir zweifeln nicht daran, daß er recht behalten wird mit dem, 
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was man ſeine Philoſophie nennt und das doch nichts andres iſt, 
als der Ausdruck eines feſten und ſtolzen preußiſchen und deutſchen 
Staatsbewußtſeins. 

Die beiden großen politiſchen Fragen der auswärtigen Politik 
ſtehen ſo unmittelbar vor einer Entſcheidung, die zu neuen Ausblicken 
führen muß, daß wir für heute darauf verzichten, auf die Balkanfrage 
und die parlamentariſche Kriſis in England einzugehen. Dagegen 
bereiten ſich ſchwer zu überſehende Zukunftsmöglichkeiten in Nord— 
afrika und Vorderaſien vor. Dem Vorgehen Frankreichs in Marokko 
ſehen wir mit einiger Unruhe entgegen. Die franzöſiſche Kolonial- 
partei iſt in den letzten Wochen ſehr lärmend und ſehr anſpruchsvoll 
aufgetreten. Sie macht kaum ein Hehl daraus, daß ſie an eine Er— 
oberung Marokkos denkt; auch ſcheint es, als ob nach Vorwänden 
geſucht wird, um Mulay Hafid in eine Lage zu bringen, die ihn in 
unheilbaren Gegenſatz zu ſeinem Volke ſetzt und ihn vor die Alter— 
native eines Bürgerkrieges oder eines Bruches mit Frankreich ſtellt. 
Ein marokkaniſcher Krieg Frankreichs kann aber unter keinen Um— 
ſtänden die völkerrechtlichen Stipulationen von Algeciras beſeitigen 
und die Schranken, die damit, trotz des Abkommens vom 8. Februar 
1909, auch Frankreich geſetzt wurden, wird man in Paris wohl ebenſo 
feſt im Gedächtnis haben, wie hier in Berlin. Wir können uns daher 
nicht denken, daß die franzöſiſche Regierung ſich mit den Heißſpornen 
der Kolonialpolitik identifizieren wird. Auch weiſen die letzten Er— 
eigniſſe in Wadai darauf hin, daß es unvorſichtig iſt, den Fanatismus 
der iſlamiſchen Bevölkerung herauszufordern. Es läßt ſich nicht über— 
ſehen, daß ein einheitlicher Zug der Erregung von Caſablanca nach 
Kairo und Sudan, durch Arabien, Perſien und Afghaniſtan bis nach 
Buchara und Indien geht, und es bedeutet eine ungeheure Gefahr, 
wenn einmal dieſe Flammen zuſammenſchlagen. In Anlaß des 
tragiſchen Unterganges des tapferen Hauptmanns Fiegenſchuh iſt 
es jetzt wieder zu recht lächerlichen Außerungen eines exaltierten und 
etwas komödiantenhaften Chauvinismus gekommen. Was ſoll es 
ſagen, wenn der „Eclair“ Fiegenſchuh feiert als das ſtolze Bild „de 
Alsace militaire et fidèle“ und uns dabei zuruft, „daß das Elſaß 
noch immer in Frankreich fortlebt durch die Soldaten, die es dem 
Lande liefert, „qu'elle y perpétue la mémoire du passé et y alimente 
b'espérence de l'avenir““. Es knüpft ſich daran die intereſſante Notiz, 
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daß es in der franzöſiſchen Armee mehr als 3000 vor und nach dem 
Kriege geborener Offiziere Elſaſſer oder Lothringiſcher Herkunft gebe; 
Korpskommandanten, Diviſionsgenerale, Brigadiers, den neuen Chef 
des Militärkabinetts — die Unteroffiziere und die Fremdenlegionäre 
nicht mit eingerechnet. Was ſollen dieſe Deklamationen? Sie geben 
ein Zeugnis für die tüchtigen militäriſchen Anlagen dieſer Raſſe, die 
offenbar den Vollblutfranzoſen ſtarke Konkurrenz macht. Kein Menſch 
hat darüber bei uns ein Wort verloren. Aber das ewige Kokettieren 
mit Elſaß-Lothringen, das z. B. in dem „Journal des Dĩbats“ ſtets 
als etwas Beſonderes vor der Rubrik „Allemagne“ behandelt wird, 
als wären es innere franzöſiſche, nicht deutſche Angelegenheiten, 
trägt weſentlich dazu bei, Gegenſätze lebendig zu erhalten, die 
keinem von beiden Teilen von Nutzen ſind und die Unſicherheit der 
europäiſchen Lage gewiß nicht mindern. 

Die Ermordung des ägyptiſchen Miniſterpräſidenten Butros 
Paſcha, eines koptiſchen Chriſten, durch einen fanatiſchen ägyptiſchen 
Nationaliſten, zeigt, daß leider die Nachfolger Muſtafa Kamel Paſchas 
ihre Anhänger nicht in der Hand haben. Die Reiſe des Khedive nach 
Mekka und Medina hatte ihn den Gedanken des ägyptiſchen Nationalis— 
mus merklich nähergeführt, es kann kaum zweifelhaft ſein, daß er 
jetzt wieder von ihnen abrücken wird. Der Aufſtand in Arabien nimmt 
immer größeren Umfang an und wird von ruſſiſchen Blättern in engen 
Zuſammenhang mit dem Abfall von Koweit gebracht. Dieſelben 
Blätter kündigen einen bevorſtehenden Aufſtand in Buchara an, 
obgleich der Emir gerade jetzt in Petersburg iſt und dort in faſt bei— 
ſpielloſer Weiſe gefeiert wird. Der „Golos Moskwy“ knüpft an dieſe 
Nachrichten ſehr bittere Angriffe auf die leitenden Kreiſe. Auch die 
japaniſche Kriegsgefahr wird trotz des augenſcheinlichen Zuſammen— 
gehens von Rußland und Japan in Anlaß eines Berichts des kürzlich 
aus dem fernen Oſten zurückgekehrten Senators Glesmer wieder 
in den Vordergrund der Verhandlungen gezogen, kurz, man müßte 
annehmen, daß es in Mittel- und Oſtaſien bald neue und ſchwere 
Verwicklungen geben wird, wenn man nicht wüßte, wie ſehr die Phan— 
taſie in Rußland bei ſolchen Erörterungen mitſpielt. 

Aus amerikaniſchen Zeitungen ſehen wir, daß drüben ein Ar— 
tikel Aufſehen erregt, der Mitte vorigen Monats in der „Voſſiſchen 
Zeitung“ unter dem Titel „Tafts Rückzug vor den Truſts“ erſchien. 

Schiemann, Deutſchland 1910. 6 
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In der Tat unterſchätzen die Ausführungen der „Voſſiſchen Zeitung“ 
jowohl was von Tafts Seite geſchehen iſt, wie die Schranken, welche 
ihm die Verhältniſſe ſetzen, mit denen er zu rechnen hat, weil ſie 
Realitäten ſind. Wir haben uns den Paſſus der Botſchaft vom 
7. Januar 1910, der die Truſts betrifft, genau angeſehen. Er betont, 
daß das Sherman-Antitruſtgeſetz nicht gegen die Korporationen als 
ſolche gerichtet ſei, ſondern gegen die Mißbräuche, welche aus einem 
abſoluten Unterdrücken der Konkurrenz und der vollkommenen Mono— 
poliſierung gewiſſer Handelsgebiete ſich ergäben. Ein Unterſchied 
zwiſchen „guten“ und „böſen“ Truſts ſei nicht durchzuführen, auch 
hätten die Entſcheidungen des oberſten Gerichtshofes gezeigt, wie 
das Antitruſtgeſetz anzuwenden ſei, ſo daß die Notwendigkeit einer 
Anderung des Wortlauts des Antitruſtgeſetzes nicht mehr notwendig 
ſei. Dagegen will die Regierung eine Unterſuchung über Gründung, 
Zweck und Geſchäftsführung der einzelnen Geſellſchaften einleiten, 
um feſtzuſtellen, welche von ihnen ſtrafbar ſind, und zugleich ein neues 
Geſetz über die Neubildung derartiger Korporationen vorſchlagen. 
Hiernach ſoll Geſellſchaften zum Betriebe zwiſchenſtaatlichen und aus— 
ländiſchen Handels die Möglichkeit gegeben werden, ſich unter bundes— 
ſtaatlicher, nicht wie bisher unter einzelſtaatlicher Aufſicht zu organi— 
ſieren. Das wird dann bis ins Detail hinein ſpezialiſiert. Nun wollen 
wir nicht beſtreiten, daß man die Truſts auch ſtärker anfaſſen könnte, 
vorausgeſetzt, daß die Stellung der Parteien im Kongreß, mit denen 
der Präſident nun einmal rechnen muß, es möglich macht. Im Hauſe 
der Repräſentanten, in dem die Demokraten eine ſtarke Minorität 
darſtellen, hätten ſich ſchärfere Maßregeln durchſetzen laſſen, im 
Senat aber ſtellt die Majorität geradezu eine Vertretung des Truſts 
dar, und der Präſident hat keine Möglichkeit, ſie daran zu verhindern, 
daß ſie ihre eigenen Intereſſen mehr in Berückſichtigung ziehen als 
die der Geſamtheit. Daran würde ſelbſt eine ſo durchgreifende Energie 
wie die Rooſevelts ſcheitern müſſen. Endlich gehen die Vorſchläge 
des Präſidenten — denn mehr ſteht ihm nicht zu — erſt aus den 
Kommiſſionen des Kongreſſes als Geſetzentwürfe hervor. Die Vor— 
ſchläge, die in der Botſchaft gegen die Truſts gerichtet ſind, 
hat der Attorney-General Mr. Wickerſham ausgearbeitet, der einer 
der erſten Rechtsanwälte New Yorks war, und ſowohl für Realitäten, 
wie für die Gefahren der Truſts offene Augen hat. Endlich wäre die 
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Aufregung von Mr. Pierpont Morgan über die Abſichten des Präſi— 
denten ſchwer zu erklären, wenn es ſich um eitel Schaumſchlägerei 
handeln ſollte. Uns ſteht ſomit feſt, daß an Tafts Abſicht, den Truſts 
die Flügel nach Möglichkeit zu beſchneiden, kein Zweifel aufkommen 
kann. Ob es ihm gelingt, durchzudringen, das freilich iſt eine andere 
Frage. 
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23. Februar 1910. Aufhebung der Zuſchlagszölle für deutſche Waren in Kanada. Ferdinand von Bul— 
garien in Zarffoje Sſelo. Flucht des Dalai Lama nach Indien. 
24. Februar. Flucht des Präſidenten Madriz von Nicaragua. 


2. März 1910. 

Das neue engliſche Parlament hat die erſte Woche ſeiner Tätig— 
keit hinter ſich liegen; aber weder Thronrede noch Debatten haben 
die politiſche Lage ſo weit geklärt, daß man mit einiger Sicherheit 
die kommende Entwicklung vorherſehen könnte. Das einzige, was 
feſtſteht, iſt, daß unter allen Umſtänden die Rüſtungen zur See in 
verſtärktem Maße fortgeſetzt werden. Bisher hält die Arbeiterpartei 
zur Regierung, und es iſt ſicher, daß ſie für das Budget Lloyd Georges 
eintritt, was in betreff der Iren nur unter beſtimmten Voraus— 
ſetzungen gilt. Die Billigung des Budgets bedeutet ihrerſeits eine 
Konzeſſion, denn es iſt eine alte Klage der Iren, daß ſie ungerecht 
beſteuert werden. Ebenſo iſt die Frage der Reform des Oberhauſes 
für ſie nur Mittel zum Zweck und darin ſteht ihre Auffaſſung der— 
jenigen jtrift ä entgegen, die von den Arbeitern und der liberal-radikalen 
Koalition vertreten wird. Das Vetorecht ſoll den Lords genommen 
werden, damit Home Rule für Irland möglich werde. Das iſt ihr 
Standpunkt. Die Arbeiter aber wollen Beſeitigung des Veto aus 
prinzipiellen Gründen. Es iſt ihnen die Hauptfrage, und Zuſtimmung 
zum Home Rule für Irland wäre von ihrer Seite eine Konzeſſion, 
zu der ſie ſich eventuell verſtehen könnten, deren Ablehnung ihrer— 
ſeits aber keineswegs zu den Unmöglichkeiten gehört. Die Miniſteri— 
ellen quand méme vertreten mit Überzeugung und Entſchiedenheit 
nur Budget und Reform des Oberhauſes, ſind in letzterer Hinſicht zu 
Zugeſtändniſſen bereit, und haben das Home Rule nur in ihr Pro— 
gramm aufgenommen, um die Stimmen der Iren nicht zu verlieren. 
Mr. Asquith iſt weit davon entfernt, ein Home Ruler aus Über— 
zeugung zu ſein, wie es Gladſtone zu Ende ſeiner politiſchen Laufbahn 
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geworden war. Während nun Redmond und deſſen Anhänger ſich 
wohl auch mit Maßregeln zufrieden geben werden, die auf den Weg 
zum Home Rule führen, will die Grupe der „Unabhängigen“ unter 
den Iren von ſolchen Halbheiten nichts wiſſen; ſie ſtehen dem Mini— 
ſterium ſehr mißtrauiſch gegenüber und ſteifen Redmond den Nacken, wie 
ſich ſchon jetzt erkennen läßt. Jedenfalls liegt es in der Hand der Iren, 
von heute auf morgen das Miniſterium zu ſtürzen, ſobald ſie ſich in 
einer beliebigen Frage auf ſeiten der Oppoſition ſtellen. Denken 
wir uns, daß dieſer Fall eintritt, ſo iſt zweierlei möglich, entweder 
das Miniſterium reſigniert und Balfour übernimmt die Bildung des 
neuen Kabinetts, oder aber Asquith läßt ſich vom König bevollmächtigen, 
das Parlament aufzulöſen und Neuwahlen auszuſchreiben. Im 
erſteren Falle würde Balfour ſofort genau in dieſelbe unglückliche 
Lage geraten, in der das jetzige Parlament ſich befindet, d. h. er 
würde ſich nicht allein auf ſeine unbedingten Anhänger ſtützen 
können, ſondern genötigt ſein, in den Reihen der Arbeiter und Iren 
Hilfstruppen zu ſuchen, die nur durch große Zugeſtändniſſe zu ge— 
winnen wären und die ihn jederzeit wieder in Stich laſſen können, 
im anderen Fall aber, wenn nämlich das Parlament aufgelöſt wird, 
iſt, auch abgeſehen von den ungeheuren Koſten, die damit für alle 
Teile verbunden ſind, der Ausgang unſicher. Die Wahrſcheinlichkeit 
ſpricht daher dafür, daß, für den Fall einer Niederlage, Asquith 
zurücktritt und Balfour ſich weigert, das Miniſterium zu übernehmen, 
ſo daß es wieder an die Liberalen zurückfällt. Es wäre genau die 
Lage, wie ſie im Juni 1885 war; Asquith würde, wie damals Salis— 
bury, nur durch die Gnade der Gegner weiter regieren und dieſe es 
in ihrer Hand haben, den Moment für die Auflöſung des Parlaments 
zu wählen, der ihren Wahlausſichten der günſtigſte iſt. Aber auch 
daran mag erinnert werden, daß 1893 und 1894 Gladſtone ſich das 
volle Home-Rule-Programm zu eigen machte und es durchzuſetzen 
ſchien. Er konnte ſeinen Plan nicht ausführen, weil er an einem 
ſchweren Augenleiden erkrankte und Roſeberry, der an ſeine Stelle 
trat, das Home Rule vertagte. Als dieſer dann im Juni 1895 völlig 
entmutigt zurücktrat, gaben die Neuwahlen den Konſervativen die 
überwältigende Majorität, durch die ſie ſich 10 Jahre lang zu behaupten 
vermochten. Auch das letztere könnte ſich wiederholen, wenn eine 
politiſche Kriſis ernſter Natur die Aufmerkſamkeit der Nation auf die 
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auswärtige Lage lenken ſollte, vielleicht auch ſchon, wenn eine neue 
Panik, wie im vorigen Jahre, ausbrechen ſollte, wozu z. B. die falſchen 
Angaben Herrn Gaedkes über den Ausbau unſerer Flotte, oder das 
Auftauchen des 32 000 Tonnentyps in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika und Japan den Anſtoß geben könnten, oder endlich ein 
beliebiger anderer Anlaß, denn für eine Panik gibt es gewiß nicht 
weniger Gründe als, nach einem bekannten Spruch für das Trinken. 

Im Augenblick iſt die Lage die, daß das Miniſterium ſeine Ant— 
wortsadreſſe auf die Thronrede glücklich durchgebracht hat, und daß 
nunmehr das Miniſterium mit ſeinem Aktionsprogramm für dieſe 
Seſſion hervortreten muß. Es wird den Leſern bereits bekannt ſein, 
wenn dieſe Zeilen ihnen zu Geſicht kommen. In jedem Fall wird es 
ein Verlegenheitsprogramm ſein. 

In Kanada iſt die Entſcheidung über die Flottenfrage noch nicht 
gefallen. Die franzöſiſchen Kanadier leiſten der Regierung, ihrem 
Landsmann Laurier zuliebe, zwar Gefolgſchaft, aber nur widerwillig; 
offene Gegener des Flottenplans ſind die nordweſtlichen, getreide— 
bauenden Provinzen, in denen das deutſche und amerikaniſche Element 
beſonders ſtark vertreten, dagegen iſt die eigentliche Stütze der Re— 
gierung die Provinz Ontario; ſie geht ſogar ſo weit, daß ſie von ſich 
aus England zwei Dreadnoughts ſchenken will. Die Wahrſcheinlichkeit 
ſpricht dafür, daß die Regierung auch ohne Referendum ihren Willen 
durchſetzen wird, aber ſie will ſich in jedem einzelnen Fall vorbehalten, 
ſelbſt darüber zu entſcheiden, ob ſie an einem Kriege, den England 
führt, teilzunehmen hat; es iſt aber ſchwer glaublich, daß dieſe theo- 
retiſche Wahrung der eigenen Selbſtändigkeit vor der Realität einer 
von England verlangten Teilnahme ſtandhalten wird. Übrigens 
verlangt die Ausführung des Flottenprogramms 5 Jahre und die 
Ausgaben dafür ſind, abgeſehen von den für Erbauung der Schiffe 
erforderlichen Summen, im kanadiſchen Parlament folgendermaßen 
veranſchlagt worden: 

Im erſten Jahre 1 250 000 Dollar, im zweiten 1447 000 Dollar, 
im dritten 1704 000 Dollar, im vierten Jahre 2 254000 Dollar. 
Die jährlichen Koſten für Inſtandhaltung der Flotte werden auf 
3 680 000 Dollar berechnet, wozu dann noch die Marineſchule mit 
751 000 Dollar kommt. Das würde in Summa auf den Kopf der 
Bevölkerung jährlich 1,25 Dollar geben. Überhaupt ſcheint es, daß 
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Kanada bald in die Bahnen treten wird, welche in Europa zu einer 
politiſchen Notwendigkeit geworden jind. Dem „New Pork Herald“ 
wird aus Ottawa gemeldet, daß die kanadiſche Artillerie mit großer 
Energie Kriegsmanöver macht, da für den Fall eines Krieges es 
nötig ſein würde, auch im Winter zu kämpfen. Es handelte ſich bei 
dieſen Manövern namentlich darum, einem landenden Feinde durch 
Zerſtörung von Brücken und ſonſt auf jede Weiſe das Vorrücken zu 
erſchweren. Übrigens hatte Sir Frederic Borden, der Miniſter für 
Miliz und Landesverteidigung, ſehr nachdrücklich erklärt, daß keinerlei 
Gefahr eines Krieges mit Deutſchland exiſtiere. Um mit dieſen kana— 
diſchen Angelegenheiten abzuſchließen, weiſen wir noch darauf hin, 
daß die „London Mail“ und der Berliner Korreſpondent des „Stan— 
dard“ auf das höchſte durch die deutſch-kanadiſche Handelsverſtän— 
digung beunruhigt werden. Obgleich England unter allen Umſtänden 
um ein Drittel weniger an Zollabgaben zu zahlen hat, als der kanadiſche 
Generaltarif beſtimmt, halten dieſe Herren den Handel nunmehr für 
ernſtlich gefährdet. Sie fürchten ſich vor den deutſchen Handlungs— 
reiſenden, vor der deutſchen Einwanderung, den deutſchen Dampfer— 
linien, und werfen den Kanadiern ſehr ernſtlich vor, daß ſie ihr Handels— 
abkommen mit Deutſchland, ohne Rückſicht auf England negotiiert 
hätten. Kann man ſich ein größeres Armutszeugnis ausſtellen? 
Den Unruhen in Allahabad meſſen wir zunächſt größere Be— 
deutung nicht bei, ſie werden wahrſcheinlich ſehr bald niedergeſchlagen 
ſein. Aber es läßt ſich nicht überſehen, daß die engliſchen Vaſallen— 
fürſten in Indien höchſt unpopulär ſind. Der große Lärm, den die 
Flucht des Dalai Lama nach Indien hervorrief, iſt bald verſtummt, 
und es wird wohl bei der Entſcheidung bleiben, welche die chineſiſche 
Regierung getroffen hat; ein anderer Dalai Lama wird als ſiebzehnte 
Inkarnation des Buddha gefunden werden und Tibet enger als bisher 
unter Kontrolle Chinas treten. Hier hätten wir einen Fall, da das 
ruſſiſch-engliſche Abkommen wohltätig gewirkt hat — wenn es ein— 
gehalten wird. In England freilich werden Stimmen laut, die es 
bedauern, daß aus den Erfolgen, die 1904 Jounghusband nach Lhaſſa 
führten, nicht die entſprechenden Konſequenzen, d. h. die Begründung 
einer neuen Vaſallenſchaft, gezogen worden ſind. Dieſe Stellung iſt 
durch das ruſſiſch-engliſche Abkommen von 1907 endgültig vergeben, 
was dem liberalen Kabinett nicht ohne Bitterkeit vorgehalten wird, 
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aber Komplikationen verhütet und eine Aſſekuranz für China bildet. 
Es unterliegt aber keinem Zweifel, daß ſich in China Wandlungen 
vorbereiten, die eine weſentliche Steigerung der Macht dieſes Rieſen— 
ſtaates ankündigen. Die durch Befehl des Kaiſers Kwangſü 1908 
angekündigte Verfaſſung iſt keineswegs ein leeres Wort geblieben. 
Er hatte für Durchführung ſeines Zieles einen Termin von 9 Jahren, 
alſo bis 1917, feſtgeſetzt, wobei jedem Jahr beſtimmte Aufgaben 
geſtellt waren. Vorſichtiger als in Rußland geht man gradatim vor. 
Bisher ſind, nach einem Bericht, der dem „Golos Moskwy“ aus 
Tientſin zugeht, die folgenden Vorbereitungen getroffen worden. 
In Peking iſt ein „Komitee zur Beratung von Staatsangelegen— 
heiten“ und ein „Rat für konſtitutionelle Reformen“ eingeſetzt 
worden. In den Provinzen beſtehen Provinzialkomitees, die eine 
Art Provinzialparlament darſtellen, und ſanktionieren die lokale 
Geſetzgebung; Städte, Siedlungen und Dörfer haben Selbſtver— 
waltung erhalten. Das Miniſterium des Innern hat alle Vorbe— 
reitungen für eine Volkszählung getroffen und der Befehl iſt bereits 
erlaſſen, daß die Zählung in den Provinzen beginnen ſoll, das Finanz— 
miniſterium hat Erhebungen angeſtellt, um die Priovinzialbudgets 
zu ordnen, das Unterrichtsminiſterium Volksbücher herausgegeben 
und die Frage eines vereinfachten Alphabets unter Verminderung 
der Zahl der Hieroglyphen ſtudiert, endlich werden Schulen für Aus— 
länder eröffnet. Nebenher gehen die Bemühungen, das Laſter des 
Opiumrauchens einzuſchränken. Die Opiumkommiſſionen regiſtrieren 
die Namen der Opiumraucher, und den Opiumhändlern iſt genau 
vorgeſchrieben, wieviel Opium ſie jedem Raucher auf Grund eines 
amtlichen Zeugniſſes liefern dürfen, wobei die verabfolgten Doſen in 
beſtimmtem Verhältniſſe abnehmen. Die Geldſtrafen für Über— 
ſchreitung dieſer Vorſchriften ſind ſo hoch gegriffen, daß kein Händler 
ſie zu verletzen wagt. Seit dem 2. März 1909 iſt die Kultur des Opiums 
in 6 Provinzen verboten, mit dem Jahre 1910 dehnt ſich das Verbot 
auf zehn weitere Provinzen aus, und 1913 wird es in ganz China 
keine Opiumkultur mehr geben. Der daraus ſich ergebende Ausfall 
wird durch Einführung einer Stempelſteuer ausgeglichen. Auch die 
Einführung des obligatoriſchen Schulunterrichts iſt in Ausſicht ge— 
nommen und durch Begründung von Volksſchulen vorbereitet, für 
welche Lehrer in beſonderen Seminaren herangebildet werden. 
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Mit großer Energie jchreitet China auch an die Vervollkommnung 
ſeiner Armee. In Sicht genommen ſind 36 Diviſionen Infanterie, 
von denen 15— 16 bereits formiert ſind. Die Gardediviſion iſt ſoeben 
komplett geworden, das Ziel die Einführung der allgemeinen Wehr— 
pflicht. Es iſt aber erſtaunlich, wie populär der Kriegsdienſt geworden 
iſt und mit welchem Stolz die Chineſen auf ihre junge Armee blicken, 
wie denn überhaupt eine tiefe patriotiſche Bewegung durch das Land 
geht. Eine Verſammlung von Vertretern der Provinzialparlamente 
hat kürzlich in Schanghai getagt und eine Petition an den Thron ge— 
richtet, ſchon jetzt an die Eröffnung des Reichsparalaments zu ſchreiten. 
Ob die Regierung ſich dadurch von der weiſen Langſamkeit und Vor— 
ſicht ihrer Reformen wird abdrängen laſſen, bleibt abzuwarten. Jeden— 
falls iſt die Tendenz all dieſer Beſtrebungen darauf gerichtet, China auf 
eigene Füße zu ſtellen. Sie iſt ihrer Natur nach den Nationen feindſelig, 
die auf chineſiſchem Boden Fuß gefaßt haben. Daß ſie zu einer neuen 
Abſchließung Chinas von der Außenwelt führen könnte, kann als ausge— 
ſchloſſen gelten, aber ſie kann ein gewaltiger Faktor der neuen aſiatiſchen 
Bewegung werden, und jenes Vordringen der Chineſen nach Tibet 
ſcheint uns ein erſter Schritt nach dieſer Richtung zu ſein. Der Korre— 
ſpondent des „Golos Moskwy“, dem wir uns meiſt angeſchloſſen haben, 
behauptet, daß die geſamte chineſiſche Preſſe ſich gegen die Neutrali— 
ſierung der mandſchuriſchen Bahnen ausgeſprochen habe, weil ſie eine 
Minderung der ſouveränen Rechte Chinas in der Mandſchurei bedeuten. 
So allgemein gefaßt, iſt die Behauptung gewiß nicht richtig, und be— 
kanntlich hat die chineſiſche Regierung die entgegengeſetzte Haltung 
eingenommen. Daß aber die Eiſenbahnpolitik des Staates und das 
Konzeſſionsweſen von der neuen Strömung, die durch das Land geht, 
nicht günſtigen Auges angeſehen wird, iſt ſicher. Schon jetzt iſt ein Antrag 
mehrerer Provinzialparlamente an die Zentralregierung gegangen, um 
ſie zu veranlaſſen, ihnen den Bau der Hankou-Szetſchwanbahn zu über— 
tragen. Die Regierung hat geantwortet, daß ſie die Frage ſtudieren 
laſſe. Das alles ſind Fragen, die niemand mehr in Mitleidenſchaft 
ziehen, als jene unwahrſcheinlichſte Kombination, welche die neueſte 
Politik geſchaffen hat: Japan — Rußland und England, wozu als vierter 
im Bunde Frankreich durch ſeine hinterindiſche Schmerzenspoſition kommt. 

Mit großem Intereſſe und nicht ohne Heiterkeit haben wir den 
jüngſten Beſuch der franzöſiſchen Weltfriedenskarawane unter Herrn 
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Conſtant d'Eſtournelles' Führung, in Petersburg und Moskau verfolgt. 
Die mise en scene ließ nichts zu wünſchen übrig, die Freundſchafts— 
verſicherungen konnten nicht wärmer ſein, man kam gegenſeitig aus 
der Rührung nicht heraus. Die Zeitungen leiteten die Staatsaktion 
damit ein, daß ſie berichteten, wie dieſem Beſuch eine rege Korreſpon— 
denz zwiſchen dem Botſchafter Louis und Herrn Pichon vorausgegangen 
ſei, daß d'Eſtournelles de Conſtant vor der Abfahrt den Miniſterpräſi— 
denten Briand beſucht habe, „mit dem er eine Reihe von Fragen beſprach, 
die auf das äußere Leben Rußlands und die Stellung der Parteien 
Bezug haben“ und auch mit dem Führer der franzöſiſchen Sozialdemo— 
kraten Jaurès ein Geſpräch hatte, wobei dieſer „ſich der bevorſtehenden 
Reiſe ſehr ſympathiſch zeigte“. Die Herren ſind endlos interviewt worden 
und haben unzählige Reden geredet und noch mehr angehört, d'Eſtour— 
nelles hat Gymnaſiaſten und Gymnaſiaſtinnen geküßt und ſie ſeine 
lieben Kinder genannt; ein Kaukaſier wies darauf hin, daß Noah auf dem 
Ararat mit ſeiner Arche gelandet ſei und danach der erſte Weinbauer 
geworden ſei, „da nun Frankreich die erſte Stelle unter den Wein— 
produzenten einnimmt, kann es als die beſte Schülerin Noahs gelten, 
und das bildet ein Band zwiſchen dem Kaukaſus und Frankreich“ uſw., 
immer gleich originell und geiſtvoll. Es war eine groteske Produktion 
großer und kleiner Eitelkeiten und allgemeiner Phraſen. Einen poli— 
tiſchen Niederſchlag können ſie nicht haben. Ihre Bedeutung iſt die 
eines ſentimentalen Rauſches, der vor der kalten Luft der Wirklichkeit 
verfliegen muß. 

Von wirklicher Bedeutung war dagegen der Beſuch des Zaren 
Ferdinand in Petersburg. Kaiſer Nikolaus hat ihn ſehr gnädig empfangen, 
und in den Toaſten, die ausgetauſcht wurden, kam der Gedanke ſehr 
beſtimmt zum Ausdruck, daß die ruſſiſch-bulgariſche Freundſchaft ein 
Unterpfand des Friedens auf dem Balkan ſein ſolle. Einen Mißton in 
dieſe bulgariſchen Tage brachte jedoch eine Unterredung, die General 
Paprikow, der den Zaren Ferdinand begleitende bulgariſche Miniſter 
des Auswärtigen, in der Petersburger ruſſiſchen „Börſenzeitung“ hat 
veröffentlichen laſſen. Sie war ſehr peſſimiſtiſch geſtimmt und enthielt 
u. a. den folgenden Paſſus, den wir nach der Wiedergabe der „Petersb. 
Ztg.“ herſetzen: 

„Der Unwille der mazedoniſchen Bulgaren findet naturgemäß 
ein Echo im freien Bulgarien, und die Erbitterung der ganzen bul— 
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gariſchen Bevölkerung gegen die Türkei paralyſiert in bedeutendem 
Maße das Streben der bulgariſchen Regierung nach Herſtellung freund— 
ſchaftlicher Beziehungen zwiſchen der Türkei und Bulgarien. Der 
bulgariſche Miniſter — ſo heißt es weiter im Referat — ſpricht auch von 
der durchaus nicht glänzenden Lage der Türkei, von den Klagen der 
Chriſten, von dem Zunehmen der Reaktion, von der Rebellion der 
Araber und der Befürchtung neuer Umwälzungen, und erklärt, daß 
Bulgarien kein gleichgültiger Zuſchauer der Ereigniſſe in der Türkei 
ſein könne und ſich vielleicht genötigt ſehen werde, aktiven Anteil an 
den „laufenden Ereigniſſen“ zu nehmen. Schließlich ſpricht er von der 
dringenden Notwendigkeit entſchiedener Maßnahmen.“ 

Das klingt ganz anders als die Friedensreden an der kaiſerlichen 
Tafel und wird ſehr eigentümlich illuſtriert durch die Schüſſe, die ſeit 
dem 21. Februar an der bulgariſch-türkiſchen Grenze ausgetauſcht werden. 
Daß in Bulgarien eine Kriegspartei exiſtiert, halten wir für ſicher. Das 
Land hat ſo weit gerüſtet, als es ihm ſeine Kräfte geſtatten und fürchtet, 
den bewaffneten Frieden auf die Dauer nicht bezahlen zu können. Es 
rechnet auf den möglichen Konflikt der Türkei mit Griechenland und 
auf die indirekten Bundesgenoſſen, die es in Arabien und in Koweit 
findet. Aber das iſt ein ſehr gefährliches Spiel, und wenn die Türkei 
ſich all den Provokationen gegenüber bisher friedfertig zeigt, ſo möchten 
wir doch nicht dafür garantieren, daß dieſe Stimmung andauert. Es 
kommt aber, um die Bulgaren zur Beſonnenheit zu mahnen, hinzu, 
daß Rußland, wie ſicher feſtſteht, den Frieden auf dem Balkan erhalten 
ſehen will, daß die Balkanföderation ſich als ein Phantom erwieſen 
hat, Serbien keine Armee aufbringen kann und auch Sſterreich-Ungarn 
ſich mit Rußland auf der Baſis der Erhaltung des status quo verſtändigt 
und alte Mißhelligkeiten ausgeglichen hat. Dieſes Programm iſt, wie 
der Beſuch des Grafen Aehrenthal in Berlin gezeigt, auch die Politik, 
die Deutſchland unterſtützt, wie denn die Annäherung, die jetzt zwiſchen 
unſerm Verbündeten und unſerm Nachbarn im Oſten ſtattfindet, die 
Kombination darſtellt, die dem alten und bewährten Programm der 
deutſchen Politik entſpricht. 

Die inneren Zuſtände Rußlands ſehen wenig erfreulich aus. Es 
ſcheint ſich eine Rückkehr zu den Zuſtänden vor der Revolution vorzu— 
bereiten, ohne daß die Schäden beſeitigt wären, welche die Revolution 
hervorgerufen hat. Wir haben den Eindruck, daß man nicht recht ſieht 
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wohin dieſe Entwicklung treibt. Die Formen, in denen ſich die nationa— 
liſtiſche Bewegung zeigt, ſind entſchieden beunruhigend, die politiſchen 
Parteien ſind untereinander verfeindet, Skeptizismus und Gleichgültig— 
keit ſind Mode. So ſchreibt der oftgenannte Verfaſſer der Lettres de Russie: 

„Wenn die Politik nicht Mode iſt, ſo iſt die Geſellſchaft doch krank 
geblieben und die Beute einer andern Art Verrücktheit geworden. Die 
Selbſtmorde verdoppeln ſich, es wird guter Ton unter der Jugend, 
ſich zu vergiften oder ſich eine Kugel durch den Kopf zu jagen. Junge 
Mädchen von 14—15 Jahren, kleine Jungen von 12—13 Jahren greifen, 
ſobald ihnen etwas zuwider iſt, zu dieſem verzweifelten Mittel. Die 
Krankheit wütet heute vornehmlich in den Reihen der Ariſtokratie.“ 

Es werden dafür Beiſpiele angeführt. Dazu kämen die Ehe— 
ſcheidungen in den Kreiſen der Kaufleute und der unteren Klaſſen. 
Auf dem Lande zeige ſich eine entſetzliche Zunahme der Sittlichkeits— 
verbrechen, in den Städten Exzentrizitäten uſw. Das Ganze gibt ein 
trübes Bild und beſtätigt unſere Theſe, daß die in den Tagen der Revo— 
lution herangewachſene Generation zu nicht geringem Teil verwildert 
und verdorben iſt. 

In den franzöſiſch-marokkaniſchen Angelegenheiten gingen im 
Lauf der vorigen Woche aufregende Gerüchte. Sie haben ſich glück— 
licherweiſe nicht beſtätigt und Mulay Hafid hat die Bedingungen, die 
ihm für die Anleihe oktroyiert wurden, wirklich angenommen. Der 
„Temps“ drängt nach wie vor zu Maßregeln, die ſich auf die Dauer 
mit den Beſtimmungen nicht vereinigen laſſen, die internationale Kraft 
haben. Aber in dieſen Fragen iſt er nicht als Organ der franzöſiſchen 
Regierung zu betrachten. 

In der Mannesmannfrage dürfte durch das in ſeiner Klarheit 
und unparteiiſchen Sachlichkeit nicht zu übertreffende Gutachten von 
Ferdinand v. Martitz wohl das letzte Wort geſprochen ſein. 

„Die ſich als Berggeſetz für Marokko darſtellende, im Weißbuch 
veröffentlichte Urkunde vom 6. Oktober 1908 kann nicht als der in 
Artikel 112 der Algecirasakte vorgeſehene Firman gelten.“ „Völker— 
rechtlich iſt jenes angebliche Berggeſetz unwirkſam. Es kann nicht ange— 
rufen werden, um die Schutzpflichten, die das Reich ſeinen Angehörigen 
ſchuldet, den fremden Mächten gegenüber in Anſpruch zu nehmen.“ 

Damit hat die vielgeſchmähte Haltung, die unſere Regierung von An— 
fang an in dieſer Frage eingenommen hat, ihre Rechtfertigung gefunden. 
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Daß eine Verſtändigung mit England wünſchenswert jet — jo 
leitartikelt der „Golos Moskwy“ — werde in ganz Rußland anerkannt, 
trotzdem ſei es aber doch intereſſant zu prüfen, ob das Abkommen von 
1907 ſich in der Praxis als vorteilhaft erwieſen habe. Dieſe Frage wird 
nun ſehr entſchieden in negativem Sinne beantwortet. In Tibet habe 
man auf das Recht verzichtet, wiſſenſchaftliche Expeditionen ins Land zu 
ſchicken und der Verſuchung widerſtanden, im Urga an der ruſſiſchen 
Grenze in Beziehungen zum Dalai Lama zu treten, was im Hinblick 
auf die transbaikaliſchen Burjäten von Wichtigkeit geweſen wäre. Jetzt 
aber zeige ſich, daß die ſchüchternen Vereinbarungen von 1907 die Mög— 
lichkeit eines chineſiſchen Eingreifens in Tibet und die Erhaltung des 
status quo nicht ins Auge gefaßt hätten. Noch ungünſtiger ſtehe es in 
betreff Afghaniſtans. England habe ſich verpflichtet, den Emir zu ver— 
anlaſſen, in direkte Grenzverhandlungen mit Rußland zu treten, aber 
offenbar habe Sir Edward Grey ſeinen Einfluß auf Habibullah Khan 
überſchätzt, der nicht die geringſte Neigung zeige, ſolche Verhandlungen 
aufzunehmen. Dagegen ſei die Beſtimmung in voller Kraft geblieben, 
derzufolge Rußland auf jeden direkten Einfluß in Kabul verzichtete. 
Nun ſage man freilich, das engliſch-ruſſiſche Übereinkommen habe großes 
Unheil von Perſien abgewandt. Darüber werde wohl nur ein zukünf— 
tiger Geſchichtsſchreiber entſcheiden können. Vor den ungeheuren Aus— 
gaben, welche der Unterhalt ruſſiſcher Truppen in Perſien gebracht, 
habe das Abkommen nicht bewahrt, und dabei ſeien dieſe Truppen bei 
ihren Operationen an Händen und Füßen gebunden, ſo daß ſie weder 
die ruſſiſchen Intereſſen ſichern, noch die Ordnung im Lande herſtellen 


könnten. Anderſeits werde Rußland durch das Abkommen zu einer 
aktiven Politik gedrängt, deren es ſich ſonſt enthalten hätte. So handle 
es ſich jetzt um eine neue perſiſche Anleihe, die von Rußland und England 
gemeinſam vorgeſchoſſen werden ſolle, was zwar für England jehr 
vorteilhaft ſei, aber die Feindſeligkeit der jetzigen perſiſchen Regierung 
gegen Rußland gewiß nicht beſeitigen werde. Außerdem würden die 
armſeligen 4 Millionen Rubel das Reich nicht retten, ſondern nur die 
Kriſis verlängern, die ſchließlich in eine ausländiſche Kontrolle aus— 
münden müſſe. 

Nun, die Kontrolle iſt längſt da, ſie wird von England als führender, 
von Rußland als folgender Macht ausgeübt und als Organe der künftigen 
Finanzverwaltung Perſiens, welche die Laſten dieſer doppelten Kon— 
trolle zu tragen haben werden, zieht man franzöſiſche Spezialiſten zu, 
welche den Intereſſen beider Mächte zu dienen beſtimmt ſind. Was 
aber die Bedingungen betrifft, unter denen der Anleihevorſchuß den 
Perſern gegeben werden ſoll, gegen den der Medjlis ſich jo verzweifelt 
ſträubt, ſo iſt in den letzten zwei Monaten doch ſo viel davon in die Preſſe 
gedrungen, daß man Herrn Iswolski füglich wohl gegen die Zweifel 
des „Golos Moskwy“ verteidigen muß. Der Preis für die Anleihe ſoll, 
abgeſehen von jener Finanzkontrolle, die Verleihung von Eiſenbahn— 
konzeſſionen ſein, die in der ruſſiſchen „Einflußſphäre“, ganz wie die 
Samſun-Siwas-Bahn in der Türkei, die ruſſiſche Spurweite haben und 
ſtrategiſchen Zwecken dienen ſollen, des weiteren aber will Rußland ſich 
Fiſcherei und Dampfſchiffahrt auf dem Urmiaſee übertragen laſſen. — 
Über die von England verlangten „Garantien“ orientiert die Preſſe 
weniger eingehend, man verſteht in London offenbar beſſer zu ſchweigen; 
aber man braucht nicht ungewöhnlich ſcharfſinnig zu ſein, um zu erraten, 
daß es ſich auch in der engliſchen Einflußſphäre vornehmlich um Eiſen— 
bahnkonzeſſionen nach Afghaniſtan hin und um die Fernhaltung fremder 
Einflüſſe handeln muß. Auch läßt ſich nicht verkennen, daß trotz des 
Abkommens vom Auguſt 1907 ſich ſchon jetzt eine Rivalität zwiſchen 
den ruſſiſchen und engliſchen Beſtrebungen erkennen läßt; darin hat, 
trotz aller Vorbehalte, der „Golos Moskwy“ entſchieden recht. 

Die Ausführungen über Tibet, denen andere mißvergnügte Stimmen 
in der ruſſiſchen wie in der engliſchen Preſſe parallel gehen, ſcheinen 
auf beiden Seiten offiziellen Urſprungs zu ſein und in Zuſammenhang 
mit dem Mißvergnügen zu ſtehen, das erſt der amerikaniſche Plan der 
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Neutraliſierung der mandſchuriſchen Bahnen, danach das chineſiſche 
Projekt der Tſchinſchou-Aigunbahn hervorgerufen hat. Das „Herald— 
Bureau“ in Peking bringt über dieſe letztere Frage die folgende charak— 
teriſtiſche Betrachtung: 

„In den hieſigen offiziellen Kreiſen herrſcht die Auffaſſung vor, 
daß die Vorſtellungen Englands und Frankreichs in Anlaß der Tſchin— 
tſchou-Aigunbahn als Beweis dafür dienen können, daß man feſt ent- 
ſchloſſen iſt, das Projekt an politiſchen Klippen ſcheitern zu laſſen. In 
den Banden ihres Antigermanismus gefeſſelt, brachten Großbritannien 
und Frankreich zunächſt die Hankou-Canton-Szetſchwan-Anleihe zu Fall. 
Jetzt verſuchen ſie im Intereſſe ihrer reſpektiven Alliierten das Tſchin— 
tſchou-Projekt zum Opfer ihrer internationalen Intrigen zu machen. 
Die Chineſen beſchweren ſich namentlich über die Perfidie der eng— 
liſchen Regierung, welche nicht nur zeige, wie heuchleriſch ihr angebliches 
Intereſſe an der Entwicklung Chinas ſei, ſondern daß ſie ſogar das 
Intereſſe ihrer eigenen Untertanen opfere, wenn dieſe eine ſolche Ent— 
wicklung fördern wollen. Dieſe Enthüllung der Haltung Englands und 
Frankreichs iſt vom amerikaniſchen Standpunkt aus recht wertvoll, denn 
die Chineſen ſind mehr als je davon überzeugt, daß ſie in Amerika ihren 
einzigen aufrichtigen Freund haben.“ 

Nun iſt ſeither von der „Petersburger Telegraphen-Agentur“ die 
Mitteilung gekommen, daß Rußland mit einem neuen Eiſenbahnprojekt 
hervorgetreten iſt, daß an Stelle der Linie Tſchintſchou —Aigun treten 
ſoll. Es handelt ſich dabei um eine direkte Verbindung zwiſchen Peking 
und Kiachta über Kalgan und Urga und um die Verbindung der Trans— 
baikalbahn mit Kaichta, was allerdings Rußland direkt in das Herz 
Chinas führen und einen ſehr bedeutenden Druck auf die chineſiſche 
Politik zur Folge haben müßte. Es muß wohl als ausgeſchloſſen 
gelten, daß die chineſiſche Regierung einem ſo politiſchen Unter— 
nehmen ihre Zuſtimmung geben kann, das unzweifelhaft früher oder 
ſpäter in einen ruſſiſch-chineſiſchen Konflikt ausmünden würde. In 
dieſer Hinſicht erinnert dieſer neue ruſſiſche Plan an den der ſüdmand— 
ſchuriſchen Bahn nach Port Arthur und Dalny, der den unglücklichen 
Krieg mit Japan zur Folge hatte. Es iſt die Perſpektive eines 
gefährlichen Abenteuers, die damit auftaucht, und man wird im 
eigenſten Intereſſe Rußlands nur wünſchen müſſen, daß es im Keime 
ſcheitert. 
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Eine eigentümliche Überraſchung bedeutet es nach all dem Schönen, 
das Herrn Conſtant d'Eſtournelles geſagt worden iſt — von dem übrigens 
jetzt in Petersburg behauptet wird, er ſei ni Constant, ni d’Estournelles, 
ſondern nur der Sieur Reboueq — wenn jetzt die „Nowoje Wremja“ 
ihn in einem langen Leitartikel wegen eines Briefes zur Rede ſtellt 
den er über jeine Petersburger und Moskauer Erlebnijje im „Temps“ 
veröffentlicht hat. Die „Nowoje Wremja“ macht ſich über die Befürch— 
tungen luſtig, die, wie Conſtant d'Eſtournelles erzählt, ihn und ſeine 
Begleiter bei ihrer Abreiſe aus Frankreich beunruhigt hätten: ob ihre 
Anweſenheit der Duma nicht ſchaden und ihren Gegnern nicht Waffen 
in die Hand geben werde, ob die Konſervativen die franzöſiſchen Depu— 
tierten nicht für gefährliche Agitatoren halten, die Regierung ſie nicht 
ignorieren, der Kaiſer nicht ihren Beſuch ablehnen werde? Offenbar 
hätten die Herren eine ganz falſche Vorſtellung von Rußland gehabt, 
das in allen auswärtigen Fragen eines Sinnes ſei, und das hätten die 
Herren wiſſen müſſen. Ferner glaube d'Eſtournelles, daß die Art, wie 
die franzöſiſchen Senatoren und Deputierten von Kaiſer, Regierungs- 
organen und Parlamentariern empfangen wurden, „der ganzen Welt 
beweiſen werde, daß der neue ſtaatliche Bau Rußlands feſt fundiert ſei“. 

„Wir glauben nicht — erwidert die „N. Wr.“ — daß der wahre 
Charakter der ruſſiſchen Staatsordnung eines Beweiſes oder einer 
Beſtätigung bedarf. Die neue Ordnung in Rußland iſt ein Geſchenk 
der Gnade des Kaiſers und das kaiſerliche Wort hat ſeine Feſtigkeit 
geſichert. Keinerlei Beſuche — parlamentariſche, republikaniſche oder 
deſpotiſche — ſind imſtande, die Entſcheidungen des ruſſiſchen Monarchen 
zu erſchüttern, der einmal für immer für gut befunden hat, vom Volke 
erwählte Männer zur Geſetzgebung und zur Kontrolle der Beamten 
heranzuziehen. — Nicht minder ſonderbar erſcheint es uns, wenn es 
Herrn d'Eſtournelles gefällt, von „der Jugend des ruſſiſchen Parlaments“ 
zu reden. Die Teilnahme von Erwählten des Volkes an Staatsange— 
legenheiten reicht bis in die Anfänge des ruſſiſchen Reiches zurück. Der 
erſte Monarch des Hauſes Romanow wurde von einer Vertretung des 
Volkes zur Selbſtherrſchaft berufen. Es iſt keine Neuerung, wenn der 
Kaiſer Vertreter einberuft. Die Reichsduma kann nur dem als eine 
Neuerung erſcheinen, der die ruſſiſche Geſchichte nicht kennt. In Wirk 
lichkeit iſt es tief gewurzeltes, hergebrachtes Altertum. Die Einheit von 
Land und Obrigkeit, die zeitweilig abgebrochen war, iſt jetzt durch den 
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Willen des Kaiſers wieder hergeſtellt. Die Reichsduma it nicht „par— 
venu“ (offenbar eine boshafte perſönliche Anſpielung), ſie bedarf nicht 
der Herablaſſung der Ausländer, ſie iſt die Nachfolgerin ruhmvoller 
Vorfahren, welche das ruſſiſche Reich und die ruſſiſche Monarchie ge— 
ſchaffen haben. Man kann nicht umhin, zu bedauern, daß der Ver— 
treter der franzöſiſchen Delegation davon keine klare Vorſtellung gehabt 
hat.“ 

Damit ſchließt dieſe Philippika, die für jeden, der die ruſſiſche Ge— 
ſchichte einigermaßen kennt, wohl ergötzlich iſt. Sie erinnert an die 
berühmte Außerung Benkendorffs über die Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft Rußlands, von der wir nur bedauern, daß Herr Conſtant 
d'Eſtournelles ſie nicht gekannt zu haben ſcheint. 

Der erfreuliche Gang der Verhandlungen, die zwiſchen dem Wiener 
und dem Petersburger Kabinett ſtattgefunden haben und die bisher 
im weſentlichen dahin ausmündeten, daß beide Mächte ſich zur Erhaltung 
des status quo auf der Balkanhalbinſel bekannten, ohne ſich durch Ab— 
ſchluß ſpezialiſierter Verträge Feſſeln aufzulegen, ſind wohl eine der 
Vorausſetzungen für die Vereinbarungen geworden, die während des 
Aufenthalts des Zaren Ferdinand in Petersburg zum Abſchluß ge— 
langten. Die ruſſiſche Regierung hat darüber, wie bereits an anderer 
Stelle gemeldet, das folgende Communiqué durch die „Petersb. Tel.- 
Ag.“ verbreiten laſſen: 

„Der Aufenthalt Sr. Maj. des Königs Ferdinand in Petersburg 
hat den Anlaß zur Bekräftigung der traditionellen Beziehungen, die 
Rußland und Bulgarien eng verbinden wie der friedfertigen Beſtre— 
bungen beider Reiche gegeben. Dieſe Gefühle und Beſtrebungen haben 
klaren Ausdruck in den Toaſten gefunden, welche beide Herrſcher aus— 
tauſchten. Der ruſſiſche und der bulgariſche Miniſter des Auswärtigen 
hatten dabei Gelegenheit, ihre Gedanken über die politiſchen Fragen 
auszuſprechen, welche Rußland und Bulgarien intereſſieren. Wir 
ſtellten dabei klar, daß Rußland und Bulgarien weſentlich daran inter— 
eſſiert ſind, daß die freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Bulgarien 
und der Türkei, ſowie mit den übrigen Balkanſtaaten gefeſtigt werden 
und kamen zum Schluß, daß beiderſeits die gleiche beſtimmte Abſicht 
beſtehe, alle ihre Anſtrengungen daran zu ſetzen, um den Frieden und die 
Ruhe auf der Balkanhalbinſel aufrecht zu erhalten. Ihrerſeits bringt 
die ruſſiſche Regierung die größte Sympathie dem von dem unab— 
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hängigen Bulgarien ausgejprochenen feſten Wunſche entgegen, auf den 
Wegen friedlicher Entwicklung der eigenen Kulturintereſſen und ökono— 
miſchen Kräfte zu ſchreiten. So kann die Ankunft der bulgariſchen 
Zarenfamilie in Rußland nur dazu beitragen, daß das allgemeine Ver— 
trauen auf einen friedlichen Verlauf der Balkanangelegenheiten ſich 
feſtigt.“ 

Wenn am 22. März König Peter von Serbien, in deſſen Begleitung 
Paſchitſch, Milowanowitſch und der Kanzleidirektor Iwanowitſch ſich 
befinden werden, in Petersburg eintrifft, werden wir wohl eine inhalt— 
lich gleiche Erklärung erhalten. Die Nachricht, daß auch der Fürſt von 
Montenegro erwartet werde, wird jetzt dementiert. Immerhin iſt hier 
eine wichtige Beſtätigung der Tatſache zu finden, daß Rußland eine 
aktive Balkanpolitik wieder aufgenommen hat, der aller Wahrſcheinlich— 
keit die alte Iswolskiſche Idee des Balkanbundes zugrunde liegt. Uns 
haben die Gloſſen ſehr intereſſiert, mit denen das „Journal des Döbats“ 
dieſen Stand der Balkanangelegenheiten begleitet. Es iſt nicht ohne 
Beſorgnis. Im Balkan ſeien die Geiſter leicht exaltiert, auf unbeſtimmte 
Formeln werden weitgehende Hoffnungen gegründet und der Ausdruck 
„freie Entwicklung der Balkanſtaaten“ ſei vieldeutig. In der Tat müſſe 
man dieſen Staaten volle Bewegungsfreiheit in ihren inneren Ange— 
legenheiten laſſen und Bulgarien ebenſo unabhängig von Rußland, 
wie Serbien von Dfterreich bleiben; es dürfe nichts beſtehen, was an 
den Vertrag von Mürzſteg erinnere, und keine Agitation die Maſſen in 
Aufregung erhalten. Vollends bedenklich erſcheint den „Débats“ der 
Gedanke einer Balkanföderation; vielleicht gehöre ihm die Zukunft, 
gewiß nicht die Gegenwart. Ehe dieſe Staaten ſich zu guter Nachbar- 
ſchaft miteinander eingelebt hätten, würde jede Verbindung in eine 
Herausforderung ausmünden (toute unjon ressemblerait à une provo— 
cation). Sie wäre keine Friedensbürgſchaft, ſondern eine Kriegsgefahr. 
Das iſt auch unſere Meinung, und vollends utopiſch erſcheint uns das 
Experiment, auch die Türkei einer ſolchen Konföderation anzuleimen. 
Wenn nun auch einige Ausdrücke in der oben aufgeführten Deklaration 
der ruſſiſchen Regierung den Gedanken nahelegen, daß ein formelles 
Bündnis zwiſchen Rußland und Bulgarien abgeſchloſſen ſei, läßt ſich 
der Geſamteindruck doch dahin zuſammenfaſſen, daß infolge dieſer Er— 
klärung die Gefahr eines bulgariſch-türkiſchen Krieges, wie ihn die letzten 
Grenzkonflikte nicht als unmöglich erſcheinen ließen, weſentlich gemindert 
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iſt und daß wir auf ein friedliches Frühjahr rechnen können. Nur dürfen 
die überhitzigen Griechen keine Torheiten machen und — was weſentlich 
iſt — das jetzige Regime in der Türkei muß ſich behaupten. Auch die 
inneren Zuſtände Rußlands, die immer peinlicher wirkenden Ent— 
hüllungen der Senatorenreviſionen in Moskau, Kiew, Odeſſa, Peters— 
burg uſw., die ungeheuren Summen, welche die Reformaufgaben des 
Staates verlangen, fordern gebieteriſch Erhaltung des Friedens. Der 
Abgeordnete Maklakow (Kadett) hat am 3. März über die inneren 
Zuſtände des Landes eine Rede voll des tiefſten Peſſimismus gehalten, 
die ſchließlich in den ſchmerzlichen Ruf ausmündete: es iſt nicht möglich, 
ſo länger zu leben! Ahnliche Töne, nur mit der Spitze nach der ent— 
gegengeſetzten Richtung, kann man auch in den Blättern der Rechten, 
und, wo es ſich um ſpezielle Tatſachen handelt, in der geſamten ruſ— 
ſiſchen Preſſe finden. Wer nach dieſer Richtung Material ſammelt, 
findet kein Ende. 

In England hat die Lage nur eine vorläufige Klärung gefunden. 
Niemand wagt mit Sicherheit vorherzuſagen, wie lange das Miniſterium 
ſich behaupten wird und es gewinnt immer mehr den Anſchein, als ob 
es auch den König zu ſeinen Gegnern zählt. Das Schickſal des Kabinetts 
liegt nach wie vor in den Händen der Iren, die ſich bei der Abſtimmung 
über die Antwortsadreſſe auf die Thronrede gnädig der Abſtimmung 
enthalten haben, die offiziellen Führer der Iren, Redmond, O'Connor 
und Dillon ſtehen wieder in Abhängigkeit von den elf „Unabhängigen“, 
die aller Wahrſcheinlichkeit nach bei einer Auflöſung des Parlaments 
das geſamte Irland hinter ſich haben werden. Der Gegenſatz, der bisher 
zwiſchen iriſchen Proteſtanten und Katholiken beſtand, und den England 
im eigenſten Intereſſe aufrecht erhielt, iſt in der letzten Zeit erheblich 
zurückgegangen, was einer fundamentalen Anderung der Geſamtlage 
gleich zu achten iſt. Andererſeits erregt es großes Aufſehen, daß in 
Amerika Präſident Taft ſich bereit gefunden hat, bei den bevorſtehenden 
Feſtlichkeiten in Chicago Gaſt des Iriſh Fellowſhip Club zu ſein und 
die Hauptrede am Bankett des St. Patriktages zu halten. So ſtellt ſich 
immer mehr heraus, daß dieſes lange zurückgeſetzte iriſche Element zu 
einem ſehr bedeutſamen politiſchen Faktor heranwächſt. 

Das diesjährige Budget des engliſchen Kriegsminiſteriums 
27 700 000 Kitr. iſt das höchſte, das England erlebt und dasſelbe gilt 
vom Marinebudget, das faſt um ein Drittel höher iſt, als das vorjährige. 
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Auch bereitet die Finanzlage ernſte Sorgen. Nebenher kommt die 
Ungewißheit über die in Kanada bevorſtehende Entſcheidung, die unter 
keinen Umſtänden mehr ganz ſo ausfallen kann, wie man in England 
wünſcht, der für den 31. März befürchtete Ausſtand der Grubenarbeiter 
in Wales, der den engliſchen Handel mit einer ſehr ernſten Gefahr 
bedroht, wenn nicht, wie man noch hoffen darf, in letzter Stunde ſich 
die divergierenden Intereſſen zu einem Vergleich zuſammenfinden, 
endlich ſteigt die Gefahr in Indien. Das Märzheft der „National 
Review“ bringt darüber eine ſehr ernſt zu nehmende Ausführung, die 
mit größter Beſtimmtheit erklärt, daß, wenn England in einen „großen“ 
Krieg verwickelt werden ſollte, „die Flammen des Aufruhrs weite Ge— 
biete Indiens ergreifen werden“. 

„Es iſt“ — fährt der Verfaſſer dieſer Studie fort — „keine politiſche 
Torheit, dieſe düſtere Möglichkeit bekannt zu geben. Sie iſt kein Geheimnis 
für diejenigen, welche indiſche Fragen ſtudieren. Berlin iſt mit der Lage 
in Indien ebenſo vertraut wie Downingſtreet.“ 

Alſo auch hier wieder Berlin und das alte Kriegsphantom! Viel— 
leicht trägt die jüngſte Erklärung des Reichskanzlers dazu bei, den Eng— 
ländern klar zu machen, daß dieſes Phantom in Deutſchland keinen 
Boden hat, und nur Weſen gewinnen kann, wenn eine aggreſſive eng— 
liſche Politik ihm Fleiſch und Blut gibt. Als intereſſant an dieſer Aus— 
führung heben wir noch hervor, daß als Nachfolger Lord Mintos ſowohl 
Mr. Winſton Churchill als Lord Kitchener verworfen werden. Der 
erſtere, weil es ein „disaster“ heraufbeſchwören hieße, wenn man ihn 
zum Vizekönig machen wollte, Lord Kitchener, weil er in England 
ſelbſt unentbehrlich ſei, um die britiſche Armee zu reorganiſieren, die in 
Haldanes Händen unmittelbar vor dem Zuſammenbruch ſtehe. 

In Italien ſteht das Miniſterium Sonnino, das erſt ſeit dem letzten 
10. Dezember im Amt iſt, bereits auf ſchwachen Füßen. Giolitti wird 
es ſtürzen können, ſobald der Augenblick ihm geeignet ſcheint. Ahnlich 
liegen die Verhältniſſe in Spanien, wo der erſt kürzlich ans Ruder 
gelangte Canalejas aller Wahrſcheinlichkeit nach ſehr bald dem Haß 
der Klerikalen zum Opfer fallen wird. Auch in Frankreich könnten die 
jetzt immer näher heranrückenden Wahlen eine große Wandlung herbei— 
führen. Es iſt uns aufgefallen, wie ſehr die Stimmen ſich mehren, die 
den von Paris her ausgegebenen Schlagworten der herrſchenden radikal— 
ſozialiſtiſchen Gruppe entgegentreten. So hat der Deputierte Delafoſſe 
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in der „Revue Hebdomadaire“ einen Aufſatz über den Bonapartismus 
veröffentlicht, der die Geſtalt des Prinzen Victor Napoleon wieder 
merklich in den Vordergrund rückt, und wenn das Plebiſzit, für das 
Delafoſſe eintritt, ſtattfinden könnte, wollten wir keine Bürgſchaft dafür 
übernehmen, daß es nicht den Prinzen auf den Schild hebt. Vorläufig 
ſcheint uns aber dieſe Perſpektive noch recht weit abzuliegen. Wohl 
aber hat Delafoſſe recht, wenn er von der effroyable impopularité 
des Parlaments und von dem Abwirtſchaften des franzöſiſchen 
Parlamentarismus redet. Auch hier aber möchten wir ihm eine Ein— 
ſchränkung entgegenſetzen. Dieſes Parlament, über deſſen Unfruchtbar— 
keit und ſonſtige Sünden die Klage allgemein iſt, hat ſich zu Führern 
und Vertretern auf dem Gebiet der auswärtigen Politik faſt ausnahmslos 
tüchtige Männer zu ſetzen verſtanden, die ihren Aufgaben gewachſen ſind. 

Die Anleiheangelegenheit zwiſchen Abdul Hamid und Frankreich 
iſt nunmehr endgültig geregelt, nachdem die letzten Tage noch eine Politik 
des Schwankens gebracht hatten. Wir hoffen, daß die Bedingungen 
nicht zu hart ſind, d. h. daß dem Sultan ſo viel Mittel bleiben, daß er 
regieren kann, ohne zu den Razzias zu greifen, die jedes geordnete 
Regiment unmöglich machen und in ihren Konſequenzen zu neuen 
auswärtigen Verwicklungen führen müſſen. In dem neuen Präſidenten 
von Braſilien, Fonſeca, der am 15. November ſein Amt antritt, be— 
grüßen wir einen alten Bekannten. Er hat als Gaſt Kaiſer Wilhelms 
die Kaiſermanöver von 1908 mitgemacht. 


10. März 1910. Tod des Bürgermeijters von Wien Dr. Lueger. Kämpfe von Maroffanern und 
Franzoſen bei Caſablanca. 

11. März. Annahme des Flottengeſetzes durch das kanadiſche Parlament. 

13. März. Straßenkämpfe in, Ruſtſchuk. 


16. März 1910. 

Die Flucht des Dalai Lama nach Indien, wo er ein Aſyl in Kalkutta 
gefunden hat, ſcheint ein Problem wieder lebendig zu machen, von dem 
ſich annehmen ließ, daß es durch das ruſſiſch-engliſche Abkommen von 
1907 zur Ruhe gekommen ſei. Jetzt ſtellt ſich heraus, daß beide Mächte 
beim Abſchluß ihrer Vereinbarung von den tatſächlichen Verhältniſſen 
in Tibet nichts wußten und daß jene Flucht des Gottes der Lamaiſten 
nur das letzte Glied einer Kette von Ereigniſſen iſt, deren Anfänge in 
das Jahr 1901 zurückgreifen. Es wird intereſſant ſein, dieſe Zuſammen— 
hänge wieder in Erinnerung zu bringen, zumal ſie wichtige Streiflichter 
auf die politiſchen Bewegungen Chinas werfen, die doch eines der 
bedeutſamſten Zukunftsprobleme darſtellen. 

Zu Anfang unſeres Jahrhunderts war man in Tibet, das ſich 
bisher recht ungeſtört ſeiner ſäkularen Abgeſchloſſenheit erfreut hatte, 
durch das Vordringen Englands von Indien aus nach Norden und Nord— 
weſten ernſtlich beunruhigt. Die Blicke des Dalai Lama richteten ſich 
hilfeſuchend nach Rußland, und im Juli 1901 erſchien in Petersburg 
an der Spitze eines tibetaniſchen Geſandten der Burjäten-Lama Dord— 
ſchiew. Er fand eine glänzende Aufnahme und erhielt, wie es ſcheint, 
weitgehende Verſprechungen. Jedenfalls wurde England mißtrauiſch 
und es kam zwiſchen den Kabinetten von Petersburg und St. James 
zu überaus gereizten Verhandlungen. Sie hätten wohl zu einem Bruch 
geführt, da ſie nur einen Teil der überall in Aſien geſpannten ruſſiſch— 
engliſchen Beziehungen bildeten, wenn ſich nicht damals bereits der Konflikt 
im fernen Oſten vorbereitet hätte. Auf das kürzlich abgeſchloſſene Bündnis 
mit Japan bauend, fand England es möglich, ohne jede Rückſicht auf 
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Rußland, die erſten Schritte zu einer Unterwerfung Tibets zu tun. 
Im Dezember 1903 begann die Expedition Macdonalo- Mounghusband, 
die den letzteren im September 1904 nach Lhaſſa führte und den Dalai 
Lama nötigte, einen Vertrag zu unterzeichnen, der den Engländern 
nicht nur mehrere Märkte in Tibet öffnete, ſondern ihnen neben einer 
namhaften Kriegsentſchädigung auch die Abtretung des ſtrategiſch wich— 
tigen Tſchambitals öffnete. Wir haben darüber ſeinerzeit eingehend 
berichtet (Deutſchland und die große Politik 1904 p. 123—325 passim). 
Man hat ſich damals darüber gewundert, daß Lord Lansdowne die 
Ratifizierung dieſes Vertrages verweigerte. Heute, da wir die politiſchen 
Zuſammenhänge überſchauen, ſind ſeine Motive nicht ſchwer zu ver— 
ſtehen. Am 8. April 1904 war das engliſch-franzöſiſche Abkommen 
unterzeichnet worden und es begann jene Politik mit der Spitze gegen 
Deutſchland, in der das engliſche Kabinett ſich mit Herrn Delcaſſé zu— 
ſammengefunden hatte. Die engliſchen Truppen räumten ihre tibeta— 
niſchen Poſitionen und der status quo ante ſchien wieder hergeſtellt. 
Aber daß es nur ſo ſchien, zeigt uns ein eben herausgekommenes Buch 
eines franzöſiſchen Tibetforſchers Jacques Bacot: „Dans les marches 
tibétaines“, über welches das „Journal des Dĩbats“ eine ausführliche 
Inhaltsangabe bringt. Aus dieſem Buch, das im weſentlichen einen 
Reiſebericht darſtellt, erfahren wir nun, daß ſeit 1905 bis zur Flucht 
des Dalai Lama, von der unſere Betrachtung ausging, Tibet einen 
Krieg auf Leben und Tod mit China geführt hat, in dem letzteres den 
Sieg davontrug. Den Anlaß dazu haben die Lamas gegeben. Im 
April 1905 überfielen ſie den in Botang reſidierenden chineſiſchen Man— 
darin, den Repräſentanten der von China beanſpruchten Oberherrlich— 
keit. Sie taten ihm wie Apollo dem Marſyas, ſtopften ſeine Haut aus 
und hingen ſie in der Pagode von Botang als Trophäe auf. Die Chineſen 
ſchickten darauf, um den Mord zu rächen, ein Heer unter Führung des 
Generals Tſchao Eul Fong nach Tibet, der einen ſyſtematiſchen Ver— 
nichtungskampf gegen die Lamas begann und eines ihrer befeſtigten 
Klöſter nach dem andern zerſtörte. Bacot ſchildert eingehend Belagerung 
und Zerſtörung des Kloſters Sam pin Lin, in dem 3000 Bonzen und 
ebenſo viel Laien mit Frauen und Kindern eine Zuflucht gefunden hatten; 
ſie ſind bis auf die letzte lebende Seele umgebracht worden. Dieſer 
furchtbare Tſchao iſt jo, verwüſtend und tötend, ſyſtematiſch vorwärts 
gedrungen, und es iſt begreiflich, daß, als ſich die chineſiſchen Truppen 
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nach dieſen blutigen, aber Jahre beanſpruchenden Erfolgen dem Kloſter— 
komplex von Lhaſſa näherten, der Dalai Lama keine Neigung hatte, 
einem ſolchen Feinde in die Hände zu fallen. Auch das iſt ſelbſtverſtänd— 
lich, daß er ſein Heil in Kalkutta und nicht in Peking ſuchte und daß er, 
ſo lange er ſich noch auf tibetaniſchem Boden befand, ausſprengen ließ, 
daß er auf dem Wege nach Peking ſei. Fiel er dem Feinde in die Hände, 
ſo gab es einen Vorwand, der noch Rettung verſprechen konnte. 

Das „Journal des Débats“ wirft die Frage auf, ob für Britiſch— 
Indien in Zukunft an Stelle der ruſſiſchen Gefahr nicht die chineſiſche 
treten könnte. Sie ſcheint uns keineswegs müßig zu ſein, und dieſe 
Erwägung ſpielt bei der intranſigenten Haltung, welche die engliſche 
Politik neuerdings, in Gemeinſchaft mit Japan, China gegenüber ein— 
nimmt, vielleicht nicht unweſentlich mit. Auch ſcheint der Aufenthalt des 
Dalai Lama auf indiſchem Boden nicht ſonderlich in Petersburg zu 
gefallen, wo gerade jetzt mit Erlaubnis des Zaren ein Tempel für die 
kalmückiſchen und burjätiſchen Buddhiſten errichtet wird. Überhaupt 
erregt dieſe neu aufgetauchte Frage großes Aufſehen bei den an den 
oſt- und zentralaſiatiſchen Fragen intereſſierten Mächten. Der „New 
Vork Herald“ nimmt mit großer Entſchiedenheit für China Partei. 
England habe ſich unter dem Vorwand, daß die Grenzen Indiens bedroht 
ſeien, an Japan unter Berufung auf die engliſch-japaniſche Allianz 
gewandt, und die Regierung in Tokio den Waiwupu darauf aufmerkſam 
gemacht, daß die Aufrechterhaltung der Ruhe an der tibetaniſch-indiſchen 
Grenze in den Kreis der Verbindlichkeiten falle, für welche die engliſch— 
japaniſche Allianz einſtehe. Wir wiſſen nichts Authentiſches über die 
Antwort Chinas, ſie ſcheint ausweichend geweſen zu ſein und der „N. M. 
H.“ hebt nachdrücklich hervor, daß das Recht in dieſer Frage ganz auf 
chineſiſcher Seite liege. (China is strictly within her rights in depos- 
ing the Dalai Lama.) Auch ſonſt ſcheint es, daß man in Amerika über 
die Politik, die England in China verfolgt, nicht wenig verſtimmt iſt. 
Sowohl in der Frage der Neutraliſierung der mandſchuriſchen Bahnen, 
wie in betreff der Linie Tſchintſchou—Aigun iſt England im Verein 
mit Rußland und Japan den amerikaniſchen Wünſchen entgegengetreten 
und kürzlich hat M. Wilſon, der amerikaniſche Unterſtaatsſekretär dem 
Kongreß die Mitteilung gemacht, daß die Vereinigten Staaten, Deutſch— 
land und Frankreich beſchloſſen hätten, einen letzten Schritt in Downing 
Street zu machen, um die engliſchen Einwendungen gegen die Teil— 
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nahme der vier Nationen an der 30 Millionen Dollar-Anleihe zum Bau 
der Bahn Hankou—Szetſchwan zu brechen. 

Die „Nowoje Wremja“ hat einen ſehr leidenſchaftlichen Artikel 
gegen den Staatsſekretär Knox veröffentlicht, den ſie auch für die Rede 
verantwortlich machen will, die der bekannte jüdiſch-amerikaniſche 
Finanzmann Schiff im New Yorker republikaniſchen Klub gehalten hat. 
Herr Schiff hatte bekanntlich ſehr deutlich darauf hingewieſen, daß er 
einen japaniſch-amerikaniſchen Krieg für unvermeidlich halte. Die 
„Nowoje Wremja“ meint nun, im Grunde geſchehe das, um die Japaner 
dafür zu ſtrafen, daß ſie jetzt mit Rußland Hand in Hand gehen, denn 
der Haß Schiffs gelte eigentlich Rußland. Das mag nicht unrichtig ſein, 
denn es iſt Tatſache, daß der in Rußland ziemlich allgemein verbreitete 


Antiſemitismus gerade in den jüdiſchen Kreiſen der Vereinigten Staaten 


große Erbitterung hervorgerufen hat, woraus freilich noch keineswegs 
folgt, daß Amerika deshalb einen Krieg mit Japan vom Zaune brechen 
ſollte. Das wird gewiß nicht ſtattfinden, vielmehr iſt ein japaniſch— 
amerikaniſcher Krieg nur denkbar, wenn Japan darauf ausgeht, die 
oſtaſiatiſchen Märkte zu ſperren, oder Amerika in ſeinem Beſitz auf den 
Philippinen oder in Hawai zu bedrohen. Beides iſt aber gleich unwahr— 
ſcheinlich. 

Um dieſe oſt- und e Dinge abzuſchließen, weiſen 
wir noch darauf hin, daß die Reformarbeit in China, deren wir vor acht 
Tagen gedachten, allerdings ſehr ernſt zu nehmen iſt. Das Inſtitut der 
ſeit Jahrhunderten in China beſtehenden Sklaverei, die meiſt darauf 
zurückging, daß Eltern ihre Kinder verkauften, iſt jetzt definitiv aufge— 
hoben. Die Verfaſſung wird wahrſcheinlich vor dem urſprünglich feſt— 
geſetzten Termin eingeführt werden und überaus rege iſt die Propaganda, 
die dahin zielt, in der Jugend einen opferfreudigen Patriotismus zu 
erwecken. Es geſchieht namentlich durch Verbreitung von Liedern. 
Aus einer in Nankin erſchienenen Sammlung teilt Albert Maybon in der 
„Opinion“ einige Proben mit, die als Beleg dienen mögen: 

„Soll das Land ſtark ſein, muß der Bürger ſtark ſein und jeder 
Krieger werden. Die Kraft eines Landes kommt zur Geltung, wenn 
alle verpflichtet ſind, als Soldaten zu dienen. War China bisher ſchwach, 
ſo war Schuld daran ſeine Verachtung des Kriegsdienſtes. Alle jungen 
Leute mögen ſich unter den Fahnen zuſammenfinden! Chineſiſche 
Kinder wiſſet dieſes: für das Vaterland ſterben, iſt ein ruhmreicher Tod.“ 
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Auch eine Gejchichte Chinas in volkstümlichen Verſen wird ver— 
breitet; in einer andern Sammlung iſt die Tendenz entſchieden anti— 
dynaſtiſch, chineſiſch, im Gegenſatz zur herrſchenden Mandſchuraſſe, die 
nichts getan habe, um die chineſiſche Nation zu ſchützen: 

„Die Mandſchu neigen dem Niedergang zu. Offnet die Augen 
ihr Bürger! Die Niederlage Rußlands hat uns keine Freude gebracht, 
denn der Sieg der Japaner brachte uns nichts Gutes.“ 

Auch die Marſeillaiſe iſt überſetzt: „Möge ſchlechtes Blut unſere 
Reisfelder düngen!“ ſo lautet der bekannte Refrain. Das iſt Import 
aus der Fremde, aber die tiefe nationale Erregung und der Wille zur 
Macht ſind original chineſiſch, und damit wird eine nicht allzuferne 
Zukunft rechnen müſſen. 

Wie zu erwarten war, hat die Ermordung von Butros Ghali Paſcha, 
dem ägyptiſchen Miniſterpräſidenten, an deſſen Stelle jetzt Mohammed 
Paſcha Said tritt, der Sache der Nationaliſten nur geſchadet. Die Unter— 
ſuchung hat erwieſen, daß der Mörder einer geheimen Geſellſchaft 
„gegenſeitiger Brüderlichkeit“ angehörte, die aus extremen Nationaliſten 
beſtand. Nun hat Ibrahim el Wardani zwar beſtritten, Mitwiſſer zu 
haben, aber es iſt bekannt, daß ſeine Tat in den Kreiſen der Muſelmänner 
Billigung findet. Der alte Haß gegen die koptiſchen Chriſten, denen 
Butros angehörte, ſcheint mitgeſpielt zu haben. Das Organ Muſtapha 
Kamel Paſchas, die „Lewa“, iſt jetzt in die Hände der Partei über— 
gegangen, die mit der engliſchen Vorherrſchaft paktiert hat, und die Intran— 
ſigenten ſind im Augenblick ohne eigenes Preßorgan. Es heißt, daß 
ſie eine neue Zeitung, „Das Banner“ (El-Alam) gründen werden; 
jedenfalls aber hat die Ermordung von Butros zu einer Kriſis geführt, 
welche die Stellung Englands trotz der allgemeinen Erregung gefeſtigt, 
nicht geſchwächt hat. 

In Perſien dauert die Agitation gegen den Aufenthalt ruſſiſcher 
Truppen im Lande fort, und ebenſo das Bemühen, ſich durch eine Zwangs— 
anleihe im Innern der Notwendigkeit zu entziehen, die harten Be— 
dingungen anzunehmen, unter denen Rußland und England ihre An— 
leihe zu oktroyieren bemüht ſind. Es iſt aber nur geringe Ausſicht, daß 
jene innere Anleihe zuſtande kommt, und ebenſo unwahrſcheinlich iſt es, 
daß die perſiſche Regierung ſich aus eigener Kraft jener ruſſiſch-engliſchen 
Umklammerung, unter der ſie zu erſticken droht, wird entziehen können. 
Die geſamte Weltlage müßte eine andere werden, ehe das möglich iſt. 
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Das unruhige Treiben auf der Balkanhalbinſel, das durch das 
Iswolskiſche Programm des Balkanbundes hervorgerufen wurde und 
das in den mit ſoviel Reklame ausgeführten Reiſen zu kulminieren 
ſchien, dürfte wohl in einen Luftbau ausmünden. Wir glauben nicht, 
daß irgendeine weſentliche Veränderung der jetzigen Verhältniſſe ſich 
anders als auf gewaltſamen Wegen herbeiführen läßt. Ein Balkanbund 
ohne die Türkei iſt eine Herausforderung der Türken, und ein Balkan— 
bund mit ihr entweder ein Phantom oder ein poltitiſcher Verzicht 
Bulgariens und Serbiens auf ihre Zukunftshoffnungen. An das letztere 
zu glauben, liegt nicht die geringſte Veranlaſſung vor. Wohl aber darf 
man hoffen, daß trotz der Grenzkonflikte an der bulgariſch-türkiſchen 
Grenze der Friede gewahrt bleibt. Denn daß die Türkei angreift, kann 
als ausgeſchloſſen gelten und ein bulgariſcher Angriffskrieg würde von 
keiner Seite her, auch von der ruſſiſchen nicht Unterſtützung finden. 
Die bevorſtehende Reiſe König Peters an den ruſſiſchen Hof wird wohl 
vornehmlich die Bedeutung einer Rehabilitation tragen. Wenn der 
Zar ihn empfängt, gibt er damit der Überzeugung Ausdruck, daß die 
Dynaſtie der Karageorgiewitſch weder direkt noch indirekt an dem Unter— 
gang König Alexanders und ſeiner Gemahlin beteiligt iſt, und daß er 
anerkennt, daß es für König Peter faktiſch unmöglich iſt, die Mörder 
ſeines Vorgängers zu beſtrafen. Politiſch aber dürfte er dieſelben Rat— 
ſchläge erhalten, wie ſie der Zar der Bulgaren heimbrachte: Ruhe und 
Verträglichkeit mit den anderen ſlaviſchen Brüdern auf dem Balkan. 

Die Lage in Griechenland und Kreta läßt ſich nicht anders als mit 
Unruhe betrachten. Daß auch König Georg ſich bereit gefunden hat, der 
verfaſſungswidrigen Berufung der Nationalverſammlung zuzuſtimmen, iſt 
in höchſtem Grade bedauerlich. Er wird ſeine Stellung dadurch ſchwerlich 
ſtärken, zumal die Militärliga nach jedem Zugeſtändnis, das ihr gemacht 
wird, nur weitergehende Anſprüche erhebt, und Venizelos nach wie 
vor der eigentliche Leiter der geſamten Nation iſt. Daß deſſen Ziel 
aber die Vereinigung Kretas mit Griechenland iſt, unterliegt keinem 
Zweifel. 

In England hat ſich ein politiſcher Trick abgeſpielt, welcher die höchſte 
Erbitterung in den Kreiſen der Unioniſten erregt hat. Wir erinnern uns, 
daß die Auflöſung des Parlaments und die Neuwahlen erfolgten, ehe 
das Budget für 1910 votiert war. Man rechnete nun darauf, daß bis 
Oſtern das Kabinett ſich die Proviſorien für ſechs Monate werde be— 
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willigen laſſen. Statt deſſen hat Lloyd George nur Kredite für ſechs 
Wochen verlangt, ſo daß am 15. Mai über eine neue Forderung abge— 
ſtimmt werden muß. Sollte bis dahin das liberale Kabinett in 
irgendeiner Frage geſchlagen werden und zürücktreten müſſen, ſo würde 
Mr. Balfour, an den die Bildung des Kabinetts fiele, mit ſeiner Mino— 
rität nicht in der Lage ſein, auch nur einen Schilling zu erhalten. Durch 
dieſes Manöver hat in der Tat Lloyd George die Konſtituierung eines 
unioniſtiſchen Kabinetts unmöglich gemacht, da er es ſtets verhindern 
kann, daß das neue Kabinett die für die Staatsverwaltung unerläß— 
lichen Kredite erhält. Ungeſetzlich iſt das Manöver, zu dem er 
gegriffen hat, nicht, da Präzedenzfälle vorliegen. Bis auf weiteres 
liegt es alſo noch in der Hand von Asquith, ſich in ſeiner Stellung 
zu behaupten. 

In Frankreich ſcheinen jetzt alle andern Fragen vor der „Affäre“ 
Duez zurückzutreten. Der Mann hatte die Liquidierung des Verkaufs 
der eingezogenen Immobilien der Kirchen und Klöſter zu beſorgen und, 
wie ſich jetzt herausſtellt, dabei 10 Millionen unterſchlagen und veraus— 
gabt. Verdacht gegen ihn beſtand jchon ſeit Jahren, er verſtand aber 
dafür zu ſorgen, daß die Gerüchte weder in der Preſſe noch im Par— 
lament zum Ausdruck kamen. Man hat bei ihm eine Liſte von 150 Namen 
gefunden, bei denen die Beträge verzeichnet waren, durch die er ihr 
Schweigen erkauft hat. Dieſe Namen ſind aber fingiert und Duez 
erklärt frech, er werde die wirklichen Namen nicht nennen. Offenbar 
rechnet er darauf, daß die große Zahl der Mitſchuldigen ihm als Schild 
dienen werde. Gelingen dürfte ihm das ſchwerlich, da die Unterſuchung 
dank der Entſchiedenheit des Miniſterpräſidenten Briand mit großer 
Energie betrieben wird. Die Debatten, die über dieſe, an den Panama— 
krach erinnernde Sache geführt worden ſind, trugen einen höchſt erregten 
Charakter und haben ihren Abſchluß noch nicht gefunden. Die ganze 
Prozedur der ſo rückſichtslos und brutal durchgeführten Trennung von 
Kirche und Staat iſt wieder auf die Tagesordnung geſetzt. Man wirft 
die Frage auf, ob all die Härten nur den Zweck gehabt hätten, Männern 
wie Duez für ihr verbrecheriſches und ſittenloſes Treiben die Mittel zu 
beſchaffen. Speziell die „katholiſchen“ Organe, wie der „Eclair“, bringen 
Enthüllungen über die Art, wie jene „katholiſche Milliarde“ vergeudet 
worden iſt, die allerdings auf das Werk Herrn Combes' die dunkelſten 
Schatten werfen. 
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Mit der Erledigung der marokkaniſchen Anleihe und der Annahme 
der durch das franzöſiſche Ultimatum dem Sultan Mulay Hafid ge— 
ſtellten Bedingungen ſind die marokkaniſchen Schwierigkeiten leider 
noch nicht zur Ruhe gelangt. In der Schauja finden neue Kämpfe ſtatt, 
die neue Strafexpeditionen nicht unwahrſcheinlich machen. Der „Temps“ 
bringt zwar ein Radiogramm, daß die allgemeine Lage in der Schauja 
befriedigend ſei und daß der General Moinier alle Angriffe zurück— 
gewieſen habe, aber es iſt augenſcheinlich, daß von einer Anderung in 
der Stimmung der Bevölkerung noch keine Rede ſein kann. Die Ruhe 
reicht bis zu den franzöſiſchen Vorpoſten oder, wie die jüngſten Er— 
eigniſſe zeigen, nicht einmal ſo weit. Im übrigen bleibt Marokko das 
alte Weſpenneſt. 

Die Mannesmann-Angriffe auf unſer Auswärtiges Amt können 
nach den vorzüglichen Ausführungen des Unterſtaatsſekretärs Stemmrich 
und des Staatsſekretärs v. Schoen in der Kommiſſion nunmehr wohl 
als endgültig abgetan betrachtet werden. Wir freuen uns darüber um 
ſo mehr, als ſich dabei zugleich herausgeſtellt hat, daß alles, was irgend 
möglich war, von ſeiten unſerer Vertreter in Marokko, wie von unſerer 
politiſchen Leitung hier geſchehen iſt, um das deutſche Intereſſe an den 
marokkaniſchen Erzlagern zu ſichern und zur Geltung zu bringen. 

Den Wandlungen, die ſich in Rußland vorbereiten, wird man gut 
tun, die größte Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Wir wieſen ſchon neulich 
darauf hin, daß das Zentrum, das bisher mit der Regierung Hand in 
Hand ging, in einer Reihe weſentlicher Fragen zu ihr in ziemlich ſchroffen 
Gegenſatz getreten iſt. Es handelt ſich dabei um prinzipielle Meinungs— 
verſchiedenheiten von großer Tragweite. Läßt ſich das Programm 
Stolypin in den Satz zuſammenfaſſen: zuerſt Herſtellung der Ordnung, 
danach Reformen, ſo lautet die Parole der Oktobriſten: erſt Beſeitigung 
der Ausnahmezuſtände und Durchführung der Reformen, danach wird 
ſich die Ordnung von ſelbſt wieder einfinden. Beide Anſichten werden 
von patriotiſchen Männern vertreten, und es ſteht dem Ausländer nicht 
zu, ſich in dieſen ganz ſpezifiſch ruſſiſchen Angelegenheiten zum Richter 
aufzuwerfen. Daß zur Herſtellung der Ordnung noch viel zu tun iſt, 
läßt ſich nicht beſtreiten. Bis in die jüngſte Zeit hinein melden die Zei— 
tungen Tag für Tag von blutigen Ausſchreitungen revolutionären oder 
räuberiſchen Charakters, und die wahrhaft erſchütternden Ergebniſſe der 
faſt das ganze Reich umfaſſenden Senatorenreviſionen zeigen, wie 
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ſchwer der Kampf iſt, den die Regierung mit einem korrumpierten 
Beamtentum zu führen hat. Andererſeits iſt es begreiflich, daß das 
Land ſich danach ſehnt, in die Bahnen ruhiger, geſetzmäßiger, durch 
keine Ausnahmezuſtände gelähmter Entwicklung einzutreten. Die be— 
denkliche Seite der jetzigen Lage ſehen wir darin, daß die Oktobriſten 
ſich nach links, nicht nach rechts hin zu orientieren beginnen. Denn das 
könnte bei den nächſten Wahlen zu ſehr unerfreulichen Ergebniſſen 
führen. Auch in den nationaliſtiſchen Kreiſen ſcheint ſich eine Wandlung 
vorzubereiten. Der neoflaviſche Rauſch hat großer Ernüchterung Platz 
gemacht, die „Nowoje Wremja“ hat erſt kürzlich den Neojlavismus 
bereits für tot erklärt. In den Kreiſen der Rechten, deren Einfluß im 
Steigen iſt, tritt die Abneigung gegen das engliſche Bündnis immer 
deutlicher hervor. Man fühlt ſich düpiert und das dürfte wohl der Aus— 
druck eines richtigen hiſtoriſch-politiſchen Inſtinktes 
ſein, der tiefere Wurzeln haben könnte, als der im Augenblick vorherrſchen— 
den politiſchen Richtung lieb iſt. 


17. März 1910. Rücktritt des Dumapräſidenten Chomjäkow. Aufſtände in Marokko. 
18. März. Vereidigung des Kronprinzen Alexander von Serbien und des Infanten Herzog von 
Oporto auf die ſerbiſche bzw. portugieſiſche Verfaſſung. 
21. März. Wüſte Szenen im ungarischen Abgeordnetenhauſe. Rücktritt des Miniſterium Sonnino 
in Rom. König Ferdinand und Gemahlin in Konſtantinopel. Gutſchkow wird zum 
Präſidenten der Duma gewählt. 
22. März. König Peter von Serbien in Petersburg. 


23. März 1910. 

Die Verhandlungen zwiſchen Rußland und China über die Tſchin— 
tſchou-Aigunbahn und über das ruſſiſche Gegenprojekt haben bisher 
zu keinem Abſchluß geführt und die Einmiſchung Rußlands in die tibe— 
taniſche Frage hat offenbar dazu beigetragen, die in der beiderſeitigen 
Preſſe zu lebhaftem Ausdruck kommenden Gegenſätze zu ſchärfen. Die 
beiten Nachrichten über dieſe neuen oſtaſiatiſchen Schwierigkeiten finden 
wir in der amerikaniſchen Preſſe, für welche ſie, im Zuſammenhang mit 
den japaniſchen Angelegenheiten, von beſonderem Intereſſe ſind. Nach 
den Angaben, welche uns dieſe Quellen bieten, liegen die Dinge ſo, 
daß der ruſſiſche Geſandte Koroſtowetz mit dem Direktor im chineſiſchen 
Auswärtigen Amt, Ma Tun, über beide Projekte verhandelt und erklärt 
hat, daß Rußland bereit ſei, den Ching-Giers-Vertrag von 1899 zu 
annullieren, auf den es ſeinen Widerſpruch gegen die Eiſenbahn nach 
Aigun gründete, falls China ſich bereit finde, das ruſſiſche Projekt anzu— 
nehmen, nach welchem die Linie Kalgan —Urga—iachta bis zum 
Baikalſee geführt, und der ſibiriſche Teil dieſer Bahn von Rußland 
finanziert werden ſolle. Die Antwort Chinas wies auf die mit dieſen 
Fragen zuſammenhängenden engliſchen und amerikaniſchen Intereſſen 
und namentlich auf die große Bedeutung hin, welche dieſe Eiſenbahn— 
fragen für China hätten. Es ſei daher unerläßlich, ſie eingehend zu 
erwägen, bevor eine definitive Antwort erfolgen könne. Bei dieſem 
Beſcheid wird es bis auf weiteres bleiben, es bleibt aber auch die Be— 
unruhigung über die Abſichten Rußlands und Japans, und ſpeziell die 
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Nachricht von dem bevorſtehenden Beſuch des Marquis Komura in 
Charbin wird dahin interpretiert, daß aus dem japaniſch-ruſſiſchen 
Abkommen ein Schutz- und Trutzbündnis beider Mächte werden könnte. 
Der „N. M. H.“ vom 6. März bringt die weitere Senſationsnachricht, 
daß unter den flüchtigen Filipinos in Hongkong ein Brief des Pro— 
feſſors Blumentritt (2), Direktor der Univerſität (!!) Leitmeritz, vom 
25. Januar d. J. umlaufe, der den Gedanken ausführe, daß die Fili— 
pinos von Waſhington niemals Unabhängigkeit zu erwarten hätten; 
ihre einzige Hoffnung ſei ein Krieg zwiſchen Japan und Amerika, Japan 
werde den Inſeln Unabhängigkeit und den Europäern offene Tür für 
ihren Handel garantieren. 

„Beſiegt Japan Amerika — jo fährt der Brief fort —, jo befreit 
es ſich von einer nahen Gefahr, eliminiert Amerika aus dem Pazifik 
und erweiſt den Europäern, die durch den Paynetarif von den Philip— 
pinen ausgeſchloſſen ſind, einen weſentlichen Dienſt. Die europäiſchen 
Mächte ſind eiferſüchtig auf Japan und haſſen es wegen ſeiner Erfolge 
in Induſtrie und Handel und haben die Herrſchaft Amerikas auf den 
Philippinen vorgezogen, bis der Paynetarif erſchien. Jetzt aber hat 
das Bild ſich verändert. Sie würden die Unabhängigkeit der Inſeln 
willkommen heißen, wenn Japan ſie verleiht, vorausgeſetzt, daß Japan 
die offene Tür garantiert und den Staat unabhängig macht.“ 

Dr. Blumentritt, der uns gänzlich unbekannt iſt, ſoll nach einer 
Waſhingtoner Meldung des „N. Y. H.“ Freund eines von den Spaniern 
1896 hingerichteten Filipino-Schriftſtellers, Rizal, geweſen ſein und 
ſeither die Frage der Unabhängigkeit der Inſeln zu ſeiner Spezialität 
gemacht haben. Er ſteht mit einflußreichen Männern auf den Philippinen 
in Korreſpondenz, und der veröffentlichte Brief ſei wahrſcheinlich ein 
Privatſchreiben, das in Hongkong zu antiamerikaniſcher Agitation ver— 
wertet wurde. Das alles iſt wohl möglich, hat aber nur ſoweit politiſche 
Bedeutung, als es zeigt, daß der Zuſammenhang der chineſiſch-japaniſch— 
ruſſiſchen Beziehungen die Rede Jakob Schiffs und der Eiſenbahnplan 
des Staatsſekretärs Knox eine Spannung der politiſchen Atmoſphäre 
herbeigeführt haben, die für unverantwortliche Konjekturalpolitik außer— 
ordentlich aufnahmefähig iſt. Es kommt zu alledem die ſteigende Sorge, 
welche die Zunahme der chineſiſchen Einwanderung in Rußland hervor- 
ruft. Die ruſſiſche Preſſe aller Farben iſt voll davon. „Die Flut der 
Gelbgeſichter“, ſchreibt der „Golos Moskwy“, „iſt ſo ſtark, daß ſie die 
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ruſſiſchen Arbeiter aus allen Zweigen ihrer Tätigkeit zu verdrängen 
droht“. Alljährlich kämen einige hunderttauſend Chineſen mit Frauen 
und Kindern in das Priamur- und Uſſurigebiet, während die ruſſiſche 
Einwanderung nur einige zehntauſend jährlich betrage. Mit der billigen 
Arbeit der Chineſen zu konkurrieren aber ſei den Ruſſen unmöglich. 
In den Dörfern wucherten ſie als Kaufleute und Arendatoren die Ruſſen 
aus, jo daß bereits gegen 75 v. H. des Handels in chineſiſchen und kore— 
aniſchen Händen lägen. 

„Die ökonomiſche Eroberung des ruſſiſchen fernen Orients durch 
die gelbe Raſſe geht in verſtärktem Tempo weiter. Sie ſchreitet von 
Tag zu Tage fort. Mit der „Vergewaltigung durch die Gelbgeſichter“ 
zu kämpfen, geht aus vielen, zum Teil lokalen Urſachen, über die Kraft 
der ruſſiſchen Bevölkerung. Es ſind daher durchgreifende Maßregeln 
von ſeiten der Zentralregierung zu ergreifen, und das wirkſamſte, um 
den ruſſiſchen Charakter des Landes zu erhalten, wäre die Durchführung 
eines Geſetzes, das die Einwanderung der „Gelbgeſichter“ unmöglich 
macht. Nur ein Damm in Geſtalt eines Geſetzes wird imſtande ſein, 
den die Entwicklung des Landes tötenden Strom der gelben Flut zu 
hemmen und mit Errichtung dieſes Dammes ſollte man ſich beeilen.“ 

Ganz ähnlich ſpricht ſich ein Brief aus, der der „Nowoje Wremja“ 
aus Chabarowsk zugeht. 

„Uns bedrängen die Japaner und Chineſen, ſie bedrohen ernſtlich 
das Priamurgebiet; Fleiſch und Brot mangelt, es fehlt an profeſſionellen 
Arbeitern, und wenn wir von der Notwendigkeit reden, ſie hinauszu— 
drängen, organiſieren die Vertreter der gelben Raſſe ſich nur noch feſter; 
ſie erhöhen die Preiſe und das Leben wird ganz unmöglich. Wenn 
die Regierungsaufträge nicht wären, hätte der geſamte 
Handel ſich auf ein Minimum reduziert, ſogar die gewöhnliche Pelz— 
werkſaiſon gedeiht nicht. Die Chineſen haben eine Art Hauſierhandel 
in allen Städten eingeführt, ohne Erlaubnisdokumente, völlig unbe— 
hindert erbauen ſie ihre Fanſen an beliebigen Stellen, während die 
chineſiſche Regierung unſeren Händlern in der Mongolei die Errichtung 
europäiſcher Baulichkeiten verbietet, ohne den entſprechenden Artikel 
des Traktats von Aigun zu beachten. Mit einem Wort, in den Grenz— 
gebieten herrſcht eine wohlüberlegte Repreſſivpolitik, während bei uns 
die frühere Syſtemloſigkeit, die Sorgloſigkeit und Gutmütigkeit der 
ruſſiſchen Natur ſich geltend macht. Iſt es nicht Zeit, um ſich zu blicken 
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und zu vernünftigen Maßregeln zu greifen? Es könnte ſonſt ein neues 
Unglück geben.“ 

Das alles ſcheint uns richtig zu ſein, aber wenn dem ſo iſt, fragt 
man mit um ſo größerem Erſtaunen, weshalb die ruſſiſche Regierung 
ſich um eine Eiſenbahn bemüht, welche Peking mit dem, bisher von der 
chineſiſchen Einwanderung nicht berührten Transbaikalgebiet verbinden 
ſoll, während die Eiſenbahn Tſchintſchou —Aigun, gegen welche Rußland 
mit ſo großem Aufwand diplomatiſcher Anſtrengungen wirkt, aus— 
ſchließlich ſchlecht bevölkertes mandſchuriſches Gebiet durchziehen würde, 
in welchem die chineſiſche Einwanderung für Rußland unſchädlich wäre? 

Übrigens wäre es ein Irrtum, zu glauben, daß der gemeine Mann 
in Rußland eine Abneigung gegen die Chineſen hat. Als in den 90er 
Jahren des vorigen Jahrhunderts eine Enquete über die Gedankenwelt 
der ruſſiſchen Bauern von geſchickten Händen angeſtellt wurde, in der 
Weiſe, daß den Bauern beſtimmte Fragen vorgelegt wurden (veröffent— 
licht in dem Buch: Was ſoll das Volk leſen? und neuerdings bearbeitet 
in dem „Weſtnik Jewropy“. März 1910), betrafen dieſe Fragen auch 
die Vorſtellungen der Ruſſen von andern Völkern. Dabei zeigten die 
Antworten, daß von allen Nationen den Chineſen die höchſte 
Achtung entgegengetragen wird. Sie allein glauben 
nächſt den Ruſſen an den wahren Gott. Auf die Frage, welches Volk 
das ſtärkſte ſei, fielen unter 85 Antworten 42 auf China, 37 auf Rußland, 
2 auf England, 2 auf Oſterreich und je eine auf die Schweiz und auf die 
Juden! 

„China iſt ſtärker als alle, weil es viel Volk hat und nie mit je— 
mandem Krieg führte. Gott hat ihnen befohlen, nicht Krieg zu führen. 
Wird dieſes Gebot gebrochen, ſo geht die Welt unter.“ 

In einer anderen Antwort heißt es: 

„Dort ſitzen 400 Bären in Kellern; läßt man ſie ausbrechen, ſo 
ziehen ſie durch ganz Rußland und dann werden die Chineſen alle zu 
Mohammedanern machen, dann kommt das Ende der Welt.“ 

Im Gouvernement Woroneſh geht die Rede, daß vor dem jüngſten 
Gericht China (das weiße Arabien) die ganze Welt erobern werde, den 
weißen Zaren ebenfalls und den werde es drei Jahre lang gefangen 
halten; ſobald aber das „weiße Arabien“ den weißen Zaren frei gibt, 
geht die Welt unter. Anderſeits läuft eine Reihe von Volkslegenden um, 
welche uns China als Verbündeten und Helfer Rußlands in Zeiten der 
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Not zeigen. Dieſe Legenden reichen bis in die Gegenwart hinein und 
tragen zum Teil einen ſehr ergötzlichen Charakter, wie, um ein Beiſpiel 
anzuführen, die Reiſe, welche Kaiſer Nikolaus II. als Thronfolger nach 
Japan unternahm, im Volksbewußtſein ſich zu einer Werbung um die 
Hand der Tochter des Kaiſers von China geſtaltete, der als Mitgift der 
Braut viele Millionen Deßjätinen geben wolle, „damit das Land an 
die ruſſiſchen Bauern verteilt werde“. Bei der Zählung von 1897 aber 
hat der Landhunger folgende Legende geſchaffen: 

„Der Zar von China hat zwei Söhne, zwiſchen dieſen teilte er noch 
bei Lebzeiten ſein Reich, der jüngere Sohn wollte zu unſerem Glauben 
übertreten, und berief zum Taufvater unſern Zaren. Unſer Zar taufte 
ihn und dafür ſchenkte ihm der Taufſohn 20 000 Quadratwerſt Landes. 
Nun will unſer Zar die Koſaken vom Don dahin jagen und an den Don 
wird von uns ziehen dürfen, wer da will.“ 

„Onkel Kitai (China) oder Zar Kitai — denn der Ruſſe perſoni— 
fiziert die Völker — iſt reich, gutmütig und freigebig, aber ein fauler, 
unbeweglicher Greis, der zwei Söhne hat“, das bleibt das allgemeine 
Bild, das im Volke feſtſitzt. Vom „Deutſchen“ und vom „Franzoſen“ 
hat er beſtimmte, aber durchaus unpolitiſche Vorſtellungen, in den 
zahlreichen Kriegslegenden wird der Deutſche nie genannt, es wird als 
ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt, daß man mit ihm im Frieden lebt. Über— 
aus charakteriſtiſch aber ſind die Vorſtellungen vom „Türken“ (Turka) 
und von der Engländerin (anglitschanka). Der erſtere wird mit größter 
Verachtung behandelt. Er empört ſich häufig gegen den Zaren und 
muß dann zur Vernunft gebracht werden, aber eigentliche Erbitterung 
gegen ihn empfindet das Volk nicht. Um ſo ſtärker macht ſie ſich der 
„anglitschanka“ gegenüber geltend. Sie iſt reich, aller Wiſſenſchaften 
kundig und liſtig. Schlauheit und Hinterliſt ſind die Charakterzüge, die 
ihr ſtets beigelegt werden. 

„Alles Unheil geht von ihr aus, ſie hetzt ein Volk gegen das andere, 
bleibt aber ſelbſt ſtets aus dem Spiel. Anno 70 hat ſie die Deutſchen 
gegen die Franzoſen gehetzt, im Jahre 84 die Franzoſen auf China, 
1877 überredete ſie den Türken, gegen den weißen Zaren ſich zu „em— 
pören“ und gewährte ihm, dem Türken, heimliche Hilfe. Auch der 
ruſſiſch-japaniſche Krieg iſt nicht ohne geheimes Eingreifen der Eng— 
länderin erfolgt.“ 
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So reſümiert der „Weſtnik“ die Summe der auf England zielenden 
Volkslegenden. Wir ſtellen aber zu beſſerer Charakteriſtik noch einige 
direkte Zeugniſſe her: Daß Plewna ſich ſo lange behauptete, wird fol— 
gendermaßen erklärt: 

„Sie (die Engländerin) hatte eine unterirdiſche Eiſenbahn nach 
Plewna gebaut und führte dem Türken Truppen und Lebensmittel zu, 
aber er, Tſchernajew (nach anderer Verſion Hurko, Skobelew) ſah die 
Straße der Engländerin ſofort und befahl, ſie zuzuſchütten. Da hat 
man natürlich Plewna gleich genommen.“ 

Während der Choleraepidemie in den 90er Jahren zirkulierte die 
folgende Legende: 

„Als die Engländerin erfuhr, daß in Rußland viel Volkes geboren 
war, da hat ſie die Doktoren erkauft, daß ſie die Brunnen vergifteten 
und ein Sterben des Volkes herbeiführten. Sie wollte nämlich, daß 
das ruſſiſche Volk abnehme, daß man es leichter ausrotten könne.“ 

Die Vermählung der Tochter Alexanders III. mit dem Herzog 
von Edinburgh wurde im Volksmunde ein Mittel, zu dem der Zar ge— 
griffen habe, um durch ſeine Tochter die „Engländerin“ für den wahren 
Glauben zu gewinnen und dadurch die Feindin friedlich zu ſtimmen. 
Solcher Außerungen liegt noch eine lange Reihe vor. Wir haben einige 
von ihnen hergeſetzt, um die Tatſache der Unpopularität der jetzigen 
Politik Rußlands nicht nur in den breiten Volksmaſſen, ſondern auch 
in den Reihen der Konſervativen zu erklären, die mit dem Volke die 
meiſte Fühlung haben. Die Freundſchaft mit England und Japan, 
das ſtete offizielle Betonen der guten Beziehungen zur Türkei, ſind 
Dinge, die dem Volke gleich unverſtändlich ſind. Wir bedauern, daß 
jene Enquete über die Volksſtimmung verhältnismäßig weit zurückliegt; 
ſie würde heute vielleicht noch draſtiſchere Urteile ergeben, ſpeziell, 
wenn ſie auf die ſlaviſche Frage, auf das Verhältnis zu Polen, Bulgaren, 
Serben ausgedehnt würde, denn die Volksphantaſie arbeitet weiter; wir 
kennen kein Volk, in dem ſie gleich tätig und ſchöpferiſch in ihren wunder— 
lichen Außerungen wäre. 

Raſcher, als wir meinten, hat ſich die vor 8 Tagen angekündigte 
Schärfung der Beziehungen zwiſchen Duma und Regierung und zwiſchen 
den Parteien untereinander zu einer Kriſis zugeſpitzt. Sie hat die De— 
miſſion des verdienten Präſidenten der Duma, Chomjäkow, zur Folge 
gehabt, und eine Reihe von ſkandalöſen Szenen in dieſem dritten ruſ— 
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ſiſchen Parlament nach ſich gezogen. Dazu kommt, daß ein vom 
4/17. Dezember v. J. datiertes Reſkript des Miniſterpräſidenten publi- 
ziert worden iſt, aus dem ſich ergibt, daß Stolypin einen, wie es ſcheint, 
faſt hoffnungsloſen Kampf gegen die Willkür der oberſten Verwaltungs— 
beamten führt, die ſich ungeſtraft erlauben dürfen, nach Gutdünken mit 
den Geſetzen zu verfahren. Man erblickt darin eine offizielle Beſtätigung 
der Vorwürfe, die gegen das Miniſterium von der Rednertribüne her 
erhoben worden ſind. In der Tat, der Miniſterpräſident ſteht vor einer 
furchtbar ſchweren Aufgabe. Die Senatorenreviſionen umfaſſen immer 
weitere Gebiete und führen zum Schluß, daß überall, wo ernſtlich unter— 
ſucht wird, die alte Sünde der ruſſiſchen Bureaukratie, die wsjätka, 
das Beſtechungsſyſtem, an die Oberfläche tritt. Es ſind aber ganz unge— 
heure Summen, um die es ſich handelt und die faſt ausnahmslos bereits 
verſchwendet wurden. Denn der Ruſſe hat nicht die Neigung zum 
Sparen und Zurücklegen für böſe Tage, die ſich bei den franzöſiſchen 
Liquidatoren der Kirchengüter beobachten läßt. Das Schlimmſte ſcheint 
aber die Schwierigkeit zu ſein, die frei gewordenen Stellen mit zuver— 
läſſigen Beamten zu beſetzen. Auch erſtreckt ſich die Unterſuchung der 
Senatoren, ſoviel wir verfolgen können, diesmal faſt ausſchließlich auf 
die großen Diebe, das Übel reicht aber bis in die Kreiſe der unterſten 
Bedienten und Agenten hinab. Die Generation, die in der ſich vor— 
bereitenden und während der tatſächlichen Revolution die entſcheidenden 
Eindrücke ihres Lebens empfangen hat, iſt wahrhaftig nicht dazu an— 
getan, das Land zu regenerieren. 

In Perſien wächſt der Widerſtand gegen die ruſſiſche Politik von 
Tag zu Tage. Er beginnt, wie die Schließung der Baſare von Täbris 
beweiſt, einen populären Charakter anzunehmen. Man will die ruſſiſchen 
Truppen womöglich aushungern. Daß ſich das nicht ausführen läßt, 
liegt auf der Hand; wir glauben vielmehr, daß, wenn England es ge— 
ſtattet, das Einrücken weiterer Truppenabteilungen aus dem Kaukaſus 
die nächſte Folge ſein wird. Der Pariſer Korreſpondent des „Standard“ 
meldet auf Grund brieflicher Nachrichten, die ihm aus Teheran zuge— 
gangen ſind, daß Perſien durch die Ereigniſſe der letzten Jahre ſo völlig 
ruiniert worden ſei, daß das wahrſcheinliche Reſultat die Abſorbierung 
des Landes durch ſeine Nachbarn ſein werde. Der betreffende Satz 
dieſer Korreſpondenz lautet: 

Die Bevölkerung iſt überzeugt, daß die ruſſiſchen Truppen niemals 
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abziehen werden, und ihre Gegenwart erbittert das Volk. Die britischen 
ſind nicht viel populärer, und es ſind die Deutſchen, welche in größtem 
Anſehen bei den Nationaliſten ſtehen. Vor einiger Zeit haben die Deut— 
ſchen verſucht, mit den von ihnen in der Türkei angewandten Methoden 
in Perſien Fuß zu faſſen, ſie ſind aber an der Wachſamkeit Englands 
und Rußlands geſcheitert, und aus ihrer Bank wurde nichts. Die wenigen, 
die mit der inneren Lage vertraut ſind, meinen, daß Perſien niemals 
den Boden wiedergewinnen kann, den es verloren hat; daß es viel— 
mehr unausbleiblich von Rußland im Norden und von England im 
Süden abſorbiert werden wird, es ſei denn, daß beide Mächte überein— 
kommen, aus Perſien ein neues Agypten zu machen.“ 

Der Mann dürfte recht haben in ſeiner Charakteriſtik der Pläne 
beider Mächte. Nur wird wohl keiner, der nicht zur Curzondoktrin 
ſchwört, England für einen Nachbarn Perſiens halten. Die Türkei 
ſcheint uns näher zu liegen. Auch werden ſchon jetzt durch die Politik, 
die beide Mächte verfolgen, die Intereſſen dritter Mächte, z. B. die 
Deutſchlands, auf Erhaltung des Prinzips der offenen Tür direkt ge— 
ſchädigt. Das Geſtändnis, daß wir es den Intrigen Englands und 
Rußlands zu danken haben, daß unſer Bankunternehmen in Teheran 
ſcheiterte, ſagt uns zwar nichts Neues, mag aber als wertvoll regiſtriert 
werden. Im übrigen ſcheint uns die engliſch-xuſſiſche Politik in Perſien 
dem Grundſatz zu entſprechen: avilir puis démolir! Eine ſolche Politik 
trägt aber ihre Gefahren in ſich ſelbſt; beide Mächte ſcheinen eifrig 
bemüht, die wunden Stellen an ihrem Staatskörper zu vermehren. 

In Frankreich trägt die innere Politik bereits ganz den Stempel 
der bevorſtehenden Wahlen. Sie ſpielen ſowohl in dem Liquidations— 
prozeß wie in den Kammerverhandlungen über Wahlbeeinfluſſung oder 
in den Kundgebungen der Parteihäupter aller Farben eine Rolle. Neben 
dem Manifeſt des Herzogs von Orleans an ſeine Anhänger zeigt es 
die unter dem Titel: „A bas les Tyrans“ veröffentlichte Flugſchrift der 
„Association antimagonnique de France“, aus der einige Leitſätze hier 
Platz finden mögen. Es ſind Reſolutionen der Freimaurerkongreſſe 
und Nationalverſammlungen, und die Quellen werden zitiert: 

„Der Freimaurer ſoll Bürger ſein . .. aber er muß zuerſt Frei— 
maurer ſein, erſt danach Stadtrat, Deputierter, Senator, Miniſter oder 
Präſident der Republik. Die aktiven Freimaurer, die zu Senatoren 
oder Deputierten gewählt werden, verſammeln ſich mindeſtens alle 
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4 Monate im Grand Orient, um die allgemeinen Intereſſen der Frei— 
maurerei und der Republik zu beraten. Anträge, die aus der individuellen 
Initiative der Freimaurer hervorgehen, werden in den Logen ſtudiert, 
von ihnen dem Kongreß der Freimaurer vorgelegt, durch den Rat des 
Ordens an den Konvent gebracht, danach aber werden ſie Geſetze des 
Staates, wenn ſie von Deputierten, welche Freimaurer ſind, aus der 
Rue Cadet in das Palais Bourbon getragen werden.“ 

An dieſe amtlich-freimaureriſchen Beſchlüſſe werden noch Auße— 
rungen der Organe der Logen gereiht, die gleichfalls charakteriſtiſch 
genug ſind. 

„Aufrichtig geſagt, das allgemeine Stimmrecht, wie es heute geſetz— 
lich feſtſteht, ſtellt die Souveränität der öffentlichen Dummheit (äm— 
bécillité publique) das Rendezvous der ſchwachen Köpfe (des infir- 
mités de Yintelligence) dar.“ 

Das iſt wenigſtens offen, und enthält ein gut Teil Wahrheit; viel— 
leicht mehr als die Verkündigung des Bruders Fernand Maurice, der 
1890 im Konvent erklärte: 

„Ich ſage Euch, daß heute nach 10 Jahren die Freimaurerei ihren 
Sieg errungen haben wird und daß außerhalb unſeres Kreiſes nichts 
in Frankreich ſich regen wird!“ 

Nun, es regt ſich doch noch mancherlei, aber es iſt ſchwer zu glauben, 
daß die franzöſiſche Nation ſich auf die Dauer der Alleinherrſchaft dieſer 
geheimen Regierung fügen wird. Man hat mitunter den Eindruck, 
als ob die Reaktion dagegen begonnen hätte. 

Einen, wie es ſcheint, ziemlich ernſten Kolonialkrieg muß Frank— 
reich an der Elfenbeinküſte auf ſich nehmen. Die Schuld an der Erhebung 
der Eingeborenen tragen offenbar Mißgriffe des Gouverneurs, die nun 
mit Blut geſühnt werden müſſen. Auch in Marokko ſchwärmen die 
Weſpen wieder aus, und es iſt ſchwer glaublich, daß an dieſen ſich un— 
unterbrochen folgenden Erhebungen nur die Marokkaner Schuld tragen. 

In England haben die letzten 8 Tage mehr verwirrend als klärend 
gewirkt. Der Reformplan Lord Roſeberys hat ſelbſt im Oberhauſe 
wenig Anhänger gefunden, obgleich er uns wohlgedacht und praktiſch 
gut durchführbar ſcheint. Er würde, wenn durchgeführt, eine weſentliche 
Stärkung des Hauſes der Lords zur Folge haben. Das aber iſt es, 
was das Unterhaus am wenigſten wünſcht, ſo daß eine Verſtändigung 
beider Häuſer in dieſer Frage ausgeſchloſſen iſt. Da auch der Gegenſatz 
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zwiſchen Iren und Liberalen fortdauert, die pekuniären Schwierigkeiten 
immer größer werden, und das ungeduldige Verlangen nach einer Rück— 
kehr zu geordneten Verhältniſſen ſteigt, wird die Wahrſcheinlichkeit, 
daß die Auflöſung des Parlaments bald erfolgt, ſtetig größer. Der 
Ausgang der Wahlen läßt ſich aber nicht vorherſehen. Das für England 
Ungünſtigſte wäre die Wiederkehr eines ähnlichen Zahlenverhältniſſes 
der beiden großen Parteien, wie es jetzt beſteht. 

Der jetzt veröffentlichte Bericht über die Verhandlungen, die der 
Wiederaufnahme normaler diplomatiſcher Beziehungen zwiſchen Oſter— 
reich und Rußland vorausgegangen ſind, ſowie des beiderſeitigen Be— 
kenntniſſes zum status quo auf der Balkanhalbinſel, ſagt der Welt nichts 
Neues. Es iſt im weſentlichen die formelle Anerkennung des Stand— 
punktes, den der Frhr. v. Ahrenthal gleich nach der Annexion von 
Bosnien und der Herzegowina eingenommen hat, und ein Zwang für 
Bulgarien und Serbien, auf ihre weitergehenden nationalen Aſpi— 
rationen ad calendas graecas zu verzichten. In Griechenland iſt durch 
den Theſſaliſchen Bauernaufſtand und durch die immer weiter gehenden 
Anſprüche der Liga die Lage ſchlimmer geworden als ſie ohnehin ſchon 
war. 

Mit lebhaftem Bedauern haben wir von den pöbelhaften Szenen 
gehört, die ſich in Peſt abgeſpielt haben. Die tätliche Beleidigung des 
Grafen Khuen-Hedervary geht ſelbſt über die ſchlimmſten Ausſchreitungen 
hinaus, die ſich die öſterreichiſch-ungariſchen Volksvertretungen in ihrer 
unruhigen Geſchichte haben zuſchulden kommen laſſen. Hoffentlich 
bleiben dieſe Ausſchreitungen nicht ungeſühnt. Die Ehre des ungariſchen 
Volkes verlangt, daß die Männer aus den Reihen ſeiner Vertreter ver— 
ſchwinden, die ihm den Schimpf angetan haben. 

Der wahrſcheinlich gewordene Rücktritt des Miniſteriums Sonnino 
wird in Deutſchland überall bedauert werden. Es liegt kein ſachlicher 
Grund vor, den Miniſter zu ſtürzen. Die dem Admiral Bettolo ge— 
machten Vorwürfe ſind ein Vorwand, und wir möchten hinzufügen, 
ein ſchlechter Vorwand, um das Kabinett zu beſeitigen. Daß derartige 
Gewaltſamkeiten möglich ſind, liegt in der Natur des parlamentariſchen 
Syſtems, vor dem uns Gott in Gnaden bewahre. 
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23. März 1910. Ausbruch des Atna. 

24. März. Schwere Erkrankung Menelits von Abeſſinien. Lidj Jeaſſu Nachfolger. Abſetzung der 
Kaiſerin Taitu. 

25. März. Luzzati bildet das neue italieniſche Kabinett. 

28. März. Der Reichskanzler von Bethmann Hollweg reiſt nach Rom. 

30. März. Die griechiſche Militärliga löſt ſich auf. 


30. März 1910. 

Die „North China Daily News“ vom 7. März d. J. drucken einen 
kurz vorher im „Daily Telegraph“ erſchienenen Artikel ab, der den 
Titel führt: „Ein Geheim vertrag; von einem Bewunderer 
Lihungtſchangs“; ſie geben dabei zu verſtehen, daß der Verfaſſer dieſes 
Artikels kein Geringerer iſt, als Sir Robert Hart, der berühmte General— 
inſpektor der chineſiſchen Zölle ſeit 1863, der ſeit 1896 auch das Poſt— 
weſen in China kontrollierte und wohl als der hervorragendſte und 
meiſtwiſſende europäiſche Kenner chineſiſcher Neugeſchichte und Politik 
zu gelten hat. Es iſt ganz ausgeſchloſſen, daß ein Mann wie dieſer 
Senſationsnachrichten in die Welt wirft um der Senſation willen. 
Wenn ſeine Nachrichten Senſation hervorrufen, ſo geſchieht es wohl nur, 
weil die Wirklichkeit oft abenteuerlicher und unwahrſcheinlicher klingt, 
als die ſeltſamſte Erfindung. Wir benutzen die während der Oſterſtille 
ſtockende Berichterſtattung der Preſſe, um unſern Leſern in faſt voll— 
ſtändiger Überſetzung die für die Politik des Tages überaus wichtigen 
hiſtoriſch-politiſchen Aufklärungen vorzulegen, die uns der Lihungtſchang— 
Bewunderer darbringt. 

Nach einer Einleitung, in welcher er von ſich ſagt, daß er zu den 
Füßen einiger der größten Staatsmänner geſeſſen habe, zu denen er 
Lihungtſchang und Marquis Ito rechne, ſowie die Männer, die in Europa 
und Amerika Geſchichte gemacht und Reiche begründet hätten, gibt er 
das folgende Geſpräch wieder, das er mit Li hatte: 

„China — bemerkte einmal Lihungtſchang — wird mitunter als 
„das verkehrte Europa“ oder als eine „auf den Kopf geſtellte Zivili— 
ſation“ parodiſtiſch charakteriſiert. Es iſt nicht meine Sache, darüber 
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ein Urteil abzugeben. Eines aber weiß ich mit Beſtimmtheit, unſer 
Land hat die eigentümliche Eigenſchaft, die Europäer, die zu uns kommen, 
mißgünſtig zu machen und ihre heiligſten Grundſätze und Prinzipien 
auf das groteskeſte umzuformen. Leider gibt es keinen Spiegel, in dem 
ſie ſich ſelber ſehen können. Ein Beiſpiel mag das illuſtrieren. Wenn 
eine europäiſche Nation eine Defenſivallianz mit einer anderen ſchließt, 
pflegt ſie in der Regel die Beſtimmungen des Vertrages zu erfüllen. 
Keinesfalls tut ſie das direkte Gegenteil. Wo es aber keine Allianz gibt, 
iſt auch keine Hilfe zu erwarten. Handelt es ſich aber um uns, die armen 
„verkehrten Ausländer“, ſo iſt ihre Haltung in ſchlimmſter Weiſe die 
entgegengeſetzte. Die heiligen Verſprechungen, durch welche ſie ſich 
binden, uns gegen unſere Feinde zu verteidigen, ſind nichts als Blumen 
im Spiegel und Sonnenſtrahlen im Waſſer. Nein! ſie kehren uns den 
Rücken und ſchließen ſich unſeren Feinden gegen uns an, obgleich wir 
ſie bezahlt haben, uns gegen ſie zu unterſtützen; dann aber, um das 
Werk zu krönen, fügen ſie uns gerade die Unbill und die Beleidigungen 
zu, vor welchen ſie ſich verpflichtet hatten, uns um jeden Preis zu 
ſchützen. Mögen wir nun „verkehrte Europäer“ ſein oder nicht, jedenfalls 
ſind ſie das Gegenteil der Chineſen. Andererſeits aber iſt es ſeltſam zu 
beobachten, daß die Nation, gegen deren Feindſeligkeit wir uns ſchützen 
wollten, dann — mit Einſetzung der eigenen Exiſtenz — ſich erhebt, um 
uns zu verteidigen. Weshalb geſchieht das?“ 

Dieſe ſo allgemein gefaßte Beſchuldigung verletzte mich, und das 
muß ich gezeigt haben, denn der ehrwürdige Staatsmann beantwortete 
meinen erſtaunten Blick, indem er fortfuhr: 

„Erinnere dich der Zeit, da wir gegen die Japs Krieg führten. Wir 
wurden geſchlagen, gedemütigt, gebrandſchatzt. Wir konnten uns nach 
keiner Seite um Hilfe wenden. Ohne politiſchen Rückhalt, Allierte oder 
Freunde, beugten wir unſeren Nacken unter das Joch. Da war es Ruß— 
land, unſer Feind von ehemals, das ſein Schwert um unſerer Sache 
willen umgürtete und auf die Gefahr eines Krieges hin die Japs aus 
der Halbinſel Liaotung verdrängte. Und das tat ungebeten eben jenes 
Rußland, mit dem wir vielerlei Streitigkeiten und keinen Allianzvertrag 
hatten. War es blinde Narrheit, oder war es etwas anderes?“ 

„Nach dieſen Ereigniſſen verband ſich Rußland feierlich, die Inte— 
grität unſeres großen Reiches unverletzt zu erhalten, und die Invaſion 
der Japaner unverzüglich und ſchonungslos niederzukämpfen. Die 
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Triebfeder zu dieſem Verſprechen war, wie Rußland zugeſtand, der 
Preis, den wir zahlten: die Eiſenbahn durch die Mandſchurei. China, 
das an Ehrlichkeit im Handel glaubte, ſtützte ſich nun mit vollem Nach— 
druck auf dieſen Stab. Es hatte nichts, worauf es ſich ſonſt hätte ſtützen 
können. Aber es war nur ein europäiſches Schilfrohr. Unſere ruſſiſchen 
Verbündeten gingen zum Feinde über, im Bündnis mit ihm griffen 
ſie uns mit Nachdruck und Gewalt an, ſie ſchändeten die heiligen Stätten 
unſeres Landes und halfen die ehrwürdigen Regenten unſeres Volkes 
verbannen. Weshalb? War es die Wirkung jener geheimnisvollen 
Tollheit, die alle Völker ergreift, die mit unſerer Raſſe in Berührung 
kommen, und ſie mit feindſeligen Abſichten gegen uns erfüllt? Ruß— 
land, das freiwillig die Integrität unſeres Landes garantiert hatte, 
okkupierte es nunmehr ſelbſt.“ 

„Schließe deine Augen uud betrachte das Bild!“ rief der Staats- 
mann aus. „Im Vordergrunde findeſt du Rußland in der doppelten 
Rolle eines Bundesgenoſſen und eines Feindes, die Integrität Chinas 
garantierend und verletzend. Gegenüber ſteht Japan, unſer Feind 
ſeit Jahrhunderten, der ſein Schwert zieht, nicht gegen uns, ſondern 
um Rußland niederzuwerfen und es aus der Mandſchurei zu vertreiben! 
Und dabei ſetzt Japan ſeine politiſche Exiſtenz bei dem Unternehmen 
ein. Iſt das nicht ſeltſam? Es erinnert mich an das, was die Chriſten 
ein Wunder nennen, nur daß bei all dieſen Unternehmungen und Groß— 
taten Japans und Rußlands weder für einen Gott Raum iſt, noch auch 
für einen ehrenwerten Mann, wenn ein ſolcher, wider alle Erwartung, 
erſtehen ſollte.“ f 


Ein Monſtrum von Konzeſſion. 


Was Lihungtſchang damals und ſpäter über Anſchläge und Methoden 
unſrer unnatürlichen Freunde und heimlichen Feinde mir zu erzählen 
geruhte, kombiniert mit dem, was ich aus andern Ouellen darüber 
erfahren habe, wirft eine Flut von Licht auf die politiſche Bedeutung 
der Mandſchurei, und hat mich davon überzeugt, daß dieſer Teil des 
öſtlichen Problems in Wirklichkeit ein abendländiſches Problem iſt. Dieſe 
bilden den Grundſtock der folgenden Erzählung und meiner beſcheidenen 
Vorſchläge. 

Jedermann weiß, daß die Mandſchurei eine chineſiſche Provinz 
iſt. So ſagt das Völkerrecht, und deshalb muß es wahr ſein. Aber in 
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dem Geburtslande der regierenden chineſiſchen Dynaſtie iſt das Völker— 
recht ein toter Buchſtabe. Wenn ein Europäer in die Mandſchurei aus- 
wandert, bildet er ſich gewöhnlich ein, daß er nach China gehe. Treibt 
ihn das Verlangen nach induſtriellem Gewinn, ſo rechnet er mit chine— 
ſiſchen Geſetzen und chineſiſcher Verwaltung, die ihn fördern oder be— 
hindern kann, und er trifft die entſprechenden Vorſichtsmaßregeln. In 
dem Augenblick aber, wo erCharbin berührt, befindet er ſich in Rußland. 
Er muß ſich daher in Handel und Wandel ruſſiſchen Verhältniſſen an— 
paſſen. Seine Streitigkeiten mit Chineſen, Deutſchen oder mit ſeinen 
eigenen Landsleuten gehen an ruſſiſche Gerichte. Die Landpacht iſt 
ruſſiſch, ruſſiſch die Schulen, die Behörden, welche die Abgaben feſt— 
ſetzen, die Gefängniſſe. In Kürze lernt der Europäer, daß er nicht in 
China, ſondern in einer der Provinzen iſt, die zu den Beſitzungen des 
Zaren gehören. Der Grund dieſer Umbildung eines Staates in einen 
anderen, iſt, daß dort eine ruſſiſche Eiſenbahn beſteht, die ein Monſtrum 
von Konzeſſion beſitzt, das ihr all dieſe Rechte und viele andere verleiht, 
nichts als eine Eiſenbahn! 

Dieſer Staat im Staat hat Anlaß zu einer Komödie von Irrungen 
und auch zu Tragödien der Induſtrie gegeben. Mißverſtändniſſe tauchten 
auf, die in Streitigkeiten ausarteten. Man verſuchte ſie beizulegen, und 
es fanden ſich Leute, die, um Frieden zu ſtiften, dem Urſprung dieſer 
weitgehenden Privilegien nachforſchten und dabei verblüffende Ent— 
deckungen machten. Auf die Frage, weshalb die Regierung des Zaren 
beſondere Rechte in China beſitzen ſollte, antwortete der bevollmächtigte 
ruſſiſche Miniſter, auf Grund des Privilegs. Das iſt aber nur eine 
Entgegnung und keine Antwort. Denn weshalb ſollte ein Privileg 
(charter) politiſche Vorrechte mit induſtriellen Intereſſen verbinden? 
Niemand wird beſtreiten, daß die Eiſenbahngeſellſchaft bevollmächtigt 
war, ihr Eigentum zu verwalten, wie es ihr gefiel, da ſie dazu, von den 
chineſiſchen Geſetzen unbeläſtigt, eine ausdrückliche Erlaubnis erhalten 
hatte. Die Forderung iſt berechtigt. Aber keine Eiſenbahngeſellſchaft 
kann ernſtlich verlangen, daß man ſie als einen unabhängigen Staat 
anſieht, derartige Anſprüche ſind widerſinnig. Das internationale Recht 
ſchließt ſie aus. 

Wie die Eiſenbahn entſtand. 

Wir wollen jetzt die Frage erweitern und ſie von einer andern 

Seite her betrachten. Wer beanſprucht das Recht, für Ausländer und 


PAPA u Dr En nn 


Res 


Chineſen in der Mandſchurei Geſetze zu erlaſſen? Eine private Eiſen— 
bahngeſellſchaft oder ein mächtiges Reich? Der ruſſiſche Staat kann es 
nicht ſein, da er ſeine eigene Verpflichtung verletzen würde, die im 
§ III des Vertrages von Portsmouth niedergelegt iſt. Auch kann es 
die Kompagnie nicht ſein, da keine Privatgeſellſchaft der Welt kom— 
petent iſt, Geſetze für die Regierung eines Landes zu erlaſſen. Außer— 
dem muß ein Privileg (charter), gleich einem Landesgeſetz, eine Be— 
rechtigung ſein, die nicht in Widerſpruch zum common-sense, zum ge— 
ſunden Menſchenverſtande ſteht. Nun war der einzige Grund der chine— 
ſiſchen Regierung, der für Konzeſſionen an die Eiſenbahngeſellſchaft 
vorgebracht wurde, welche jetzt die nördliche Mandſchurei regiert, der, 
daß die Geſellſchaft imſtande ſein müſſe, ihr Eigentum zu verwalten, 
ohne von den Chineſen dabei behindert zu werden. Aber es wäre eine 
Inſulte des common-sense, zu behaupten, daß die Geſellſchaft ihre Züge 
nicht fahren laſſen und aus ihrem Eigentum nicht den beſten Nutzen 
ziehen kann, ohne die Funktionen eines unabhängigen Staates zu 
uſurpieren. 

Doch wir wollen die Konzeſſion ſelbſt und ihre raison d’ötre prüfen. 
Sie entſtand, weil Rußland wünſchte, eine Sektion ſeiner ſibiriſchen 
Eiſenbahn durch die Mandſchurei zu eigenem Bedarf nach Wladiwoſtok 
zu führen. Man erſparte dabei 342 Meilen Wegs und umging große 
Schwierigkeiten, die ſich den Ingenieuren entgegenſtellten. Für dieſe 
„Invasion pacifique“ mußte natürlich die Zuſtimmung Chinas erworben 
werden, und das bedeutete, daß zunächſt Lihungtſchang und dann 
durch ihn ſeine kaiſerliche Herrin gewonnen werden mußte. Die Auf— 
gabe ſchien ſchwierig, aber die ruſſiſche Regierung ſpannte ihr Netz 
verführeriſch aus und fing ihre Beute ohne Mühe. Herr Witte war 
Miniſter der Finanzen, und wie man ſagt, noch vieler anderer Staats— 
departements, und er war es, der die Rute leimte, durch welche der vor— 
ſichtige Lihungtſchang gefangen wurde. Wie dieſer Trick ausgeführt 
wurde, iſt niemals erzählt worden. Wenn es mit voller Aufrichtigkeit 
geſchähe, würde die Glaubwürdigkeit auch des angeſehenſten Geſchichts— 
ſchreibers erſchüttert werden, jo unwahrſcheinlich iſt das Zwiſchenſpiel. 
Der Miniſter des Zaren gab der Verhandlung einen politiſchen Anſtrich. 
Rußland, erklärte er, hat ſeine Politik im fernen Oſten auf die Inte— 
grität Chinas baſiert. Das war der feſte Punkt in den immer wechſeln— 
den Ideen und Beſtrebungen, und feſt muß er um jeden Preis bleiben. 
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Das war Rußlands Gedanke und Gefühl; Japan, verſicherte er, trage 
ſich mit dem Plan territorialer Erweiterung auf Koſten Chinas. Die 
letzte Kampagne und die leichten Siege Japans hätten dieſe lange 
verfolgte Tendenz ans Licht gebracht. Zum Glück ſei Rußland damals 
China zu Hilfe gekommen und habe der Vertrag von Shimonoſeki, 
der die ſüdliche Mandſchurei an Japan auslieferte, rückgängig gemacht 
und das Land vom Feinde befreit. Sei das nicht eine Handlung uner— 
ſchütterlicher Freundſchaft geweſen? 


Aufgeklärter Egoismus. 


In Zukunft wie in der Vergangenheit, fuhr der Finanzminiſter 
fort, hielt Rußland es für nützlich, jede Gelegenheit zu ergreifen, um 
ſeine Frundſchaft China gegenüber zu betätigen. Es ſei dabei ebenſo— 
ſehr durch aufgeklärten Egoismus wie durch Sympathie beſtimmt 
worden, da die vitalen Intereſſen beider Reiche tatſächlich identiſch 
ſeien. Japans Beſtrebungen ſeien dagegen ſelbſtiſch und zerſtörend. 
Es hungert nach chineſiſchem Land und dürſtet nach ruſſiſchen Ge— 
wäſſern. Es iſt ein Störenfried, der gebändigt werden muß durch die 
ſich gegenſeitig ſchützende Freundſchaft Rußlands und Chinas. Wenn 
daher — was gewiß geſchehen werde — Japan nächſtens China über— 
falle, dann werde Rußlands Hilfe zur Verfügung des geliebten Nach— 
bars ſtehen. Seine Truppen, ſein ſchweres Geſchütz . . . . aber wie ſolle 
man ſie auf den Kriegsſchauplatz ſchaffen? Es gebe weder zu Waſſer 
noch zu Lande Straßen, noch andere Mittel zur Kommunikation. Dieſe 
ungünſtigen Verhältniſſe ſeien ſchwer in letzter Zeit ins Gewicht gefallen, 
da das geringe Kontingent, das Rußland in das Amurgebiet dirigierte, 
Kirin erſt erreichen konnte, als ſeine Gegenwart ein Anachronismus 
— moutarde apres diner — war. Aktive Freundſchaft beider Reiche 
verlange vornehmlich Schnelligkeit der Verbindungen für die ruſſiſchen 
Truppen, und das wiederum bedeute eine Eiſenbahn durch chineſiſches 
Gebiet. Ohne Eiſenbahn — keine Allianz, das ſei die Formel in ihrer 
kürzeſten Faſſung. 

Schließlich kam die Frage zur Entſcheidung an Lihungtſchang, 
und er fragte, ob eine wirkliche Allianz beabſichtigt ſei. Die ruſſiſche 
Regierung gab eine zuſtimmende Antwort und hielt daran feſt. Die 
Defenſivallianz wurde nun die Bedingung, von welcher der chineſiſche 
Staatsmann die Konzeſſion abhängig machte. Das iſt das Herz des Ganzen. 


„Wir wollen euch die Nutznießung unſeres Territoriums geben, 
um die Eiſenbahn darauf zu bauen, wir wollen euch auch beſondere 
Verwaltungsrechte verleihen, doch nur als integralen Teil eines um— 
faſſenden Defenſivtraktats. Die Eiſenbahnkommiſſion ſoll die Folge 
der Defenſivallianz ſein, und wir wollen ſie ohne Mißgunſt bemeſſen. 
Wir geſtatten euch die Nutznießung unſeres Landes, und ihr garantiert 
uns die Integrität unſeres Reiches.“ 

Das war der Pakt, und dieſer Pakt enthält die Motive Chinas für 
die Konzeſſion. Lihungtſchang legte in ſeiner Mitteilung an die Re— 
gierung darauf allen Nachdruck und betonte, er ſei von unſchätzbarem 
Wert für China, gegen welches England und Japan komplottierten. 
Er betrachtete die Konzeſſion zum Bau der Eiſenbahn und alles, was 
daran hing, als den Preis, den China für die Allianz zahlte. Würde 
die Allianz nicht vollzogen oder nicht voll geleiſtet, ſo ſollten die ruſſiſchen 
Anſprüche auf die Eiſenbahn in ſich zuſammenfallen. Dieſer Vorſchlag 
war ſelbſtverſtändlich. Was zu zeigen übrig bleibt, iſt die Tatſache, daß 
in dem auf dieſen zwei Sätzen ruhenden Pakt Rußland ſeinen Anteil 
am Kontrakt nicht erfüllt hat. 

Ich ſtand in freundſchaftlichen Beziehungen zu Lihungtſchang in 
den kritiſchſten Zeiten ſeines Lebens. Ich kenne die Phaſen, die er 
durchſchritt, als er in den Verhandlungen mit der ruſſiſchen Regierung 
und mit Witte um jeden Fußbreit Landes diſputierte. Als die Not— 
wendigkeit einer Eiſenbahn bewieſen war, wollte der Bevollmächtigte 
Chinas ſie mit chineſiſchem Gelde bauen. Aber der ruſſiſche Staatsmann 
lehnte dies Angebot ab, weil der Wert der Linie davon abhänge, daß 
ſie bald fertig werde und daß man den Bau deshalb ſofort beginne, 
während China 10 bis 12 Jahre Zeit verlangte. Er drohte, ſein Aner— 
bieten rückgängig zu machen, wenn es nicht angenommen werde, wie 
es ſei. Es war ein Ultimatum. Bevor er nachgab, wurde Lihungtſchang 
in Audienz vom Zaren empfangen, und ich ſetze nunmehr einen Teil 
der Unterredung her, die nach dem chiffrierten Telegramm an den 
Tſungliyamen zwiſchen ihm und dem Kaiſer geführt worden iſt. 

„Rußland — ſagte Se. Majeſtät — beſitzt enorme Strecken Landes, 
die wenig bevölkert ſind. Es wird daher keinen Fußbreit Landes, das 
andern gehört, an ſich reißen. Was aber China betrifft, ſo ſei es ihm 
mit Banden der Freundſchaft verbunden. Es habe kein anderes Motiv, 
die Eiſenbahn in der Mandſchurei zu errichten, als das, ſeine Truppen 
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ſchnell befördern zu können. Das aber ſei nur notwendig, um China 
wirkſam jederzeit zu Hilfe zu kommen, wenn es in Not gerate. Dieſe 
Eiſenbahn werde alſo nicht nur Rußland dienen. Der Bau der Bahn 
gehe über die Finanzmittel Chinas. Wenn China aber die Konzeſſion 
der ruſſiſch-chineſiſchen Bank in Schanghai verleihe, könne es durch 
entſprechende Stipulationen ſich das Recht der Kontrolle ſichern, ſo 
daß Schwierigkeiten nicht entſtehen würden. Derartige Transaktionen 
ſeien in allen Ländern üblich. Aus dieſen Gründen forderte der Zar 
mich auf, das Angebot zu überlegen und zu einem endgültigen Abſchluß 
zu gelangen. Er wies darauf hin, daß China nicht wiſſe, wie bald Ge— 
fahren erſtehen würden. . . ., aber es könne wenigſtens den Ruſſen 
die Möglichkeit bieten, Hilfe zu leiſten. Ich erfülle meine Pflicht, indem 
ich dieſe Worte der Krone zu ihrer Orientierung mitteile.“ So Lihung— 
tſchang. 
Der ruſſiſch-chineſiſche Geheim vertrag. 

In einer anderen Depeſche berichtet der chineſiſche Vertreter über 
ein Geſpräch, das er mit den ruſſiſchen Miniſtern der Finanzen und des 
Auswärtigen hatte, telegraphiſch: 

„Der Fundamentalpunkt war jene Eiſenbahnkonvention, die durch 
die Mandſchurei führen ſoll, und daß, wenn die Konvention einmal 
ratifiziert ſei, ein Geheimvertrag geſchloſſen werden ſolle.“ 

Lihungtſchang griff die Idee des Geheimvertrages ſchnell auf, 
ſuchte aber die Eiſenbahnkonvention nach Möglichkeit hinzuziehen, indem 
er verlangte, daß ein ruſſiſcher Beamter nach China geſchickt werde, 
ſie zu diskutieren. Das Ende der Wirkung von Ratſchlägen und Dro— 
hungen, gnädigen Audienzen und lukulliſchen Banketten, denen in 
Petersburg und Moskau Lihungtſchang unterzogen wurde, war der 
Geheimvertrag, deſſen 6 Artikel, von Wort zu Wort, in der Überſetzung 
wie folgt lauten: 

Artikel l. Jeder Angriff, der von Japan, ſei er gegen ruſſiſches 
Territorium in Oſtaſien, oder gegen das Territorium Chinas oder Koreas 
gerichtet wird, ſoll den gegenwärtigen Vertrag notwendig in ſofortige 
Wirkſamkeit ſetzen. Für dieſen Fall verpflichten ſich die beiden hohen 
kontrahierenden Mächte, einander gegenſeitig mit all ihren Streitkräften 
zu Lande und zu Waſſer, über die ſie im Augenblick verfügen können, 
zu unterſtützen und einander nach Möglichkeit behilflich zu ſein, dieſe 
Streitkräfte mit Lebensmitteln zu verſorgen. 
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Artikel II. Sobald die beiden hohen kontrahierenden Mächte 
in gemeinſame Aktion verwickelt ſind, darf kein Friedensvertrag von 
einer der beiden mit dem Gegner geſchloſſen werden ohne Zuſtimmung 
des anderen. 

Artikel III. Während der Dauer der militäriſchen Operationen 
werden alle Häfen Chinas im Fall der Not den ruſſiſchen Kriegsſchiffen 
offenſtehen, die hier von ſeiten der chineſiſchen Autoritäten alle Hilfe 
finden werden, deren ſie bedürfen könnten. 

Artikel IV. Um den Zugang ruſſiſcher Landtruppen an den 
bedrohten Punkten zu erleichtern und die Mittel für ihre Subſiſtenz zu 
ſichern, geht die chineſiſche Regierung auf den Bau einer Eiſenbahn ein, 
die durch die chineſiſchen Provinzen des Amur und von Guirin (Kirin) 
in der Richtung auf Wladiwoſtok führt. Die Verbindung dieſer Bahn 
mit der ruſſiſchen ſoll nicht als Vorwand für irgendwelche Beeinträch— 
tigung chineſiſchen Gebietes dienen, noch für Verletzung der ſouveränen 
Rechte Sr. Maj. des Kaiſers von China. Bau und Exploitation dieſer 
Eiſenbahn wird der ruſſiſch-chineſiſchen Bank übertragen, und die Klauſeln 
des Kontrakts, der zu dieſem Behuf abgeſchloſſen werden wird, ſollen 
zwiſchen dem chineſiſchen Geſandten in Petersburg und der ruſſiſch— 
chineſiſchen Bank gebührend diskutiert werden. 

Artikel V. Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß in Kriegs— 
zeiten, wie Artikel I andeutet, Rußland freien Gebrauch der in Art. IV 
erwähnten Eiſenbahn haben wird für Transport und Verprovian— 
tierung ſeiner Truppen. In Friedenszeiten ſoll Rußland das gleiche Recht 
für den Tranſit ſeiner Truppen und Lebensmittel haben, mit Unter— 
brechungen, die durch keine anderen Motive als die der Bedürfniſſe 
des Transportdienſtes gerechtfertigt werden ſollen. 

Artikel VI. Der gegenwärtige Vertrag ſoll an dem Tage in 
Kraft treten, da der in Artikel IV ſtipulierte Kontrakt von Sr. Majeſtät 
dem Kaiſer von China beſtätigt wird. Er ſoll von da ab, für einen Zeit— 
raum von 15 Jahren, Kraft und Geltung haben. Sechs Monate vor 
Ablauf des Termins werden die beiden hohen kontrahierenden Mächte 
über Verlängerung dieſes Vertrages in Verhandlung treten. 

Der Wortlaut des Artikels IV dieſes Vertrages läßt keinen Zweifel 
darüber, daß der Eiſenbahnbau gerechtfertigt wird durch die Notwendig— 
keit, ruſſiſche Truppen China zu Hilfe zu führen, und daß er kein Vor— 
wand zur Expropriierung chineſiſchen Territoriums werden ſoll, noch 
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zu Eingriffen in die ſouveränen Rechte Chinas in irgendwelcher anderen 
Weiſe. Aber die heutige Sachlage in der Mandſchurei 
ſtellt einen flagranten Bruch dieſes Artikels dar, 
denn es iſt eine Uſurpation chineſiſcher Rechte, in der Nordmandſchurei 
zu regieren. Artikel Vdieſes Geſamtvertrages kann 
daher vom chineſiſchen Auswärtigen Amt ange— 
rufen werden gegen die Uſurpation politiſcher 
Jurisdiktion durch die ruſſiſchen Autoritäten in 
Charbin. 

Das iſt einer der Punkte, die, wie ich meine, in aller Freundſchaft 
einem Schiedsſpruch unterſtellt werden könnten, und zwar in 
dieſer Form: Sit es das ruſſiſche Reich, das den Anſpruch auf Juris⸗ 
diktion in der Mandſchurei erhebt? und wenn das der Fall iſt, wird 
dieſer Anſpruch nicht durch Artikel IV des Vertrages von Portsmouth 
annulliert? Nehmen wir aber einen Augenblick an, daß dieſer Anſpruch 
als vereinbar mit dieſem Artikel und mit dem Prinzip der offenen Tür 
gilt, ſo iſt er doch ganz beſtimmt unvereinbar mit der Gerechtigkeit und 
Billigkeit. Denn er geht aus einer zweiſeitigen Abmachung hervor, 
die von derjenigen der kontrahierenden Parteien gebrochen wurde, die 
den Nutzen davon zog, und er kann daher erfolgreich durch die inter— 
nationalen Geſetze zurückgewieſen werden. Nehmen wir aber der Voll— 
ſtändigkeit halber an, daß Rußland für ſein Beſitzrecht eintritt und ſich 
darauf beruft, daß China gegen den Kontraktbruch nicht proteſtiert hat, 
als er noch friſch war, ſo ſcheint uns auch dann die Frage gegen Rußland 
ſchlüſſig zu ſein. Denn die Streitigkeiten zwiſchen den Ausländern und 
dem chineſiſchen Reſidenten auf dem Eiſenbahnterritorium machen eine 
internationale Definition der, gleichviel wie, erworbenen Rechte Ruß— 
lands notwendig. Und das führt uns wieder zu dem Kontrakt und ſeiner 
Sanktion zurück. 

China kann jedenfalls mit Fug und Recht den Anſpruch erheben, 
daß die Privilegien, die es der Eiſenbahngeſellſchaft verliehen hat, mit 
gewiſſen Einſchränkungen beurteilt werden. Das würde bedeuten, daß 
die Rechte der Kompagnie auf Jurisdiktion ſich auf das Land ausdehnen, 
das in Wirklichkeit für die Nutzung der Eiſenbahn unentbehrlich iſt, 
nicht aber darüber hinaus. Nur der ſchmale Strich expropriierten Landes, 
der für die Verwaltung der Eiſenbahn unentbehrlich iſt, trägt das Recht 
der Jurisdiktion in ſich. Nun iſt es eine bekannte Tatſache, daß, da das 
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Land in der nördlichen Mandſchurei billig it, die Kompagnie 500 
oder 600 v. H. mehr Land erworben hat, als notwendig war. Das 
aber war eine Kaufmannsſpekulation, wie eine Unterſuchung beweiſen 
wird. China duldete ſie, weil es glaubte, einen Alliierten vor ſich zu haben. 
Mag eine internationale Kommiſſion von Eiſenbahnexperten ent— 
ſcheiden, ein wie breiter Streifen Landes für die Bedürfniſſe der Bahn 
in Wirklichkeit erforderlich iſt, dann wird der Streit ſein Ende finden. 

Eine andere Frage fließt, wenn ich ſo ſagen darf, aus der Spitze 
meiner Feder, eine Frage, die nicht an einen Schiedshof gerichtet iſt, 
aber an das Gewiſſen des Exfinanzminiſters und der jetzigen ruſſiſchen 
Regierung. In dem VI. Artikel des Geheimvertrages wird ſtipuliert, 
daß 6 Monate, bevor die 15 Jahre ablaufen, während welcher dieſes 
diplomatiſche Inſtrument Geltung hat, die kontrahierenden Mächte es 
verlängern können. Der Vertrag ſteht jetzt in ſeinem 15. Jahre. Ende 
1910 verfällt er. Wird die ruſſiſche Regierung Eröffnungen an China 
richten, um ihn zu verlängern? Iſt die ruſſiſche Regierung bereit, das 
chineſiſche Auswärtige Amt zu erſuchen, den Defenſivvertrag auf weitere 
15 Jahre zu erneuern? Und wenn nicht, weshalb nicht?“ 

Damit ſchließt dieſe höchſt bedeutſame Enthüllung aus der Vor— 
geſchichte der heutigen ruſſiſch-chineſiſchen Beziehungen, die uns Ruß— 
land im Einverſtändnis, wenn nicht im Bündnis, mit Japan eben gegen 
jenes China zeigen, mit dem die gegen Japan gerichtete Defenſivallianz 
noch in voller Kraft fortbeſteht. Wir haben uns entſchloſſen, die ein— 
gehenden Ausführungen Sir Robert Harts mit alleiniger Ausnahme 
der einleitenden Bemerkungen voll wiederzugeben, weil ſie ein allge— 
meines Problem von großer Bedeutung zur Erwägung ſtellen. Das 
Urteil über die Entſtehungsgeſchichte der mandſchuriſchen Bahn über— 
laſſen wir dem ſittlichen Empfinden unſerer Leſer. Es wird gewiß 
nicht irre gehen. Von praktiſcher Bedeutung aber könnte die uns ge— 
wordene Belehrung für die Löſung der Schwierigkeiten in Charbin 
werden. 
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31. März 1910. Die franzöſiſche Kammer nimmt ein Altersverſorgungsgeſetz an. 

1. April. Zuſammenkunft des Reichskanzlers mit San Giuliano, Miniſter des Auswärtigen, in Florenz. 
3. April. König Peter von Serbien wird vom Sultan empfangen. 

4. April. Unruhen im Somalilande. 


6. April 1910. 

Man verſteht es wohl, daß Rooſevelt, nachdem er ſeit ſeiner Landung 
in Mombaſſa „2500 Meilen (engl.) durch das dunkelſte Afrika gewandert 
war und während dieſer ganzen Zeit unter dem Schutz der britiſchen 
Flagge ſtand“ — das ſind Worte aus ſeiner Anſprache an die Scheiks, 
die ihn in Chartum begrüßten, — das Bedürfnis empfand, den Eng- 
ländern ſeinen Dank für dieſen Schutz zu jagen. Er tat es in der An— 
ſprache, die er an die Studenten der Univerſität Kairo hielt. Sie war 
des Lobes der engliſchen Waltung in Agypten voll, deutete an, daß er 
das Land für ein Verfaſſungsleben noch nicht reif halte, und ſprach ſich 
mit größter Schärfe über die Ermordung von Butros Paſcha aus. 
Nun hätte man annehmen ſollen, daß dieſes Verhalten eines ſo einfluß— 
reichen und populären Mannes, wie es der frühere — und wohl auch 
der kommende — Präſident der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
iſt, in England mit Genugtuung aufgenommen werden müſſe. Das iſt 
aber keineswegs der Fall geweſen. Offenbar iſt es den Engländern 
überhaupt nicht lieb, wenn auf ihrem Boden, oder auf dem Boden, 
auf dem ſie, gleichviel ob zu Recht oder zu Unrecht, die Herren ſind, 
öffentlich von politiſchen Fragen geredet wird, die in die Sphäre der 
Reichspolitik fallen. So hat ſich die engliſche Preſſe durchweg höchſt 
ablehnend zu den Außerungen Rooſevelts geſtellt, und, um ein Beiſpiel 
anzuführen, der „Standard“ ihm einen Leitartikel gewidmet, der an 
ironiſcher Bosheit ſchwer zu übertreffen ſein möchte. 

„Wir erwarten mit Spannung — ſo ſchließt der „Standard“ — 
die Entdeckung unſerer Inſeln durch Mr. Rooſevelt, ſowie die unpar— 
teiiſchen Bemerkungen, durch welche er ohne Zweifel überzeugt ſein 
wird, uns auf unſere perſönlichen und politiſchen Mängel aufmerkſam 
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zu machen. Wir könnten das Kompliment beantworten, indem wir, 
lagen wir einen Ex-Prime-Miniſter — Mr. Asgquith könnte bald eine 
ihm kongeniale Beſchäftigung ſuchen — ausſenden, um die Bürger der 
Vereinigten Staaten auf die Mängel ihrer Nationalverfaſſung und die 
Unvollkommenheiten ihres Nationalcharakters aufmerkſam zu machen. 
Wir können uns nichts vorſtellen, was den Amerikanern mehr gefallen 
würde.“ 

Bei dem Verſuche, uns die Gründe dieſer Gereiztheit zu erklären, 
die auch in der „Weſtminſter Gaz.“ zum Ausdruck kommt, ſtellen ſich, 
abgeſehen von der jchon oben betonten allgemeinen Abneigung der 
Engländer, Fremde in ihre Angelegenheiten eingreifen zu ſehen, zwei 
Erwägungen ein, die eine wahrſcheinliche Löſung bieten. In Chartum 
hatte Rooſevelt u. a. beiläufig bemerkt, daß die engliſchen Truppen den 
Agyptern behilflich ſeien, die Mißwirtſchaft der Derwiſche zu beſeitigen, 
und daß England nicht beabſichtige, den Fehler zu wiederholen, den 
es beging, als es ſich Agypten zu eigen machte. Denn im Süden habe 
England ſich durch keinerlei Verſprechungen zur Räumung des Landes 
verpflichtet. Damit aber hat Rooſevelt nach zwei Seiten hin wunde 
Punkte berührt. Die Engländer wollen bekanntlich von einer Räumung 
Agyptens überhaupt nichts mehr wiſſen, den Süden aber betrachten 
ſie ſchon jetzt als ihr Eigen, während das politiſche Dogma der ägyptiſchen 
Patrioten Befreiung Agyptens von der engliſchen Vormundſchaft 
fordert und den Sudan als ein von England mit ägyptiſchen Streit- 
kräften und ägyptiſchem Gelde erobertes Land, zu mindeſtens teil— 
weiſem Beſitz beanſprucht. Steht auch über allen Zweifel feſt, daß Eng— 
land den Süden behaupten und nicht wie das Somaliland dem „tollen 
Mullah“ preisgeben wird, der Proteſt der Nationaliſten hört darum 
nicht auf, und die zeitweilig ruhende Frage iſt nunmehr wieder in den 
Vordergrund der Diskuſſion getreten. Dieſelbe Wirkung aber hatte die 
Anſprache an die Studenten in Kairo. Da nun im Laufe des letzten 
Jahres die nationaliſtiſche Bewegung in Agypten unzweifelhaft zu— 
nimmt, mag die Verſtimmung in London auf eine ſehr reale Sorge 
zurückzuführen ſein. Wir ſetzen dafür das gewiß unverdächtige Zeugnis 
des ägyptiſchen Korreſpondenten eines ruſſiſchen Blattes (des „Golos 
Moskwy“) her. 

„Die Ereigniſſe — ſchreibt er — ſpitzen ſich zu. Jedem, der in 
Agypten lebt, iſt es klar, daß das Land der Pharaonen vor Ausbruch 
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einer Revolution ſteht. Die Ermordung des Miniſterpräſidenten, die 
Drohung der Muſelmänner, alle koptiſchen Chriſten zu erſchlagen, die 
wachſende Propaganda revolutionärer Ideen, die Entdeckung eines ganzen 
Netzes revolutionärer Organiſationen und antiengliſcher Verſchwö— 
rungen, einer Akademie von Bombiſten uſw. — das alles ſind üble Vor— 
zeichen. Eine Menge Europäer, die zur Kurſaiſon hergekommen ſind, 
ziehen es vor, Agypten zu verlaſſen, und unter mehr oder minder ſtich— 
haltigen Gründen ſuchen auch die einheimiſchen reichen Beamten aus 
Kairo zu flüchten. Diejenigen von ihnen, die nicht fort können, zeigen 
ſich auf den Straßen umgeben von Bewaffneten und von Geheim— 
agenten, ſogar der Khedive Hadji-Abbas-Hilmi, der davon träumt, zum 
großen Kalifen Arabiens ausgerufen zu werden, iſt jetzt ſeltener als 
bisher in den Straßen der Stadt zu ſehen. Auch die Engländer teilen 
die allgemeine Anſicht, daß drohende Ereigniſſe bevorſtehen. Sie wiſſen 
natürlich, daß ihre Herrſchaft ihnen keine treuen Untertanen in der 
Bevölkerung erzogen hat, und daß die nationaliſtiſchen Klubs 
ſchon längſt den Haß gegen ſie propagieren und den Boden für 
den Kampf der Agypter um Unabhängigkeit und Befreiung des Vater— 
landes vorbereiten. Erſt kürzlich hat der Oberkommandierende der 
engliſchen Okkupationstruppen einen Armeebefehl erlaſſen, in dem er 
darauf hinwies, daß alle Truppen in Kriegsbereitſchaft ſein müßten. 
„Man muß auf jede Überraſchung gefaßt ſein,“ ſchließt dieſer Befehl. 

Man ſagt, daß die engliſchen Truppen auf Kriegsfuß gebracht worden 
ſind, weil der Chef der Detektivpolizei einer weitverzweigten Ver— 
ſchwörung der Nationaliſten gegen die Engländer auf die Spur ge— 
kommen iſt. Die Verſchwörer wollten plötzlich die engliſchen Kaſernen 
überfallen und ſich des Arſenals und der Pulverkeller bemächtigen.“ . . 

Wir übergehen den Schluß der Korreſpondenz, welche die Unter— 
ſuchung gegen Al-Wardin, den Mörder von Butros Paſcha, betrifft, 
und wollen auch dafür keine Bürgſchaft übernehmen, daß die Farben 
in dem mitgeteilten Abſchnitt nicht zu ſtark aufgetragen ſind. Sicher 
iſt dagegen, daß die engliſche Herrſchaft mehr als je ausſchließlich auf 
ihrer militäriſchen Macht ruht, und das mag die übermäßige Nervoſität 
erklären, mit der die wohlgemeinten Außerungen Rooſevelts aufge— 
nommen worden ſind. 

Ganz ähnlich liegen heute die Verhältniſſe in Perſien, das die 
drückende ruſſiſch-engliſche Vormundſchaft nur zähneknirſchend erträgt. 
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Die auf eine völlige Lähmung jedes Reſtes von Selbſtändigkeit berech— 
neten Bedingungen des knapp bemeſſenen Vorſchuſſes auf eine zu 
niedrig bemeſſene Anleihe, zu der England und Rußland ſich verſtanden 
haben, konnten nicht anders wirken, als den bitterſten Haß hervorzu— 
rufen. Er richtet ſich übrigens noch mehr gegen die Ruſſen als gegen die 
Engländer, was ſich wohl daraus erklärt, daß die letzteren ihr Spiel 
verſteckter treiben, während Rußland, das ſeine Truppen bald vor— 
rücken, bald wieder zurückmarſchieren läßt, durch die nörgelnde Art 
ſeiner Politik fortdauernd reizt. Die Ruſſen haben im Laufe der Zeit 
vom Kaukaſus aus die folgenden Städte beſetzt: Täbris, Reſcht, Kaſwin, 
Aſtara, Ardebil; von Transkaſpien aus: Aſtrabad und Meſched. Aber 
damit ſcheint noch nicht genug geſchehen. Während vor etwa 14 Tagen 
die „Nowoje Wremja“ empfahl, zu einem Syſtem gleichgültiger Nicht— 
einmiſchung zu greifen und abzuwarten, bis der chroniſche Zerſetzungs— 
prozeß in Perſien in eine akute Form übergehe und damit eine Entſchei— 
dung notwendig mache, tritt ſie jetzt, unter lebhaften Ausfällen gegen 
die Leitung der ruſſiſchen Politik, durch den Mund ihres Teheraner 
Korreſpondenten für erneutes aktives Vorgehen ein. 

„Es iſt ſehr wohl möglich, daß in nächſter Zukunft Rußland ge— 
nötigt ſein wird, zu energiſcheren und weiter angelegten Maßregeln 
zu greifen, um die perſiſchen Provinzen in Ordnung zu bringen, die 
an Rußland grenzen und durch ihr chaotiſches Treiben unſere Grenzen 
bedrohen.“ 

Herr Jantſchewſki — ſo heißt der Korreſpondent — kommt dabei 
zu dem überraſchenden Schluß, daß England, um ſein Preſtige in Europa 
und Aſien aufrecht zu erhalten, weit mehr der ruſſiſchen Armee bedürfe 
als Rußland zum Schutz ſeiner ausſchließlich territorialen Beſitzungen 
der engliſchen Flotte. 

„Man muß deshalb hoffen, daß in einer ſo geringfügigen 
Frage, wie es die perſiſche iſt, England nicht Stellung gegen die 
ruſſiſchen Intereſſen nehmen wird, die in nichts die engliſchen berühren.“ 

Ob man in England die perſiſche Frage für eine geringfügige hält, 
iſt uns ſehr zweifelhaft. So weit ſich an den Tatſachen, die ſich vor unſeren 
Augen abgeſpielt haben, die engliſche Politik in Perſien erkennen läßt, 
hat ſie zwar nichts dagegen einzuwenden, daß die wirtſchaftliche und die 
politiſche Lähmung in Perſien von Rußland aufrechterhalten wird, 
ſehr viel aber gegen eine militäriſche Feſtſetzung Rußlands auf perſiſchem 
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Boden. Denn iſt erſt Rußland Herr des Gebietes, das es mit der Zu— 
ſtimmung Englands als ſeine Einflußſphäre in Anſpruch nimmt, ſo iſt 
es undenkbar, daß es nicht auch in die ſogenannte neutrale Zone über— 
greift und damit zu einem höchſt läſtigen direkten Nachbar der eng— 
liſchen Einflußſphäre wird. Das widerſpricht aber ganz dem Geiſt des 
ruſſiſch-engliſchen Abkommens von 1907, das auf Mißtrauen, nicht auf 
gegenſeitiges Vertrauen aufgebaut iſt, und dafür Sorge getragen hat, 
daß überall zwiſchen ruſſiſchen und engliſchen Gebieten ein Pufferſtaat 
zu liegen kommt, den beide Teile nicht anzutaſten ſich verpflichtet haben. 
Daß Rußland immer wieder genötigt worden iſt, ſeine Truppen aus 
Perſien zurückzuziehen, geht, wie feſtſteht, auf engliſchen Einſpruch 
zurück. 

Wie in Rußland die Herſtellung normalen diplomatiſchen Ver— 
kehrs zwiſchen dem Petersburger und dem Wiener Kabinett verſtanden 
wird, zeigt ein Leitartikel der „Nowoje Wremja“ vom 21. März, deſſen 
Schlußbetrachtung wir der Kurioſität halber herſetzen. 

„A. P. Iswolski, der jo oft vom Grafen Ahrenthal betrogen 
worden iſt, hat ihn diesmal recht kunſtfertig in klares Waſſer hinein— 
gezogen, wie einen Hecht, der ſich in einen Haken ohne Köder feſtgebiſſen 
hat. Der öſterreichiſche Diplomat hat ſein „Geſicht verloren“. Wir hätten 
vorgezogen, daß er es beibehielte. Ein wenig Aufrichtigkeit und Gradheit 
hätten dazu genügt. Übrigens hat er fein Ziel doch erreicht: die Pe ſt— 
quarantäne, unter der er ſtand, iſt aufgehoben.“ 

Dieſer Triumphruf iſt nicht ohne verhaltenen Arger. Die „Nowoje 
Wremja“ hatte auf ein öffentliches Glaubensbekenntnis Oſterreich-Ungarns 
über die Balkan-Angelegenheiten gehofft, das damals und in den ge— 
wünſchten Formen nicht zu erhalten war. Im übrigen iſt der Stand— 
punkt des Wiener Kabinetts wohlbekannt. Es will tatſächlich die Erhal— 
tung des politiſchen status quo auf der Balkanhalbinſel, ohne jene 
inneren Vorbehalte, die ſowohl von ruſſiſcher wie von bulgariſcher Seite 
gemacht werden, und deren Exiſtenz zu beſtreiten lächerlich wäre. Dieſer 
Vorbehalt aber lautet: Erhaltung des status quo, ſo— 
lange wir nicht in der Lage ſind, ihn gewaltſam 
zu ändern. Auf dieſes Programm hin ſind die Könige Ferdinand 
und Peter nach Petersburg befohlen, und dann nach Konſtantinopel 
geſchickt worden. Der „Temps“ will wiſſen, daß auch König Georg von 
Griechenland denſelben Weg nehmen wird. Aber weder Bulgarien 
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noch Serbien ſind mit der Vertröſtung auf die Zukunft, die ihnen zuteil 
geworden iſt, zufrieden, und während ſie in Konſtantinopel, wie vor— 
geſchrieben, ſprachen und Reden austauſchten, klangen nach wie vor 
die Flintenſchüſſe herüber, die an der bulgariſch-türkiſchen Grenze aus— 
getauſcht wurden. Aber auch in Rußland ſelbſt kann man Schüſſe hören, 
und zwar in jenen transkaukaſiſchen Gebieten, aus denen die ſchlimmſten 
revolutionären Elemente ſtammen, die bis auf den heutigen Tag die 
Unordnung in Perſien aufrecht erhalten. Das letztere iſt offiziell und in 
der Preſſe ungezählte Male beſtätigt worden. Was aber die unglückliche 
Lage im Kaukaſus betrifft, ſo wird ſie von einem Korreſpondenten aus 
Tiflis am 11./24. März der „N. W.“ ſchwarz in ſchwarz detailliert und 
folgendermaßen zuſammengefaßt: 

„Die hinter uns liegenden zwei Monate des Jahres 1910 erinnern 
in vielen Stücken an dieſelben Monate im Jahre 1905, als der Aufſtand 
im Kaukaſus begann. Wenn die Lehren der Vergangenheit nicht ſpurlos 
verſchwunden ſind, ſollte man annehmen, daß die ruſſiſchen Autoritäten 
im Kaukaſus aufwachen werden; iſt es doch handgreiflich klar, daß eine 
zweite kaukaſiſche Revolution unmittelbar bevorſteht. Wird man aufs 
neue dulden, daß der Aufruhr zum Ausbruch kommt? Die revolutio— 
nären Parteien haben offenbar aus den früheren Erfahrungen Nutzen 
gezogen. Sie gehen jetzt weit planmäßiger und umſichtiger vor und 
handeln ohne Riſiko, nach ſicherer Rechnung. Die Häupter der revolu— 
tionären Komitees beuten jeden Fehler, den geringſten Mißgriff der 
Regierung aus und kennen die adminiſtrative Pſyche der Woronzowſchen 
Beamten auf das genaueſte. Der Boden iſt vorbereitet, und wenn wir 
das Syſtem nicht ändern, das ſeine völlige Untauglichkeit ſo glänzend 
erwieſen hat, ſo werden die Folgen der nahenden Revolution weit 
ernſter ſein als in den ſchimpflichſten Zeiten der Jahre 1905 und 1906.“ 

Wir wiſſen nicht, wie weit hier die nationaliſtiſche Übertreibung 
die Farben gemengt hat, und wie weit die Abneigung gegen den Statt— 
halter Woronzow mitſpielt, gegen den die „N. W.“ ſchon lange im Felde 
liegt. Normal iſt die Lage im Kaukaſus unter keinen Umſtänden; die 
nationaliſtiſche Tendenz aber macht ſich heute im politiſchen Leben 
Rußlands überall geltend. Zurzeit richtet ſie ſich gegen das geſamte 
Gebiet der Grenzmarken von Finnland, über die Oſtſeeprovinzen bis 
nach Polen und Wolhynien hinein. Sie greift in Verfaſſungsfragen, 
in das Unterrichtsweſen, in religiöſe Probleme (wie z. B. durch Be— 
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günſtigung der Mariaviten den polnischen Katholiken gegenüber) ein. 
Sie beherrſcht die leitenden Kreiſe, wie die Volksvertretung. Von den 
442 Mitgliedern der Duma gehörten urſprünglich 125 den Oktobriſten 
an, 140 der Rechten, von der 89 ſich als beſondere nationaliſtiſche Gruppe 
abgezweigt haben. Da nun die Oktobriſten, wie ihr Organ, der „Golos 
Moskwy“, ausdrücklich erklärt, ebenfalls nationaliſtiſch ſind, die nach— 
gebliebene äußerſte Rechte eine Potenzierung dieſer Tendenz darſtellt, 
iſt bei allen Abſtimmungen, welche Fragen der Nationalität betreffen, 
die Majorität der Unduldſamkeit geſichert. Glücklich iſt das auf keinen 
Fall für Rußland. Es bedeutet einen inneren Kampf auf der geſamten 
Peripherie des Reiches und, falls die Tendenz ſiegt, eine wirtſchaftliche 
und moraliſche Schwächung des Reichs. 

Seit dem 21. März iſt der Führer der Oktobriſten, Gutſchkow, an 
Chomjäkows Stelle Präſident der Duma. Wir ſchätzen ihn als eine 
lautere Perſönlichkeit, bedauern aber, daß auch er immer mehr in das 
nationaliſtiſche Fahrwaſſer geraten iſt, es führt in ſeinen Konſequenzen 
notwendig zum Chauvinismus. 

In England iſt die innere Kriſis ſtetig akuter geworden. Seit dem 
1. April hat das Finanzjahr 1910/11 begonnen, ohne daß das Budget 
des abgelaufenen Jahres votiert worden iſt, und ohne daß auch nur 
der Entwurf für das Budget des neuen Jahres vorliegt. Bis zum 
14. April muß die Entſcheidung über das Vetorecht der Lords gefallen 
ſein, und dann ſoll das Budget an die Reihe kommen; über eine von 
beiden Fragen kommt das Kabinett beſtimmt zu Fall, und in England 
rechnet bereits alles mit den Neuwahlen, die für den Mai erwartet 
werden. Es iſt aber keineswegs ſicher, daß dieſe Wahlen zu einem klaren 
Ergebnis führen, ſo daß ſich darauf eine Regierung für einen längeren 
Zeitraum gründen ließe. Bringt die Vetofrage das Kabinett zur Not— 
wendigkeit einer Auflöſung, ſo iſt es nicht unmöglich, daß England nach 
den Wahlen genau derſelben Lage gegenüberſteht, wie heute. Kommt 
es aber zu einer Majorität der einen oder der anderen Partei, die er— 
heblicher iſt als die, über welche Asquith heute verfügt, ſo wird, wenn 
die Liberalen die Sieger ſind, das Oberhaus ohne Zweifel entrechtet 
und danach Home Rule die Tagesfrage; ſiegen dagegen die Unioniſten, 
ſo kann es zu einer Reform des Oberhauſes kommen, welche die Partei 
ſtärkt, ob aber ſo weit, daß ſie auf ein länger andauerndes Regiment 
rechnen kann, iſt mehr als fraglich, es ſei denn, daß große auswärtige 
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Verwicklungen eine treuga Dei zwiſchen den Parteien herbeiführen. 
Daß dieſe Lage auch vom internationalen Standpunkt aus geſehen 
nicht ohne Gefahren iſt, liegt auf der Hand. 

Auch Frankreich ſteht vor Neuwahlen. Sie ſind auf den 24. April 
feſtgeſetzt und werden aller Wahrſcheinlichkeit nach an dem gegen— 
wärtigen Beſtand der Volksvertretung nur wenig ändern. Von Fragen 
der inneren Politik iſt nur die Marinedebatte von größerem Intereſſe 
geweſen. Sie führte zu der mit großem Beifall aufgenommenen Er— 
klärung des Marineminiſters, daß das neue Flottenprogramm Frank— 
reichs 28 Schlachtſchiffe in Ausſicht nehme. Das Ziel iſt, eine über— 
wiegende Stellung im Mittelmeer zu gewinnen; offenbar verſtimmt 
haben die letzten Außerungen der engliſchen Preſſe über die ſchon 
berührte Frage des Sudan. In allen mit Agypten in Zuſammenhang 
ſtehenden Fragen denkt man auch heute noch mehr ägyptiſch als englisch 
in Paris. 

Der Rücktritt Sonninos hat zu einem Kabinett Luzzatti-San Giu— 
liano geführt, das man, nach der politiſchen Vergangenheit beider 
Staatsmänner, wohl romaniſcher nennen könnte als das Sonninos. 
Aber wir können wohl mit Sicherheit annehmen, daß, wenn die Sym— 
pathien des neuen Kabinetts mehr nach Weſten gerichtet ſein ſollten, 
ſeine Politik nach wie vor dem alten Kurs folgen wird. Der Aufenthalt 
unſeres Reichskanzlers auf italieniſchem Boden hat nach dieſer Richtung 
hin volle Klarheit gebracht. Wie uns von mehreren Seiten beſtätigt 
wird, hat ſpeziell die Perſönlichkeit des Reichskanzlers, ſeine eindringende 
humaniſtiſche Bildung, die ihm die Stätten des klaſſiſchen Altertums 
als einen vertrauten Boden erſcheinen läßt, und ſein objektives, ruhiges 
Urteil den angenehmſten Eindruck hinterlaſſen. Man hat ſich verſtanden 
und gegenſeitig angezogen. Vom Miniſterium Luzzatti, deſſen Haupt 
ja ein hervorragender und bewährter Nationalökonom iſt, wird er— 
wartet, daß es ſich vornehmlich den Aufgaben des inneren, wirtſchaft— 
lichen Lebens zuwenden wird. 

In den chineſiſchen Eiſenbahnfragen iſt eine Entſcheidung noch 
nicht gefallen. Es macht ſich aber in der amerikaniſchen Preſſe eine nicht 
mißzuverſtehende Erbitterung über den Frontwechſel Englands bemerk— 
bar. Ebenſo dauert der Gegenſatz gegen Japan fort. Wie uns ſcheint, 
ſpielt jedoch dabei weniger die Handelsrivalität in der Mandſchurei, als 
die Rivalität im Stillen Ozean und die Sorge um die amerikaniſchen 
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Vorpoſten auf den Philippinen und auf Hawai mit. Die Zukunftspolitik 
Japans iſt aber nicht dahin gerichtet, ſondern auf die nordöſtlichen 
Küſten des aſiatiſchen Kontinents, von der Mandſchurei nach Kam— 
tſchatka hinauf. In dem übervölkerten China iſt kein Boden für Koloni— 
ſation, und ebenſowenig auf den amerikaniſchen Beſitzungen, wie die 
Erfahrung der letzten Jahre gelehrt hat. 5 


7. April 1910. Annahme der Reſolution, die dem Oberhauſe alle Finanzrechte entzieht. Ablehnung 
des Antrags auf Verlängerung der Suezkanalkonzeſſion. 
9. April. Prinz Eitel Friedrich in Jeruſalem. 
11. April. Einlenken Bulgariens der Türkei gegenüber. 


13. April 1910. 

Wir ſind in den letzten Jahren immer häufiger genötigt geweſen, 
darauf hinzuweiſen, daß wir in Verfolgung unſerer Intereſſen, poli— 
tiſcher oder handelspolitiſcher Natur, überall auf die mißgünſtige und 
zuſammenwirkende Gegenaktion Englands, Frankreichs und Rußlands 
ſtoßen. Es gibt von dieſer Regel faſt keine Ausnahme. Sie macht ſich 
in Europa wie in Aſien, zum Teil auch in Afrika geltend und ſucht in 
Nord⸗ und Südamerika ein Feld der Tätigkeit zu gewinnen; aber fie 
iſt dabei eifrig bemüht geweſen, die Motive dieſer Feindſeligkeit zu ver— 
bergen. Es ſind immer große humanitäre Geſichtspunkte, mit denen 
ſie ſich deckt, und nur gelegentlich treten indiſziplinierte Mitwiſſer des 
verfolgten Endzieles mit dem brutalen Bekenntnis zu demſelben an 
die Offentlichkeit. So haben während des letzten Wahlkampfes in Eng— 
land und ſchon vorher Männer von Rang und Bedeutung ſich zu der 
in vielgenannten deutſchfeindlichen Zeitungen und Zeitſchriften ver— 
tretenen Anſicht bekannt, daß das Ziel aller engliſchen Politik ſein müſſe, 
Deutſchlands Flotte zu vernichten. Dieſelben Töne, allgemeiner gefaßt, 
machte ſich das Hauptorgan der ruſſiſchen Preſſe, die „Nowoje Wremja“, 
in ihren Leitartikeln und ihren giftigen Korreſpondenzen aus London 
und Wien zu eigen. Frankreich iſt in den letzten Jahren etwas zurück— 
haltender geweſen, und nach dem Abkommen vom 9. Februar v. J. 
konnte es ſcheinen, als ob das Ausgleichen der Gegenſätze an einem 
Punkte zu einer Verſtändigung führen könne, die alte Rivalitäten bei 
Seite ſchob. Man wußte bei uns, daß in der Tat dies das Ziel war, 
das patriotiſche Kreiſe in Frankreich verfolgten, und iſt ihnen in ihren 
Beſtrebungen, trotz übler Erfahrungen in der Praxis der franzöſiſchen 
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Politif, freundlich in der Preſſe wie von hoher und höchſter Stelle ent— 
gegengekommen. Aber offenbar wird in Frankreich ebenſo wie in Ruß— 
land jedes freundliche Wort als ein Anzeichen von Schwäche betrachtet 
ur ausgelegt, und jenes: „ils n’oseront pas“, das in den letzten Zeiten 

3 Regimes Delcaſſé in Frankreich von Mund zu Mund ging, ſcheint 
9155 wieder zur Parole werden zu wollen. 

Den Anlaß zu dieſen Betrachtungen gibt uns das Buch des fran— 
zöſiſchen Vizeadmirals E. Fournier: La politique navale et la flotte 
frangaise. Paris 1910. Es iſt veröffentlicht worden, als das neue 
franzöſiſche Flottenprogramm zur Verhandlung in der Kammer ſtand, 
und wir wiſſen nicht, wie weit es von Einfluß auf die gefaßten Be— 
ſchlüſſe geweſen iſt. Dieſe Beſchlüſſe, Begründung einer Flotte von 
28 Schlachtſchiffen und Verſtärkung der Zahl der franzöſiſchen Torpedos 
und Unterſſeeboote, entſprechen jedenfalls durchaus den Forderungen 
Fourniers. Die Beurteilung der militäriſch-techniſchen Seite der behandel- 
ten Frage überlaſſen wir natürlich unſeren Fachmännern in Marine und 
Armee. An dieſer Stelle intereſſiert uns die politiſche Seite der Aus— 
führungen Fourniers und zwar um ſo mehr, als er erklärt, mit unver— 
blümter Offenheit zu reden. („De developper la pensée en toute 
franchise, jusque dans le domaine de la politique internationale ou 
la vérité est en général dissimulée sinon déguisée sous les voiles dis- 
crets de la diplomatie.‘‘) | 

Fournier beginnt damit, daß er an der Hand eines Rückblick auf 
die Lage im Jahre 1885 die Engländer auf die Gefahren aufmerkſam 
macht, welche ihnen von einem feindſeligen Frankreich drohen könnten. 
Seit Frankreich ſich die furchtbare Waffe ſeiner Torpedo- und Unterſee— 
boote als Offenſivflotte geſchaffen, könne England die wunden Punkte 
an ſeinem Leibe, Indien, Agypten, den Suezkanal, die Beſitzungen 
des fernen Oſtens, nicht verteidigen, wenn der gute Wille Frankreichs 
verſage. Konzentriere Frankreich ſeine Flotte in Breſt und an den anderen 
Punkten, die ihm als Operationsbaſis im Ozean dienen, ſo könne es 
jede Transportflotte vernichten, die beſtimmt ſei, engliſche Truppen 
dorthin zu ſchaffen, wo die Intereſſen des Reichs es notwendig machen, 
was gewiß ein zu beachtender avis au lecteur ſein ſoll. Aber, fragt 
Fournier weiter, iſt das auf die mögliche Gegnerſchaft berechnete Flotten— 
programm auch jetzt notwendig, da mit England eine entente eordiale 
Frankreichs und internationale Verträge mit anderen Mächten be— 
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ſtehen? Frankreich, England, Japan und Rußland hätten „um ihrer 
Sicherheit willen und zur Befriedigung ihrer nationalen Beſtrebungen“ 
Vereinbarungen abgeſchloſſen, die zwar auf verſchiedene Objekte gerichtet, 
aber das gegenwärtige Gleichgewicht der Welt aufrechtzuerhalten 
beſtimmt ſeien. Der Flottenplan Frankreichs müſſe daher den Ver— 
pflichtungen entſprechen, die es ſeinen alljés actuels ou éventuels gegen— 
über auf ſich genommen habe. — Wir machen auf den Plural auf— 
merkſam. Offiziell hat Frankreich bekanntlich nur den einen Alliierten, 
Rußland; Fournier weiſt auf mindeſtens noch einen hin, und die weiteren 
Ausführungen über den Antagonismus zwiſchen England und Deutſch— 
land laſſen keinen Zweifel darüber, daß ihm England als zweiter vor— 
ſchwebt, und daß er aus dem engliſch-japaniſchen Bündnis auf eine 
Verpflichtung Frankreichs im fernen Oſten ſchließt, wie ſie bekanntlich 
1904 den Ruſſen trotz ihres Bündniſſes verſagt wurde. Auf die groben 
hiſtoriſchen Irrtümer Fourniers gehen wir nicht ein. Er kennt offenbar 
die Ausführungen Hanoteaux' über den Berliner Kongreß nicht, ſonſt 
müßte er von der Rolle wiſſen, die England ſowohl in der bosniſch— 
herzegowiniſchen wie in der tuneſiſchen Frage geſpielt hat, und ebenſo 
lächerlich iſt es, die ruſſiſch-franzöſiſche Allianz in Zuſammenhang mit 
dem Kongreß zu bringen, oder die Politik des Fürſten Lobanow Roſtowski 
auf deutſche Beeinfluſſung zurückzuführen („artifices de la diplomatie 
du Kaiser“). Der Friede von Shimonoſeki iſt für Fournier eine deutſche 
Aktion, die Doggerbankaffäre wird zur Geneſis der Marokkoaffäre uſw., 
lauter Dinge, über die unter Männern, welche die politiſchen Zuſammen— 
hänge der jüngſten Vergangenheit aufmerkſam verfolgt haben, weiter 
kein Wort zu verlieren iſt. Mam ſollte es aber kaum für möglich halten, 
daß ein Franzoſe die Begünſtigung der Kolonialpolitik Frankreichs, 
wie ſie ſeit Ende der 8Sber Jahre von deutſcher Seite erfolgte, als ein 
hinterliſtiges an Frankreich begangenes Unrecht darſtellen und daran 
die unverſchämte Bemerkung knüpfen könnte, es ſei geſchehen „pour 
s’insinuer dans les bonnes graces de la France.“ 
Übertroffen wird ſie nur durch die mindeſtens gleich zu qualifizierende 
Behauptung, in der Caſablancaaffäre hätten wir einen Rückzug vor 
der franzöſiſchen Kriegsbereitſchaft angetreten. Was ſollen wir endlich 
zu der Reihe verdächtigender und beleidigender Ausfälle ſagen, welche 
direkt gegen die Perſon unſeres Kaiſers gerichtet ſind? Darauf zu 
antworten iſt nicht unſere Sache, ſondern die des offiziellen Frankreich, 
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und wir dürfen wohl darauf rechnen, daß es ſich der moraliſchen 
Verpflichtung nicht entziehen wird, die ihm Vizeadmiral Fournier 
oktroyiert hat. 

Etwas eingehender verweilen wir bei der Charakteriſtik der Vor— 
teile, die nach Fournier Frankreich aus ſeiner Allianz mit Rußland 
und ſeiner entente cordiale mit England zieht. Da erfahren wir zunächſt, 
daß Frankreich ein Abkommen (accord) mit Japan abgeſchloſſen hat, 
von dem bisher nichts bekannt geworden war. Fournier ſetzt es in 
Gleichung mit dem ruſſiſch-engliſchen und dem ruſſiſch-japaniſchen 
Abkommen, ſo daß wir uns von ſeiner Bedeutung wohl eine Vorſtellung 
machen können. Die Beziehungen Rußlands zu England und Japan 
tragen nämlich alle Merkmale einer ſich vorbereitenden Allianz, ſo daß 
(wie Fournier ausführt) bei der „freundſchaftlichen Annäherung“ Frank— 
reichs an Spanien und Italien, die franzöſiſch-ruſſiſche Allianz „kormant 
un faisceau puissant“ nunmehr, da Rußland ſeine Armee wieder 
hergeſtellt habe, unerſchütterlich feſtſtehe und das Gleichgewicht an den 
europäiſchen Grenzen der Macht des „Kaiſer“ gegenüber darſtelle. 
Der General Langlois habe gezeigt, daß die ruſſiſche Armee bereits 
numeriſch der deutſchen gleichkomme, und die franzöſiſche, deren Ar— 
tillerie beträchtlich verſtärkt ſei, habe nunmehr nichts zu fürchten. Es 
fehle, um das Ziel, die völlige Lähmung Deutſchlands, zu erreichen, 
nur noch die Aufſtellung einer mächtigen engliſchen Armee; ſie zu ſchaffen 
ſei notwendig, um den britiſchen Archipel zu verteidigen, um die Neu— 
tralität der nördlichen Uferſtaaten aufrechtzuerhalten; um Agypten 
gegen einen türkiſchen Flankenangriff, und um den Suezkanal zu 
ſchützen; um Indien gegen eine feindliche Invaſion (durch 
wen? Rußland oder Japan? ſonſt kann niemand in Frage kommen!) 
oder gegen Aufruhr zu verteidigen, endlich um, wenn die ruſſiſche Armee 
die Offenſive ergreife, den Türken in den Rücken zu fallen! Damit 
dieſer letzte Punkt nicht mißverſtanden werde, wiederholt Fournier: 
jene Begründung einer mächtigen engliſchen Armee ſei notwendig 
„surtout pour faire contre-poids sur les points nécessaires, à l’armee 
Turque . . ..“ was doch eine hübſche Illuſtration der Freundſchafts— 
verſicherungen gibt, an denen England, Frankreich und Rußland es 
heute der Türkei gegenüber nicht fehlen laſſen. Außerdem wird der 
ruſſiſchen Flotte die freie Fahrt zwiſchen Schwarzem Meer und Mittel— 
meer in Ausſicht geſtellt, was zur Folge haben ſoll, daß Rußland als 
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Mittelmeermacht ſich nicht mehr in aſiatiſche Abenteuer verirrt. Sollte 
aber die Pforte auf Schließung der Meerengen beſtehen, ſo werde ſie 
es mit England, Frankreich „et sans doute aussi“ mit Italien zu tun 
haben, wobei dieſe Mächte zu Entſchlüſſen kommen könnten, welche für 
die Zukunft des neuen osmaniſchen Reiches und ſeiner Beſitzungen am 
Mittelmeer verhängnisvoll werden könnten! Offenbar ſind dem Herrn 
Vizeadmiral ſeine eigenen Phantasmen zu Kopf geſtiegen. Es kommt 
aber noch beſſer! Frankreich muß nämlich ſeine Schlachtflotte auf 
höchſtmöglicher Höhe halten, um die Amerikaner zu verhindern, gegen— 
über der, auf Erwerbung einer ſtarken Poſition auf dem aſiatiſchen 
Kontinent gerichteten Tendenz Japans, das von ihnen vertretene Prinzip 
der offenen Tür erfolgreich durchzuſetzen. Voll Mißtrauen wird auf 
die Eile hingewieſen, mit der Amerika bemüht ſei, den Panamakanal 
„à tout prix“ zu vollenden; verdächtig erſcheint auch das Beſtreben 
Amerikas, im Stillen Ozean eine ſtrategiſche Poſition zu behaupten. 
Die Aufgabe Englands und Frankreichs ſei nun, einen Krieg zwiſchen 
Amerika auf der einen und Rußland und Japan auf der anderen Seite 
unmöglich zu machen. England müſſe, wie Beresford treffend geſagt 
habe, ſeine Suprematie auf dem Meere — alſo auch im Stillen Ozean — 
aufrechterhalten. Es liege die Gefahr vor, daß Amerika ſich mit China 
verſtändige und deſſen Häfen zur Verfügung erhalte, was ihm ein 
Übergewicht über Japan geben würde. Die Gefahr dieſer amerikaniſchen 
Politik müſſe beſchworen werden. Da nun andererſeits die Möglichkeit 
vorliege, daß die amerikaniſche Flotte ebenſo ſtark wie die engliſche und 
damit der japaniſchen überlegen werde, müſſe, wenn in einem ameri— 
kaniſch-japaniſchen Konflikt England Japan zu Hilfe komme, auch Frank— 
reich eingreifen. Es heißt bei Herrn Fournier dann wörtlich: 

„In ſolchem Fall würde für Frankreich die Verpflichtung eintreten, 
die Streitkräfte Englands, Japans und Rußlands zu ergänzen (kaire 
Yappoint), wenn, wie ji vorausſehen läßt, eine geg— 
neriſche Koalition zwiſchen Amerika und der Tripelallianz ſich vollzieht. 
Frankreich könnte das tun und doch, wenn nötig allein, 
jede beliebige Macht in den euröpäiſchen Ge⸗ 
wäſſern in Schach halten), mit einem Flottenbeſtand, 


1) Nur die beiden letzten geſperrten Stellen find auch im franzöſiſchen 
Original geſperrt. 
Schiemann, Deutſchland 1910. 10 
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der ſeiner Stellung und ſeiner geographiſchen Konfiguration entjpricht 
und deſſen Zuſammenſetzung im 2. Teil dieſes Buches angezeigt iſt.“ 

„Da Deutſchland ſich bisher nicht dem Riſiko ausgeſetzt hat, Feind— 
ſeligkeiten gegen uns zu unternehmen, ſogar nicht unter Umſtänden, 
die ſeine eigene Diplomatie provozierte und die doch für den Erfolg 
ſeiner Waffen günſtig ſchienen, ſo wird derſelbe Inſtinkt der 
Vorſicht es auch dann davon abhalten, und diesmal aus allen 
denkbaren Gründen, ein ſchreckliches Abenteuer auf ſich 
zu nehmen, bei dem es zu Lande wie zu Waſſer ſo geringe Ausſicht 
auf Sieg hat.“ 

Im Schlußkapitel des uns allein beſchäftigenden politi— 
ſchen Teils des Buches wird dann nochmals wiederholt, daß nächſt 
der Tripelallianz der Gegner auf dem Kontinent die Türkei, auf 
dem Meer Amerika ſei. Wir können nur wünſchen, daß beide Mächte 
die Ausführungen des ſehr ehrenwerten Vizeadmirals in Erwägung 
ziehen. Der „Matin“, das meiſtgeleſene Pariſer Blatt, iſt ſeines Ruhmes 
voll, die großen und ernſten politiſchen Zeitungen, wie „Temps“ und 
„Débats“, ſchweigen, und ebenſo ſchweigt die franzöſiſche Regierung. 
Sie werden ihre Gründe dazu haben und aller Wahrſcheinlichkeit nach nicht 
geneigt ſein, ſich durch Verleugnung jener Bravaden einer immer unbe— 
quemen und in Zeiten einer bevorſtehenden Wahl nicht ungefährlichen 
Kritik der führenden Chauviniſten auszuſetzen. Selbſt ein Miniſterium 
könnte darüber zu Fall kommen, und das beati possidentes iſt ja die 
Wahlparole. Aber auch für uns ſcheint ſich aus dem Fournierſchen Buch 
eine ſehr zu beherzigende Lehre zu ergeben. Jedes Entgegenkommen, 
das Frankreich gezeigt worden iſt, hat nur dahin geführt, die ſorgfältig 
gehegte Feindſeligkeit zu ſteigern. Es klingt aus den Fournierſchen Aus— 
führungen die franzöſiſche Inſulte wieder, die Bismarck vor Ausbruch 
des Krieges von 1870 in ſeinen Gedanken und Erinnerungen zur Mahnung 
für alle Zeiten aufbewahrt hat, und die im letzten Grunde den Krieg 
herbeiführte, die Inſulte: „La Prusse cane“. Nun, wegen eines törichten 
und anmaßenden Buches führt man keinen Krieg. Wo es aber die poli— 
tiſche Praxis einer Regierung illuſtriert, „en toute franchise‘ die Schleier 
der diskreten Diplomatie niederreißt und den Tendenzen entſpricht, 
die durch den kleinen Kreis der Leute beſtimmt werden, die von jeher 
die Politik der Nation beſtimmt haben, gleichviel ob ſie Fournier oder 
Grammont heißen, da tut man gut, nicht mehr die Hand entgegenzu— 
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ſtrecken und nach dem Grundſatz zu handeln: Auge um Auge und Zahn 
um Zahn! 

Übrigens iſt die neue franzöſiſche Schlachtflotte zunächſt noch ein 
Plan und die mächtige engliſche Armee zunächſt noch ein Traum. Und 
nicht alle Träume reifen. In England ſtehen wir zwar vor einer neuen 
Flottendemonſtration, aber zugleich vor den dauernden Wirren der 
um ihre Fortexiſtenz ringenden Parteien. In der laufenden Woche 
werden die Vetoreſolutionen im Unterhaus angenommen ſein. Am 
nächſten Montag beginnt die Verhandlung über den Zwangsſchluß bei 
der Budgetberatung, und daran wird ſich unmittelbar die Diskuſſion 
über das abgeänderte Budget für 1909/10 ſchließen, das durch alle drei 
Leſungen gebracht werden ſoll. Gleichzeitig will ſich die Regierung auf 
weitere 6 Wochen die Kredite zur Fortführung der Geſchäfte bewilligen 
laſſen. Ende April kommt dann die Frühlingspauſe, und erſt am 23. Mai 
tritt das Haus wieder zuſammen. Die Befürchtung, daß bei der Ab— 
ſtimmung über das Budget die Iren verſagen könnten, iſt, wie es ſcheint, 
bereits durch ein Kompromiß beſchworen. Alles weitere iſt völlig unklar. 
Noch geht die Hoffnung, daß der König als Deus ex machina eingreifen 
werde. Daß er es verſuchen wird, halten wir für wahrſcheinlich. 

Auch in Frankreich beherrſchen die bevorſtehenden Wahlen ganz 
die politiſche Lage. Die notwendige Energie, die Briand den rebel— 
lierenden inserits maritimes gegenüber entfaltet, die nun zum dritten 
Male gezeigt haben, daß ihr Temperament keine Dijziplin verträgt, 
mag nach einer Seite ſeine Stellung ſtärken; bei den entſchloſſenen 
Sozialiſten hat ſie, wie die Tumulte in St. Chamond beweiſen, ſie 
weſentlich gemindert. 

Rußland hebt gegen eine halbe Million Rekruten aus, und die 
Lettres de Russie, des „Journal des Döĩbats“ haben eben erſt mit— 
geteilt, daß die Reorganiſation der ruſſiſchen Armee nunmehr ein fait 
accompli jei, wozu wir Glück wünſchen. Inzwiſchen aber iſt das Bild 
der ruſſiſchen Zuſtände nichts weniger als erfreulich. Die fortdauernden 
Senatorenreviſionen führen überall zu gleichem Reſultat: Entdeckung 
großer und kleiner Diebe, Verhaftungen und Dienſtentlaſſungen, und 
doch glaubt niemand, daß dadurch mehr erreicht wird als ein Perſonal— 
wechſel. Daß jetzt die Reviſion, wie die Duma verlangt, auch auf das 
Marinereſſort ausgedehnt werden ſoll, hat in Petersburg und in Kron— 
ſtadt eine wahre Panik hervorgerufen, und es geſchieht alles Denkbare, 
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um die Reviſion zu hintertreiben, was ja gleich nach der Niederlage bei 
Tſuſchima zum größeren Teil gelungen war. Heute aber dürfte das 
ſchwieriger ſein, da, wie die Duma, auch Kaiſer Nikolaus eine Reviſion 
wünſchen ſoll. Was aber die Geiſter meiſt beſchäftigt, iſt die Arbeit an 
der politiſchen Entrechtung Finnlands. Die Finnländer behaupten, 
ohne Unterſchied der Parteien, mit außerordentlicher und ruhiger Feſtig— 
keit ihren Rechtsſtandpunkt. Die letzten Debatten im finnländiſchen 
Landtage laſſen ſich kurzweg als muſterhaft in dieſer Hinſicht bezeichnen. 
Auch finden im Lande keinerlei Ausſchreitungen ſtatt. Daß es ſich aber 
für die Finnländer um mehr handelt, als um eigenſinnige Behauptung 
einer verjährten Rechtsauffaſſung, daß ſie mit ihrer Verfaſſung auch 
zugleich ihre Kultur verteidigen, mag die folgende, von der Peters— 
burger „Retſch“ veröffentlichte Liſte der Streichungen zeigen, welche 
der finnländiſche Generalgouverneur am letzten finnländiſchen Budget 
vorgenommen hat: 

Geſtrichen ſind die Kredite zum Unterhalt von Kinderbewahr— 
anſtalten, von Sanatorien für Schwindſüchtige und Hautkranke; ebenſo 
die ſtaatlichen Subſidien für private Heilanſtalten, Irrenhäuſer und 
Armenhäuſer. 

Abgelehnt ſind die bisherigen Unterſtützungen der gemeinſamen 
Schulen für Knaben und Mädchen zwecks Gründung von Parallel— 
klaſſen; einer Mädchenſchule iſt das Geld zur Lokalmiete verweigert 
worden, der Archäologiſchen Kommiſſion und der Meteorologiſchen 
Sektion iſt es ähnlich ergangen (Ergänzungsräumlichkeiten). Semi— 
narien ſind der Möglichkeit, Schulmobiliar anzuſchaffen, beraubt worden. 
Als unnütz ſind geſtrichen worden die Subſidien für den Unterhalt und 
die Entwicklung der Handwerksſchulen, für die Vorbereitung von agro— 
nomiſchen Dorfinſtruktoren, für Handarbeits- und andere praktiſche 
Schulen. — Das Staatsarchiv hat ohne heizbaren Raum zu bleiben, 
und ſeine Akten brauchen keine Einbände. 

Der Forſtverwaltung iſt der Kredit für die Verbeſſerung des Syſtems 
der Forſtwirtſchaft verweigert; die Kredite ſind ausgeſchaltet, die der 
Verbeſſerung der Kanäle, der Erhaltung und Remonte der ſtaatlichen 
Liegenſchaften und Gebäude dienen ſollten. Der Techniſchen Hochſchule 
iſt der Kredit zur Errichtung eines Laboratoriums und zur Verſchreibung 
von Maſchinen für eine Verſuchsſtation nicht bewilligt worden. Schließ— 
lich iſt die Regierungsunterſtützung zur Fortſetzung der Forſchungen 
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auf dem Gebiete der finniſchen Sprache und Literatur verweigert worden, 
obgleich das Allerhöchſte Reſkript vom 17. April 1908 für ein Trien— 
nium eine jährliche Unterſtützung von 50000 Mk. für dieſen Zweck 
vorſieht. Unter gleichen Verhältniſſen ſind 20 000 Mk. zum Unterhalt 
des Volkstheaters fortgeſtrichen. Der einzige Paragraph, wo für eine 
Erhöhung der Budgetaſſignierung plaidiert wird — iſt der des Gehalts 
für die Kanzlei des Generalgouverneurs 

Das klingt faſt unglaublich, wird aber verſtändlich, wenn man weiß, 
daß neben jenem nisus destructivus, dem Bedürfnis, zu zerſtören, das 
tief in der ruſſiſchen Natur begründet iſt, die Vorſtellung mitſpielt, 
daß es den Ruſſen ungerecht erſcheint, wenn andere es beſſer haben 
als ſie. Hierin lag eines der weſentlichſten Motive, die dahin geführt 
haben, daß die deutſche Kultur in den Oſtſeeprovinzen zerſtört und 
Letten und Eſten zur Revolution erzogen wurden. Jetzt iſt Finnland 
an die Reihe gekommen, aber es ſcheint, daß die Aufgabe ſchwieriger 
iſt und mehr Zeit koſten wird, da es nicht gelungen iſt, Finnen und 
Schweden voneinander zu trennen. Sie haben die richtige Empfindung, 
daß beide Teile in ihrer Exiſtenz bedroht ſind. 

Die Unruhen im Kaukaſus, auf die wir vor 8 Tagen aufmerkſam 
machten, ſcheinen zu ſteigen, nicht abzunehmen, und das könnte auch 
auf die perſiſchen Verhältniſſe von Einfluß werden. Daß die ruſſiſch— 
engliſche Anleihe abgelehnt worden iſt, iſt ein erſtes Zeichen dafür. 
Es wird aber alles darauf ankommen, daß nun die Perſer ſich auch ſelbſt 
zu helfen wiſſen. Kenner der dortigen Verhältniſſe behaupten, daß im 
Lande ungeheuere Geldſummen verborgen werden. Finden der Med— 
ſchlis und die Regierung ſo viel Vertrauen und ſo viel Autorität bei der 
Bevölkerung, daß auf Grund dieſes latenten Reichtums ſich eine erheb— 
lichere innere Anleihe begründen läßt, ſo könnte Perſien wieder zu ſelb— 
ſtändigem politiſchen Leben gelangen. Aber die Schwierigkeit, ſich der 
erſtickenden ruſſiſch-engliſchen Umklammerung zu entziehen, bleibt auch 
dann immer noch ſehr groß. 

Die neue Türkei hat mit einem albaniſchen Aufſtande zu kämpfen, 
der ſehr bedenklich ſchien, doch bieten ſich ſeit einiger Zeit Ausſichten 
auf einen friedlichen Ausgleich, und das iſt um ſo mehr zu wünſchen, 
als die Zwiſchenfälle an der türkiſch-bulgariſchen Grenze ſich immer 
wieder erneuern und nicht auf bloße Mißverſtändniſſe zurückzuführen 
ſind. Die Vorbereitungen zur Ausführung der lange geplanten Eiſen— 
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bahnbauten auf türkiſchem Boden ſchreiten offenbar rüſtig fort. Daß 
die Adriabahn verwirklicht wird, iſt nicht mehr zweifelhaft, und das— 
ſelbe gilt von der kleinaſiatiſchen Bahn Samſun-Siwas, die ein fran- 
zöſiſches Konſortium bauen wollte. Neuerdings aber ſcheint man in 
der Türkei zum Entſchluß gekommen zu ſein, die Bahnen ſelbſt aus— 
zuführen, was ja nur zu billigen iſt, wenn die Türkei ſo weit fortge— 
ſchritten ſein ſollte, daß ſie eigene Ingenieure und Techniker ſtellen kann. 
Wir treten in dieſem Zuſammenhang einer Anſicht entgegen, die an 
der Hand eines in der „Finanzchronik“ veröffentlichten Artikels von 
Dr. Paul Rohrbach auch von der „Kreuz-Ztg.“ übernommen worden 
iſt. Rohrbach macht gegen die Alexandrette-Traſſe der Bagdadbahn 
Front mit Gründen, die ſchon im Dezember vorigen Jahres, offenbar 
von ſehr berufener Seite, in den „Münchener Neueſten Nachrichten“ 
widerlegt worden ſind. Die Traſſe über Alexandrette verbindet Aleppo, 
das Zentrum des geſamten ſyriſchen Handels, mit dem Meere und hat 
eine Länge von 120 km. Die Traſſe über Bagdje, für die Rohrbach 
eintritt, aber könnte Transporte von Aleppo her erſt in Merſina, 350 km 
vom Meere, erreichen; ſie müßte außerdem über den unwirtlichen 
Amanus ziehen und wäre wirtſchaftlich unrentabel. Das Motiv für 
die Polemik Rohrbachs iſt ein auf ungenaue Orientierung fundiertes 
Intereſſe für die Türkei, die er vor einem groben Mißgriff bewahren 
will. Er fürchtet nämlich, daß die Alexandrette-Traſſe die Bahn für eine 
Strecke von 100 km unter die Kanonen der engliſchen Kriegsſchiffe 
bringen werde, wenn es einmal zu einem engliſch-türkiſchen Konflikt 
komme. Nun beträgt aber die der Küſte entlang laufende Strecke nicht 
100, ſondern 21 km (von Payas nach Alexandrette), die, wie jeder Blick 
auf die Karte zeigt, leicht durch Minen und Torpedos zu ſchützen ſind. 
Da nun der Generaliſſimus Mahmud Schefket Paſcha und der frühere 
Kommandant des 1. Armeekorps und jetzige Wali von Smyrna, Mahmud 
Mukthar, ſowie Generaloberſt v. d. Goltz ſich unbedingt für die Traſſe 
über Alexandrette ausgeſprochen haben, wird man ihren Erwägungen 
doch wohl eine größere Autorität in betreff der ſtrategiſchen Seite der 
Frage beimeſſen, als Dr. Rohrbach. Über die wirtſchaftlichen Vorzüge 
der Alexandrette-Traſſe beſteht an keiner Stelle ein Zweifel. Daß aber 
die Annahme der Alexandrette-Traſſe auf engliſche Anregung erfolgt ſei, 
iſt direkt falſch. 


14. April 1910. Auflöſung der ſpaniſchen Cortes. 

15. April. Theodor Rooſevelt in Wien. 

18. April. Beginn der engliſchen Nordſeemanöver. Demiſſion des auſtraliſchen Bundesminiſteriums. 
20. April. Türkiſch⸗franzöſiſche Grenzzwiſchenfälle im Sudan. 


20. April 1910. 

In England ſind die Würfel der erſten großen Entſcheidung um das 
Vetorecht des Oberhauſes und damit zugleich um Home Rule gefallen. 
Der 14. April iſt ſo unzweifelhaft zu einem der großen hiſtoriſchen 
Tage Englands geworden und ſeine praktiſch-politiſche Bedeutung liegt 
zu nicht geringem Teil gerade darin, daß dieſe Entſcheidung noch keine 
endgültige iſt. In der ſtürmiſchen Sitzung wurden die Anträge der 
Oppoſition ſämtlich abgelehnt und danach die drei Reſolutionen der 
Regierung angenommen. Der Abſchluß war ein dramatiſcher. Die 
kurzen Reden von Asquith und Balfour, in welchen die großen Gegen— 
ſätze, die heute England in zwei Lager teilen, zu ſcharfem, wohler— 
wogenem Ausdruck kamen, verdienen in vollem Wortlaut feſtgehalten 
zu werden, der Telegraph gibt nur einen Auszug. 

„Ich hoffe,“ begann Mr. Asquith, „daß man mir geſtattet, eine 
kurze Erklärung zu machen, welche die künftigen Abſichten der Regierung 
betrifft. Es iſt nicht üblich, daß eine Regierung politiſche Erklärungen 
über Dinge abgibt, die noch nicht geſchehen ſind (Beifall der Oppoſition), 
aber wir ſtehen exzeptionellen und vielleicht einzigartigen Verhältniſſen 
gegenüber. (Beifall der Miniſteriellen, Gegenrufe der Oppoſition.) 
Die drei Reſolutionen, die zur Abſtimmung kommen, waren in zweierlei 
Hinſicht charakteriſtiſch. Erſtens waren ſie im Prinzip im letzten Hauſe 
der Gemeinen von einer ungeheuren Majorität gebilligt worden, auch 
wird niemand leugnen, daß ſie an hervorragender, wenn nicht an hervor— 
ragendſter Stelle, kürzlich bei den allgemeinen Wahlen vor das Land 
gebracht worden ſind, und ſie ſind während der letzten 14 Tage in jedem 
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Stadium ihrer Entwicklung von dieſem neuen Hauſe durch Majoritäten 
gebilligt worden, die ſelten weniger als 100 betrugen. 

Zweitens iſt es nicht nur nützlich, ſondern eine Exiſtenzfrage für 
uns als politiſche Partei, daß das Prinzip dieſer Reſolutionen zum 
Geſetz wird. Ich ſagte letzten Dezember in Albert Hall und habe davon 
kein Wort zurückzunehmen oder zu erläutern, daß es keinen Wert für 
uns hätte, im Amt zu bleiben, wenn wir uns nicht Garantien ſichern 
könnten, die erfahrungsmäßig für die Partei des Fortſchritts notwendig 
ſind, damit ſie mit Nutzen und Ehre legislativ tätig ſein kann. 
Garantiert würden dieſe Reſolutionen ſein, wenn ſie im Statute-Book 
Aufnahme finden, aber bevor ſie dort ihren Platz haben, gibt es keinerlei 
legislatoriſche Akte, abgeſehen vom Budget und von einigen nicht ſtrittigen 
Angelegenheiten, welche wir vornehmen könnten, ohne vergeblich zu 
arbeiten oder uns gar lächerlich zu machen. 

Aus dieſem Grunde habe ich, zum Beſten der Regierung, es nicht 
nur paſſend, ſondern notwendig gefunden, dem Hauſe und dem Lande 
jetzt, da dieſe Reſolutionen dem Urteil andrer Leute zufallen, anzuzeigen, 
welches unſre weiteren Abſichten ſind. 

Lehnen die Lords unſere Politik ab, oder weigern ſie ſich ſie in 
Erwägung zu ziehen, wenn ſie jenem Hauſe formell vorgeſtellt wird, 
dann werden wir es für unſere Pflicht halten, unverzüglich der Krone 
unſeren Rat zu erteilen (lauter und anhaltender Beifall der Miniſteriellen) 
in betreff der Schritte, die zu ergreifen wären, wenn dieſe Politik in dieſem 
Parlament Geſetzeskraft erhalten ſoll. (Beifall.) Welches die genaue 
Faſſung dieſes Rats ſein wird (ironiſcher Beifall der Oppoſition und 
Gelächter, einige rufen: Fragen Sie Redmond). Ich mache als Haupt 
dieſer Regierung eine ernſte Deklaration der Landespolitik und meine, 
ich darf erwarten, daß man mich achtungsvoll anhört. (Beifall der 
Miniſteriellen.) Welches die genaue Faſſung dieſes Rats ſein wird, 
wäre natürlich nicht richtig jetzt zu ſagen, aber wenn wir uns nicht in der 
Lage finden ſollten, ſicherzuſtellen, daß dieſe Politik in dieſem Parlament 
Geſetzeskraft erhält, ſo werden wir entweder vom Amt zurücktreten 
oder eine Auflöſung des Parlaments empfehlen. (Lauter Beifall der 
Miniſteriellen.) Und laſſen Sie mich noch folgendes hinzufügen: daß 
wir unter keinen Umſtänden eine Auflöſung empfehlen werden, außer 
unter ſolchen Vorausſetzungen (conditions), die dafür bürgen, daß in 
dem neuen Parlament das in den Wahlen vom Volke ausgeſprochene 
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Urteil zum Geſetz gemacht wird. (Lauter und anhaltender Beifall der 
Miniſteriellen.)“ 

Da es 11 Uhr war, erklärte der Speaker, daß er das Haus vertage, 
da aber Balfour entgegnen wollte und Asquith ihm den Weg dazu 
ebnete, fiel der Oppoſition das Schlußwort zu. Balfour ſagte: 

„Die Mitteilung, die der Prime Miniſter eben gemacht hat, iſt, 
wie jeder zugeben wird, von höchſter Bedeutung. Es iſt, glaube ich, 
der Kulminationspunkt langer Verhandlungen, die zwiſchen Sr. Majeſtät 
Regierung und andern Gruppen dieſes Hauſes ſtattgefunden haben. Das 
Budget mußte der Preis des erlangten Einverſtändniſſes ſein. Der Preis, 
um den gekämpft wurde, war das Budget. Es fragte ſich, wieviel die 
Herren von der Oppoſition geben konnten und wieviel die Nationaliſten 
forderten. Wie ich höre, haben Mr. Redmond und ſeine Freunde ſich dahin 
geeinigt, ein Budget zu verſchlingen, das ihnen widerwärtig geblieben 
iſt und gegen welches die Abneigung in Irland ſtetig wächſt. Auch die 
enthuſiaſtiſchſten Nationaliſten werden nicht behaupten, daß das Budget 
im April 1910 populärer ſei, als es im November 1909 war. Anderſeits 
hatte Mr. Asquith ſeine konſtitutionelle Stellung als Miniſter und Berater 
der Krone in Betracht zu ziehen. Er mußte erwägen, welches die Tra— 
ditionen ſeiner hohen Stellung waren und welchen eigenen Kurs er zu 
verfolgen hatte, wenn er den Charakter dieſes hohen Amtes behaupten 
wollte. Ich muß nun ſagen, daß dieſe Verhandlungen, gleich anderen, 
nur beide Parteien ärmer gemacht zu haben ſcheinen, als ſie vorher 
waren. Die Iren werden ein Budget annehmen, das ihnen mißfällt, 
weil ſie glauben, es annehmen zu müſſen, um ein anderes Ziel zu er— 
reichen, dem ſie nachſtreben: Home Rule für Irland. (Beifall der 
Nationaliſten.) Sie werden erhalten, was ſie nicht wollen, und ich bin 
ſehr zweifelhaft, ob ihnen zufallen wird, was ſie wünſchen. (Abwarten 
und ſehen!)?) Das iſt die Lage. 

Die Lage der Regierung iſt, daß ſie das Budget erhält, an welches 
ſie ihren Ruf geſetzt hatte, das Volksbudget, an dem kein Komma geändert 
werden ſollte, aber ſie haben dafür, daß es unverändert angenommen 
wurde, wie mir ſcheint, einen extravaganten Preis gezahlt. Was hat 
Mr. Asquith getan? Am erſten Tage der Seſſion hielt er eine Rede, 


Wir ſetzen die Namen, ſtatt der im engliſchen Parlament üblichen Um— 
ſchreibungen. 
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die mit großer Beredſamkeit die Politik ſchilderte, an der ein Miniſter 
der Krone, der den Souverän zu beraten hat, feſthalten müſſe; es ſei 
eine delikate und ſchwierige Lage, und wir haben das alle mit Intereſſe 
und vielfach zuſtimmend angehört. Welchen Ausdruck hat er nun dieſer 
Überzeugung gegeben? In welche Lage hat er die Krone durch ſeine 
heutige Erklärung gebracht? 

Ich will nicht über die Verfaſſung dogmatiſieren und nicht ſagen, 
daß nach menſchlichem Ermeſſen keine Verhältniſſe eintreten können, in 
denen es Pflicht des Prime Miniſters iſt, vor den Souverän zu treten 
und ihn um das zu bitten, was euphemiſtiſch „Garantien“ genannt 
wird, was aber, wie ich glaube, in gutes Engliſch überſetzt bedeutet, daß 
500 Gentlemen, die nicht dazu geeignet ſind, zu Peers erhoben werden. 
Nun ſehe ich zwar, daß unſere Gegner nicht 500 Mann ſtark ſind, aber 
weil ich nicht über die Vorausſetzungen dogmatiſiere, unter denen ein 
Prime Miniſter in äußerſter Not berechtigt iſt, die Verfaſſung zu zerſtören 
(lauter Beifall der Oppoſition), deren Hüter er ſein ſoll, ſage ich, klipp 
und klar, daß der Gedanke, einen ſolchen Rat um Monate zu antizipieren 
und dem Hauſe der Commons und dem Lande anzukündigen, daß unter 
gewiſſen unbekannten und nicht definierten Verhältniſſen etwas angeregt 
werden wird, was kurzweg Zerſtörung der Verfaſſung iſt — das, denke 
ich, zeigt eine andere Vorſtellung von Pflicht, als ſie irgendein Vor— 
gänger von Mr. Asquith gehabt hat. 

Er hat die Iren für ſein Budget erkauft (lauter Beifall der Oppo— 
ſition) und er hat ſie mit Erfolg erkauft; aber der Preis, den er gezahlt hat, 
iſt der Preis der Würde ſeines Amtes (lauter Beifall der Oppoſition) 
und aller großer Überlieferungen, auf die wir ſtolz ſind. (Langer und 
anhaltender Beifall und Gegenkundgebungen der Miniſteriellen.)“ 

Die Erregung war ſo groß, daß kurz bevor Asquith und Balfour 
ihr Schlußwort ſprachen, es beinahe zu einer Prügelei im Hauſe gekommen 
wäre. Die Iren glaubten gehört zu haben, daß ihnen zugerufen wurde: 
Dynamiter, ihr Dynamiterpack! Mr. Redmond ſtürzte über die Bänke 
auf einen Mr. Wilſon zu, von dem der Ruf angeblich ſtammte. Zum 
Glück traten andere dazwiſchen und die Diskuſſion wurde in die Korridore 
verlegt, wo der Streit geſchlichtet wurde. Die Iren aber ſchloſſen mit 
dem zweimaligen Ruf: „Ein Hoch für Home Rule in Irland und nieder 
mit dem Hauſe der Lords!“ Es iſt jetzt wohl nicht mehr zweifelhaft, daß 
die Auflöſung des Parlaments und Neuwahlen unmittelbar bevorſtehen, 
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denn an einen Peersſchub iſt ſchwerlich zu denken, bevor die Wahlen 
noch einmal geſprochen haben. Danach aber könnte er unnötig werden. 

Die 64 Arbeiter, die aus England nach Deutſchland zogen, um ſich 
durch eigenen Augenſchein von unſeren Arbeiterverhältniſſen eine Vor— 
ſtellung zu machen, ſind nunmehr heimgekehrt, und Mr. Alfred Bridge, 
der ihnen die Mittel zur Reiſe gab, hat ſie zu einem Luncheon im Hotel 
Cecil verſammelt, wo ſie von ihren Eindrücken Rechenſchaft gaben. 
Sie ſind ſehr günſtig geweſen. Armut und Not, wie ſie in London 
zu ſehen gewohnt wären, hatten ſie nirgends getroffen, erſt jetzt ſeien 
ihnen die Augen darüber erſchloſſen worden, wie ſchlimm es in London 
ſtehe. Auch ſei das Leben um vieles billiger und die Nahrung gut. 
Mit den arbeitenden Klaſſen ſtehe es weit beſſer als in England. Arbeits— 
loſe ſehe man an den Ecken der Londoner Straßen mehr als in ganz 
Deutſchland. Die Leute, welche verſucht hätten, die engliſchen Arbeiter 
über Lebensweiſe und Arbeitsverhältniſſe in Deutſchland zu täuſchen, 
verdienten als Vaterlandsverräter aus dem Lande gehetzt zu werden. 
Einen großen Eindruck haben die Engländer von den Wirkungen der 
allgemeinen Wehrpflicht gewonnen. Das Ausſehen und die Haltung 
der Leute, die Präziſion ihrer Arbeit ſei eine ganz andere, nichts von der 
Schlaffheit, auf die man in engliſchen Werkſtätten ſtoße (In Germany 
there was none of the slouching they saw amongst the men in English 
Workshops), endlich jie haben alles Land unter dem Pflug oder ſonſt kulti— 
viert gefunden. Und das alles trotz der Schutzzölle. Der „Standard“, der 
einen langen Bericht über die Ausſagen der Arbeiter bringt, wird ſo, 
was ihm ſeltſam genug ſteht, zum Lobredner Deutſchlands. Doch da 
dieſe Eindrücke gegen die Partei Asquith und den Freihandel ausgenutzt 
werden ſollen, nimmt man die unbequeme Beigabe mit in den Kauf. 
Es wäre aber nicht übel, wenn ſich auch bei uns ein Sozialpolitiker 
fände, der deutſchen Arbeitern zur Studienreiſe nach England verhelfen 
wollte; nur müßte die Führung einem Manne übertragen werden, der 
Schein und Wirklichkeit zu ſondern weiß und nichts anderes bezweckt, 
als die Wirklichkeit zu zeigen. 

In Auſtralien iſt jetzt die Regierung ganz in die Hände der Arbeiter— 
partei übergegangen. Mr. Deakin wird durch das Haupt der Labour 
party Mr. Andrew Fiſher erſetzt. Aller Wahrſcheinlichkeit nach wird 
der Schwerpunkt der politiſchen Macht fortan im Zentralparlament 
ruhen, das bisher den Staatenparlamenten gegenüber nur beſchränkte 
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Befugniſſe hatte, und Mr. Fiſher ſeine Macht zu ſozialiſtiſchen Experi— 
menten benutzen, durch die namentlich der Großgrundbeſitz in Auſtralien 
zu leiden haben wird. Aber auch handelspolitiſche Experimente ſcheinen 
bevorzuſtehen, und der Kampf zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
dürfte ſich zuſpitzen. Daß eine Abwendung von der imperialiſtiſchen 
Tendenz Auſtraliens ſtattfindet, iſt nicht zu erwarten. England wird 
ſeine Dreadnoughts erhalten und die Abſchließung gegen gelbe Ein— 
wanderer wird fortbeſtehen. Mr. Deakin, deſſen Wiederwahl zunächſt 
zweifelhaft ſchien, hat nun doch ſeinen Sitz behauptet. Im Zentral- 
parlament geſtaltet ſich das Verhältnis folgendermaßen: 41 Arbeiter, 
30 Anhänger Deakins (die ſogenannten Fuſioniſten) und 4 Unabhängige, 
von denen angenommen wird, daß ſie mit der Labour party gehen 
werden. Sie wird daher in allen Fragen ihren Willen durchſetzen 
können. 

Auch auf dem weiten Felde der auswärtigen Politik Englands 
macht ſich der Gegenſatz gegen die von der Regierung in Perſien geſpielte 
Rolle immer mehr geltend. Sehr viel Beachtung hat ein Artikel der 
„Nation“ vom 9. April gefunden, der im Gegenſatz zu der von der „Times“ 
eingenommenen Haltung darauf hinweiſt, daß England keinerlei Urſache 
habe, ſich wegen der Bemühungen der Deutſchen Bank um Konzeſſionen 
in Perſien zu beunruhigen. 

„Deutſchland“, ſo führt die „Nation“ aus, „kann keinerlei Abſichten 
auf perſiſches Territorium oder gegen die Unabhängigkeit Perſiens 
hegen. Rußland aber trägt ſich offenkundig mit ſolchen Abſichten. 
Wenn das unangenehme Perſpektiven eröffnet, trifft die Schuld unſere 
Diplomatie, die ſich ſo unkritiſch den ruſſiſchen Plänen zu Dienſt ſtellte. 
Es gab andere Wege, die offen ſtanden. Wir haben erfahren, daß eine 
Gruppe perſiſcher Bankiers bereit war, den Perſern zu helfen, weil 
ſie glaubten, daß der Triumph der Verfaſſung die beſte Sicherheit für 
die Freiheit ihrer verfolgten Glaubensgenoſſen biete. Hätten wir dieſen 
Plan nicht entmutigt, ſo wäre Perſien jetzt all ſeiner drückenden Ver— 
legenheiten ledig.“ 

Die Tatſache iſt intereſſant, fällt aber leider in die Kategorie der 
verſäumten Gelegenheiten. Um ſo erfreulicher iſt es, daß die Kronjuwelen 
Perſiens einen ſo reichen Ertrag verſprechen, daß zunächſt wenigſtens 
jener mörderiſche ruſſiſch-engliſche Vorſchuß nicht angenommen zu werden 
braucht, und wenn die erſte Not vorüber und ein Stück Ordnung ohne 
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Hilfe ruſſiſcher Bajonette hergeſtellt iſt, werden wohl auch weitere Mittel 
aufzubringen ſein. Eine innere Notwendigkeit, daß Perſien als Staat 
untergeht, liegt nicht vor. 

Die oft wiederholte Behauptung, daß Abbas Hilmi II., der Khedive 
von Agypten, darauf ausgehe, ein arabiſches Khalifat zu begründen, 
tritt uns jetzt auch in der ruſſiſchen Preſſe entgegen. Ein Korreſpondent 
des „Golos Moskwy“ bringt darüber aus Kairo ſehr beſtimmte Angaben. 
Die Pilgerfahrt des Khedive nach Mekka ſei ein Schild zur Verdeckung 
dieſes großartigen Planes geweſen. Er habe in Mekka alle Scheiche 
und arabiſche Stammeshäuptlinge, ſowie Deputierte aus den arabiſchen 
Vilajets der Türkei empfangen. Auch habe die Verhandlung den 
Charakter einer panarabiſchen Konferenz getragen, was die Türkei ver— 
anlaßte, dem Scherif von Mekka zu unterſagen, den Khedive mit könig— 
lichen Ehren zu empfangen. Die Verhandlungen hatten jedoch einen 
ſo ſehr konſpirativen Charakter getragen, daß die Türken nichts Poſitives 
erfahren konnten. Aber die ägyptiſchen Nationaliſten ſtänden den Be— 
ſtrebungen des Khedive ſympathiſch gegenüber und ſeine Popularität 
ſei heute groß. Für das Letztere ſpricht auch eine Mitteilung, die Jean 
Rodes, den der „Temps“ als „envoyé special“ nach Agypten geſchickt 
hat, ſeinem Auftraggeber macht. Rodes hat eine lange Unterredung 
mit dem Khedive gehabt, der ſich ſehr franzöſiſch und ſehr als Verfaſſungs— 
freund zeigte. Er ſprach ſich entſchieden für die jetzt abgelehnte Er— 
neuerung der Suezkanalkommiſſion aus, rühmte ſein Land und ſein 
Volk, ſagte aber natürlich kein Wort über Dinge, die er nicht jedermann 
hätte ſagen können. Das Khalifat ſteht, wenn der Gedanke ägyptiſchen 
und nicht engliſchen Urſprungs ſein ſollte, jedenfalls noch in weitem Felde. 

Den franzöſiſchen Wahlen rücken wir nun täglich näher. Es iſt 
nicht unwahrſcheinlich, daß als Wahlparole eine Anderung der beſtehenden 
Verfaſſung und die Einführung eines neuen Wahlmodus: Proportional— 
Vertretung, welche auch die Minderheiten zur Geltung bringt, dienen 
wird. In der Preſſe iſt faſt alles einig, auf die Sünden des Parlaments 
und der jetzigen Regierung hinzuweiſen, auch eine Anſprache des Papſtes 
an franzöſiſche Pilger ſpricht ſich in dieſem Sinn aus, wogegen das 
offizielle Frankreich die gegenwärtigen Zuſtände in das hellſte Licht 
ſetzt, was freilich zu den ſeltſamſten Widerſprüchen führt. Die ſozialen 
und politiſchen Zuſtände des Augenblicks ſchildert die „Revue politique 
et parlementaire“ folgendermaßen: 


Zn, 


Soziale Kriſis: Die Entvölkerung zeigt ſich in einem Überſchuß 
der Todesfälle über die Geburten im 1. Halbjahr 1909. Abnahme der 
Nativität, die durch Zunahme der Fehlgeburten, die Progreſſion des 
Alkoholismus und der Kriminalität der Jugend im Zivil wie in der 
Armee geſteigert wird. 

Finanzielle Lage: Die Staatsſchuld iſt die höchſte in Europa und 
beträgt 32 Milliarden; das Budget erreicht (mit den Ausgaben für 
Departements und Kommunen) 5 Milliarden und hat 1909 ein Defizit 
von 200 Millionen gebracht. Um die Ausgaben zu decken, ſteigt der 
Prozentſatz der Abgaben ſtetig, und zwar in den letzten 10 Jahren um 
40 Fr. auf den Kopf, während der für dieſelbe Zeit in Deutſchland 
1 Fr. 62, in England 4 Fr. 83, in den Vereinigten Staaten 0 Fr. 90 
beträgt. Der Handel hat in Frankreich um 30 v. H., in England um 
33 v. H., in den Vereinigten Staaten um 50 v. H. und in Deutſchland 
um 60 v. H. zugenommen. Die franzöſiſche Marine ſei von der 
4. auf die 5. Stelle in der Reihe der Großmächte geſunken. 

Die politiſche Kriſis charakteriſiere ſich durch ein Übermaß von 
Befugniſſen des Staates und zugleich durch fortſchreitende Erſchlaffung 
der öffentlichen Gewalten. Etatismus und Syndikalismus untergraben 
die Fundamente der Freiheit und der Autorität. Die Inſtitutionen 
Frankreichs hätten trotz der trügeriſchen republikaniſchen Etikette einen 
monarchiſchen und cäſariſtiſchen Charakter. An die Stelle eines Cäſar 
ſei die Diktatur der parlamentariſchen Majorität getreten. Der Syndi— 
kalismus iſt auf dem Wege, die Freiheit des Individuums zu unterdrücken, 
er greift in die Freiheit der Arbeit ein, übt Gewalt gegen die Häupter 
der Induſtrie wie gegen die Arbeiter, die ſich dem Joch des Syndikats 
entziehen wollen, und ſchwächt durch die ſtete Bedrohung mit ſyſte— 
matiſchen Ausſtänden Handel und Induſtrie Frankreichs im Spiel der 
Weltkonkurrenz. In dieſen Kämpfen zwiſchen Kapital und Arbeit 
verſage der Staat nur zu häufig, unverzeihlich aber ſei, daß er gegen das 
Geſetz von 1884 die Bildung von Beamtenſyndikaten begünſtige. 

Die Vertreter des Landes und das Perſonal der Regierung ſteigern 
die Befugniſſe des Staates, um den Umkreis der Begünſtigungen, die 
ſie zu vergeben haben, zu erweitern und damit ihren Einfluß auszubreiten, 
ſie ſind nachſichtig gegen die Mißbräuche der Arbeiter- und Beamten- 
ſyndikate, weil dieſe eine beträchtliche Macht bei den Wahlen darſtellen 
und daher geſchont werden müſſen. Die Frage der Behauptung des 
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Mandats — das ſei das Geheimnis einer Toleranz, die Freiheit der 
Arbeit, Privateigentum und die Volksſouveränität bedrohe. 

Es ſchließt ſich an dieſe Ausführungen, deren Peſſimismus doch 
durch ſehr poſitive Vorzüge Frankreichs abzuſchwächen iſt, eine Reihe 
von praktiſchen Vorſchlägen, um bei den bevorſtehenden Wahlen die 
Schäden der beſtehenden Ordnung zu beſeitigen. Man ſolle von jedem 
Kandidaten verlangen, daß er ein Bekenntnis über ſeine Stellung zur 
Frage der Staatsbefugniſſe (étatisme) und der Syndikate ablege. Wer 
ſich zum Programm der Radikalſozialiſten bekenne, dürfe nicht in die 
Kammer. Dieſes Programm ſei von einer der bedeutendſten Gruppen 
der Majorität folgendermaßen formuliert worden: „Die einen wie die 
. andern (Radikale und Sozialiſten) wollen der Kollektivität alle Güter 
überweiſen, die kolletiv und zum Beſten aller exploitiert werden können. 
Alſo: allgemeine Transportmittel, Minen, Banken, Verſicherungen 
und einige andre leicht zu monopoliſierende Induſtrien. Einige bleiben 
dabei ſtehen, andre gehen weiter bis zur Exploitation des Grund und 
Bodens. Aber wenn die radikalſozialiſtiſche Partei wirklich eine ſchöpfe— 
riſche iſt, wird ſie nicht ſchwanken. Sie wird den demokratiſchen Geiſt 
in die öffentlichen Gewalten hineintragen“ (was dann weiter ausgeführt 
wird). In Hinblick auf die Gefahren, die dieſes Programm für jeden in 
ſich ſchließe, ſei es unerläßlich, daß die Wähler ihre Stimmen nur Kandi— 
daten geben, welche ſich auf das Programm der Wahlreform verpflichten. 
Das Stimmen nach Arrondiſſements ſei gerichtet, ein verfaultes Syſtem: 
Liſtenſkrutinium mit proportionaler Vertretung der Weg zur Rettung. 

Wir glauben, daß, ſoweit Formen überhaupt politiſche Schäden 
heilen können, die ihrer Natur nach doch ſtets in Zuſammenhang mit der 
nationalen Psyche ſtehen, das vorgeſchlagene Mittel ein gutes iſt, und 
wünſchen den Patrioten der „Revue politique et parlementaire“ den 
beſten Erfolg. Aber ihre Gegner ſind zurzeit noch die Herren der Lage, 
und ſie unterlaſſen nichts, um ſich und ihrer Doktrin das Wahlfeld zu ſichern. 

Der Aufſtand in Albanien iſt von den Türken raſch unterdrückt 
worden, aber ſie haben ihre Truppen noch nicht zurückgezogen, was 
wohl ſeine guten Gründe haben wird. Im übrigen iſt es, abgeſehen 
von der bulgariſchen Grenze, verhältnismäßig ruhig auf der Balkan— 
halbinſel. Der originelle Vorſchlag Bulgariens, eine neutrale Zone 
zwiſchen Mazedonien und Bulgarien zu ſchaffen, wird für die Türkei 
wohl nur diskutabel ſein, wenn dieſe Zone in bulgariſches Territorium 
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fällt, auf mazedoniſchem Boden würde ſie einem Verzicht zugunſten 
Bulgariens gleichkommen. Über die Frage der Balkanföderation hat 
der frühere ſerbiſche Miniſter Mijalowitſch, wie wir der Zeitſchrift 
„L'Hellénisme“ entnehmen, ſich kürzlich ſehr vernünftig ausgeſprochen. 
Er tritt für den Gedanken an ſich lebhaft ein, ſtellt aber ſeine Verwirk— 
lichung davon in Abhängigkeit, daß die verſchiedenen Völker und Staaten 
des Balkans aufrichtig an ihn herantreten. 

„Wenn die Griechen glauben, auf dieſem Wege das byzantiniſche 
Kaiſerreich herſtellen zu können, die Bulgaren davon träumen, das Reich 
ihrer Zaren wiederzugewinnen, und wenn die Serben bis zum Agäiſchen 
und Adriatiſchen Meer vordringen wollen, dann wäre es beſſer, dieſe 
Konföderation gar nicht zu bilden, ſie würde den Keim des Todes in ſich 
tragen. Vor allem aber müßten die Türken ihre chauviniſtiſchen Ideen 
fallen laſſen; ſie ſind nicht zu verwirklichen, und die Zeiten neuer Er— 
oberungen ſind auf immer für ſie geſchwunden.“ 

Das iſt gewiß richtig gedacht. Aber Herr Mijalowitſch lebt in Eng— 
land, und auf dem Balkan denkt man weniger nüchtern. 

In den Vereinigten Staaten ſchienen in letzter Zeit die Ausſichten 
der Demokraten ſehr an Boden gewonnen zu haben. Das hat ſich 
plötzlich geändert, da Bryan, der Führer und Kandidat der Partei, 
ſich für die Silberwährung als Parole einer künftigen Präſidentenwahl 
ausgeſprochen. Damit hat er ſeine Ausſichten, wenn ſie überhaupt 
vorhanden waren, ſelbſt vernichtet. 

Die Unruhen im Jangtſegebiet iſt man bemüht auf zufällige Er— 
eigniſſe lokaler Natur zurückzuführen und ihnen den antieuropäiſchen 
Charakter abzuſtreiten. Das wäre möglich; wahrſcheinlicher jedoch iſt 
eine Kombination von Motiven, unter denen die Abneigung gegen die 
Fremden keine geringe Rolle ſpielen mag. 

Der Vertrag zwiſchen Frankreich und Japan, deſſen wir vor acht 
Tagen gedachten, iſt am 10. Juni 1907 in Paris unterzeichnet worden. 
Es iſt ein gegenſeitiger Garantievertrag, der die Garantie der Integrität 
Chinas in ſich ſchließt und ſich auf die benachbarten Gebiete erſtreckt, in 
welchen Japan oder Frankreich Souveränitätsrechte oder andere Rechte 
irgendwelcher Art erworben haben. Sie werden ſich gegenſeitig unter— 
ſtützen, um den Frieden und die Sicherheit dieſer Regionen und ihre 
Rechte aufrechtzuerhalten. Wir haben dieſen Vertrag ſeinerzeit ein— 
gehend gewürdigt (Deutſchland und die große Politik 1907 S. 222). 


21. April 1910. Theodor Rooſevelt in Paris. Franzöſiſche Vorſtellungen wegen Schwächung der 
ruſſiſchen Aufſtellung an der Weſtgrenze. 

23. April. Eröffnung der Brüſſeler Weltausſtellung. 

24. April. Neuwahlen in Frankreich. Millerand in Paris nicht wiedergewählt. 


27. April 1910. 

Nachdem das Miniſterium Asquith ſein Programm im Unterhauſe 
durch alle Stadien, die der endgültigen Entſcheidung vorausgehen 
mußten, glücklich geführt hat, fällt nunmehr das letzte Wort dem Ober— 
hauſe und dem Könige zu. Es iſt nicht zweifelhaft, daß ſie dem Ja! der 
Commons ihr Nein! entgegenſetzen werden, ſo daß danach die Auf— 
löſung des Parlaments und die Ausſchreibung von Neuwahlen folgen 
wird. Man nimmt jetzt allgemein an, daß die Wahlen erſt im Juni, 
die „Times“ ſagt ſogar: im Juli, erfolgen werden. Wenn nun völlige 
Einmütigkeit darüber herrſcht, daß dies die Wege ſind, die ſich als die 
gebotenen aus den politiſchen Gegenſätzen ergeben, welche die beiden 
großen hiſtoriſchen Parteien Englands trennen, ſo kann doch niemand 
mit Sicherheit den Ausgang der Wahlen vorherſehen. Unioniſten und 
Radikale bekennen ſich aus techniſchen Gründen zu einem Optimismus, 
hinter dem ſie ihre Sorgen verbergen, und einen Sieg, der die eine oder 
die andere Partei mit überwältigender Majorität in das Unterhaus 
führt, erwartet wohl niemand in beiden Lagern. Es ſcheint, daß die 
alte Kontroverſe: Freihandel oder Schutzzoll bei der Wahl nicht direkt 
als Parole auftreten wird: Reform des Oberhauſes und Home Rule 
werden die Loſungen ſein; aber wie es ſtets zu geſchehen pflegt, werden 
bei den Wahlkämpfen alle politiſchen Probleme, an denen England 
intereſſiert iſt, mit herhalten müſſen. Sowohl die innere wie die aus— 
wärtige Politik ſpielt mit und die Befürchtung iſt nicht ganz ungerecht— 
fertigt, daß Fragen auswärtiger Politik zu Parteizwecken künſtlich auf— 
gebauſcht werden könnten. Denn, wie die „Times“ jagt, herrſcht zurzeit 
die Leidenſchaft, nicht die Vernunft (at the present stage passion holds 
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the sway). Durch alle großen engliſchen Zeitungen geht jetzt eine 
Reklame, welche eine volle Seite des Formats der „Times“ oder des 
„Standard“ einnimmt. In der Mitte Neptun mit dem Dreizack, darüber 
in fetter Schrift eine Reihe patriotiſcher Maximen: „Der Dreizack 
Neptuns iſt das Szepter der Welt.“ „Was iſt der größte Vorzug eines 
Sterblichen im weltumfaſſenden britiſchen Reich? Sich einen britiſchen 
Bürger zu nennen!“ Es ſchließt ſich daran ein Zitat aus einer Rede des 
Earl Grey, des früheren Gouverneurs von Kanada: 

„Ich halte das britiſche Reich für das mächtigſte Inſtrument, das 
je gebildet oder von Menſchen erdacht worden iſt, um die Segnungen 
gleichen Rechts, unparteiiſcher Juſtiz, chriſtlicher Tugend und echten 
Rittertums über die ganze Erde zu verbreiten. Ich halte es für den 
größten Vorzug eines Sterblichen, ſich einen britiſchen Bürger zu nennen 
und des Glücks teilhaftig zu ſein, ſeine Kräfte König Eduard, dem Friedens- 
ſtifter, der ſichtbaren Verkörperung der britiſchen Raſſe, zu Dienſt zu 
ſtellen. “. 

Nun folgen patriotiſche Verſe „let us rule the world together“ und 
zwei kurze Kraftartikel, von denen der erſte mit dem ſtolzen Satz ſchließt: 
Britannien muß entweder die Welt regieren oder als Nation niedergehen, 
und ein zweiter, der gegen die Koſten der Kriege in höchſt ſentimentalen 
Tönen vorgeht. Das Ganze aber mündet in Empfehlung eines Frucht- 
ſalzes aus, das als Univerſalmittel empfohlen wird! Offenbar iſt die 
chauviniſtiſche Note das zugkräftigſte Reklamemittel, und die Doje 
Sentimentalität, die angeſchloſſen wird, nur beſtimmt, die Wirkung zu 
erhöhen. 

Wir ſtehen nach wie vor dieſen inneren Fragen, ſolange ſie innere 
Fragen bleiben, völlig unparteiiſch als Beobachter gegenüber. Eine 
Lähmung des Oberhauſes wird man aus prinzipiellen Gründen nicht 
für eine Verbeſſerung der engliſchen Verfaſſung halten, wohl aber iſt 
eine Reform, der die Organiſation unſeres Herrenhauſes ſehr wohl 
als Muſter dienen könnte, wünſchenswert, und das dürfte auch der 
ſchließliche Ausgang ſein. Die auswärtige Politik würde durch einen 
Kabinettswechſel ſchwerlich eine Anderung erfahren. Sir Edward Grey, 
den wir übrigens ſeiner perſönlichen Eigenſchaften wegen ſehr hoch 
ſchätzen, hat im weſentlichen dieſelben Tendenzen vertreten wie Lans— 
downe. Wie der letztere die franzöſiſche Politik in Abhängigkeit von der 
engliſchen brachte, iſt es Grey gelungen, die ruſſiſche Politik in eine Art 
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Vaſallenſtellung zu führen, was ihm vom engliſchen Standpunkte aus 
ja nur zum Ruhm gereichen kann. Die Entente vom Oktober 1907 iſt 
ein nicht unwürdiges Seitenſtück zur Entente vom 8. April 1904, und erſt 
die Kombination beider hat die politiſche Stellung des heutigen England 
begründet. Daß dieſe Stellung auch ihre nicht ungefährlichen Kehr— 
ſeiten für England hat, geht nicht auf dieſe Abkommen, ſondern auf 
Entwicklungen zurück, die einen fatalen Charakter tragen und weit 
älteren Urſprungs ſind; von dem Riſiko, das an den Ententen hängt, 
wird nicht England getroffen, ſondern jeder ſeiner beiden Genoſſen, 
und das iſt eine Tatſache, die ſowohl in Frankreich wie in Rußland von 
zahlreichen einſichtigen Männern anerkannt, die aber weder hier noch 
dort an den leitenden Stellen zugegeben wird. Man verleugnet nicht 
gern, was man ſelbſt begründet hat. 

Der Ausgang der Wahlen in Frankreich mündet in eine erhebliche 
Stärkung der regierenden Partei der Radikalſozialiſten aus. Dennoch 
glauben wir nicht, daß eine weitere Wendung nach links bevorſteht, 
weil nach den bisherigen Erfahrungen zu ſchließen, Briand doch ein zu 
einſichtiger Staatsmann iſt, als daß er den anarchiſchen Elementen, die 
ſich vordrängen, geſtatten ſollte, Boden zu gewinnen. Auch läßt ſich von 
ihm erwarten, daß er mit der neuen Kammer die erſehnte Wahlreform 
durchführt, die den Minoritäten möglich macht, auch ihre Überzeugungen 
zur Geltung zu bringen. Die jetzigen Wahlen haben gezeigt, daß trotz 
der energiſchen Agitation der Führer und trotz der Erbitterung über die 
quinze mille der Glaube an die Möglichkeit eines Erfolges fehlte. Man 
ſtand ihnen, wie der „Temps“ ſchreibt, faſt gleichgültig gegenüber, wohl 
nicht, weil es keine Probleme mehr gibt, von denen man wünſchte, daß 
die Kammer ſie löſt, ſondern weil es an Initiative fehlt, den eigenen 
Willen durchzuſetzen. Das Bild, das Rooſevelt in ſeiner mit Recht 
bewunderten Rede in der Sorbonne vom Bürger, wie er ſein ſoll, ent— 
warf, iſt eben in Frankreich nicht Wirklichkeit. Die égalité, die er ver— 
dammt, iſt die herrſchende Doktrin, der Sozialismus, deſſen Utopien er 
verſpottet, ſitzt am Ruder, Rhetoren und Journaliſten der Richtung, 
die er brandmarkt, haben einen größeren Einfluß auf die Maſſen, als 
diejenigen, deren ſegensreiche Tätigkeit er rühmt, ſo daß, wenn man die 
Charakteriſtik franzöſiſcher Zuſtände, die alle Tage in den ernſten und 
patriotiſchen Organen Frankreichs zu leſen iſt, mit dem Idealbilde eines 
Bürger-Republikaners in Parallele ſtellt, das Rooſevelt entwirft, man 

115 


— 164 — 


an eine Satyre denken könnte. Und doch darf davon keine Rede ſein. 
Rooſevelt gab das Bild des Staatsbürgers, das er an ſich ſelbſt zu ver— 
wirklichen ernſtlich bemüht iſt und deshalb wirkte ſein 1¼ ſtündiger 
Vortrag wie eine Predigt, nach welcher man ſich vornimmt, neue Wege 
einzuſchlagen. Kurz geſagt, es war die werbende Kraft einer echten 
Überzeugung, und eben deshalb hatte ſie den erſtaunlichen Erfolg, 
der uns aus den Urteilen der franzöſiſchen Preſſe entgegenklingt. 

Auf eine Wandlung in der Richtung der öffentlichen Meinung 
Frankreichs, die wir ſchon ſeit geraumer Zeit verfolgen, macht der 
polniſch-ruſſiſch-franzöſiſche Hiſtoriker Waliszewski in dem 82. jeiner 
„Briefe aus dem Abendlande“ aufmerkſam. Dieſe Briefe werden als 
Feuilletons in der „Nowoje Wremja“ veröffentlicht, ſind ſtets wert 
geleſen zu werden und zeugen von einem beinahe chauviniſtiſchen ruſſi— 
ſchen Patriotismus, was dem Autor von den Polen ſehr übel genommen 
wird. 


„Ohne Zweifel“ — ſchreibt Waliszewski — „iſt es in Rußland nicht 
unbemerkt geblieben, daß das alte Intereſſe Frankreichs an den polniſchen 
Angelegenheiten wieder lebendig geworden iſt. Zeitungs- und Journal- 
artikel, Broſchüren, Bücher, Vorträge führen eine Sprache, als ſeien 
wir in die Zeit vor 1870 verſetzt. In dem Streit zwiſchen den beiden 
Zweigen der ſlaviſchen Familie ſchmückt man in verhängnisvoller Weiſe 
den einen Teil mit dem, was man dem andern nimmt. Polen iſt in 
gewiſſen Kreiſen wieder zu Gnaden aufgenommen worden, namentlich 
von der Jugend an den Univerſitäten, und das iſt ein ſicheres Zeichen 
dafür, daß das Preſtige Rußlands weniger ſtark iſt als bisher. Ich will 
keinen Schluß daraus ziehen, aber ich ſtelle die Tatſache feſt. Was iſt 
nun die Urſache dieſer Erſcheinung? Es ſind viele Urſachen, die dahin 
geführt haben; man ahnt zum Teil nichts davon, oder man wendet 
ihnen nicht genügende Beachtung zu. Unzweifelhaft haben ſeit den 
freudigen Tagen des Admirals Avelan die Verhältniſſe ſich geändert. 
Frankreich iſt ſtärker geworden und Rußland ſchwächer. Nationen ſind 
aber egoiſtiſch.“ 

Noch nach Tſuſchima habe Frankreich an eine baldige Wiedergeburt 
Rußlands geglaubt und es durch ſeinen Kredit unterſtützt. Dieſer 
Glaube ſei jetzt erſchüttert. Monate und Jahre ſeien hingegangen 
und die Hoffnungen hätten ſich nicht verwirklicht. Man habe erwartet, 
daß das Volk Peters des Großen mit Rieſenſchritten vorwärts ſchreiten 


— ‚© 


werde, es ſei aber ſtehen geblieben und ſcheine in die früheren Zuſtände 
zurückzuverſinken. Das angebliche Plus des Budgets ſei eine Fiktion, 
es fehle an einem Programm für die Finanzen und der Staat verwende 
die Einkünfte unproduktiv. Auch mit der erwarteten Wiederbelebung 
der nationalen Energie und des Patriotismus ſei es nichts, ſtehe doch 
die Regierung in den beſten Beziehungen zu Deutſchland! Wenn 
Iswolski nach Berlin gehe, würden die Franzoſen verſtehen, ihm zu— 
vorzukommen. Da man von Rußland enttäuſcht ſei, werde man rufen: 
es lebe Deutſchland. Schon jetzt werde Paris von jenſeit der Vogeſen 
her überflutet. In Theater und Cafés, ja ſogar in einige Salons dringen 
die Deutſchen ein und reden ſogar laut, ohne, wie früher, ihre Stimme 
zu dämpfen, Deutſch! Seit 10 Jahren gebe es eine „Pariſer Zeitung“, 
aber erſt ſeit einigen Monaten wage man ſie durch Plakate zu empfehlen. 
Der Tatſache, daß das Inſtitut de France abgelehnt habe, das Berliner 
Univerſitätsjubiläum zu beſchicken, habe nichts zu ſagen, das Inſtitut 
habe keine Fühlung mit der Nation. Herr Waliszewski wirft darauf 
eine hochpolitiſche Frage auf, über die wir ihn ſelbſt reden laſſen: 

„Bedeutet dies alles, daß das ruſſiſch-franzöſiſche Bündnis erſchüttert 
iſt? Unzweifelhaft nein. Aber ihm droht eine Gefahr, und Rußland hat 
im Bündnis ſeine bevorzugte günſtige Stellung verloren. Ich will 
noch eine Hypotheſe zuſetzen. Im Fall eines bewaffneten Zuſammen— 
ſtoßes zwiſchen Deutſchland und Frankreich konnten wir je nach Wunſch 
eingreifen oder neutral bleiben. 

Ich ſpreche nicht von den beſtehenden Verpflichtungen, ſondern 
von Entſcheidungen, die man in Zukunft wird treffen müſſen. Es iſt 
ja bekannt, daß in den entſcheidenden Augenblicken Verträge nur ſoweit 
wirkſam ſind, als es vorteilhaft iſt, ſie zu beobachten. Für den Fall 
eines Krieges zwiſchen Rußland und Deutſchland hatte Frankreich bis 
in die jüngſte Zeit hinein nicht eine gleiche Selbſtändigkeit. Auch wenn 
es neutral bleiben wollte, wäre es nicht möglich geweſen, da das all— 
gemeine Gefühl der Nation es nicht geduldet hätte. So war es und 
ſo iſt es offenbar heute nicht mehr. 

Und weshalb? Ja, weil wir den Weg der Entſagung betreten 
haben, weil wir darauf verzichten, eine Rolle zu ſpielen, oder verſäumen, 
uns die Möglichkeit dazu zu ſchaffen, weil wir träge, ſorglos, unordentlich 
und unverträglich ſind, vornehmlich aber, weil wir den Glauben an uns 
verloren haben und, ſelbſt enttäuſcht, auch andere enttäuſchen.“ 
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Herr Waliszewski weiſt noch darauf hin, wie ganz anders Peter der 
Große und Katharina II. gedacht und gehandelt hätten, gibt dann Herrn 
Kokowzew und Herrn Iswolski noch einen kräftigen Seitenhieb und 
ſchließt mit den dunklen Worten: 

„Es iſt nicht ein Programm, das uns, den Regierten wie den Re— 
gierenden, fehlt. Auch wäre es unnütz, eins auszuklügeln. Die Natur 
hat es uns vorgeſchrieben. Es fehlt uns nur am Willen, an die Ver— 
wirklichung der Aufgaben zu ſchreiten, die ſie uns geſtellt hat, und an 
Ausdauer, ſie zu Ende zu führen, und das alles, weil wir den Glauben 
verloren haben.“ 

Man fragt, was der ruſſiſche Leſer ſich nun als ſeine von der Natur 
gebotene Aufgabe denken ſoll? Nach dem Vorausgeſchickten offenbar 
einen Krieg gegen die Deutſchen, ſolange es noch an der Zeit iſt. Wir 
möchten aber Herrn Waliszewski und ſeine Leſer zur Widerlegung dieſer 
doch immerhin ſehr riskanten Utopien auf einen Artikel des Fürſten 
Grigori Trubetzkoi verweiſen, der in der Nummer vom 27. März der 
„Moskauer Wochenſchrift“ (ruſſiſch) über die ruſſiſch-deutſchen Be— 
ziehungen erſchienen iſt und in den guten Rat ausmündet, den ganzen 
Ballaſt von Mißtrauen zu beſeitigen, durch den künſtlich die Beziehungen 
beider Nationen zueinander beſchwert worden ſind. Er führt auch 
diejenigen ad absurdum, die von einem ruſſiſch-deutſchen Kriege dauernde 
Vorteile erwarten, und wir ſtimmen ihm darin rückhaltlos zu, ganz wie 
wir mit ihm der Anſicht ſind, daß es uns abſolut nichts angeht, in welcher 
Weile Rußland ſeine Polenfrage zu löſen bemüht iſt. Wirkliche Inter— 
eſſengegenſätze, die Lebensfragen der einen oder der anderen Nation 
ſind, exiſtieren nicht, wohl aber Konflikte, die überall aufflammen, ſeit 
Rußland ſich, im Gegenſatz zu der ſäkularen Politik des Reiches, der 
Koalition angeſchloſſen hat, durch welche England ſeine Tyrannis auf 
den Meeren behaupten will. Dieſe Kernfrage hat Trubetzkoi nicht 
angefaßt, an ihr, nicht an dem ruſſiſch-franzöſiſchen Bündnis, an deſſen 
praktiſche Betätigung in einem Angriffskriege wir trotz Fourniers 
„politique navale“ nicht glauben und das wir nicht fürchten, hängt 
alles, auch die ruhige Weiterentwicklung der inneren Verhältniſſe Ruß— 
lands. 

Übrigens beginnt man ſich in Frankreich nicht nur für die polniſchen, 
ſondern auch für die finniſchen Verhältniſſe lebhaft zu intereſſieren. 
Der „Temps“ vom Montag hat über dieſe Frage eine ſehr intereſſante 
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Korreſpondenz gebracht, aus der ſich ergibt, daß die Finnländer keines— 
wegs ſo intranſigent ſind, als man nach den Mitteilungen der offiziöſen 
und der nationaliſtiſchen Preſſe Rußlands ſchließen mußte. Die finn— 
ländiſche Kommiſſion, in der Ruſſen und Finnländer zuſammen tagten, 
hatte eine Reihe Punkte als gemeinſame Reichsangelegenheiten in Antrag 
gebracht, über welche die Finnländer bereit waren, ſich zu verſtändigen: 
Militärangelegenheiten, Eiſenbahnen, Telegraphen, Naturaliſation, Ge— 
richtsſtand von Ruſſen in Finnland und von Finnländern in Rußland uſw. 
Der „Temps“ hatte in einem Artikel vom 27. März dazu bemerkt, daß, 
wenn Rußland der opportuniſtiſchen Politik des finnländiſchen Landtags 
entgegenkomme, eine Verſtändigung von Dauer, die jedermann wünſchen 
müſſe, ohne Zweifel zu erreichen ſei. An eben dieſem Tage wurde aber 
die Entſcheidung über die Finnland zu oktroyierenden Reichsgeſetze der 
Duma übertragen, die keinerlei Recht dazu hat, während der finnländiſche 
Landtag durch ſeine Verfaſſung berufen iſt, über Geſetze, welche das 
nationale Leben betreffen, zu diskutieren und abzuſtimmen. Auch 
jetzt noch wäre eine friedliche Löſung des Konflikts möglich, falls die 
Duma von der Regierung forderte, daß der finnländiſche Landtag zu 
gleichem Recht zur Verhandlung der legislativen Arbeiten herangezogen 
wird, welche der Kriſis ein für allemal ein Ende machen ſollen. Leider 
iſt dazu die Ausſicht ſehr gering, weder in der Duma, noch im Reichsrat 
iſt eine Majorität dafür zu haben, und die Regierung hat durch ihre 
Organe auf das entſchiedenſte gegen ein ſolches Kompromiß Stellung 
genommen. Die ſchlimme Folge wird, wie wir aus der Zuſchrift an den 
„Temps“ ſchließen müſſen, ein Konflikt ſein, den die ruſſiſche Regierung 
nur gewaltſam wird bewältigen können und an dem dieſe höchſtkultivierte 
Provinz des Reichs aller Wahrſcheinlichkeit nach auch materiell ver— 
kümmern wird. Wir haben uns bisher jeder Polemik in dieſer finn— 
ländiſchen Frage enthalten, da ſich das Recht eines Staates, ſeine eigenen 
Provinzen zu ruinieren, ja nicht beſtreiten läßt, auch hat Rußland in 
dieſer Hinſicht bereits eine reiche Erfahrung; aber die Tatſache muß doch 
konſtatiert werden, daß Rußland und ſeine Volksvertretung ſich durch 
ihre finnländiſche Politik moraliſch auf einen ganz iſolierten Standpunkt 
geſtellt haben. 

Die perſiſche Frage hat ſich bis zur Stunde nach Ablehnung der 
Bedingungen, an welche Rußland und England die Gewährung einer 
Anleihe knüpften, nur ſoweit geklärt, als der Ertrag der Kronjuwelen 
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Ausſicht bietet, über die nächſten Verlegenheiten hinwegzukommen. 
Dagegen iſt es zu einer noch nicht endgiltig gelöſten Miniſterkriſis ge— 
kommen und Rußland hat den General Rſhewski nach Kaswin geſchickt, 
um die dort ſtehenden ruſſiſchen Truppen zu beſichtigen. Von dort iſt 
der General nach Teheran gezogen. Aus ruſſiſcher Quelle läuft eine 
Reihe beunruhigender Nachrichten um. Die Lage im ſüdlichen Perſien 
habe ſich verſchlechtert. Kaſchkaizen, Luren und der Scheich Gazal 
hätten ſich gegen die Bachtiaren verbunden und der Gouverneur von 
Schiras ſchwanke, ob er Ispahan verlaſſen ſolle, deſſen Gouverneur zwei 
Anhänger von Garib Khan in ungelöſchten Kalk habe werfen laſſen! 

In Peking hat der ruſſiſche Geſandte durch den Waiwupu der 
chineſiſchen Regierung folgende Forderungen zugehen laſſen, welche die 
Gewäſſer und das Land in der Provinz Heiluntſchan betreffen: 1. den 
Ruſſen ſoll das ausſchließliche Recht gehören, die Flüſſe der Provinz 
zu befahren; 2. in Taonanfu ſoll ein Konſulat begründet werden; 3. alle 
Anleihen, welche die chineſiſche Regierung aufnimmt, um den Handel 
der Provinz zu heben, müſſen mit Wiſſen und Billigung Rußlands 
abgeſchloſſen werden; 4. Rußland ſoll das ausſchließliche Recht erhalten, 
die Mineralrechte der Mongolei auszubeuten. 

Es wird eines ſehr ſtarken Druckes bedürfen, um China zur Be— 
willigung dieſer weitgehenden Forderungen zu bewegen, die wiederum 
in einem Teil Chinas in Verletzung des Prinzips der offenen Tür ein 
ruſſiſches Monopol zu begründen ſuchen. Übrigens ſucht China ſeiner— 
ſeits jetzt mit großer Energie in Tibet feſten Fuß zu faſſen. Der dortige 
chineſiſche Geſandte hat (laut ruſſiſcher Quelle) folgende telegraphiſche 
Befehle erhalten: Sofort einen Dalai-Lama zu wählen, die Garniſon 
in Tibet zu vergrößern, die Aufſicht über die Adminiſtration des Landes 
zu verſchärfen, heimliche Reiſen von Ausländern in Tibet zu verbieten 
und endlich die Grenzen Tibets zu den Nachbarſtaaten genau feſtzuſtellen 
und danach die Entſcheidung dieſer Frage der Haager Konferenz zur 
Prüfung vorzulegen. 

Die Unruhen im Jangtſegebiet ſollen auf einen Hungeraufſtand 
zurückzuführen ſein. Mit dem Mangel an Reis fiel der Kurs des Kupfer— 
geldes, der Verſuch einiger Kaufleute, die Ernte aufzukaufen, ſteigerte 
die Erbitterung. In Tſchanſha verkauften Eltern ihre Kinder, um Reis 
zu erhalten, die Zahl der Arbeitsloſen wurde noch durch die zahlreiche 
Garniſon der Stadt geſteigert. Nebenher lief auch das Gerücht um, daß 
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das chineſiſche Reich unter die Fremden geteilt werden jolle, was die 
ohnehin nationaliſtiſch erregte Bevölkerung vollends außer Rand und 
Band brachte. Auch in Hankau macht ſich eine antieuropäiſche Bewegung 
geltend. Die 6000 Mann ſtarke Garniſon von Tſchanſha iſt zu den 
Empörern übergegangen; ob der Gouverneur ſich ſelbſt getötet oder 
umgebracht worden iſt, ſteht nicht feſt. Von neun chriſtlichen Miſſionen 
ſind ſechs verbrannt worden: die chineſiſche innere, die vereinigte evan— 
geliſche, die norwegiſche, die Londoner und die römiſch-katholiſche 
Miſſionsſtation. Als die Unruhen begannen, waren glücklicherweiſe 
zwei engliſche Dampfer in Tſchanſha, die allen Ausländern eine Zuflucht 
boten, jetzt ſind engliſche, franzöſiſche und amerikaniſche Kreuzer unter— 
wegs, um der chineſiſchen Regierung, die 2000 Mann regulärer Truppen 
hingeſchickt hat, bei Unterdrückung des Aufſtandes behilflich zu ſein. 
So läßt ſich hoffen, daß die Ruhe bald hergeſtellt wird, ohne daß ſich 
freilich dafür bürgen läßt, daß beim nächſten Anlaß nicht neue Unord— 
nungen ausbrechen. 

In Korea ſcheint Japan nunmehr Ernſt zu machen. Der Miniſter— 
reſident Graf Sone, der an Stelle Itos dieſen Poſten übernahm, iſt 
aus Söul abgerufen worden. Wie es heißt, weil er ein Gegner der 
Politik Katſuras iſt, der auf die völlige Einverleibung hinarbeitet. Sone 
war für eine mildere Praxis eingetreten und wollte, wie Ito, eine all— 
mähliche und nicht gewaltſame Japaniſierung der Halbinſel erreichen. 
Ob das möglich geweſen wäre, läßt ſich von hier aus nicht entſcheiden; 
daß die Koreaner an ihrem Widerwillen gegen Japan feſthalten, iſt aber 
ſicher. Um dieſe aſiatiſchen Angelegenheiten zu erledigen, bemerken 
wir noch, daß England ſoeben das bisher von Siam abhängige Reich 
Tringano, das nordöſtlich von Engliſch-Malakka am Meer liegt, ſeiner 
Hoheit unterſtellt hat. Der „Standard“ bemerkt dazu triumphierend, 
daß jetzt die geſamte aſiatiſche Küſte, vom perſiſchen Golf bis zum Golf 
von Siam unter britiſcher Jurisdiktion ſteht. Großbritannien wird 
eben immer größer. Wir wiſſen nicht, ob dieſe letzte Annexion im Zu— 
ſammenhang mit der Miſſion Lord Kitcheners ſteht, deſſen Rückkehr 
jetzt in England mit Ungeduld erwartet wird. Er hat ſeine Aufgabe, 
Auſtralien und Neuſeeland militäriſch zu organiſieren, glücklich gelöſt — 
ſoweit das unter den dortigen Verhältniſſen überhaupt möglich iſt, — 
danach beſuchte er China und Japan, wo er bekanntlich mit höchſten 
Ehren empfangen wurde, jetzt ſoll er Vorſitzender des Rats für die 
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Reichsverteidigung werden. Herr Weſſelitzki, der glücklich wieder in 
London iſt, teilt mit, daß Kitchener mobile Korps zur Aktion auf dem 
Kontinent vorbereite, was in Frankreich enthuſiaſtiſch aufgenommen 
werde, da man dort nur unter dieſer Bedingung ein formelles Bündnis 
abſchließen wolle. 

Auf der Balkanhalbinſel iſt es, abgeſehen von den keineswegs leicht 
zu nehmenden Kämpfen der Türken mit den Albanern, leidlich ruhig. 
Was an Intrigen geſponnen wird, die ja auf dieſem Boden nie abreißen, 
iſt ſchwer zu durchſchauen. Jedenfalls geht die Agitation für den Balkan— 
bund weiter, wozu Hilmi Paſchas Aufenthalt in Rußland weſentlich 
beigetragen zu haben ſcheint, auch heißt es, daß der Fürſt Nikita von 
Montenegro ſich eifrig um den Königstitel bemüht. Eine gewiſſe Miß— 
ſtimmung in die Bundesfreundſchaft haben die Beziehungen König 
Peters zum Patriarchen von Konſtantinopel in Bulgarien hervorgerufen. 
Religiöſe Gegenſätze ſind auf dieſem Boden politiſche; und Exarchat und 
Patriarchat ſind unverſöhnliche Rivalen. 

Die kretiſche Frage iſt nach wie vor nicht ungefährlich, aber bis zum 
Zuſammentritt der helleniſchen Nationalverſammlung wird ſie ruhen. 

Ob Menelik geſtorben iſt oder noch lebt, ſteht noch immer nicht feſt. 
Wahrſcheinlich iſt das erſtere. Nachdem die Kaiſerin Taitu unſchädlich 
gemacht iſt, hat nun der von Menelik zu ſeinem Nachfolger beſtimmte 
Prinz Lidj Jaſſu am 17. April Beſitz vom abeſſiniſchen Thron ergriffen. 
Am 23. ſollte die Krönung ſtattfinden. 


28. April 1910. Das englische Oberhaus nimmt das Finanzgeſetz an. Vertagung des Parlaments. 
Vincente Gomez wird Präſident von Venezuela. 
30. April. Vertrauensvotum für das Miniſterium Luzzati. Erfolge der Türkei in Albanien. 


4. Mai 1910. 

Die „Empire Review“ bringt wiederum einen leſenswerten Artikel 
von Dicey, der für eine Verſtändigung zwiſchen England und Deutſchland 
eintritt, zugleich aber betont, daß die beſonderen Verhältniſſe Groß— 
britanniens die Aufrechterhaltung des Zwei-Mächte-Standard erforder- 
lich machten. Dagegen läßt ſich nichts einwenden, denn das iſt eine 
engliſche Angelegenheit in politiſcher wie in finanzieller Hinſicht. Nur 
iſt das Ziel längſt mehr als erreicht, wenn man das Syſtem der engliſchen 
Allianzen und Abkommen mit heranzieht. Es gilt nicht als zweifelhaft, 
daß in beſtimmten Kombinationen, die ihre Begrenzung in Europa 
finden, England auf die franzöſiſche und die ruſſiſche Flotte rechnen kann, 
während im fernen Oſten unter allen Umſtänden Japan mit England 
Hand in Hand zu gehen verpflichtet iſt. Deutſchland aber iſt bei analogen 
Verhältniſſen ſo gut wie ausſchließlich auf ſeine eigenen Kräfte ange— 
wieſen. Wir wollen das nicht weiter ausführen, glauben auch nicht, 
daß die notwendigen Konſequenzen ſich dem Urteil unſerer Leſer ent— 
ziehen. Das Gerede von den möglichen, gegen England gerichteten 
Allianzen iſt eben eine Ausgeburt überhitzter Phantaſie oder aber ein 
unwahrer Vorwand, hinter dem ſich Abſichten verbergen, die man 
heute auszuſprechen nicht mehr für opportun hält. Nicht in der euro— 
päiſchen, ſondern in der aſiatiſchen und afrikaniſchen Stellung Groß— 
britanniens liegen die Gefahren, welche eine Sorge der fernblickenden 
Staatsmänner des Foreign office gerechtfertigt erſcheinen laſſen, und 
die von ihnen ſelbſt als Erbe einer falſch gerichteten Politik übernommen 
worden ſind. Wir haben auf dieſe Tatſache mehrfach hinweiſen müſſen 
und finden ſie immer aufs neue von anderer kundiger Seite beſtätigt. 

So bringt der „New York Herald“ vom 22. April den ungemein 
intereſſanten Bericht, den Mr. Melville E. Stone, das Haupt der großen 
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Organiſation der „Aſſociated Preß“, im Lotos-Klub zu New York 
abgeſtattet hat. Von allem, was er geſehen und gehört habe, ſei ihm 
die aſiatiſche Frage als das Bedeutſamſte erſchienen. Die Völker kauka— 
ſiſcher Raſſe wüßten offenbar nicht, wie ernſt die Lage ſei. In Aſien 
habe man ſeit Jahrhunderten den größten Reſpekt vor kriegeriſcher und 
phyſiſcher Macht gehabt, wie ſie erſt von ihren eigenen Fürſten, dann 
von dem weißen Mann ausgeübt wurde, der hinter den Kanonen ſtand. 
So ſei England Indiens mächtig geworden und ſo habe überall der 
weiße Mann die Herrſchaft errungen, wo er ſeine Feuerwaffen ſprechen 
ließ, bis der ruſſiſch-japaniſche Krieg ausgefochten ward und die geſamte 
Lage in Aſien nun plötzlich eine andere wurde infolge der Enthüllungen, 
die er brachte. Die Nationen des Oſtens wurden ſich mit einemmal 
deſſen bewußt, daß der Aſiate, wenn er hinter der Kanone ſteht, ebenſo 
viel Volk töten kann, als der weiße Mann. Seit der Vertrag von Ports— 
mouth in dieſer Erkenntnis unterzeichnet wurde, habe es daher Revo— 
lutionen in Rußland, in der Türkei, in Perſien gegeben und bedenkliche 
Unruhen in Indien, China und Ceylon. 

„Ich will nicht,“ ſagte Stone, „von der ſogenannten japaniſchen 
Frage ſprechen und ſage auch nicht, daß es bald zu einem Kriege zwiſchen 
den öſtlichen und weſtlichen Völkern kommen wird. Aber wir Weſt— 
länder machen uns keine rechte Vorſtellung davon, mit welcher Begier 
die orientaliſchen Völker die praktiſchen Vorteile unſrer Ziviliſation abſor— 
biert haben. Man nehme z. B. die Fortſchritte, die ſie in den Methoden 
des Sanitätsweſens gemacht haben. Die Sterblichkeit in Aſien war 
noch vor einem halben Jahrhundert entſetzlich. Das aber hat ſich infolge 
unſerer ſanitären Methoden geändert. Die Abnahme der Sterblichkeits— 
ziffer beginnt zu der erſtaunlichen Tatſache zu führen, daß die Völker 
Aſiens ſich raſcher vermehren, als die Europas und Amerikas; man kann 
ſagen, daß, während die weſtlichen Völker in arithmetiſcher Proportion 
wachſen, die aſiatiſchen in geometriſcher Progreſſion zunehmen. Deſſen 
ſollten Europa und Amerika gedenken. Die Gefahr iſt nicht unmittelbar 
bevorſtehend, aber wir werden ſchließlich mit überwältigenden Zahlen zu 
rechnen haben. 

Für amerikaniſche Waren ſei ein großer Abſatz in Aſien kaum noch 
zu finden. Die gröberen Sorten Baumwolle verarbeite Indien jetzt 
ſelbſt, und aus klimatiſchen Gründen könnten die feinſten nur in Man— 
cheſter verfertigt werden. Mit den Mühlen am Jangtſe könne das 
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Weizenmehl aus Minneapolis nicht mehr konkurrieren, und Roheiſen 
werde ſeit einem Jahre aus China nach Amerika zu Preiſen importiert, 
die trotz der Zölle und der Fracht niedriger ſeien als die amerikaniſchen; 
dazu komme der entſetzliche Fall des Wechſelkurſes. Ein Sovereign, der 
vor zehn Jahren 5 Shanghai Taels koſtete, müſſe jetzt mit 10 Taels 
bezahlt werden, und es ſei klar, daß unter dieſen Verhältniſſen China 
keinen großen Import aufnehmen könne. Noch ſei das Geſchäft für 
Amerika möglich, aber man beeile ſich; ſchon jetzt ſei China ſo weit, ſelbſt 
Stahlſchienen zu produzieren und ſeine Eiſenbahnen zu bauen. 

Auch die Lage in Indien ſei höchſt bedenklich. Es ſei zwar nicht zu 
einer Erhebung wie 1857 gekommen, denn England habe ſeit 50 Jahren 
ſeine Vorſichtsmaßregeln getroffen, ſtrategiſche Bahnen gebaut und 
Truppen an den kritiſchen Punkten konzentriert, auch ſei die Artillerie nur 
in Händen engliſcher Soldaten. Aber die Bengalen trügen die engliſche 
Herrſchaft nur ungeduldig, und Bomben wie Morde würden wahrſchein— 
lich häufiger werden. Mit Fortſchritt und Bildung ſteigere ſich das Ver— 
langen nach Anteil an der Regierung, und der alte Gegenſatz zwiſchen 
Hindus und Moslem, auf dem die Stärke der Stellung Englands lange 
ruhte, beginne zu ſchwinden, der gemeinſame Antagonismus gegen die 
Kaukaſier aber lebe fort. Auch das ſei eine neue Entwicklung, die in 
Europa nicht ausreichend gewürdigt werde. 

Mr. Stone ſcheint auf ſeiner Weltreiſe das ſüdliche Aſien mehr als 
das nördliche ins Auge gefaßt zu haben. Wir ſind aber zweifelhaft, 
ob nicht Rußland früher als England mit dieſem Gegenſatz von Kaukaſier 
und Aſiaten zu rechnen haben wird. Wie England durch ſein japaniſches 
Bündnis die eigene Stellung in ganz Süd- und Weſtaſien gefährdet 
hat und wohl auch bei einer eventuellen Erneuerung ſeines Bündnis— 
vertrages ſchwerlich die Ausdehnung desſelben auf Indien und die 
anliegenden Länder erlangen wird, ſo läßt ſich ſchon jetzt mit voller 
Beſtimmtheit ſagen, daß Rußland durch ſeine Verſtändigung mit Japan 
über die Stellung beider Mächte in der Mandſchurei eine societas leonina 
eingegangen iſt, in der jedenfalls die Rolle des Löwen den Japanern 
zufällt. Die immer erneuten Warnungen, die aus Ruſſiſch-Oſtaſien 
den ruſſiſchen Zeitungen zugehen, werden von der ruſſiſchen Regierung 
gefliſſentlich überſehen, und doch ſteht feſt, daß Japan ſich bereits jetzt 
in dem ganzen Gebiet von Kamtſchatka bis zur Mündung des Amur als 
den künftigen Herrn betrachtet. Uns ſind von Männern, die ihre Nach— 
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richten an Ort und Stelle geſammelt haben, und deren Glaubwürdigkeit 
keinem Zweifel unterliegt, darüber die erſtaunlichſten Nachrichten zu— 
gegangen. Es zieht ſich dort ein Gewitter zuſammen, das noch lange am 
Horizont ſtehen bleiben mag, ſich aber, wenn die Stunde ſchlägt, in ge— 
fährlichen Schlägen entladen wird. Wieweit es klug iſt, daß Rußland 
im Vertrauen auf dieſen Feind von geſtern und Freund von heute, 
China fortgeſetzt provoziert und noch jüngſt durch die Forderung eines 
Bergwerksmonopols in der Mandſchurei und der ausſchließlichen Schiff— 
fahrt auf dem Sungari in gebieteriſcher Weiſe herausgefordert hat, 
wird eine vielleicht nicht allzuferne Zukunft zeigen. China, das bereits 
heute ſeine Beamten in Tibet auf dem Wege drahtloſer Telegraphie 
inſtruiert, iſt ein gefährlicher Gegner und auf dem beſten Wege, ſich nach 
japaniſchem Vorbild zu einer militäriſchen Großmacht zu entwickeln, 
der in dieſen fernen Gegenden Rußland gleiche Maſſen nicht entgegen— 
führen kann. 

In den bereits einmal herangezogenen Briefen aus Agypten, 
die Jean Rodes dem „Temps“ zuſchickt, wird u. a. ein intereſſantes 
Geſpräch wiedergegeben, das Rodes mit dem Führer der ägyptiſchen 
Nationaliſten Mohammed Ferid hatte. Es ſind im Grunde die gleichen 
Eindrücke, die man aus den Mitteilungen von Stone gewinnt, nur daß 
hier Afrika, nicht Aſien ſpricht. 

„Wir machen uns,“ ſagte Ferid, „keinerlei Illuſionen über die 
Verſöhnungspolitik von Sir Eldon Gorſt. Er hat dem Khedive einen 
Schein von Macht nur gewährt, damit Agypten glaube, daß es von 
ſeinem Souverän regiert wird. Es iſt, mit heuchleriſchen Mitteln, 
dieſelbe Politik, die Lord Cromer verfolgte. Wir erwarten nichts von 
den Engländern. Wir wiſſen, daß ſie Verfaſſungen nur ihren Kolonien 
verleihen, in denen das weiße Element herrſcht. Agypten werden ſie 
ebenſowenig eine Konſtitution geben wie den Indern, höchſtens werden 
ſie uns im Lauf von 50 Jahren einige Brocken zuwerfen.“ 

Rodes bemerkt dazu, daß er den Scharfblick des Mannes bewundert 
habe, denn ihm habe ein hochgeſtellter Engländer zu derſelben Frage 
geſagt: „Natürlich wollen wir ihnen eine Verfaſſung geben, aber das 
iſt eine Frage von Generationen, nicht von Jahren, wie gewiſſe Leute 
glauben.“ Übrigens haben die Agypter nicht minder heftig gegen die 
Tyrannei Frankreichs in Algier, Tunis und Marokko als gegen England 
deklamiert. Ein Agypter ſagte zu Rodes: „Ich kann die Verſicherung 


geben, daß die großen arabiſchen Häuptlinge euch aus vollem Herzen 
haſſen!“ und ein anderer: „Sie werden doch nicht beſtreiten, daß der 
Ham Ziviliſation und Wiſſenſchaft vor all eueren Staaten kannte!“ 
Das iſt allerdings kindiſch naiv, aber der geheime Gedanke, der jetzt 
durch alle politiſch denkenden Köpfe des Orients zieht, kam zu auf— 
richtigem Ausdruck, als er ſagte: „Wer kann wiſſen, was wir nach 20 
Jahren tun werden? Weshalb ſollten wir nicht den Japanern nach— 
ahmen?“ 

Waverley, der unverſöhnliche Gegner der Engländer, macht auf 
die Erbitterung aufmerkſam, die es in Agypten erregt, daß England ſich 
jetzt, in ſtriktem Widerſpruch zur Konvention vom 19. Januar 189g, 
durch das ägyptiſch-engliſche Gericht den Sudan hat zuſprechen laſſen, 
obgleich das Land bis zum 22. Grad ſüdlicher Breite durch einen General— 
gouverneur verwaltet wird, den der Khedive mit Zuſtimmung Englands 
ernennt. Es gährt eben überall im Orient, und es iſt gar nicht daran 
zu zweifeln, daß ein europäiſcher Krieg alle dieſe Elemente zu dem 
Verſuch reizen werde, ein verhaßtes Joch abzuſchütteln. 

Lord Kitchener iſt nun nach 7jähriger Abweſenheit nach England 
zurückgekehrt. Zuletzt hat man ihn in New York bei den ſogenannten 
Pilgrims gefeiert. Er hat es aber charakteriſtiſcherweiſe nicht für möglich 
befunden, auch nach Kanada zu fahren, da er vom Burenkriege her 
ſowohl bei den engliſchen wie bei den franzöſiſchen Kanadiern höchſt 
unpopulär iſt. Dieſe kanadiſchen Verhältniſſe gewinnen überhaupt 
immer mehr an Intereſſe. Die Verſtändigung zwiſchen Kanada und 
den Vereinigten Staaten in der ſehr ſchwierigen Tariffrage iſt ohne 
jedes Mittun Englands perfekt geworden, was noch vor wenigen Jahren 
undenkbar war. Im Augenblick iſt man allſeitig zufrieden, da auch 
England durch einen Tarifkrieg zwiſchen Kanada und der amerikaniſchen 
Regierung aufs äußerſte geſchädigt worden wäre. Die Annäherung 
Kanadas an die Vereinigten Staaten hat jetzt auch ihren monumentalen 
Ausdruck in dem Gebäude des in Waſhington errichteten „Internationalen 
Bureau“ gefunden, das ein Geſchenk Carnegies iſt. Neben den 21 
Wappen der übrigen amerikaniſchen Staaten prangt auch das kanadiſche 
und ein Piedeſtal ſteht frei, um die Bronzebüſte eines hervorragenden 
Kanadiers aufzunehmen. Endlich notieren wir noch, daß engliſcherſeits 
die Abſicht beſtand, Sir Wilfried Laurier zum Generalgouverneur von 
Südafrika zu machen, er aber entſchieden ablehnte. 
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Was nun die inneren englischen Angelegenheiten betrifft, jo ſind, 
nachdem die „Finance Bill“ vom Unterhauſe angenommen, vom Könige 
gebilligt und dem Oberhauſe in der üblichen feierlichen Form übergeben 
worden war, beide Häuſer in die Ferien gegangen, die bis zum 26. Mai 
dauern werden. Auch iſt alles auseinandergeſtoben, Asquith und Lloyd 
George ſind bereits auf dem Kontinent, um ſich von den, allerdings 
nicht geringen Strapazen der letzten Kämpfe zu erholen. Der Wortlaut 
der „Parliament Bill“, über die das Unterhaus, gleich nachdem es wieder 
zuſammentritt, abſtimmen wird, und das beſtimmt iſt, die Macht des 
Hauſes der Lords zu beſchränken, liegt nunmehr im offiziellen Text vor. 
Es ſind im weſentlichen die Reſolutionen, über die das Unterhaus bereits 
am 14. Auguſt vorigen Jahres abgeſtimmt hat, und es iſt ſicher, daß ſie 
angenommen werden. Neu iſt die Steigerung der Befugniſſe des 
Speaker, der darüber zu entſcheiden haben wird, ob eine Bill als Finanz— 
bill zu betrachten iſt. Auch das iſt eine Neuerung, daß die Dauer eines 
Parlaments auf 5 Jahre als Maximum feſtgeſetzt wird. Die heute übliche 
Dauer von 7 Jahren geht auf ein Geſetz von 1715 zurück. Ob es zu einer 
Reform des Oberhauſes kommt, die ebenfalls angekündigt wird, iſt frag— 
lich, da die Reform als ſolche das Haus der Lords nur ſtärken würde, 
was der im Unterhauſe vorherrſchenden Tendenz widerſpricht. Daß aber 
die „Parliament Bill“ zu einer Auflöſung und zu Neuwahlen führt, iſt 
gleichfalls ſicher. Dann wird wiederum die Stellung von größter Be— 
deutung ſein, welche die Iren einnehmen. Im „Gaelie American“ wird 
die Polemik gegen Redmond mit außerordentlicher Erbitterung geführt. 
Man wirft ihm vor, daß er durch ſeine Zuſtimmung zum Budget Lloyd 
Georges Irland auf das Schwerſte pekuniär geſchädigt habe, ohne feſte 
Ausſicht etwas zu erreichen. Home Rule werde er von den Liberalen 
nicht erhalten, dagegen bleibe ihm der Haß der Unioniſten, die über kurz 
oder lang wieder ans Ruder kommen werden. Wir glauben, daß der 
„G. Am.“ recht hat und daß in der Tat gerade die Homerulefrage es 
ſein wird, welche die Unioniſten wieder ans Ruder führt, denn in dieſer 
Frage iſt die überwiegende Majorität der Engländer eines Sinnes. 
Sie fürchten ein autonomes Irland. Im Augenblick treten jedoch alle 
anderen Fragen in England zurück vor der wilden Spekulation in Kaut— 
ſchuk-Aktien. Es ſind ſeit dem Januar dieſes Jahres nicht weniger als 
223 neue Kautſchukkompagnien entſtanden, von denen einige Dividenden 
von 165 bis 287 v. H. geben. Es ſind enorme Vermögen bei dem recht— 
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zeitigen Ankauf der ſo raſch und ſo hoch geſtiegenen Aktien gemacht 
worden. Aber es iſt höchſtwahrſcheinlich, daß die Verluſte noch größer 
ſein werden, wenn das Spielfieber einer nüchternen Beurteilung der 
Lage Platz gemacht haben wird. 0 

Der großartige Flug Paulhans von London nach Mancheſter iſt 
ein Triumph Frankreichs, der in England mit allem Anſtand, den die 
Engländer beim Sport beachten, hingenommen worden iſt. Von dem 
gleichzeitig mit Zeppelin III zugrunde gegangenen engliſchen Militär— 
luftſchiff finden ſich in den engliſchen Zeitungen nur ganz kurze 
Notizen. 

In Frankreich werden die Stichwahlen an dem erſten Reſultat 
weſentliche Anderungen nicht bringen. Aber eine Reihe der führenden 
Staatsmänner, wie Doumer und Millerand, müſſen um ihren Sitz 
nochmals kämpfen, und die Wahl von Delcaſſé wird angefochten. Es 
heißt, daß er beſtimmt iſt, Botſchafter in Petersburg zu werden, was uns 
doch wenig glaublich erſcheint. 

Die fortdauernden Kämpfe in Albanien, deren Urſachen noch 
immer nicht recht aufgeklärt ſind, bedeuten eine ernſte Verlegenheit 
für die Pforte. Glückt es ihr, wie wir wünſchen, der Erhebung 
bald Herr zu werden und Albanien danach mit den neuen Zuſtänden 
zu verſöhnen, ſo war der Preis des Kampfes wert. Ein unent— 
ſchiedener Ausgang, der zu halbem Frieden führt, wäre dagegen in 
höchſtem Grade zu bedauern, da er das Anſehen der neuen Türkei 
ernſtlich ſchädigen könnte. An offenen und verſteckten Gegnern aber 
fehlt es ihr ja nicht. Sehr erfreulich iſt eine Nachricht der von den 
arabiſchen Deputierten des türkiſchen Parlaments herausgegebenen 
Zeitung „Dſharidat el Arab“, daß nämlich die Regierung beſchloſſen 
habe, die arabiſche Sprache in Parlament, Regierung und Gericht 
der türkiſchen paritätiſch zur Seite zu ſtellen. Dieſe kluge und abſolut 
notwendige Maßregel ſoll der Iniative und der mutigen Zähigkeit Hakki 
Paſchas zu danken ſein. 

Die programmatiſche Erklärung des Miniſteriums Luzzati hat einen 
guten Eindruck gemacht und dem leitenden Miniſter ein Vertrauens— 
votum eingetragen, ſo daß jetzt aller Grund iſt an eine längere Dauer 
der neuen Regierung zu glauben. In Rußland erregt es großes Auf— 
ſehen, daß der Moskauer Ordinarius für Völkerrecht, Graf Leonid 
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Kamarowski ſich mit großer Entſchiedenheit für den finnländiſchen 
Rechtsſtandpunkt ausgeſprochen hat. Aber es iſt wenig Ausſicht, daß 
er mit ſeiner wohlbegründeten Anſicht durchdringt. Dazu iſt die natio— 
naliſtiſche Bewegung in Rußland zu ſtark. 

Mit großer Befriedigung begrüßen wir es, daß dank der Feſtigkeit 
unſerer Regierung in den Verhandlungen mit England und Belgien 
unſere Stellung am Kongogebiet voll behauptet worden iſt. 


Mai 1910. Iswolski in Berlin. 

Mai. Tod König Eduards VII. 

Mai. Proklamierung Georgs V. 

. Mai. Theodor Rooſevelt in Berlin. 

Mai. Proteſt der Pforte wegen der Haltung der kretiſchen Nationalverſammlung. 
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11. Mai 1910. 

König Eduard VII. hat einen ſchönen Tod gehabt. Er iſt nach 
kurzem Leiden ſchmerzlos ins Jenſeits hinübergeſchlummert: bis zum 
letzten Augenblicke freier Beſinnung ſeinen Königspflichten hingegeben, 
umringt von den Seinigen, während vor dem Palaſt eine lautloſe Menge 
in aufrichtigem Kummer, Stunde um Stunde ausharrend, der traurigen, 
bereits als unvermeidlich geltenden Entſcheidung entgegenſah. Die 
engliſche Nation iſt einmütig darin, in ihm einen König zu beweinen, 
in dem ſie die Verkörperung des eigenen Genius erblickte. Es kann gar 
kein Zweifel darüber beſtehen, daß er wirklich aufrichtig geliebt wurde. 
Man bewunderte ſeine außergewöhnliche Begabung, die Kunſt ſeiner 
Diplomatie, ſeine Meiſterſchaft, die äußeren Formen bis in das minutiö— 
ſeſte Detail hinab zu beherrſchen, ſeine Vorurteilsloſigkeit und ſeine 
Feinheit im Umgang mit Menſchen, wie ſeine Fähigkeit, ſie für ſich zu 
gewinnen. Er hat, ohne dadurch Anſtoß zu erregen, im Gegenſatz zur 
parlamentariſchen Doktrin Englands, aber ohne ihre Formen zu verletzen, 
die auswärtige Politik Großbritanniens tatſächlich geleitet, ſo daß, 
gleichviel ob Konſervative oder Liberale am Ruder waren, die Richtung 
dieſer Politik dieſelbe blieb und alle entſcheidenden Aktionen von ihm 
perſönlich ausgingen. Der „Temps“ bezeugt uns die für den Kenner 
nicht überraſchende Tatſache, daß König Eduard die engliſch-franzöſiſche 
Entente über den Kopf beider Regierungen hinweg nicht nur vorbereitete, 
ſondern perfekt machte. „Car il agit seul. Le voyage à Paris de 1903, 
qui a déclenché le mouvement franco- anglais, a été son œuvre person- 
nelle. II l'a annoncé à M. Loubet sans que les gouverne— 


ments fussent inform&s.“ Mutatis mutandis kann wohl 
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dasſelbe von all den großen politiſchen Aktionen Englands während 
der letzten neun Jahre gelten. Als am 23. Januar 1901 König Eduard VII. 
den Thron beſtieg, da haben wir an dieſer Stelle die Erwartungen, 
die wir an das neue Regiment für die deutſch-engliſchen Beziehungen 
knüpften, folgendermaßen formuliert: 

„Ein Nebeneinander und Miteinander in ehrlicher gegenſeitiger 
Gleichſtellung, das iſt es, was wir wünſchen, und wir ſehen nicht, daß 
nach irgendeiner Seite hin vitale Intereſſen des einen oder anderen 
Teils dem widerſprächen. Unſeren „Platz an der Sonne“ haben wir 
uns erworben, jetzt wollen wir ihn ſichern und nutzbar machen und 
unſerer Zukunft nicht präjudizieren laſſen. Dasſelbe gönnen wir allen 
andern und ohne jeden Vorbehalt auch England.“ 

König Eduard iſt anderer Meinung geweſen. Er war der Meinung, 
daß Deutſchland bereits zu mächtig ſei, und dachte es von der Sonne weg, 
mehr in den Schatten zu drängen. Unſer Freund iſt er nicht geweſen. 
Er ſuchte ſeine politiſchen Freunde unter den Rivalen Deutſchlands, 
und es konnte wohl ſcheinen, als ginge das letzte Ziel ſeiner weit aus— 
blickenden Politik dahin, England, das er aus ſeiner „glänzenden Iſo— 
lierung“ hinausgeführt hatte, zum Mittelpunkt einer gegen Deutſchland 
gerichteten Koalition zu machen. Es iſt das nicht gleich in voller Deut— 
lichkeit zutage getreten. Die Politik, welche England nach der glücklichen 
Beendigung des Burenkrieges verfolgte, ging zunächſt dahin, die „smaller 
nations“ an England zu binden, dann richtete ſie ihre Spitze gegen 
Rußland. 

Die engliſch-japaniſche Allianz vom 30. Januar 1902 hat den 
ruſſiſch-japaniſchen Krieg erſt möglich gemacht und eine politiſche Lage 
geſchaffen, die es den Franzoſen klar machen mußte, daß eine Entente 
mit England für ſie wichtiger ſein könne als jene Allianz mit Rußland, 
deren Ausdehnung auf den fernen Oſten dem Grafen Lambsdorff 
ſchon 1902 in einigermaßen brüsker Form verweigert worden war. 
Port Arthur wurde bereits bombardiert, Marquis Ito hatte ſchon die 
Verwaltung Koreas übernommen und die Japaner ſtanden am Jalu, 
als der engliſch-franzöſiſche Vertrag vom 8. April 1904 unterzeichnet 
wurde. Immerhin behielt Frankreich ſo viel Eigenbewegung, daß es 
der ihrem Unheil entgegendampfenden ruſſiſchen Flotte eine beſchränkte 
Gaſtfreundſchaft gewähren durfte. Die volle Bedeutung der engliſch— 
franzöſiſchen Freundſchaft aber machte ſich vor und während des Marokko— 
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konfliktes geltend. König Eduard, der mit Herrn Delcalje eng befreundet 
war, und ihm auch nach ſeinem Sturze die Treue bewahrt hat, iſt in 
Unterſtützung der franzöſiſchen Anſprüche bis an die äußerſte Grenze 
gegangen, und nur der Tatſache, daß Deutſchland bereit war, einen 
Krieg zur Wahrung ſeiner Rechte auf ſich zu nehmen, iſt es zu danken, 
daß dieſer Krieg vermieden wurde. Die Behauptung Herrn Delcaſſeés, 
daß er für den Kriegsfall das Verſprechen eines engliſchen Bündniſſes 
erhalten habe, iſt unwiderlegt geblieben. Frankreich hätte dann gegen 
Deutſchland dieſelbe Rolle geſpielt, die Japan gegen Rußland zugefallen 
war. Das Meiſterſtück König Eduards aber war, daß er mit dem ruſſiſchen 
Delcaſſé, Herrn Iswolski, jenes Abkommen vom 31. Auguſt 1907 ver- 
einbarte, das die wunden Stellen im engliſchen Kolonial- und Intereſſen— 
gebiet auf aſiatiſchem Boden ſchloß und der ruſſiſchen Politik eine Wen— 
dung gab, die notwendig zu einem Konflikt mit Oſterreich-Ungarn und 
dadurch indirekt auch mit Deutſchland führen mußte. Auch hat die 
Gefahr nahe genug gelegen; daß ſie nicht Wirklichkeit wurde und dann 
aller Wahrſcheinlichkeit nach in einen Weltbrand ausmündete, iſt vor 
allem der zugleich entſchloſſenen und maßvollen Haltung Deutſchlands 
zu danken geweſen. Nun glauben wir nicht, daß ein europäiſcher Krieg 
in den Abſichten König Eduards gelegen hätte. Er war ſelbſt kein Kriegs— 
mann, ſondern — um wiederum den „Temps“ reden zu laſſen — „ami 
de la paix par goüt et par doctrine“, wohl aber war ſein Ziel eine Ein— 
ſchüchterung und Iſolierung Deutſchlands, was den Wünſchen der Wort— 
führer des engliſchen Imperialismus entſprach und, wäre es verwirklicht 
worden, den höchſten Jubel der engliſchen Nation erregt hätte. Auch 
die gegen die Ausführung unſres Flottenprogramms gerichtete Agitation 
trug einen ähnlichen Charakter und iſt auf die gleichen Motive zurück— 
zuführen. Es iſt bei einem Manne, wie König Eduard es war, völlig 
ausgeſchloſſen, daß er an das Geſpenſt einer von Deutſchland her ſeinem 
Volke drohenden Gefahr geglaubt hätte. Auch hat er unſres Wiſſens 
nie eine Außerung getan, die ſich dahin deuten ließe. Aber unzweifelhaft 
hätte das engliſche Volk es als einen hoch erwünſchten Erfolg des Königs 
betrachtet, wenn wir uns dazu verſtanden hätten, die Ausführung unſres 
Programms aufzugeben. 

Man kann die Frage wohl aufwerfen, ob die Lage Englands heute 
eine günſtigere iſt, als ſie es im Jahre 1901 war? Wir möchten fie nicht 
unbedingt bejahen. Zwar hat das rieſige Kolonialreich auch während 
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der letzten 9 Jahre, namentlich in Afrika, ſtetig an Umfang gewonnen, 
die Einflußſphäre in Aſien iſt weiter geworden, der Handel hat ſich 
neue Gebiete erſchloſſen, die Flotte — das Schwert Englands — iſt 
ſtärker als je vorher, nicht nur an Zahl, ſondern auch im Verhältnis zu 


allen übrigen Marinen der Welt, ungeheuere Kapitalien find in Unter- 


nehmungen auf fremdem Boden angelegt, in Argentinien allein zum 
Beiſpiel 400 Mill. Litr., England beſitzt ein Syſtem von Ganz- und Halb— 
Allianzen wie nie zuvor im ganzen Verlauf ſeiner Geſchichte, endlich, 
ſeine großen Kolonien ſind nie ſo reich und mächtig geweſen wie heute. 
Nebenher aber kommen politiſche Tatſachen in Betracht, welche auf dieſes 
glänzende Bild ihre Schatten werfen. Die japaniſche Allianz, welche 
zunächſt ſo greifbare Erfolge brachte, hat eine aſiatiſche Frage ins Leben 
gerufen, die vorher in ihren heutigen Erſcheinungsformen nicht beſtand. 
Der Nimbus der weißen Raſſe hat in erſtaunlicher Weiſe abgenommen, 
und davon wird England noch mehr betroffen als Rußland. Sollte 
es einmal Japan beikommen, ſich an die Spitze der aſiatiſchen Bewegung 
zu ſtellen, ſo läßt ſich die engliſche Stellung in Indien nicht drei Monate 
lang behaupten. In Agypten hat dieſe Bewegung ihren Reflex geltend 
gemacht, eine iſlamitiſche Frage beginnt aufzutauchen; in Südafrika iſt 
die Leitung der Politik in die Hände des holländiſchen Elements über— 
gegangen, d. h. gerade die Entwicklung hat ſich vollzogen, die England 
unmöglich machen wollte, als es den Burenkrieg auf ſich nahm; Kanada 
hat ſich handelspolitiſch vom Mutterlande emanzipiert und baut eine 
Flotte, die nicht unbedingt zu Englands Verfügung ſteht, endlich, die 
innere Entwicklung Englands zeigt uns eine überaus kritiſche Lage, die 
ſich noch dadurch verſchärft, daß das Verlangen Irlands nach voller 
Autonomie nie lebendiger geweſen iſt, als heute. Es ließen ſich noch 
mancherlei Momente anführen, die einem engliſchen Patrioten Sorge 
machen können. Scheinbar iſt die Macht Großbritanniens zu keiner Zeit 
größer geweſen, als da König Eduard ſeine Augen ſchloß; man könnte 
ſie mit der Stellung Rußlands beim Tode Kaiſer Alexanders III. ver— 
gleichen. Aber das Verhältnis der poſitiven und der negativen Kräfte 
iſt ſchwer abzuſchätzen. Wir haben von den poſitiven eine ſehr hohe Vor— 
ſtellung, aber gewiß würden ſie an Kraft und Wirkſamkeit um mehr als 
das Doppelte wachſen, wenn als negativer Faktor das törichte, durch 
nichts gerechtfertigte Mißtrauen gegen Deutſchland ſchwände und, wie 
wir vor neun Jahren wünſchten, „einem Nebeneinander und Miteinander 
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in ehrlicher gegenſeitiger Gleichſtellung“ Platz machen wollte. Daß 
die Regierung König Georgs V. zu dieſem Ergebnis führt, iſt unſer auf— 
richtiger Wunſch für England wie für uns. 

Wenn dieſe Zeilen unſeren Leſern zu Geſicht kommen, werden 
wir Mr. Rooſevelt als unſeren Gaſt in Berlin begrüßt haben. Er hat 
inzwiſchen halb Europa durchzogen und iſt überall nicht nur offiziell in 
außerordentlicher Weiſe gefeiert, ſondern auch als eine populäre Größe 
von dem ſpontanen Enthuſiasmus der Maſſen begrüßt worden. Daß 
dieſe Aufnahme dem Menſchen, nicht nur dem ehemaligen und vielleicht 
zukünftigen Präſidenten gilt, beweiſt wohl die Tatſache, daß, als 1877 
Ulyſſes Grant ſeine Rundreiſe durch Europa machte, er nicht annähernd 
in gleicher Weiſe geehrt worden iſt. Und doch war auch er ein ganzer 
Mann, der Held von Chatanooga und Richmond, der zweimal Präſident 
geweſen war, mit nicht geringer Ausſicht, noch ein drittes Mal ſeine 
Wohnung im Weißen Hauſe zu nehmen. Der Unterſchied zwiſchen ihm 
und Rooſevelt liegt wohl darin, daß dem letzteren nicht nur eine ſpezifiſch 
amerikaniſche, ſondern eine univerſale Bedeutung zukommt. Er hat, 
wie kein Amerikaner vor ihm, es verſtanden, die ethiſche Seite der 
Menſchheitsprobleme zu erfaſſen und zu vertreten, mit rückhaltloſer 
Offenheit und warmem Herzen. Das kombiniert ſich in ihm mit einem 
ſcharfen Blick für Realitäten und mit außerordentlicher Friſche und Be— 
weglichkeit des Geiſtes. Und das iſt es, was ihn überall ſo anziehend 
erſcheinen läßt. Für uns kommt noch die Tatſache hinzu, daß unſer 
Kaiſer ihm eine herzliche Zuneigung entgegenträgt, und daß der Name 
Rooſevelt in dauerndem Zuſammenhang mit unſrer Univerſität und 
mit dem ſo erfreulich regen wiſſenſchaftlichen Verkehr zwiſchen Deutſch— 
land und Amerika ſteht. So rufen wir ihm auch unſrerſeits ein herz— 
liches Willkommen entgegen! 

Mit dem Abſchluß der Stichwahlen in Frankreich am letzten Sonntag 
läßt ſich nunmehr ein vollſtändiges Bild des neuen franzöſiſchen Parla— 
ments gewinnen. Das Ergebnis war, wie wir es erwartet haben, die 
Beſtätigung der Tatſache, daß die Herrſchaft in Frankreich der radikal— 
ſozialiſtiſchen Partei gehört. Sie verfügt über die abſolute Majorität in 
der Kammer mit ihren 358 Stimmen, denen alle übrigen Parteien 
zuſammengenommen nur 303 Stimmen entgegenzuſetzen haben. Von 
dieſen ſind jedoch noch 99 Stimmen abzuziehen, von denen 78 den 
geeinigten Sozialiſten gehören, die unſern Sozialdemokraten entſprechen, 
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die übrigen den ſogenannten unabhängigen Sozialiſten. In Summa 
muß man daher mit einer weiteren Verſchiebung nach links rechnen, 
wie es in der parlamentariſchen Geſchichte Frankreichs uns in ſo außer— 
ordentlich charakteriſtiſcher Weiſe entgegentritt. Es iſt aber nicht undenk— 
bar, daß wir vor einem Wendepunkt ſtehen, da ſich bei den Wahlreden 
und in den Wahlprogrammen, die von den franzöſiſchen Zeitungen in 
voller Ausführlichkeit wiedergegeben werden, gezeigt hat, daß die öffent— 
liche Meinung des Landes mit großem Nachdruck auf eine Anderung des 
Wahlmodus dringt. Was man verlangt, iſt die représentation pro— 
portionelle, die Verhältniswahl, die auch den Minderheiten zu ihrem 
Recht verhelfen ſoll. Da nun mit Sicherheit zu erwarten iſt, daß der 
Präſident Herrn Briand mit der Neubildung des Miniſteriums betrauen 
wird, darf man annehmen, daß er bei der Wahl ſeiner Kollegen auf dieſe 
Stimmung Rückſicht nehmen wird. Wird dann bei den nächſten Wahlen 
nach dem neuen Syſtem gewählt, ſo könnte aus der heutigen Minderheit 
der 204 Nichtſozialiſten eine Mehrheit werden. Aber zunächſt iſt jene 
R. P. noch nicht angenommen, und dann müſſen 4 Jahre hingehen, 
ehe Neuwahlen erfolgen. Wer aber wagt es, jo weit voraus zu blicken. 

Die Kämpfe in Albanien dauern fort und die Nachrichten vom 
Kriegsſchauplatz lauten widerſpruchsvoll. Ruſſiſche Meldungen berichten 
von einem Siege der Albaner und von ihrem Vormarſch auf Ipek, die 
türkiſchen Nachrichten geben zwar die Schwierigkeiten der Lage zu, ſind 
aber optimiſtiſch. Am meiſten Beachtung ſcheint uns der Wiederhall 
zu verdienen, den die albanischen Ereigniſſe im bulgariſchen Regierungs- 
organ, dem „Prjäporetz“, gefunden haben. Wir geben den Text des 
Artikels nach der ruſſiſchen Überſetzung des „Golos Moskwy“ wieder: 

„Es braucht nicht verhehlt zu werden, daß die albaniſche Bewegung 
von der bulgariſchen Regierung mit beſonderer Aufmerkſamkeit be— 
obachtet wird. Wollten wir davon ſchweigen, ſo würden wir nur ſtärkeren 
Verdacht gegen uns hervorrufen. Unſere Regierung iſt allerdings mit 
der Löſung einer ganzen Reihe innerer Fragen beſchäftigt, aber ſie ver— 
folgt zugleich ſorgſam, was nicht allzuweit von der bulgariſchen Grenze 
geſchieht. Wir haben allen Grund anzunehmen, daß bei den energiſchen 
Maßregeln, welche die türkiſche Regierung ergriffen hat und zu ergreifen 
fortfährt, der albaniſche Aufſtand bald bezwungen ſein wird. Als gute 
Freunde der Türken wünſchen wir, daß das möglichſt bald geſchehe. 
Es iſt aber auch möglich, daß unſre Erwartungen ſich nicht rechtfertigen, 
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daß in der Nachbarſchaft Mazedoniens ein Krieg mit all den Opfern, 
Verwüſtungen und Greueln entbrennt, mit denen jeder Krieg verbunden 
iſt, vor allem aber der ſchrecklichſte aller Kriege, der Bürgerkrieg. Es 
iſt auch möglich, und das fürchten wir zumeiſt, daß infolge eines ſolchen 
Bürgerkrieges in unſerm Nachbarreiche, die Lage der bulgariſchen Be— 
völkerung in Mazedonien kritiſch wird. 

Wie ſoll in ſolchem Fall die bulgariſche Regierung ſich verhalten? 
Es liegt auf der Hand, daß ſie nicht teilnahmslos bleiben kann. In 
Berückſichtigung der Stellung, die Bulgarien einnimmt, und den Lebens— 
intereſſen Bulgariens Rechnung tragend, wird ſie reden müſſen. Sie 
wird mitſprechen müſſen, ſelbſt wenn die bulgariſche Bewegung den 
Charakter einer chroniſchen Wunde annimmt, die den Frieden auf dem 
Balkan bedroht und die Gefahr von außen her vergrößert. Bis dahin, 
d. h. ſolange ein ſolches Moment nicht eintritt — und wir wünſchen 
aufrichtig, daß es nicht geſchieht — können die bulgariſche Geſellſchaft 
und die bulgariſche Preſſe der Regierung nur ein Verhalten empfehlen, 
jenes Verhalten, das in der klaſſiſchen Warnung Ausdruck findet: caveant 
consules!“ 

Dieſer Ausfall macht, wie begreiflich iſt, in Rußland den übelſten 
Eindruck. Man fürchtet, daß dadurch die durch König Ferdinands Beſuch 
mühſam angebahnte bulgariſch-türkiſche Annäherung in die Brüche 
gehen könnte. Freuen wird man ſich in Konſtantinopel darüber jedenfalls 
nicht. Aber als Aufklärung über die natürlichen Grenzen der bulgariſchen 
Freundſchaft könnte jener offiziöſe Artikel nützlich werden. 

Mit großem Intereſſe haben wir das Referat über einen Vortrag 
geleſen, den Bernard Temple in der Zentral-Aſiatiſchen Geſellſchaft 
zu London gehalten hat. Lord Lamington, früher Gouverneur von 
Queensland und 1903—1907 von Bombay, präſidierte. 

Der Redner ging davon aus, daß in Perſien drei Bewegungen von 
unberechenbarer dynamiſcher Energie ſich geltend machen und bereits 
nach Indien, Arabien, der Türkei und Agypten hinüberfluten. Die 
erſte ſei die Noahtheorie vom Urſprung der Raſſen, die für Millionen 
von Mohammedanern den Charakter eines religiöſen Glaubens habe; 
die zweite ſtelle den Traum des Iſlam dar, die Glorie ſeiner Vergangen— 
heit wieder aufleben zu laſſen, die dritte betreffe Perſiens eigene Stellung 
in dem Schema der Weltpolitik. Perſien verſpreche in nicht zu ferner 
Zukunft der religiöſe Mittelpunkt für die Beſtrebungen des Iſlam zu 
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werden. Ein gutes Verhältnis zu Perſien jet daher ein wichtiger Faktor 
für die Dauer des britiſchen Reiches (ok Great Britains stability as an 
Empire). Die revolutionären Elemente in Indien ſeien faſt alle nicht 
mohammedaniſch, es wäre ſchlimm, wenn die Mohammedaner ſich ihnen 
anſchließen ſollten. In dieſer Hinſicht aber ſei die ruſſiſch-engliſche 
Konvention, die man bewundert und der man vertraut habe, von be— 
ſonders übler Wirkung geweſen. Nachdem er, Temple, 12 Monate 
lang durch Perſien gereiſt ſei, habe er ſich überzeugt, daß die Folge Miß— 
trauen, Übelwollen und Beſorgnis war. Er habe mit 300 Vertretern 
der öffentlichen Meinung des Landes geſprochen, ſie alle hätten ihm 
geſagt, durch das Abkommen mit Rußland habe England Perſien betrogen. 
Die Erbitterung gehe aber nicht darauf zurück, daß das Abkommen über— 
haupt ſtattgefunden habe, ſondern darauf, daß die Beſtimmungen jenes 
Abkommens nicht eingehalten wurden. Perſien wolle nicht mehr von 
den beiden Mächten, als daß ſie ihm geſtatten, ruhig an der eigenen 
Entwicklung zu arbeiten. Die zwei letzten Jahre aber hätten bewieſen, 
daß die Mächte die Unabhängigkeit Perſiens nicht erhalten, ſondern 
vernichten wollten, und daß ſie das Land verhindern, ſich ſelbſt zu refor— 
mieren. Perſien könne nicht fortſchreiten, weil es überall von Rußland 
behindert werde, das jeden Fortſchritt unmöglich mache. Bleibe es 
bei dieſem Kurs, ſo werde nach wenigen Jahren Perſien überhaupt nicht 
mehr in der Lage ſein, ſich aufzurichten. Dann aber werde eine fremde 
Intervention die Folge ſein, und das bedeute das Ende aller perſiſchen 
Beſtrebungen. 

Wir bedauern, daß uns der volle Text dieſes Vortrages nicht zu— 
gänglich war. Da Lord Lamington Unioniſt iſt, gibt er uns wohl den 
Standpunkt der Oppoſition, aber wir glauben, daß auch Sir Edward 
Grey unter den Konſequenzen dieſes Abkommens ſeufzt. Tatſache iſt 
jedenfalls, daß den Engländern die Anweſenheit ruſſiſcher Truppen 
höchſt peinlich iſt, wie die wiederholten Anfragen im Parlament bewieſen. 
haben, während anderſeits die öffentliche Meinung in Rußland auf 
raſches und energiſches militäriſches Vorgehen drängt, und die unſichere 
Haltung des Miniſters des Auswärtigen nicht verſteht. In der Tat, 
er wird nach zwei divergierenden Richtungen gezerrt, und man kann ſich 
in ſeine peinliche Lage wohl hineindenken. 

Eine ungeheures Aufſehen machende Entdeckung hat die Senatoren— 
reviſion des Generals Neidhardt gebracht. Eine Hausſuchung bei dem 
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Oberſten Akimow, Chef der 1. Abteilung der Intendanturverwaltung 
und nächſtem Mitarbeiter des Hauptintendanten General Schuwajew, 
hat zur Auffindung von Dokumenten geführt, aus denen ſich ergibt, daß 
Akimow der eigentliche Chef einer organiſierten Bande war, welche die 
Regierung ſyſtematiſch ausplünderte. General Schuwajew, der ihm 
blind vertraute, hatte ihm, was nicht ohne eine gewiſſe Komik iſt, die 
Reform des Intendanturweſens übertragen. Durch die Hände Akimows 
gingen alljährlich Lieferungen im Werte von 70 Millionen Rubel. 

Der „G. M.“ knüpft daran die folgende Betrachtung: 

„Die Senatorenreviſionen haben ein entſetzliches Bild des Raub— 
ſyſtems der Intendantenwirtſchaft aufgedeckt. Man hat Rußland aus— 
geplündert, die Armee „ausgezogen“ und jeden, der mit der Intendantur 
in Berührung kam, korrumpiert. Die Lieferanten für die Intendantur 
verloren ſchnell das Gefühl der Pflicht dem Vaterlande gegenüber und 
das Gefühl der Verantwortlichkeit vor dem Geſetz. Eine ſolche Lage 
konnte nur entſtehen und herrſchen, wenn diejenigen, welche die Leitung 
in Händen hatten, ſie begünſtigten oder mindeſtens duldeten. Es wurde 
ja nicht einfach geraubt, ſondern es war ein Syſtem. In der Geſellſchaft 
wußte man es längſt. Man entrüſtete ſich und hörte ſchließlich ſogar 
auf ſich zu entrüſten. Und deshalb iſt man heute über die Enthüllungen 
der Senatoren nicht erſtaunt, ſondern erfreut. Das iſt nicht Leicht— 
fertigkeit, ſondern ein Seufzer der Erleichterung, und jetzt erwartet die 
gequälte Geſellſchaft, daß das ganz Rußland umfaſſende Raubſyſtem 
der Intendantur dies mal von Grund aus zerſtört werde. Wir jagen 
diesmal, denn bisher hat eine ſolche Hoffnung ſtets getäuſcht.“ 

Das wird an dem Prozeß illuſtriert, der den diebiſchen Intendanten 
des Türkenkrieges 1877/78 im Jahre 1882 gemacht wurde. Es kam 
nichts dabei heraus, und ähnlich iſt es nach allen Kriegen geweſen, die 
Rußland geführt hat. Die Verſuchung war zu groß und die Tradition, 
daß die Krone beraubt werden dürfe, zu alt. In kleinen Dingen gilt 
dieſe Tradition noch heute faſt allgemein, und es ſcheint uns ſehr opti— 
miſtiſch, wenn nun erwartet wird, daß die einmalige große Säuberung 
die hergebrachte Auffaſſung beſeitigen wird. Was Rußland fehlt, iſt 
ein ſicheres Rechtsgefühl. Der Staat als ſolcher hat nie Anſtand ge— 
nommen, verbürgtes Recht zu brechen. Das zeigt die Geſchichte aller 
Fremdvölker, die in den Beſtand des Reiches aufgegangen ſind. Er— 
worbene Rechte aber ſind Eigentum, wie andres Eigentum auch. Wer 
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die einen verletzt, kann nicht darauf rechnen, daß das andre re— 
ſpektiert wird. i a 

Über die ruſſiſch-japaniſche Verſtändigung bringt der „Golos 
Moskwy“ vom 8. Mai die folgende wichtige Korreſpondenz aus Charbin: 

„In Charbin hat ein Ereignis ſtattgefunden, an deſſen Möglichkeit 
noch vor ſehr kurzer Zeit niemand geglaubt hätte. Auf einer Verſamm— 
lung im Lokal der Charbiner Börſe haben ſich Vertreter der ruſſiſchen 
Garniſon, des ruſſiſchen Generalkonſulats, der Eiſenbahn, der Stadt— 
verwaltung, der Banken, des Börſenvereins, der größten Kaufmanns— 
firmen, der gelehrten Geſellſchaften und aller Organe der Preſſe ſowie 
zahlreiche Perſonen, die ſympathiſch dazu ſtanden, verſammelt, um ihre 
Freundſchaftshand den 40 Vertretern der japaniſchen Kolonie entgegen— 
zuſtrecken und ihnen zu ſagen, daß alles Vergangene jetzt vergeſſen ſei, 
und daß man in Zukunft Hand in Hand mit den Feinden von geſtern 
gehen müſſe, gegen den Feind von heute und morgen — gegen China. 

Das war der Sinn der an dieſem Tage in Charbin gegründeten 
Geſellſchaft, die den beſcheidenen Namen „ruſſiſch-japaniſche Geſellſchaft“ 
ait e Auf die Chineſen hat die Begründung dieſer Ge— 
ſellſchaft einen überwältigenden Eindruck gemacht. Eine Wolke von 
Denunziationen und ſorgenvollen Anfragen flog nach Peking. Man 
muß erwarten, daß ſich im geſamten fernen Oſten ein Lärm erheben 
wird, deſſen Echo auch nach Europa dringen muß.“ 

Das ſollte uns nicht wundern, aber wir verſtehen nicht recht, welchen 
Vorteil Rußland aus einem neuen Konflikt im fernen Oſten ziehen kann, 
da die Früchte nicht ihm, ſondern Japan zufallen müſſen. Denn Japan 
iſt auf dieſem Boden nicht nur die bei weitem erfahrenere, ſondern auch 
die ſtärkere Macht. 


14, Mai 1910. Die Duma nimmt die gegen Finnland gerichteten Geſetzesvorlagen an. 
16. Mai. Generaloberſt v. d. Goltz trifft in Argentinien zur Zentenarfeier ein. 
17. Mai. Abreiſe Kaiſer Wilhelms nach London. 


18. Mai 1910. 

Eine Rooſevelt woche liegt hinter uns. In der Tat hat die 
außerordentliche Perſönlichkeit des Mannes, der noch vor kurzem das 
Haupt eines der mächtigſten Staaten der Welt war, in dieſen Tagen 
mehr als alles andre die allgemeine Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen. 
Der Eindruck, den er hinterlaſſen hat, läßt ſich wohl dahin zuſammen— 
faſſen, daß alle, die Gelegenheit hatten, ihn kennen zu lernen, und das 
waren naturgemäß nicht viele, ein Verſtändnis dafür gewannen, daß 
Rooſevelt ſo überaus faſzinierend auf die Pſyche ſeiner Landsleute 
einwirkt. Die gedrungene Geſtalt mit dem mächtigen Nacken, ein Kopf, 
der im Profil an Ernſt v. Wildenbruch erinnert, voll geſehen eben nur 
Rooſevelt zeigt, überaus lebendig im Ausdruck, wenn er ſpricht und ſeine 
Worte durch eine ungewöhnlich beredte Geſtikulation begleitet und 
gleichſam illuſtriert, energiſche aber nicht haſtige Bewegungen, das gibt 
in ſeiner Summe ein Bild, das, einmal geſehen, nicht wieder vergeſſen 
wird. Nichts in ihm erinnert an die feinen Diplomaten- und Gelehrten— 
köpfe, wie wir ſie als Vertreter der Vereinigten Staaten in Politik und 
Wiſſenſchaft kennen gelernt haben, man möchte eher an einen Volks— 
tribunen denken, und ſelbſt in den Reden, die er in Paris und Berlin 
vor einem auserwählten Kreiſe gehalten hat, ſpricht er im Grunde wie 
vor einer Volksverſammlung, weit über den Kreis ſeiner Zuhörer hinaus, 
höchſt populär, mit der nicht zu verkennenden Abſicht verbunden, für 
ſeine Gedanken und Überzeugungen zu wirken. Der Grundton ſeiner 
Reden wird durch ethiſche Maximen beſtimmt, die ſein Weſen ſo durchaus 
erfüllen, daß ſie in mannigfaltiger Form ſtets wiederkehren, man könnte 
lie alle zuſammenfaſſen als eine Predigt zur Mannhaftigkeit. Dazu 
kommt eine Begeiſterungsfähigkeit, ein an Thomas Carlyle erinnernder 
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Heroenkultus, das Bedürfnis, an die guten Seiten im Menſchen zu 
appellieren, kurz eine Fülle pädagogiſcher Kräfte. 

Bei alledem wäre unſer Bild unvollſtändig ohne den Hinweis auf 
das ihm innewohnende Bedürfnis, ſeine Überzeugungen und Gedanken 
in Taten umzuſetzen. Seine ganze Natur verlangt nach Aktion, körper— 
licher, geiſtiger, politiſcher. Seine Erlebniſſe in Kriegs- und Jagdaben— 
teuern beweiſen die eine Seite dieſer Anlage, ſeine umfaſſende ſchrift— 
ſtelleriſche Tätigkeit die zweite, die Geſchichte ſeiner Leiſtungen als 
Staatsmann die dritte. Wahrſcheinlich wird, wenn wir von den nächſten 
Mitarbeitern Rooſevelts abſehen, niemand dieſe letzte Seite ſeines 
Weſens beſſer kennen gelernt haben als Kaiſer Wilhelm, der ſeit jenem 
14. September 1901, da Rooſevelt die Erbſchaft Mestinleys als Präſident 
der Vereinigten Staaten übernahm, fortdauernd in regem, immer 
perſönlich-freundſchaftlicher werdendem Verkehr mit ihm geſtanden hat. 
Die Herzlichkeit Sr. Majeſtät im Verkehr mit ſeinem „Freunde Rooſevelt“ 
hat vor aller Welt Zeugnis abgelegt für den Charakter dieſer Beziehungen. 

Nun iſt ſchon lange vor der Begegnung in Berlin die Frage auf— 
geworfen worden, wieweit der Rundreiſe des ehemaligen Präſidenten 
durch Europa, und ſpeziell ſeinem Aufenthalt auf deutſchem Boden, 
politiſche Bedeutung beizumeſſen iſt. Man ſprach davon, das 
Ziel der Reiſe ſei, für den Gedanken einer Abrüſtung oder doch einer 
Herabſetzung der Rüſtungen einzutreten, und es hätte des entſchiedenen 
Dementis nicht bedurft, das Rooſevelt dieſen abenteuerlichen Gerüchten 
entgegenſetzte, um ihre völlige Grundloſigkeit zu erweiſen. Mr. Rooſe— 
velt iſt Privatmann und hat eine politiſche Miſſion erſt dadurch erhalten, 
daß Präſident Taft ihn beauftragte, als außerordentlicher Geſandter 
bei den Feierlichkeiten der Beſtattung König Eduards zu fungieren. 
Nichts aber liegt ihm ferner, als ſich zum Agenten der Utopiſten des 
ewigen Friedens herzugeben; das bezeugen ſeine Schriften wie ſein 
ganzes Leben, und man ſollte doch nicht vergeſſen, daß er es iſt, dem die 
Vereinigten Staaten es zu danken haben, daß ſie heute wieder über eine 
mächtige Flotte verfügen können. Endlich hätte, wenn Rooſevelt ſeinen 
perſönlichen Einfluß nach dieſer Richtung geltend machen wollte, ihn 
ſein Weg zunächſt nach England und erſt darauf nach Deutſchland führen 
müſſen. Denn die einzige Gefahr, die dem Frieden in Europa und 
damit dem Weltfrieden droht, liegt in den krankhaften Übertreibungen 
des engliſchen Imperialismus. 
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Sie ſind uns neuerdings wieder in einem Artikel der „National 
Review“: „Die wahre Kriſis“ aus der Feder von H. W. Wilſon draſtiſch 
genug entgegengetreten. Die wahre Kriſis iſt nämlich wiederum die 
Wehrloſigkeit Englands vor einem drohenden deutſchen Überfall. Wilſon 
verlangt die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in England — was 
auch wir empfehlen, da dann mit voller Sicherheit anzunehmen iſt, daß 
England ebenſo friedfertig geſinnt würde, wie Deutſchland es iſt — aber 
er verlangt es nur, weil er erſt danach der Bundesgenoſſenſchaft Frank— 
reichs und Italiens () ſicher zu ſein glaubt, und bringt alle die alten 
Verdächtigungen und Verleumdungen wieder vor, die wir zum Überdruß 
ſeit Jahr und Tag gehört haben. Dieſe ſteten Wiederholungen, daß 
Deutſchland über das „wehrloſe“ England herfallen wolle, ſind nach— 
gerade beleidigend geworden, und wir würden uns ſchämen, von unſerem 
Vaterlande mit ſo geringer Zuverſicht zu reden, wie Mr. Wilſon es von 
dem ſeinigen tut. Was aber berechtigt ihn, uns eine Seeräuberpolitik 
zuzumuten, für welche die Beiſpiele nicht in unſerer Politik zu 
ſuchen ſind, und wie vereinbart er es mit ſeinem nationalen Selbſtgefühl, 
wenn er ſich nicht ſicher fühlt, ſobald nicht zwei engliſche Schiffe gegen 
jedes neue deutſche vom Stapel gelaſſen werden? Es iſt, in Anbetracht 
der ſchon jetzt beſtehenden ungeheuren numeriſchen Überlegenheit der 
engliſchen Flotte (55 Linienſchiffe gegen 24 deutſche, 38 Panzerkreuzer 
gegen 8, 35 große geſchützte Kreuzer gegen 6, 37 kleine geſchützte Kreuzer 
gegen 23, 204 Torpedofahrzeuge gegen 87 deutſche im Mai 1909) un— 
begreiflich, daß eine große Nation, wie es die engliſche iſt, ihren Wort— 
führern geſtatten kann, mit ſolchem Kleinmut vor die Offentlichkeit zu 
treten, wenn man nicht etwa annehmen muß, daß aggreſſive Pläne — 
zu denen ja mehr als einmal engliſche Staatsmänner ſich bekannt haben — 
dahinter ſtecken. Wir verkennen die exponierte Stellung des britiſchen 
Reiches keineswegs, aber wenn es an vielen Stellen bedroht iſt, ſo gibt 
es eine, an der es abſolut ſicher iſt, und das iſt das europäiſche Groß— 
britannien. Auch braucht England nur die entſprechenden diplomatiſchen 
Schritte zu tun, um eine vertragsmäßige Garantie dieſer Stellung 
gerade von der Macht zu erhalten, deren Angriff es zu fürchten vorgibt. 

Was aber die Gefährdung anderer Punkte des britiſchen Reiches 
betrifft, ſo iſt ſie faſt überall auf verhängnisvolle Fehler der engliſchen 
Politik oder auf den rückſichtsloſen Egoismus engliſcher Kaufleute zurück— 
zuführen, die der Verſuchung, ein großes Geſchäft zu machen, auch da 
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nicht widerſtehen können, wo ſie die engliſche Politik direkt ſchädigen. 
Der Burenkrieg hat ſeinerzeit ein Beiſpiel dafür gegeben, einen neuen 
Beleg bringt der durch Perſien gehende Waffenhandel nach 
Afghaniſtan und Indien. Unter dem Pſeudonym Aſiaticus 
werden dafür die Beweiſe im Maiheft der „National Review“ erbracht. 
Als Auſtralien und Neuſeeland das Martinigewehr abſchafften, um ſich 
neu zu bewaffnen, wurden die alten Gewehre nach England verkauft 
und von dort, wahrſcheinlich über Maskat, nach Afghaniſtan geſchmuggelt. 
Da die auſtraliſche Regierung zu lächerlich niedrigen Preiſen verkauft 
und die Afghanen jeden Preis zahlen, der verlangt wird, iſt das Geſchäft 
ein glänzendes. 

„Man nimmt an,“ ſchreibt Aſiaticus, „daß im Jahre 1908 nicht 
weniger als 23 000 brauchbare Flinten die indiſchen Grenzſtämme 
erreichten, und daß ein weiterer Beſtand von gegen 50 000 Flinten 
unter die Stämme während der Transportſaiſon 1909 verteilt wurden. 
1908—9 wurde die ungeheure Zahl von 85 820 Flihten in Maskat 
gelandet, von denen 43 200 Martinis aus Belgien und 25 600 aus 
Großbritannien kamen. 1907-08 war die Zahl noch größer. Dieſe 
Flinten ſind, was nicht überſehen werden darf, für den praktiſchen Ge— 
brauch den modernſten Waffen unſerer eigenen Truppen gleichwertig. 
In den bergigen Gebieten der Grenzſtämme iſt die größere Tragweite 
des Lee-Enfield-Gewehrs nur ſelten ein Vorteil, und die Martinikugel 
verwundet gefährlicher. Dazu berichtet der „Pioneer“ letzten Dezember, 
daß „Martinigewehre zu Zehntauſenden“ die Grenzſtämme und Afgha— 
niſtan erreicht haben. Inzwiſchen aber haben wir, was unglaublich 
klingt, erlaubt, daß aus England große Maſſen Patronen mit explo— 
dierenden Kugeln exportiert wurden, obgleich wir nicht geſtatten, 
daß unſere eigenen Truppen ſie führen und obgleich das Völkerrecht 
den Gebrauch verbietet. Das allgemeine Ergebnis des Waffenverkaufs 
iſt, daß während der Beſitz einer Flinte früher der beneidete Vorzug 
einzelner in den Grenzdiſtrikten war, jetzt jedermann ſich mit einem 
Präziſionsgewehr bewaffnet. Der Preis der Gewehre iſt mit bedeut— 
ſamer Schnelligkeit gefallen. Vor 3 Jahren war der Durchſchnittspreis 
eines Martini an der Grenze 30 Litr., der eines Magazingewehres 
80 Eſtr., jetzt iſt der Marktpreis 8—9 Lſtr. Auch dabei iſt der Profit ein 
ungeheurer, da man in England das Martinigewehr mit 30 bis 24 Sh. 
bezahlt. Munition hat ebenfalls in ſcheinbar unbegrenzter Menge 
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den Weg zur indiſchen Grenze gefunden, und Patronen, für die man 
früher 2 Pence das Stück zahlte, ſind jetzt vier für einen Penny zu 
haben. Maskat hat 1908—1909 nicht weniger als 12½ Millionen 
Patronen abgenommen. Waffen und Munition ſind ſo reichlich vor— 
handen, daß das Stehlen von Flinten aus unſren Grenzpojten ganz 
aufgehört hat. Es lohnt den Grenzdieben nicht mehr, ihr Leben daran 
zu ſetzen.“ 

Aſiaticus macht dabei der franzöſiſchen Regierung den Vorwurf, 
daß ſie nicht, wie ſie wohl könnte, dem Sultan von Oman den Import 
von Waffen nach Maskat verbiete. (The persistence with which France 
protects this shameful traffic is a turning disgrace to the French nation, 
though not more disgraceful than the facilities given to it in England.) 
Das klingt ſehr bitter, aber der Nachdruck muß doch auf den Nachſatz 
fallen; England hat doch kein Recht zu erwarten, daß die Franzoſen 
britiſch-patriotiſcher ſind als ſie ſelbſt, und endlich iſt es ohne jede Aus— 
nahme engliſche Kaufmannsregel geweſen, vor und während eines 
Krieges beiden Parteien Waffen zu liefern. Zwiſchen Afghaniſtan und 
England herrſcht Friede und Freundſchaft, und ſollte der Emir einmal 
Krieg führen, ſo könnten ſeine Waffen ſich eher gegen Rußland als gegen 
England richten. 

Aſiaticus macht zum Schluß ſeiner Ausführungen noch darauf auf— 
merkſam, welche Gefahr dieſe bewaffnete Nachbarſchaft für den Fall 
eines indiſchen Aufſtandes — denn von dieſer Möglichkeit wird immer 
mehr geſprochen — bedeuten könnte! An die Möglichkeit glauben auch wir. 
Nur ſcheint ſie uns ferner zu liegen als man in England annimmt. Hat 
das Bündnis mit Japan den Anſtoß zu dem neuen aſiatiſchen Selbſt— 
bewußtſein gegeben, ſo iſt es zugleich — ſolange es währt — eine Aſſe— 
kuranz für England. Es iſt daher ſchwerlich anzunehmen, daß ein indiſcher 
Aufſtand vor 1915 zum Ausbruch kommen ſollte. Alles wird dann von 
den Bedingungen abhängen, unter denen Japan bereit ſein wird, ein 
neues Bündnis mit England zu ſchließen. Garantiert es ihm, wie 1905 
für den Zeitraum von 10 Jahren geſchah, wiederum ſeine ſüdaſiatiſche 
Stellung, ſo hat es keine Not, andernfalls aber wird aller Wahrſcheinlich— 
keit nach England allerdings um Behauptung ſeiner indiſchen Stellung 
kämpfen müſſen. Dann aber könnte für die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika die Gefahr Wirklichkeit werden, die General Homer Lea in 
ſeinem ausgezeichneten Buch: The Valor of ignorance (New York 
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and London. Harper & Brothers 1909), jo überaus anſchaulich und über- 
zeugend geſchildert hat. Wir möchten die Gelegenheit nicht vorüber— 
gehen laſſen, um diejenigen unſerer Leſer, die ſich für die ernſten Probleme 
des pazifiſchen Ozeans und ſeiner Küſten intereſſieren, darauf hin— 
zuweiſen, daß hier ein Kenner erſten Ranges ſpricht, der zugleich von hoher 
ſittlicher Warte aus Menſchen und Verhältniſſe beurteilt. Es ſpricht 
etwas vom Scharnhorſt-Clauſewitzſchen Geiſt aus ihm, und auch da, 
wo man ihm nicht meint zuſtimmen zu können, flößt ſeine Anſicht Reſpekt 
ein. Was aber den Schutz betrifft, den die Tripel-Entente England 
gewährt, ſo mißt ihr Waverly in einem ſeiner geiſtreichen Artikel über 
das „unbekannte England“ die Bedeutung bei, die ein Sonnenſchirm bei 
ſchönem Wetter hat. 


Eine intereſſante Statiſtik der franzöſiſchen Wah- 
hen, die unſere Ausführungen vor 8 Tagen ergänzt, bringt der „Temps“. 
Die Miniſter und Staatsſekretäre des Kabinetts Briand ſind alle wieder— 
gewählt worden, von den 17 ehemaligen Miniſtern, die zur letzten 
Kammer gehörten, ſind Berteaux, Briſſon, Caillaux, Clemenceau, 
Delcaſſé, Etienne, Jonnart, Pelletan, Jules Roches, Siegfried wieder— 
gewählt worden. Von den Unterlegenen iſt der bekannteſte Doumer. 
Von der Akademie françaiſe wurden gewählt: Maurice Barres, Paul 
Deschanel, de Mun. 100 Abgeordnete ſind Grundbeſitzer, 120 Advo— 
katen, 50 Arzte, 44 Journaliſten, 17 Militärs, 13 hohe Beamte, 11 In⸗ 
genieure ujw. Die Kammer wird Mittwoch, den 1. Juni, zuſammen— 
treten. 


Es iſt uns aufgefallen, daß in letzter Zeit der „Temps“ wieder ſehr 
peſſimiſtiſch über Mulay Hafids Stellung und Abſichten 
ſpricht. Beides iſt falſch und ſcheint auf den Arger Herrn Tardieus 
zurückzugehen, daß ſich mit dem jetzigen Sultan das Spiel nicht weiter— 
führen läßt, dem der vorige Sultan zum Opfer fiel. Mulay Hafid 
ſcheint vielmehr ſeiner Stellung vollkommen gewachſen zu ſein und wird, 
wenn wir uns richtig orientiert haben, auch in nächſter Zukunft die Frage 
der Anleihe zu allſeitiger Zufriedenheit in Ordnung bringen. Herr 
Tardieu findet aber, daß der Weg zwiſchen Lipp' und Bechersrand, 
zwiſchen Verſprechen und Taten gar zu weit iſt, und will durchaus nicht 
verſtehen, weshalb Herr Pichon mit Sultan und Machjen ſoviel Um- 
ſtände macht. 
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Aber offenbar will der Leitartikler des „Temps“ möglichſt bald mit 
Marokko ein Ende machen. Er meint, man habe früher von einem „empire 
qui croule“ geſprochen, während es ſich doch um ein „empire a naitre‘ 
handle, was wohl nicht anders zu verſtehen iſt, als daß Marokko empire 
francais werden ſoll, und zu allem Überfluß noch durch die weitere 
Behauptung beſtätigt wird, daß Marokko dank dem deutſch-franzöſiſchen 
Abkommen von 1909 „est sorti du terrain international“. Wir verſtehen 
durchaus nicht, worauf eine ſolche Behauptung ſich fundiert. In dem 
Vertrage vom 9. Februar, der den Vertrag von Algeciras nicht aufhebt, 
verpflichtet ſich Frankreich zur Aufrechterhaltung der Integrität und 
Unabhängigkeit des Scherifiſchen Reiches und zur Sicherung der ökonomi— 
ſchen Gleichheit, ſo daß die Intereſſen unſeres Handels und unſerer 
Induſtrie nicht geſchädigt werden, wogegen wir anerkannt haben, daß 
die beſonderen politiſchen Intereſſen Frankreichs mit der Aufrechterhal— 
tung des Friedens und der Ordnung im Innern verknüpft ſind. Das 
iſt eine Auslegung, nicht eine Beſeitigung der Beſtimmungen von 
Algeciras, und die Integrität und Unabhängigkeit des Scherifiſchen 
Reiches ſteht nach wie vor unter dem Schutz internationalen 
Rechts. 

Im übrigen ſind wir der Meinung, daß Herr Pichon in der marokka— 
niſchen Frage korrekt und vorſichtig vorgegangen iſt und an den Extra— 
vaganzen des „Temps“ keinen Anteil hat. Sie ſind zudem bei der 
Erregung, die in der iſlamiſchen Welt jetzt unzweifelhaft im Steigen iſt, 
nicht ungefährlich. Wir haben dafür ganz kürzlich einen intereſſanten 
Beleg in dem „Lagos Weekly“ vom 26. März gefunden. Unter der 
Überschrift: „Iſlam in Afrika“ berichtet er: Dr. Kamm hat kürzlich 
eine Reiſe vom Niger zum Nil gemacht und unterwegs die religiöſen 
Phänomena und Probleme dieſer Gebiete ſtudiert. Was ihm am meiſten 
auffiel, war die große und ſchnelle Ausbreitung des Slam. Fünf Jahr- 
hunderte lang hat es in Afrika ſteten Krieg zwiſchen Mohammedanern 
und Heiden in Adamawa, Kordofan und im Tal des Schari gegeben. 
Dieſer Krieg hat jetzt ein Ende gefunden, und mohammedaniſche Kauf— 
leute und Miſſionare durchziehen jetzt friedlich jeden Teil des Kontinents. 
Die Neger fallen dem Iflam leicht zu und der Konvertit wird gewöhnlich 
ein leidenſchaftlicher Propagandiſt. Dr. Kamm kommt zum Schluß, 
daß ein Proſelytismus in geometriſcher Progreſſion ſich feſtſtellen laſſe. 
Es werde, meint er, mit der Bekehrung ganz Afrikas zum Slam enden, 
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nur den äußerſten Süden, Teile von Britiſch-Oſtofrika und Abeſſinien 
ausgenommen. Wenn das geſchehe, gebe es einen beunruhigenden 
Ausblick in die Zukunft für alle Gebiete auf dem Kontinent. Eine 
Fackel, die an einem Ende des moslemiſchen Afrika angezündet werde, 
könne eine Flamme erregen, die bis zum anderen Ende reiche, und eine 
Inſurrektion des Kontinents werde ſchwer niederzuwerfen ſein. 

Beiläufig bemerkte Dr. Kamm, daß es nur noch zwei Straßen 
gebe, auf welchen ein vorteilhafter Sklavenhandel geführt werde — vom 
weſtlichen Sudan nach Mekka und vom Zentral-Sudan nach Marokko. 
Die engliſche Regierung könnte ſchon jetzt den erſten Weg ſperren, da er 
durch britiſches Territorium führt, den zweiten nur durch Okkupierung 
des Territoriums des widerlichen Sultans von Darfur.“ 

Auf der Balkanhalbinſel ſcheint erfreulicherweiſe der Auf— 
ſtand der Albaner infolge der ſchweren Schläge, welche ihnen die türkiſche 
Armee beigebracht hat, dem Erlöſchen nahe zu ſein. Dagegen hat ſich 
die kretiſche Frage und mit ihr die der türkiſch-griechiſchen Beziehungen 
wieder zugeſpitzt, ſeit die chriſtlichen Kreter dem Könige von Griechen— 
land den Treueid geleiſtet haben. Die Schutzmächte, deren Verlegen— 
heiten allgemach einen grotesken Charakter annehmen, behaupten, daß 
dadurch der status quo nicht verletzt ſei, da die Kreter bereits früher 
einmal dem Könige geſchworen hätten. Damals aber ſprachen ſie auch 
die Vereinigung der Inſel mit dem Königreich aus, und beides wurde 
gleichzeitig für ungültig erklärt. Da liegt für die Kreter der Schluß nahe, 
daß die Mächte auch die Wiederholung des Anſchluſſes an Griechenland 
für keine Verletzung des status quo erklären würden. Daß die Türken 
dieſe Logik nicht mitmachen wollen und von den Mächten eine Definition 
des Begriffs status quo wünſchen, kann unter dieſen Umſtänden nicht 
befremden. Von dem Iswolskiſchen Plan des Balkanbundes iſt es 
inzwiſchen ganz ſtill geworden. Die Schwierigkeiten müſſen doch größer 
ſein, als er angenommen hat. 

Imfernen Oſt en ſcheint der Abſchluß eines ruſſiſch-japaniſchen 
Bündniſſes — trotz aller Dementis — und die Annexion Koreas durch 
Japan unmittelbar bevorzuſtehen. So wenigſtens muß man nach den 
Berichten und Betrachtungen der ruſſiſchen Zeitungen ſchließen. 


20. Mai 1910. Beſtattung König Eduards VII. 
Auf Venizelos' Antrag wird den kretiſchen Mohammedanern der Zutritt zur National» 
verſammlung in Kanea verweigert. 

25. Mai. Zirkularnote der Pforte in kretiſchen Angelegenheiten. Rücktehr Kaiſer Wilhelms nach 
Berlin. 


25. Mai 1910. 

Die traurigen Feierlichkeiten in London haben ihr Ende gefunden. 
Alle die zahlreichen Gäſte, die als Leidtragende erſchienen waren, unter 
ihnen der nächſte feſtländiſche Verwandte König Eduards, unſer Kaiſer, 
haben die Heimreiſe angetreten, und allmählich wird nun auch in England 
das Alltagsleben in Staats- und Privatintereſſen ſein Recht fordern. 
Eine hochgradige Gemütsanſpannung kann naturgemäß nicht lange 
anhalten, aber ſie kann eine Nachwirkung hinterlaſſen, ſie kann zu einer 
neuen Richtung der Gedanken derjenigen führen, welche den Gang der 
politiſchen Ereigniſſe, wenn nicht beſtimmen, ſo doch ſtark beeinfluſſen, 
und das ſcheint, im Augenblick wenigſtens, der Fall zu ſein. Wir haben 
mit großer Genugtuung die freundſchaftlichen und anerkennenden 
Außerungen der engliſchen Preſſe verfolgt, die Kaiſer Wilhelm gewidmet 
waren. Unzweifelhaft hat ſein ganzes Weſen, die Aufrichtigkeit ſeiner 
Trauer, die Herzlichkeit, die er König Georg in dieſen ſchweren Tagen 
entgegentrug, was von ſeinen Außerungen bekannt geworden iſt, einen 
tiefen Eindruck gemacht. Er ſcheint darin zu gipfeln, daß man empfunden 
hat, wie unſinnig es iſt, dieſem Manne den Gedanken unterzulegen, 
einmal über das überraſchte England herzufallen. Vielleicht war 
es auch der andere Gedanke: wie wertvoll eine bisher ſtets 
zurückgewieſene tatkräftige Freundſchaft ſein könnte, der ſich 
unwillkürlich aufgedrängt hat. Denn beides ſteht in innerem 
Zuſammenhang. Wie ſollte nicht der, den man zu Unrecht für 
einen Feind gehalten hat, als Freund erwünſcht ſein, ſobald dieſe 
Erkenntnis zum Durchbruch kommt? Die Streitaxt ſcheint begraben, 
und gewiß werden nicht wir es ſein, die ſie wieder hervorholen. Wir 
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haben an dieſer Stelle immer wieder, jeit langen Jahren darauf hin— 
gewieſen, daß die Intereſſengegenſätze, welche uns als natürliche Urſache 
der feindſeligen Haltung der öffentlichen Meinung Englands vorgeführt 
wurden, künſtlichen Konſtruktionen, nicht Realitäten entſprechen, ſobald 
der ehrliche Wille vorhanden iſt, des falſchen Scheins Herr zu werden, 
und ſobald das Mißtrauen ſchwindet, dem jeder Erfolg des andern Teils 
als eine Minderung und Gefährdung der eigenen Weltſtellung erſcheint. 
Wie oft iſt von deutſcher Seite gerade das hervorgehoben worden, 
was uns verbindet: das Blut in unſeren Adern, die Gemeinſchaft unſeres 
wiſſenſchaftlichen Denkens, unſeres moraliſchen und dichteriſchen Emp— 
findens; der lebendige Sinn für die Natur und das gleiche Beſtreben, 
die Rätſel zu löſen, die ſie dem menſchlichen Geiſte ſtellt, die gleiche 
Freude an Beherrſchung der Elemente und an Erſchließung der Welt, 
endlich das entſchloſſene Feſthalten am monarchiſchen Gedanken, der 
nirgend in aller Welt auf feſteren Fundamenten ruht als in Deutſchland 
und England. Das ſind die poſitiven Kräfte, die uns zuſammenführen 
ſollten, und wenn wir dabei als Dritten in dieſer natürlichen Gemein— 
ſchaft, an die Vereinigten Staaten von Nordamerika denken, in denen 
deutſches und engliſches Blut ſich vermengen, die wie England und 
Deutſchland ein tatkräftiges, ſeemächtiges Volk ſind — ſo mag man das 
eine Utopie ſchelten, auf Allianzen und Ententen hinweiſen, die andere 
Kombinationen darſtellen — es bleibt trotz allem ein politiſches Ideal, 
das die Zukunft einmal verwirklichen kann. Das Wann und das Wie 
entzieht ſich unſern Augen, die wohl in die Ferne blicken, aber die Zukunft 
nicht durchdringen können. Wohl aber vermögen wir zu erkennen, 
daß uns zwar in die Hand gegeben iſt, den rechten Augenblick zu nutzen 
und dadurch unſrer Zukunft und der nachfolgender Generationen eine 
beſtimmte glückliche Richtung zu geben, daß aber der verſäumte Augen— 
blick niemals, die verſäumte Gelegenheit nur in außerordentlich ſeltenen 
Fällen wiederkehrt. Und ſo ſei es nochmals wiederholt, wir begrüßen 
den neuen Ton, den die engliſche Preſſe angeſchlagen hat, mit beſonderer 
Genugtuung und werden jede Wendung, die geeignet iſt, eine Ver— 
ſtändigung zu fördern, als einen Vorteil betrachten, der uns und England 
in gleicher Weiſe zugute kommt. Deutſchland hat nie mehr verlangt, als 
zu gleichem Recht in ehrlicher Konkurrenz ſeine Weltſtellung auszubauen, 
und iſt ſtets bereit geweſen, wohlerworbene Rechte Dritter zu reſpektieren. 
Das iſt unſere Politik, nicht mehr, aber auch nicht weniger; wo uns der 
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gleiche Wille und dieſelbe Achtung unſeren Rechten und Intereſſen 
gegenüber entgegentritt, da können wir die Hand reichen. 

Rußland iſt in London bei der Beſtattung König Eduards durch den 
Bruder des Zaren, den Großfürſten Michail Alexandrowitſch vertreten 
geweſen. Auch zwiſchen dem ruſſiſchen Kaiſerhauſe und König Georg V. 
ſind die verwandtſchaftlichen Beziehungen die engſten. König Georg und 
Kaiſer Nikolaus II. ſehen einander, wie die von den ruſſiſchen Blättern 
nebeneinander geſtellten Photographien zeigen, zum Verwechſeln ähnlich 
und zwiſchen beiden Dynaſtien ſind die Sympathien überaus lebendig. 
Iſt doch das Engliſche faſt zur Umgangsſprache des ruſſiſchen Hofes 
geworden, Aber es iſt ſchwer, ſich größere Gegenſätze als das Volkstum 
beider Reiche darzuſtellen. Die Raſſengegenſätze, die zwiſchen Lateinern 
und Slaven ſehr leicht zu Kompromiſſen führen, laſſen ſich zwiſchen 
Angelſachſen und Slaven nicht überbrücken, was freilich nicht ausſchließt, 
daß Ruſſen ſich völlig angliſieren, aber den ruſſifizierten Engländer faſt 
zur Unmöglichkeit macht. Es haben wohl Engländer in ruſſiſchen Dienſten 
geſtanden, aber ſie haben unſeres Wiſſens nie Nationalität und nationale 
Sitten aufgegeben, was ſich bekanntlich von den in Rußland lebenden 
Deutſchen leider keineswegs ſagen läßt. Es iſt daher nicht wunderbar, 
daß ſich allmählich über den Eroberungszug, den das engliſche Unter— 
nehmertum durch Rußland macht, Unzufriedenheit zu regen beginnt. 
Namentlich in den Bergwerken, die in engliſchen Beſitz übergegangen 
ſind, macht ſich das geltend, da die Engländer, wie es ſcheint, prinzipiell 
nicht Ruſſen als Beamte anſtellen. Andererſeits macht die ruſſiſche 
Induſtrie jetzt den Verſuch, ſich von der engliſchen Konkurrenz zu emanzi— 
pieren. So hatte die engliſche Firma Morgan die Lieferung der Tiegel 
für Schmelzöfen für ganz Rußland monopoliſiert. Die Eiſenwerke 
in Luga haben jetzt einen glücklichen Verſuch gemacht, brauchbare Tiegel 
ſelbſt herzuſtellen, aber, und das iſt charakteriſtiſch — ſie wenden ſich 
an die Regierung mit der Bitte um Unterſtützung, da ſie ſonſt zu unter— 
liegen fürchten. Politiſch iſt dagegen England heute in Rußland ent— 
ſchieden populär, nur die Rechte, die eine Annäherung an Deutſchland 
vorziehen würde, macht davon eine Ausnahme. Sie iſt aber trotz leb— 
hafter Sympathien, die ihr in anderer Hinſicht von ſeiten der Regierung 
entgegengetragen werden, in dieſer Beziehung völlig machtlos, und es 
iſt zunächſt nicht daran zu denken, daß ſie mit ihren Ideen durchdringt. 
In der Duma hat es in den letzten Wochen lebhafte Debatten gegeben, in 
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welchen der Sieg der Regierung teils bereits zugefallen iſt, teils mit 
Sicherheit zufallen wird. Das gilt von der finnländiſchen Verfaſſungs— 
frage, in der nur noch die Linke Widerſtand leiſtet, und wie zu erwarten 
war, der Proteſt der engliſchen Parlamentarier die Ausſichten der Finn— 
länder nur noch ungünſtiger geſtaltet hat; es gilt von der Erledigung 
des Streits, über die Rechte des Zaren unbeſchränkt über Armee- und 
Marinefragen zu entſcheiden; endlich von dem Landſchaftsprojekt für 
die 6 Weſtgouvernements, das ſo angelegt iſt, daß dem polniſchen Element 
in dieſen Gouvernements unmöglich gemacht werden ſoll, durch ſeinen 
überlegenen Einfluß, der ſich auf größeren Reichtum und höhere Bildung 
gründet, die an Zahl weit überwiegende ruſſiſche Bevölkerung nieder— 
zuhalten. Es handelt ſich dabei um die von Weißruſſen bewohnten 
Gouvernements Witebsk, Minsk, Mohilew und um die kleinruſſiſchen: 
Wolhynien, Podolien und Kiew. Die Regierung hatte ihr Ziel erreichen 
wollen, indem ſie den Nationalitäten „auf hiſtoriſcher Baſis“ eine pro— 
zentuale Vertretung in den Landſchaftsverſammlungen gewähren und 
damit die Polen zurückdrängen wollte. Dieſer Antrag wurde aber von 
der Dumakommiſſion abgelehnt. Sie erklärte ſich für die unveränderte 
Landſchaftsordnung vom 12.24. Juni 1890. Zur Verteidigung der 
Regierungsvorlage hat nun am 20. Mai der Miniſterpräſident P. A. 
Stolypin unter ſtürmiſchem Beifall der geſamten Rechten und der 
Oktobriſten in die Debatte eingegriffen. Die entſcheidenden Stellen 
der Rede Stolypins lauten: 

„Das ruſſiſche Staatselement muß überwiegen, die ruſſiſche Staats— 
idee Fuß faſſen und ſich des planmäßigen Angriffs der Polen auf die 
ruſſiſche Kultur erwehren. Die Regierung iſt berechtigt, dem ruſſiſchen 
Element ſeinen Schutz zu verleihen. Wäre es der ruſſiſchen Regierung 
würdig, untätig dem Kampfe zuzuſchauen, im Hippodrom am Finiſh 
zu ſtehen und nur das Reſultat des Kampfes zu regiſtrieren? (Stür— 
miſcher Beifall rechts.) Die Regierung beſchloß, die Landſchaftsordnung 
einzuführen und das prozentuale Verhältnis zwiſchen den Ruſſen und 
Polen auf hiſtoriſcher Baſis, die hiſtoriſche Rolle der orthodoxen Geiſt— 
lichkeit und die Rechte der Ruſſen zu berückſichtigen. Halbe Maß— 
regeln wären nur gefährlich. Unlogiſch wäre es, wenn man die 
ruſſiſch-nationalen Intereſſen nur halb ſchützen wollte. In dieſem 
Fall wäre es beſſer, man verzichtete ganz auf die Einführung der 
Landſchaft. Aus letzterem Grunde wird auch die Landſchaftsordnung 
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in den 3 Gouvernements des Generalguberniums Wilna nicht ein— 
geführt.“ 

Stolypin ſchloß daran eine hiſtoriſche Überſicht über die Geſchichte 
der kleinruſſiſchen und weſtruſſiſchen Gouvernements, wobei er das 
Regime Katharinas II. und Nikolaus' J. rühmte und ſcharf auf die Fehl— 
griffe der beiden Alexander hinwies, die ſich durch die polniſchen Auf— 
ſtände von 1830 und 1863 geſtraft hätten. Die Rede mündete in eine 
Charakteriſtik des Verhaltens der Polen während der letzten Revolution 
und in der erſten Duma aus. 

„Vor der Dumaauflöſung am 3. Juni 1907 ſprach ich mit polniſchen 
Abgeordneten und ſagte ihnen, daß es in der Politik keine Rache, wohl 
aber Folgen gebe. Die Polen entgegneten, ſie könnten ihre politiſche 
Richtung nicht ändern. Das bewirkte, daß die Regierung ihren Plan 
der Landſchaftsordnung auf der Baſis der Proportionalwahl einzuführen, 
fallen ließ. Die ganze Geſchichte des Weſtgebiets beweiſt die Notwendig— 
keit, das ruſſiſche Element zu ſchützen. Daher kann die Regierung auf 
die Nationalkurien nicht verzichten . . .“ 

Die Ovation, die dieſer Rede folgte, war in der Geſchichte der Duma 
beiſpiellos. Stolypin konnte ſich ihr ſchließlich nur ſchwer entziehen, 
aber es iſt doch wieder ein ſpezifiſch ruſſiſches Moment, wenn die beiden 
ruſſiſchen Biſchöfe, die an der Verhandlung teilnahmen, auf den Miniſter— 
präſidenten zuſtürzten und ihm die Hände küßten. Man darf wohl 
ſagen, daß ein derartiger Überſchwang der Gefühle und ein ſolcher Aus— 
druck der Dankbarkeit in keiner anderen Volksvertretung Europas denkbar 
geweſen wäre. Daß die Regierung nach alledem trotz der ablehnenden 
Haltung der Kommiſſion durchdringen wird, iſt ſicher, aber die Fort— 
ſetzung der noch nicht abgeſchloſſenen Debatten iſt überaus ſtürmiſch 
geweſen. Auch fällt auf, wie allgemein in den großen ruſſiſchen Blättern 
die Wendung gegen die Propaganda der katholiſchen Kirche unter Weiß— 
ruſſen, Littauern und Kleinruſſen iſt. Die mariavitiſche Bewegung, 
von der jetzt wieder mehr geredet wird, findet entſchiedene Begünſtigung 
von ſeiten der Regierung. Es ſind bereits 200 000 Köpfe, die zur Herde 
des mariavitiſchen Biſchofs J. Maria Michael Kowalski gehören. Ko— 
walski it vom altkatholiſchen Bischof in Utrecht geweiht worden, aber die 
Mariaviten laſſen ſich dabei nicht mit den Altkatholiken identifizieren. 
Der Urſprung iſt nicht der gleiche. Die Bewegung richtete ſich urſprüng— 
lich gegen die Sittenloſigkeit polniſch-katholiſcher Geiſtlicher und ſchien 


in Schwarmgeiſterei ausmünden zu wollen. Man kündigte das bevor- 
ſtehende Erſcheinen des Antichriſt an und eine Frou galt als Prophetin. 
Das alles aber iſt in ruhige Bahnen gelenkt worden, und heute ſind 
es vornehmlich drei weſentliche Unterſchiede, welche die Mariaviten von 
den römiſchen Katholiken trennen. Sie erkennen den Papſt nicht als 
das unfehlbare Haupt der Kirche an, ſie wählen ihre Geiſtlichen unter 
Teilnahme der Laien, ſie begehen ihren Gottesdienſt in der Mutter— 
ſprache. Auch die Prieſterehe wird jetzt geſtattet; da ſich in Rußland 
die Begriffe katholiſch und polniſch fait völlig decken, die von ihren katho— 
liſchen Landsleuten bitter gehaßten Mariaviten zur Regierung ſtehen 
und nicht unter den griechiſch-orthodoxen miſſionieren, iſt es ſehr wohl 
möglich, daß ſie unter dem Schirm des Staates zu größerer Be— 
deutung gelangen. In dem jetzigen Kampfe, den Staat und Geſellſchaft 
gegen die Polen führen, ſieht man in ihnen Bundesgenoſſen. Herr 
Menſchikow von der „Nowoje Wremja“, dem die Polendebatten der 
letzten Zeit offenbar zu Kopf geſtiegen ſind und dem die Phantaſie 
durchgeht, wenn der Geiſt über ihn kommt, hat dann auch gleich eine 
große auf den Untergang Rußlands berechnete Verſchwörung entdeckt: 

„Polen wird die Avantgarde Oſterreich-Ungarns und Deutſchlands 
ſein, um, nachdem an zerſtört iſt, auf ſeinen Ruinen das alte Polen 
„vom Meer zum Meer“ herzuſtellen. Sie wollen nicht nur ſich von der 
Oberherrlichkeit Rußlands freimachen, ſondern ſie wollen ihre Herrſchaft 
auch dem Teile Rußlands aufnötigen, der Jahrhunderte unter dem Joch 
der Polen geſeufzt hat.“ 

Er knüpft hieran eine Schilderung der polniſchen Verſchwörung mit 
ihren Mittelpunkten in Krakau und Lemberg, ihrem Stabe von Spionen, 
ihren Kampfesorganiſationen, Kriegsſchulen und endlich mit dem 
ungeheuren Einfluß, den ſie durch polniſche Beamte in faſt allen ſtaatlichen 
Stellungen Rußlands ausübe. Wir überlaſſen die Nachprüfung dieſer 
Angaben, die unter Berufung auf Stadnicki, Polonus Viator, Sarenko 
und andere polniſche Schriftſteller vorgebracht werden, den Spezialiſten 
polniſcher Tagespolitik. Das Ganze mutet uns an, wie eine Phantaſie 
über die polniſchen Aufſtandsanläufe von anno 1846. Es iſt ja nicht 
unmöglich, daß die Translozierung ruſſiſcher Truppen aus dem König— 
reich Polen weiter nach Oſten hin, wie es der neue ruſſiſche Aufmarſch— 
plan anordnet, in erhitzten Köpfen ähnliche Hoffnungen anregt, wie 
Herr Menſchikow ſie als Herold ankündigt. Darüber regen ſich auch 


. 
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andere Leute auf, der „Temps“ zum Beiſpiel, der in einem Leitartikel 
vom 20. Mai die ruſſiſche Regierung wegen der Verlegung des 5. Armee— 
korps von der Weichſel nach Perm-Wologda direkt zur Rede ſtellt, weil 
damit die Militärkonvention verletzt ſei, die einen Teil des ruſſiſch— 
franzöſiſchen Allianztrakts bilde. Für den immerhin denkbaren Kriegsfall 
komme Frankreich dadurch in eine ungünſtige Lage. Allianzen hätten 
nur Wert, ſoweit ihnen militäriſche Realitäten entſprechen. Rußland 
wäre daher verpflichtet geweſen, bevor es einen ſo wichtigen Schritt 
tat, mit der franzöſiſchen Regierung den Plan zu prüfen, das aber ſei 
nicht geſchehen. 

Wenn wir recht unterrichtet ſind, iſt aber das 5. Korps noch keines— 
wegs von der Weichſel abgerufen worden. Daß eine ſolche Dislozierung 
bevorſteht, war uns aber ſchon lange aus der ruſſiſchen Preſſe bekannt, 
die weitläufig darüber verhandelt hat und die Maßregel mit der Abſicht 
in Zuſammenhang brachte, Petersburg von der Landſeite her in beſſeren 
Verteidigungszuſtand zu ſetzen. Wir können uns nicht denken, daß der 
franzöſiſche Generalſtab das alles überſehen hätte. Zeit zu einer Ver— 
ſtändigung zwiſchen Frankreich und Rußland über dieſe Frage lag alſo 
vor. Es hätte uns keineswegs beunruhigt, wenn die Folge ein Ver— 
bleiben des 5. Korps in ſeinen jetzigen Poſitionen geweſen wäre. Aber 
vielleicht macht der Artikel des „Temps“ einen ſolchen Eindruck in Peters— 
burg, daß man ſich nachträglich entſchließt, ſeinen Redakteuren eine 
Entſchuldigung oder doch mindeſtens eine Erklärung vorzubringen. 

Auf die langatmigen, mit kleinen und großen Bosheiten geſpickten 
Ausführungen der „Nowoje Wremja“ zur Bagdadbahnfrage, über die 
Pläne der Alldeutſchen (aus der Feder Weſſelitzkis) und zur perſiſchen 
Frage gehen wir heute nicht ein. Zur letzteren hat die „Kölniſche Zeitung“ 
neuerdings in einer offiziöſen Kundgebung das Wort ergriffen, die 
an Sachlichkeit und Deutlichkeit nichts zu wünſchen übrig läßt und an 
politiſchen Mittelpunkten, die wichtiger ſind, als das Redaktionslokal 
der „Nowoje Wremja“, wahrſcheinlich ein beſſeres Verſtändnis finden 
wird. Alle dieſe Fragen ſind zudem ihrer Natur nach nicht beſonders 
dringlich, ſie können ſich nicht anders als langſam entwickeln, ſo daß das 
triviale Wort: „Kommt Zeit, kommt Rat“ hier wohl am Platze iſt. 

Dagegen nehmen die türkiſch-kretiſchen, um nicht ſagen zu müſſen 
die türkiſch-griechiſchen Beziehungen einen direkt drohenden Charakter 
an. Das allgemach beinahe lächerlich gewordene Spiel mit dem Begriff 
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„Erhaltung des status quo ante“ mündet in einen Circulus vitiosus aus, 
und die ſo geſchaffene Lage erregt ſchließlich die höchſte Unzufriedenheit 
aller Teile. Der „Eclair“ charakteriſiert die Lage nicht übel folgender— 
maßen: 

„Man erklärt einerſeits, daß es unmöglich ſei, die Inſel von der 
Türkei zu löſen, andererſeits verhindert man die Türken daran, dort 
ihre Autorität zur Geltung zu bringen; die kretiſchen Deputierten leiſten 
dem Könige den Treueid, und die Mächte ſchreiten ein, um den status 
aufrechtzuerhalten, von dem niemand was wiſſen will: weder Kreter, 
noch Griechen, noch Türken. Das iſt das Werk des europäiſchen Konzerts.“ 

Die „Wiener Allgemeine Zeitung“ hat dann aus Bulgarien eine 
Reihe von Nachrichten gebracht, die, wie uns ſcheint zu Unrecht, vom 
„Temps“ übernommen werden. Sie künden nämlich ziemlich unver— 
blümt an, daß König Ferdinand entſchloſſen ſei, falls es wegen Kretas zu 
Verwicklungen kommen ſollte, aktiv vorzugehen, d. h. für den Fall einer 
Annexion Kretas Kompenſationen zu fordern. Uns ſcheint der Gedanke 
abſurd. Denn wenn die Türkei, was wir nicht glauben, ſich dazu bereit 
finden ſollte, auf Kreta zu verzichten, iſt erſt recht nicht daran zu denken, 
daß ſie ſich dazu verſtehen könnte, auch nur einen Fuß breit anderen 
türkiſchen Landes abzutreten. Schon die bloße Forderung einer Kom— 
penſation könnte einen Kampf auf Leben und Tod herbeiführen, in dem 
Bulgarien der türkiſchen Übermacht völlig iſoliert gegenüberſtehen würde. 
Wir halten König Ferdinand für viel zu klug und vorſichtig, als daß er 
ſich in eine ſolche Lage verſetzen könnte. Die völlige Unterwerfung 
Albaniens aber ſcheint eine Frage naher Zukunft zu ſein. Wenn wir 
richtig ſehen, iſt zudem in London die Neigung ſehr gering, eine Ver— 
einigung Kretas mit Griechenland zu fördern, aber in Paris ſcheint 
man anders darüber zu denken. Neuerdings heißt es freilich, Herr 
Pichon habe während ſeines Aufenthalts in London auch in dieſer Frage 
eine Verſtändigung mit Sir Edward Grey erreicht. Sie iſt aber ſo 
kompliziert, daß der Erfolg erſt abzuwarten iſt. 

Eine überaus intereſſante Nachricht bringt der „Standard“ aus 
Indien. Danach ſoll der Emir ſich bereitgefunden haben, in Gemein— 
ſchaft mit einer engliſchen Kommiſſion, an deren Spitze Mr. J. S. Donald 
ſteht, während der Emir durch den Sirdar Abdul Mahab vertreten wird, 
die engliſch-afghaniſche Grenze zu bereiſen, um die unruhigen Grenz— 
ſtämme wegen ihrer Streitigkeiten und Raubzüge zur Rechenſchaft zu 
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ziehen. Man muß danach ſchließen, daß jene Kommiſſion nichts anderes 
iſt, als eine kombinierte engliſch-afghaniſche Expedition, und man kann 
dem „Standard“ nur recht geben, wenn er darin „a happy augury““ 
für die Zukunft erblickt, denn dieſe Cooperation der Afghanen wird 
ganz beſtimmt in Indien, wo eben jetzt die Erregung wieder ſehr groß iſt, 
tiefen Eindruck machen. 

Bei der Säkularfeier ſeiner Unabhängigkeit, die Argentinien jetzt 
begeht, iſt Deutſchland, das eben erſt einen hochbegabten jüngeren 
Diplomaten als Geſandten nach Buenos Aires geſchickt hat, außerdem 
noch durch eine ſo weltbekannte Perſönlichkeit wie General v. der Goltz 
vertreten. Es iſt bei dieſer Gelegenheit eine ſehr intereſſante hiſtoriſch— 
politiſche Schrift von dem Direktor der Nationalbibliothek Paul Grouſſac, 
einem naturaliſierten Franzoſen, veröffentlicht worden: „Les Iles 
Malouines, nouvel exposé d'un vieux Litige. Buenos Aires 1910.“ Es 
handelt ſich um die auf Palmerſtons Befehl am 1. Januar 1833 voll- 
zogene Annexion der zu Argentinien gehörenden Falklandsinſeln. 
Argentinien war damals zu ſchwach, um mit mehr als mit einem Proteſt 
antworten zu können, die Monroe Doctrin zu jung und zu wenig an— 
erkannt, um ſich geltend zu machen. Aber die Argentinier haben ihren 
Proteſt immer aufs neue wiederholt. Grouſſac, der offenbar als Ver— 
treter der nationalen Stimmung ſchreibt, verlangt nun nicht Rückgabe 
der Inſel, ſondern einen Schiedsſpruch, den England bisher immer 
abgelehnt hat. Argentinien ſei bereit, im voraus zu erklären, daß es 
jeden direkten Schiedsſpruch, oder jede Entſcheidung des permanenten 
Haager Tribunals anerkennen werde, und appelliere an das Rechtsgefühl 
Englands. Die Schrift führt das Motto: Adhuc sub judice lis est. 

Gewiſſes Aufſehen hat es in Kairo erregt, daß der Mufti ſich ge— 
weigert hat, das Todesurteil über El Wardani, den Mörder von Butros 
Paſcha, zu beſtätigen. Es iſt aber nicht daran zu denken, daß dieſes Veto 
Beachtung findet. Man iſt gewöhnt, die Befragung des Mufti als bloße 
Formalität anzuſehen. Das Urteil des Gerichts könnte nur aufgehoben 
werden, wenn der Kaſſationshof aus legalen Gründen eine neue Unter— 
ſuchung anordnen ſollte, was er gewiß nicht tun wird. Wohl aber kann 
das ablehnende Votum des Mufti die ohnehin erregte Stimmung der 
ägyptiſchen Nationaliſten noch mehr erhitzen. 

Die Verhandlungen zwiſchen Frankreich und der Türkei über die 
tuneſiſch-tripolitaniſche Grenze ſind ſoeben zu glücklichem Abſchluß 
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gelangt. Dehibat bleibt bei Tunis, Nezzan mit ſeinen Dependenzen 
der Türkei. Dagegen hat Frankreich erhebliche Vorteile dadurch gewon— 
nen, daß ihm der volle Beſitz einer Karawanenſtraße nach Ghadames und 
eine Reihe wichtiger Waſſerplätze und Brunnen zuerkannt worden iſt. 

Auch wir haben eine wichtige Grenzrichtung erledigt. Es handelte 
ſich um das ſtrittige Gebiet zwiſchen Tanganikaſee und Lado, wo die 
Grenzen Englands, des Kongoſtaates und Deutſch-Oſtafrikas zuſammen— 
ſtoßen. Uns bleibt dabei das Oſtufer des Kiwaſees geſichert, leider nicht 
auch die in der Mitte des Sees gelegene Inſel Kwidji, die dem Kongo— 
ſtaat zugefallen iſt. 

Wir notieren zum Schluß die folgende Meldung der „Nowoje 
Wremja“: 

„Die ſüdmandſchuriſche Bahn ſchließt im Juni dieſes Jahres in 
London und Paris eine Anleihe von 40 Millionen Jen zum Bau der 
Linie Mukden-Andun ab.“ 

Sie iſt offenbar glücklicher als Ungarn, das auf die größten Schwierig— 
keiten in Paris ſtößt, um die Kotierung an der Pariſer Börſe zu erlangen. 
In hieſigen, mit den Pariſer Verhältniſſen wohl bekannten Bankkreiſen 
führt man dieſe Schwierigkeiten auf ruſſiſche Einflüſſe zurück, denen die 
franzöſiſche Regierung ſich nicht entziehen konnte. 


* 


26. Mai 1910. Ermordung des Inſpektors der ruſſ. Geheimpolizei Muratow in Moskau. 

28. Mai. Tod Robert Kochs. 
San Giuliano in Berlin. 
Antigriechiſcher Boykott in den türkiſchen Häfen des Schwarzen Meers. Weitere Aus- 
breitung der Cholera in Rußland. 

31. Mai. Miniſterium Botha in der ſüdafrikaniſchen Union. 


1. Juni 1910. 


Edmond Rouſſe, einer der vornehmſten Geiſter, die in Frankreich 
nach der erſten Reſtauration erſtanden ſind, ſchreibt am 10. März 1848 
einem Freunde, der in Sedan lebte, unter dem erſten Eindruck, den die 
Februarrevolution auf ihn gemacht hatte, aus Paris: 

„Welche Träume, mein Freund! oder vielmehr welche Wirklichkeit, 
phantaſtiſcher als jeder Traum! Iſt es Schickung, Fatum, Vorſehung 
oder “Avayın, daß wir immer denſelben hiſtoriſchen Felsblock hinauf— 
wälzen, der ſeit 60 Jahren ſtets wieder herabſtürzt!“ 

Dieſer Gedanke eines patriotiſchen Franzoſen drängt ſich unwill— 
kürlich auf, wenn man das eben erſchienene Buch eines anderen patrioti— 
ſchen Franzoſen lieſt: Aleide Ebray, ancien ministre résident de France: 
„La France qui meurt“. Der Verfaſſer ſetzt als Motto Jeremias II 
31-32 hin: 

„(Du böſe Art merke auf des Herren Wort.) Bin ich denn Iſrael 
eine Wüſte oder ödes Land? Warum ſpricht denn mein Volk: „Wir 
ſind die Herren und müſſen dir nicht nachlaufen?“ 

Vergißt doch eine Jungfrau ihres Schmuckes nicht, noch eine Braut 
ihres Schleiers; aber mein Volk vergißt meiner ewiglich.“ 

Herr Aleide Ebray iſt früher Redakteur am „Journal des Debats“, 
der „Revue politique et parlementaire“ und dem „Mémorial diplo— 
matique“ geweſen. Unter Delcaſſé ging er, wie in Frankreich jo häufig 
geſchieht, aus der Journaliſtik zur Diplomatie über; er iſt in der Schweiz, 
dann in New Pork Generalkonſul geweſen, 1907 wurde er zum Miniſter— 
reſidenten in Bolivia ernannt, aber bald danach reichte er ſeinen Abſchied 
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ein, weil ſeiner Überzeugung die von Frankreich in der marokkaniſchen 
Frage eingeſchlagene Richtung widerſprach und ihn zugleich die innere 
Politik des Miniſteriums unbefriedigt ließ. Schon damit iſt eine gewiſſe 
Charakteriſtik gegeben. Sowohl „Journal des Débats“ wie die „Revue 
pol. et parlementaire“ gehören zu den entſchiedenſten Gegnern der 
radikal-ſozialiſtiſchen Politik, während in auswärtigen Fragen ſich nur 
eine teilweiſe Übereinſtimmung bei ihnen verfolgen läßt. Die „Debats 
ſind nicht ſo ſachlich wie die „Revue“, deren Urteil ſich viel weniger durch 
die oft chauviniſtiſchen Strömungen der öffentlichen Meinung beein— 
fluſſen läßt. Beide haben die neueſte franzöſiſche Kirchenpolitik auf 
das ſchärfſte verurteilt und beide ſind entſchiedene Gegner der Formen, 
welche der heutige franzöſiſche Parlamentarismus angenommen hat, 
ſowie des geltenden Wahlſyſtems. Wir haben mehrfach Anlaß gehabt, 
darauf hinzuweiſen. Herr Aleide Ebray übertreibt die Negation in 
ſeiner Darſtellung der auswärtigen wie der inneren Politik, beide 
erſcheinen ihm gleich verwerflich, und der Schluß, den er aus dem Zeit— 
bilde, das er entwirft, zieht, iſt der, daß Frankreich zugrunde gehe, wenn 
es länger im Bann der herrſchenden Richtung bleibe. 

Wir gehen auf die Vorwürfe, die er der Leitung der auswärtigen 
Politik Frankreichs macht, nicht ein. Er ſteht einerſeits ganz auf dem 
Boden delcaſſiſtiſcher Anſchauungen, ſo daß ſich mit ihm über die wohl— 
tätige Löſung, welche die marokkaniſche Frage gefunden hat, nicht 
diskutieren läßt, anderſeits ſcheint er kein Auge dafür zu haben, daß 
Frankreich ſich im Laufe der letzten 30 Jahre ein Kolonialreich erworben 
hat, das mit dem engliſchen an Umfang zu rivaliſieren beginnt. Es iſt 
noch in den letzten Monaten um das wichtige Gebiet von Wadai ver— 
größert worden. Man mag daher wohl über die Methoden ſtreiten, 
welche die franzöſiſche Kolonialpolitik verfolgt — und wir ſind weit 
davon entfernt, ſie für nachahmungswert zu halten, da ſie auf eine 
ſouveräne Verachtung fremder Selbſtändigkeiten zurückführen und 
iſlamiſches Land als freie Beute betrachten — es läßt ſich doch nicht 
beſtreiten, daß es ſeit den Tagen Colberts eine erfolgreichere Ausbreitung 
franzöſiſcher Herrſchaft nicht gegeben hat. Aber Aleide Ebray ſucht 
Erfolge an den europäiſchen Grenzen, und das mündet naturgemäß 
in die bald mehr, bald minder deutlich zum Ausdruck kommende Predigt 
einer Revanchepolitik aus. Aber, wie geſagt, auf dieſe Fragen wollen 
wir heute nicht eingehen. Wichtiger iſt uns die monarchiſtiſche Tendenz, 
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die durch das ganze Buch klingt. Der Verfaſſer verzweifelt daran, daß 
vom Fortbeſtand der Republik, ſo wie ſie iſt, ſich eine Erhebung Frank— 
reichs zu neuer Größe erwarten laſſe. Schon Bismarck habe erkannt, 
daß ein republikaniſches Frankreich für Deutſchland ungefährlicher ſei 
als ein monarchiſches, und habe deshalb die Republik geſtützt und mit 
Gambetta Brüderſchaft ſchließen wollen. Er habe gewußt, welche 
Kraft die Monarchie bedeute. In Frankreich aber ſei man gewohnt, 
jede Regierung vom Tarpejiſchen Felſen zu ſtürzen, ſobald das Glück 
ihr einen Augenblick den Rücken kehre. 

„Wenn 1870 das Glück den deutſchen Souveränen untreu geworden 
wäre, hätten ihre Untertanen ſich gewiß nicht gegen ſie gewandt, um ſie 
zu entthronen. Im Gegenteil, das Volk hätte ſie in ihre Schlöſſer 
geleitet und ihnen Loyalität und Hingebung bezeugt. . . . Lorbeer— 
gekrönt wurde der Landesherr triumphierend mit „Heil Dir im Sieger— 
kranz!“ begrüßt. Dornengekrönt wäre er noch geheiligter erſchienen: 
Heil Dir im Dornenkranz! So handelten die Preußen ihrem Könige 
und ihrer Königin gegenüber. — Der Königin Luiſe, deren Name noch 
heute geweiht iſt — und das zu einer Zeit, da ihr von Napoleon zer— 
tretenes Land nur noch ein zuckender Fetzen war: Heil Dir im Dornen— 
kranz! So tun alle Völker, die ſich die Empfindung menſchlicher Groß— 
mut und nationalen Schamgefühls gewahrt haben. Es gibt aber andere 
Völker, bei denen dieſe Empfindung verſagt, die ſich nicht ſcheuen, 
ihren Souverän in dem Augenblick zu ſtürzen, da er in die Hände eines 
feindlichen Monarchen fällt.“ 

Ebray exemplifiziert weiter an der Treue, die der Königin Viktoria 
und dem Kaiſer Franz Joſef in Tagen des Mißgeſchicks gewahrt wurde, 
und weniger glücklich an der Haltung Rußlands nach dem japaniſchen 
und Spaniens nach dem kubaniſchen Kriege. Es ſchließen ſich hieran 
bittere Bemerkungen über den Mangel patriotiſcher Erziehung in Zivil 
und Militär, Klagen über die unpatriotiſche Haltung von Regierung 
und Parlament, die ſelbſt, wenn ſie über eine Armee verfügten, welche 
die Sicherheit des Sieges verbürgte, von ihr keinen Gebrauch machen 
würde aus Furcht, durch einen Krieg die eigene Stellung zu erſchüttern. 
Sobald jemand im Parlament für eine kraftvolle Politik eintrete, werfe 
man ihm vor, daß er ein Feind der Republik ſei. Was alles beherrſche, 
ſei das Dogma der „paix A outrance“ des Friedens um jeden Preis. 
Es werden eben alle Erſcheinungen des öffentlichen Lebens in Frank— 

Schiemann, Deutſchland 1910. 14 
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reich, die dem Verfaſſer bedenklich erſcheinen, und die es zum Teil auch 
ſind, ſittliche, religiöſe, ökonomiſche, finanzielle, durch das Verſagen 
des republikaniſchen Syſtems erklärt, welches tatſächlich Frankreich zur 
Ohnmacht verurteile. Man könne ſogar die Frage aufwerfen, ob es 
nicht eher ſchädlich als nützlich ſei, wenn Frankreich „dans le cas ou 
elle devrait continuer de vivre en République“ Heer und Flotte inſtand 
halte, da der Staat infolge des Weſens republikaniſcher Verfaſſung 
doch verurteilt ſei, ſtets zurückzuweichen. Man erreiche durch die Aus— 
gaben für die Wehrkraft nur, daß der Miniſter des Auswärtigen ſich in 
der Illuſion bewege, ein Inſtrument zu beſitzen, auf das er ſich ſtützen 
könne, während es doch im letzten Augenblick verſagen würde. 

Die Männer, welche die Republik gründeten, hätten entweder ſich 
ſelbſt getäuſcht oder die Nation betrogen. Sie hätten verſtehen müſſen, 
daß ein republikaniſches Frankreich zwar ein „Land“ im geographiſchen 
und adminiſtrativen Sinne, aber nicht eine „Macht“ in der diploma— 
tiſchen und internationalen Bedeutung des Wortes bleiben könne. 
Schließlich mündet das Buch aus in dem leidenſchaftlichen Verlangen 
nach einem Herrn. Herr Aleide Ebray iſt bereit, jedem zu folgen, der 
mit ſtarkem Willen ſich ſelber an die Stelle der vielen ſetzt, die Frank— 
reich alles genommen und nichts gegeben haben. Er hat an Boulanger 
geglaubt und hält es noch heute für einen unverzeihlichen Fehler, daß 
die „Débats“ damals mit am Sturz des Mannes gearbeitet haben. 
Im Grunde ſei die Republik allen höher ſtehenden Geiſtern in Frank— 
reich zum Ekel geworden, man ertrage ſie, weil man an die Möglichkeit 
nicht glaube, ſie los werden zu können. Und doch ſei es weder unmög— 
lich noch unwahrſcheinlich, daß ein anderes Regime komme. Die Fran— 
zoſen ſowohl wie die Fremden wüßten, daß die Anarchie ſolche Fort- 
ſchritte gemacht habe, die politiſche Maſchine ſo verdorben und abgenutzt 
ſei, daß der geringſte Zufall die Wandlung herbeiführen könne. Oder 
anders ausgedrückt, man habe den Eindruck, daß die Republik am Ende 
ihres Verlaufs ſtehe (que la République est vers la fin de sa course) 
und daß der Augenblick, ſie zu bejeitigen, ſtündlich kommen könne (peut 
surgir d'un moment à l’autre). Eine militärische Erhebung, das Vor— 
gehen entſchloſſener Ziviliſten könne den Anſtoß geben und die Folge 
eine Monarchie, das Kaiſertum — oder ein Konſulat ſein. Das revo— 
lutionäre Proletariat werde ſich nicht widerſetzen und die Republik 
nicht verteidigen, die, wie ſie behaupten, ihre Verſprechungen nicht 
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gehalten habe. Auch diejenigen würden ſich fügen, denen die Republik 
theoretiſch höher ſtehe, denn man habe aufgehört, etwas von ihr zu 
hoffen. Eine Gefahr könne nur von einer Seite kommen, von den 
Feinden Frankreichs, die, wie Bismarck, kein monarchiſches Frankreich 
dulden wollen, weil ſie es für gefährlich halten. Für Erhaltung der 
Republik würden auch alle Feinde der Religion ſein, die in dem heutigen 
Frankreich einen Verbündeten ihrer Ideale erblicken, ebenſo die Sozio— 
logen, die glücklich ſeien, daß in Frankreich, gleichſam in anima vili, 
ſo viele Experimente verſucht werden, die ſich beobachten laſſen, bevor 
man ſie im eigenen Lande wiederholt. 

Aber auf dieſe Bundesgenoſſen der Republik legt Ebray kein Ge— 
wicht; ſie werden nur herangezogen, um das Syſtem, das er bekämpft, 
noch verdächtiger zu machen. Es tritt auch nicht in voller Klarheit hervor, 
ob er ſelbſt daran glaubt, daß andre Mächte (lies Deutſchland) eine 
monarchiſche Reſtauration in Frankreich gewaltſam behindern werden. 
Er geht um die Frage herum, ohne ſich für ein ja oder nein zu ent— 
ſcheiden. Aber wahrſcheinlich ſucht er dieſe „Gefahr“ zu machen. Wir 
können ihn darüber beruhigen. So wenig Deutſchland ein Intereſſe 
daran hat, dem heutigen Frankreich ein anderes Regiment zu wünſchen, 
ebenſowenig würde es ſich berechtigt fühlen, einzugreifen, wenn in 
Paris ein neuer Cäſar oder König auf den Schild gehoben werden ſollte. 
Daß jeder Staat politiſch auf ſeine Façon ſelig werden darf, iſt ein 
Grundſatz, den heute niemand beſtreitet. Eine Gegenaktion findet erſt 
ſtatt, wenn ein Staat in fremde Grenzen eingreift oder fremde Rechte 
verletzt, und da iſt es gleichgültig, ob der Gegner Präſident, Kaiſer oder 
Konſul iſt. 

Wir haben den Inhalt der „France qui meurt“ nicht annähernd 
erſchöpft. Das Buch verdient durchaus geleſen zu werden und kann 
als ein ſehr zu beachtendes Zeichen einer zwar nicht neuen, aber in den 
Vordergrund des politiſchen Lebens drängenden Strömung gelten. Der 
„hiſtoriſche Felsblock“, von dem Edmond Rouſſe ſpricht, wird wieder 
den Berg hinaufgewälzt; es iſt nicht undenkbar, daß diesmal auf der 
Höhe ein feſter Punkt erreicht wird, auf dem er — eine Zeitlang — 
ſtehen bleibt. 

Vielleicht iſt die neue von Papſt Pio X. erlaſſene Enzyklika gegen 
den Modernismus ein Zeichen, daß auch im Vatikan das Nahen einer 
politischen Wendung geſpürt wurde. Bekanntlich haben die Verſuche 
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des offiziellen Frankreich, eine Verſöhnung mit der Kurie herbeizu— 
führen, keinen Erfolg gehabt. Wenn die Enzyklika von gewiſſen Nationen 
ſpricht, „die unter dem falſchen Namen der Freiheit die härteſte Tyrannis 
ausüben“, ſo denkt der Papſt dabei ohne Zweifel an Frankreich. Auch 
die übrigen Sätze der päpſtlichen Kundgebung deuten dorthin. Herrn 
Alcide Ebrays neues Regime aber müßte damit beginnen, das Kon— 
kordat wiederherzuſtellen, und darin, nicht in dem von ihm angenom— 
menen Eingreifen „anderer Mächte“ ſcheint uns ein weſentliches Hin— 
dernis für eine monarchiſche Reſtauration zu liegen. 

An den vor 8 Tagen hier wiedergegebenen Proteſt des „Temps“ 
gegen die Dislozierung der ruſſiſchen Truppen nach Oſten, hat ſich jetzt 
auch eine eingehende Polemik des militäriſchen Experten des „Journal 
des Débats“, Charles Malo, geſchloſſen, die mit nicht minderer Schärfe 
vom Standpunkt des franzöſiſchen Intereſſes aus die Maßregeln des 
ruſſiſchen Kriegsminiſters kritiſiert. Malo wirft ihm vor, daß er die 
korrekten Grundſätze aufgegeben habe, die ſeit dem Berliner Kongreß 
behauptet wurden. Selbſt während des japaniſchen Krieges ſei man 
nur wenig von ihnen abgewichen. Seit zur franzöſiſch-ruſſiſchen Allianz 
die Entente mit England gekommen ſei und der alte Ehrgeiz Deutſch— 
lands durch den neuen Ehrgeiz Oſterreichs verſtärkt wurde, ſei die Kon— 
zentrierung der Hauptmacht Rußlands in Polen nur um ſo notwendiger 
geworden. Die Konzentrierung rückwärts, nach der gegen Karl XII. 
und Napoleon in Anwendung gekommenen Methode, werde keine Vor— 
teile, ſondern Schaden bringen. Deutſchland werde dadurch nur die 
Zeit gewinnen, unbehindert ſeinen Gegner im Weſten zermalmen, 
und ſich danach auf den Gegner im Oſten zu werfen und ihm im Bunde 
mit Oſterreich nach Herzensluſt zuſetzen. Wenn dann die Ruſſen „in 
ihren Wüſten“ den neuen Napoleon oder Karl XII. erwarten wollen, 
ſo ſei das vortrefflich. Aber die deutſchen Militärſchriftſteller hätten 
den Fall vorhergeſehen. 

„Wir werden ſo dumm nicht ſein, ſondern uns damit begnügen, 
uns tüchtig in Polen zu befeſtigen, um es, wenn die Zeit gekommen 
iſt, wie billig zu annektieren.“ 

Wir wiſſen nicht, woher Malo dies Zitat nimmt, aber wir können 
ihm die Verſicherung geben, daß eine Annexion Polens in Deutſchland 
nicht als ein Vorteil, ſondern als eine ernſtliche Schädigung betrachtet 
werden würde. Es gibt für uns überhaupt keine anderen Wahrſchein— 
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lichkeiten eines Konfliktes mit Rußland, als die, welche durch einen 
ruſſiſchen Angriff hervorgerufen werden könnten. An deſſen Möglichkeit 
aber glauben wir nicht. Es gibt zurzeit in Europa nur eine Frage, die 
Beſorgniſſe erregt, und von der läßt ſich annehmen, daß ſie nicht in 
einen Konflikt ausmünden wird, daß aber, falls es dennoch geſchehen 
ſollte, ſie lokaliſiert bleibt. Wir denken natürlich an Kreta. Mit Eröffnung 
der Nationalverſammlung in Stanea „im Namen des Königs der Hellenen 
und auf Grund der Beſchlüſſe des griechiſchen Parlamentes in Kreta 
vom 30. September 1908 und vom 16. Dezember 1909“ iſt die Situation 
allerdings außerordentlich geſpannt geworden. Die 16 mohammedani— 
ſchen Abgeordneten, die zugegen waren, überreichten (laut offiziellem 
Protokoll) dem Präſidenten Michelidokis den folgenden ſchriftlichen 
Proteſt: 

„Wir Unterzeichnete, mohammedaniſche Bevollmächtigte zur dritten 
Seſſion des kretiſchen Parlaments, beehren uns im Namen des moham— 
medaniſchen Elements mitzuteilen, daß wir dagegen proteſtieren, daß 
die Arbeiten dieſer Seſſion nach griechiſchen Geſetzen eröffnet werden. 
Wir bitten Sie, Sorge zu tragen, daß dieſer unſer Proteſt in das Proto— 
koll aufgenommen wird.“ 

Michelidokis nahm die Bittſchrift entgegen und ſchritt danach an 
die Vereidigung der Deputierten. Die Chriſten ſchworen in folgendem 
Wortlaut: 

„Im Namen der hlg. Dreieinigkeit ſchwören wir Treue dem Vater— 
lande und dem konſtitutionellen Könige der Hellenen und verpflichten uns 
der Verfaſſung, den Geſetzen und den Beſchlüſſen des Reichs zu gehorchen.“ 

Als nun die Mohammedaner ſich wiederum näherten, um einen 
zweiten Proteſt zu überreichen, riß ihnen der Deputierte Daskolojannis 
das Dokument aus den Händen und zerriß es in kleine Stücke. Der 
Präſident ſagte darauf, daß der ſtrafwürdige Akt einer einzelnen Perſon 
nicht als Ausdruck des Willens der Verſammlung gelten dürfe, und daß 
die Mohammedaner berechtigt ſeien, zu proteſtieren. Die Regierung 
und Venizelos gaben — laut Protokoll — dieſelbe Erklärung ab. In 
Wirklichkeit ſoll der Verlauf jedoch weit ſtürmiſcher geweſen ſein. Nach— 
dem der Lärm ſich gelegt hatte, teilte der Präſident mit, daß König 
Eduard geſtorben ſei, und ſchlug vor, zum Zeichen der Trauer die 
Sitzungen auf drei Tage auszuſetzen. Danach ging die Verſammlung 
ohne weitere Zwiſchenfälle auseinander. 
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Der Proteſt, den die Mohammedaner dem Präſidenten und den 
Agenten der Schutzmächte einhändigten, lautet: 

„Wir alle beehren uns mitzuteilen, daß wir, uns ausſchließlich 
auf die ſouveränen Rechte des Osmaniſchen Reiches berufend und 
ohne Intereſſen zu verfolgen, die über die Grenzen der Autonomie 
hinausgehen, im Namen des mohammedaniſchen Elements gegen die 
Zumutung proteſtieren, dem Könige der Hellenen nach griechiſchen 
Geſetzen den Treueid zu leiſten.“ 

Die chriſtlichen Kreter haben darauf den Mohammedanern die 
Teilnahme an den weiteren Sitzungen unterſagt, falls ſie ſich nicht zum 
Schwur entſchließen. In Kreta iſt es danach, ſoviel bekannt wurde, 
ruhig geblieben, aber die Mohammedaner der Inſel ſcheinen Gewalt 
zu fürchten und haben die Pforte um Schutz angegangen. Am 28. kam 
die Kretafrage zur Verhandlung im türkiſchen Parlament. Man verlas 
den Proteſt der 16, und danach folgte eine von 200 Deputierten unter- 
zeichnete Interpellation, welche Auskunft darüber verlangte, was die 
Regierung getan habe, um die ſouveränen Rechte der Türkei zu 
ſchützen. 

Überaus leidenſchaftlich erklärte der arabiſche Scheich Eſſad, daß 
die Beduinen Medinas geſchworen hätten, Kreta zurückzugewinnen 
oder zu ſterben: wenn nicht vor Ablauf einer Woche das Kabinett die 
kretiſche Frage löſe, würden alle Muſelmänner, ſelbſt die des Sudans 
und Algiers (!) ſich zuſammentun, um vom Kabinett die Fahne des 
Propheten zurückzuverlangen und ſich ſelber Recht zu ſchaffen. 

Der Großweſir gab die beruhigende Verſicherung, daß die Mächte 
erkannt hätten, daß es unmöglich ſei, Kreta den Griechen zu geben, 
auch ſeien die Mächte der Türkei jetzt günſtiger geſinnt, dieſe aber könne 
nur durch einen Krieg genötigt werden, auf Kreta zu verzichten. Aber 
die Regierung könne nichts überſtürzen. Mit Griechenland habe die 
Türkei nichts zu ſchaffen, Kreta werde der Türkei nicht verloren gehen. 
In der Nachmittagsſitzung wurde die Verhandlung wiederum mit großer 
Leidenſchaft aufgenommen. Sie ſchloß mit einer längeren Rede Hakki 
Paſchas, die in die folgende Erklärung ausmündete: 

„Weder mit Griechenland noch mit Kreta haben wir es zu tun. 
Es iſt daher unnütz, von Krieg und Zwangsmaßregeln zu reden. Wir 
haben es ausſchließlich mit den Mächten zu tun. Die Regierung iſt 
voll Eifer bemüht, ihre ſouveränen Rechte und die osmaniſchen Intereſſen 
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in Kreta zu wahren. Werden ſie bedroht, jo wird die Regierung nicht 
zögern, Gewalt zu gebrauchen. 

Im türkiſchen Senat nahm die Verhandlung einen ähnlichen Ver— 
lauf, und ſo liegt jetzt alles in der Tat an der Entſcheidung der Mächte. 
Es ſteht noch garnicht feſt, wie ſie fällt; keinesfalls führt ſie zum 
Anſchluß der Inſel an Griechenland, wahrſcheinlich zu einer autonomen 
Stellung unter türkiſcher Oberherrlichkeit und einem von der Türkei 
beſtätigten Fürſten. Die Schwierigkeit liegt in der Perſonalfrage. 
Wie es heißt, ſoll an einen italieniſchen Prinzen gedacht werden, der 
dann etwa eine ähnliche Stellung wie der Khedive in Agypten ein— 
nehmen könnte. Vorläufig ſcheint noch keine Verſtändigung erfolgt 
zu ſein und auch die Einmütigkeit der Schutzmächte iſt zweifelhaft. 
Was not tut, iſt nicht nur eine klare, ſondern eine raſche und endgültige 
Entſcheidung. Daß die Türken ſehr ungeduldig geworden ſind, zeigt 
der Boykott, der den griechiſchen Handel trifft. 

Wie die „Cetinjer Zeitung“ in einem Leitartikel ausführt, iſt für 
den 1. Auguſt, den Tag des Regierungsjubiläums und der goldenen 
Hochzeit des Fürſten, die Proklamierung Montenegros zum Königreich 
zu erwarten. Wenn man an den geringen Umfang und die geringe Macht 
des kleinen Felſenreiches denkt, verſteht man nicht recht, was der prunkende 
Titel, der dem armen Lande nur Koſten, nicht Vorteile bringen kann, 
für einen Zweck hat. Wenn er aber einen Anſpruch auf territoriale 
Vergrößerung in ſich ſchließen ſollte, bedeutet er eine Gefahr für den 
Frieden auf der Balkanhalbinſel, den aufrechtzuerhalten heute das 
lebhafte Bemühen aller Mächte ohne Ausnahme iſt. 

Aus Perſien lauteten die Nachrichten zeitweilig günſtig. Neuer— 
dings wird aber wieder von dem Einrücken weiterer ruſſiſcher Truppen 
geſprochen, auch von Unruhen in Urmia iſt die Rede, aber es iſt unmög— 
lich, von hier aus die widerſpruchsvollen Angaben der Preſſe zu fon- 
trollieren. Aufgefallen iſt uns, daß in den ruſſiſchen Zeitungen immer 
von ſtrategiſchen Intereſſen Rußlands in Perſien die Rede iſt. Es iſt 
uns völlig unerfindlich, wie eine auswärtige Macht in einem unab— 
hängigen Staate ſtrategiſche Intereſſen haben kann. Das wäre ein 
völkerrechtliches Kurioſum, für das es Präzedenzfälle nur dort gibt, 
wo, wie in der Mandſchurei, Gewalt und nicht Recht entſcheidet. 


3. Juni 1910. Sieg des Grafen Khuen Hedervary bei den ungariſchen Reichstagswahlen. 


8. Juni 1910. 


An die ungemein zutreffenden allgemeinen Bemerkungen, welche 
die „Kreuz-Zeitung“ in ihrer Sonntagsnummer an die letzte päpſtliche 
Enzyklika geknüpft hat, ſeien hier einige Betrachtungen politiſchen 
Charakters geſchloſſen. Die gegen den Proteſtantismus als ſolchen ge— 
richteten beleidigenden Bemerkungen können an den Staaten mit aus- 
ſchließlich evangeliſcher Bevölkerung unbeachtet vorübergehen. Es wird 
in ihnen kein Gegenſatz zwiſchen konfeſſionellen und ſtaatlichen Pflichten 
entſtehen und keine praktiſche politiſche Frage aufgerührt, die zu einem 
Konflikt führen könnte. Wir können dieſer Gruppe auch die Staaten 
anreihen, in denen der Katholizismus nur von einer verſchwindenden 
Minderzahl vertreten wird, oder in denen Staat und Kirche bei kon— 
feſſionell gemiſchter Bevölkerung, getrennt nebeneinander beſtehen, wie 
z. B. in den Vereinigten Staaten von Nordamerika. Dagegen werden 
aber auch in den rein proteſtantiſchen Staaten die gegen ihre Fürſten 
gerichteten Schmähungen direkt als eine Beleidigung empfunden, die 
eine Sühne verlangt, die, wie wir hoffen, von der Kurie aus eigener 
Initiative ihnen geboten werden wird. Aber die Enzyklika „Editae 
saepe Dei“ gewinnt eine andere Bedeutung in den Staaten ausſchließ— 
lich katholiſchen Bekenntniſſes, ſowie in den Staaten, in welchen beide 
Konfeſſionen nebeneinander ſtark vertreten ſind. In den erſteren, wobei 
an Frankreich, Spanien, Portugal und Italien zu denken iſt, verdammt 
die Enzyklika mit aller Schärfe die zwiſchen Kirche und Staat beſtehenden 
Verhältniſſe, die ja allerdings vom Standpunkt mittelalterlicher Welt— 
anſchauung, die von der Kurie noch heute in vollem Umfange behauptet 
wird, als ketzeriſche Abweichungen von der rechten Lehre bezeichnet 
werden können und auch bezeichnet werden. Was als Modernismus 
verdammt wird, trifft die Haltung der Regierungen dieſer Staaten in 
faſt allen die Kirche, die Schule und die gelehrte Forſchung betreffenden 
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Fragen, und nur, wenn durch ein Konkordat die Kurie ſelbſt ſich zu 
einem Kompromiß bereit fände, könnte der Gewiſſenskonflikt, in dem 
weite Kreiſe der Bevölkerung dieſer Staaten leben, gehoben werden. 
Der „Temps“ führt die gegen das heutige Frankreich gerichteten Punkte 
der päpſtlichen Enzyklika ausdrücklich an, aber wir haben nicht bemerkt, 
daß man in Frankreich oder in Italien ſich über die Enzyklika ſonderlich 
aufregt; man iſt ſeit langem gewohnt, dergleichen päpſtliche Kund— 
gebungen gleichſam unter den Tiſch zu werfen. Das ſchließt freilich nicht 
aus, daß bei dem eruptiven Charakter, welchen die Wandlungen im 
religiöſen Leben Frankreichs zu tragen pflegen, ſie in Zukunft einmal 
aufgehoben und zu voller Geltung gebracht werden. Die Wendung 
gegen den Proteſtantismus, ſeine Führer und ſeine Fürſten, iſt in der 
Enzyklika gleichſam als abſchreckendes Beiſpiel angeſchloſſen worden, 
um zu zeigen, wohin der Modernismus in ſeinen Konſequenzen führe. 
Das könnte uns ebenſo gleichgültig ſein, wie die Wendungen, durch 
welche die ganz oder faſt ausſchließlich katholiſchen Staaten getroffen 
werden, da wir wiſſen, daß die Kurie „unter Chriſtentum das konfeſ— 
ſionell katholiſche verſteht“ (Kahl: Kirchenrecht), wenn nicht das Verhältnis 
der beiden Konfeſſionen zueinander für uns eine eminent politiſche 
Bedeutung hätte. Es gilt das ſpeziell von der Art und Weiſe, wie in 
unſeren Provinzen mit ſtarker polniſch-katholiſcher Bevölkerung die Kon— 
feſſion als Kampfmittel gegen das Deutſchtum ausgebeutet wird. Die 
gegen die Reformation und gegen die proteſtantiſchen Fürſten gerich— 
teten Sätze der Enzyklika ſind Waffen, die ſich gegen die Autorität des 
Kaiſers und Königs und gegen die Zugehörigkeit zum preußiſchen Staat 
ausnutzen laſſen, und die nach den Erfahrungen, die wir ſeit über hundert 
Jahren gemacht haben, auch ohne Zweifel in dieſem Sinne gebraucht 
werden dürften. Eine ähnliche Wirkung der Enzyklika läßt ſich in Groß— 
britannien erwarten, wo erſtens das ſeit der ſpaniſchen Heirat ſehr rege 
Mißtrauen der proteſtantiſchen Schotten, zweitens aber der Gegenſatz 
der katholiſchen Iren gegen die Engländer eine weitere Steigerung 
erfahren muß. Nun iſt es natürlich nicht unſere Sache, für die Ver— 
legenheiten einzutreten, welche die Enzyklika den Engländern bringen 
kann; wohl aber iſt es unerläßlich, daß von ſeiten der Kurie eine nicht 
mißverſtändliche Erklärung gegeben wird, daß ſie durch ihre — wie 
jetzt ausgelegt wird — „hiſtoriſchen“ Bemerkungen über Reformation, 
Reformatoren und reformierte Landesherren, uns nicht eine Brand— 


fadel in eine ohnehin ſchwierige Provinz hat werfen wollen, vielmehr 
Gehorſam und Achtung der Obrigkeit und Friedfertigkeit den chriſtlichen 
Glaubensgenoſſen anderer Konfeſſionen gegenüber, als katholiſche 
Pflicht bezeichne. Wir hoffen, wie geſagt, daß eine ſolche Erklärung 
aus der eigenen Initiative der Kurie hervorgehoben wird, und können 
nur bedauern, daß ein ſo weltkundiger Mann, wie es der Herr Kardinal— 
ſtaatsſekretär iſt, die Folgen einer Kundgebung, deren Verantwortung 
dem greiſen Papſte aufgebürdet worden iſt, ſo wenig vorauszuſehen 
vermochte. Die Interpellationen, die der Herr Reichskanzler im Ab— 
geordnetenhauſe beantworten wird, werden uns die Stellung bald 
zeigen, welche die Regierung in dieſer Frage einzunehmen denkt. Je 
entſchiedener ſie die Verunglimpfungen zurückweiſt, um ſo ſicherer kann 
ſie ſein, daß das proteſtantiſche Deutſchland zu ihr ſtehen wird. Eine 
Abberufung unſerer Geſandtſchaft am Vatikan, wie ſie von einigen 
unſerer Zeitungen verlangt wird, ſcheint uns nicht geboten. Solange 
der Papſt zugleich Landesherr war, konnte eine derartige Maßregel die 
Wirkung eines heilſamen und bekehrenden Druckes ausüben; heute 
würden wir damit nur uns ſelbſt ſchädigen, da der Staat im Intereſſe 
ſeiner katholiſchen Angehörigen die Beziehungen zur Kurie pflegt, und 
uns nichts ferner liegen kann, als unſere katholiſchen Landsleute unter 
den Folgen der Enzyklika, die ſie nicht verſchuldet haben, leiden zu laſſen. 
Andererſeits ſcheint uns im Intereſſe der Kurie zu liegen, in guten 
Beziehungen zu dem Staate zu bleiben, in welchem die katholiſche 
Minorität mehr als in jedem andern Staate der Welt alle Vorteile 
einer gewiſſenhaft aufrechterhaltenen ſtaatsbürgerlichen Parität genießt. 
Wir wünſchen nichts lebhafter, als daß dieſer in jeder Hinſicht ſchädliche 
Konflikt ſo bald wie möglich aus der Welt geſchafft wird. 

Das politiſche Geſamtbild, wie es ſich heute darſtellt, zeigt zwar 
in den ſtets entſcheidenden Beziehungen der großen Mächte zueinander 
nichts Beunruhigendes, iſt aber auch nicht als erfreulich zu bezeichnen. 
In dem kretiſchen Wetterwinkel ſtehen die vier Schutzmächte nach wie 
vor ratlos, und wie es ſcheint auch keineswegs in Einhelligkeit ihrer 
Aufgabe gegenüber. Die Forderung, daß die Nationalverſammlung in 
Kanea die mohammedaniſchen Abgeordneten der Inſel unvereidigt in 
ihren Schoß aufnimmt, geht an der eigentlichen Schwierigkeit vorüber. 
Dieſe liegt darin, daß die chriſtlichen Kreter dem Könige von Griechen— 
land den Treueid geleiſtet haben, der mit den ſouveränen Rechten der 
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Türkei auf keine Weiſe vereinbar iſt. Da nun die Schutzmächte der 
Türkei ihre Souveränität garantiert haben, muß dieſer Eid vor allem 
als null und nichtig beſeitigt werden, und das läßt ſich erreichen, ſobald 
Griechenland durch König und Volksvertretung in bindender Form 
erklärt, daß es die Annahme dieſes Treueides ablehne. Daß die Türkei 
in ſolchem Fall bereit iſt, den Kretern eine autonome Regierung mit 
den weitgehendſten Rechten zu gewähren, ſteht durchaus feſt, und das 
würde der Inſel die Möglichkeit und die Mittel geben, aus dem Zuſtande 
politiſcher Nervenüberreizung, in dem ſie ſeit Jahr und Tag lebt, in die 
Bahnen einer geſunden Entwicklung überzugehen. Wir könnten dann 
auch darauf rechnen, daß der Balkan überhaupt ruhiger wird. Jetzt 
erhitzen ſich an den Möglichkeiten, welche die kretiſch-griechiſche Frage 
bietet, die kaum zum Stillſtande gelangten Leidenſchaften aufs neue. 
Das Bandenweſen in Mazedonien iſt wieder lebendig geworden, und 
die Türkei wird nicht anders können, als es blutig niederzuſchlagen. 
Dann ſtehen wir genau vor denſelben Schwierigkeiten, die bis kurz vor 
der großen Staatsumwälzung beſtanden, aus der die neue Türkei her— 
vorging. Nun iſt Albanien noch immer nicht ganz beruhigt: Die Nach— 
richten, auf welche wir unſer früheres optimiſtiſches Urteil gründeten, 
haben ſich als falſch erwieſen. Schefket Paſcha iſt zwar bisher mit ſeinen 
Operationen glücklich geweſen und hat jetzt auch in Diakowa unbehindert 
einziehen und die Unterwerfung der Bevölkerung entgegennehmen 
können, aber er ſcheint darauf zu verzichten, die faktiſche Unterwerfung 
ganz durchzuführen und ſich in einzelnen Landſchaften (Debra, Maliſſia) 
mit dem Schein der Unterwerfung begnügen zu wollen. Auch die 
Königspläne des Fürſten von Montenegro wirken beunruhigend. Der 
neue Titel bringt neuen Ehrgeiz, man fragt ſich, welche Richtung er 
nehmen könnte, und glaubt nicht, daß er vor einer Wendung nach außen 
zurückſchrecken wird. Von einer Beſſerung der perſiſchen Verhältniſſe 
kann noch immer keine Rede ſein. Die Miniſterkriſis dauert fort und 
ebenſo die Unſicherheit im Lande. Neuerdings iſt von Einfällen der 
Kurden im Gebiet von Urmia die Rede, wo türkiſche und perſiſche Grenz— 
ſtreitigkeiten ſeit lange beſtehen und noch immer nicht ausgetragen ſind; 
endlich ſtehen nach wie vor ruſſiſche Truppen in Kaswin, Ardebil und 
an einer Reihe anderer Punkte, zu großem Leidweſen der Perſer, die 
nichts ſehnlicher wünſchen, als dieſe uneigennützigen Helfer abziehen zu 
ſehen. Als neues Moment der Unruhe im nahen Orient iſt die ſteigende 
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Erregung in Agypten hinzugekommen. Das Gerücht will wiſſen, daß 
engliſche Truppen nach Agypten verſchifft werden und Sir Eldon Gorſt, 
weil er zu milde ſei, abgerufen werden ſolle; man ſucht einen Zuſammen— 
hang zwiſchen dieſen angeblich bevorſtehenden Maßregeln und den ſo 
großes Aufſehen erregenden Reden Rooſevelts in Kairo und beim 
Lord Mayor-Bankett in London. Jetzt hat die türkiſche „Jani Gazeta“ 
aus, wie ſie behauptet, zuverläſſiger Quelle erfahren, daß der durch 
Wardani ermordete Miniſter Butros Paſcha kein Patriot, ſondern ein 
von der Suezkanal-Kompagnie beſtochener Verräter geweſen ſei, das 
ſei durch die nach Butros Tode aufgefundene Korreſpondenz desſelben 
mit Vertretern der Suezkanal-Geſellſchaft und der engliſchen Regierung 
bewieſen. Die „Jani Gazeta“ verdächtigt zugleich den Khedive. Aber 
all dieſer Klatſch — denn mehr iſt es jedenfalls nicht — hat dahin geführt, 
daß Wardani als nationaler Märtyrer gefeiert wird. Man verlangt Re— 
viſion ſeines Prozeſſes und unterſtützt jetzt dieſe Forderung durch das 
Gutachten eines in Kairo ſehr angeſehenen Arztes Meltan, demzufolge 
Butros Paſcha nicht an ſeiner Wunde, ſondern infolge der ungeheueren 
Doſe Chloroform (150 g) geſtorben ſei, die man bei der 2½ Stunden 
dauernden Operation verwendet hat. Die ägyptiſchen Nationaliſten 
ſind jetzt bemüht, auch in Amerika für ſich Stimmung zu machen. Im 
Juniheft der „North American Review“ iſt eine „Antwort Agyptens 
an Colonel Rooſevelt“ vom Sheich Ali Youſſuf erſchienen, die mit 
großer Geſchicklichkeit die Sache der ägyptiſchen Ziviliſation dem harten 
Urteil gegenüber verteidigt, das Rooſevelt abgegeben hat. Dasſelbe 
Heft bringt zwei Aufſätze, welche die Frage beantworten wollen, welches 
die Stellung Rooſevelts nach ſeiner Rückkehr in die Vereinigten Staaten 
ſein werde. Der erſte iſt von Dr. Stephens Wiſe, Rabbi der freien 
Synagoge, der zweite von Norman L. Mack, Präſident des demo— 
kratiſchen Nationalkomitees. Die Antworten ſind die denkbar entgegen— 
geſetzten. Wiſe legt ſie in den Mund zweier ſeiner Freunde, eines früheren 
Miniſters im Rooſevelt-Kabinett und eines der Führer in Wall Street: 
der erſtere jagt ohne Schwanken, daß Rooſevelt wiedergewählt und die 
Verfaſſung ſo geändert werden würde, daß er ſein Amt bis an ſein 
Lebensende behalte, und zwar werde das nicht im Intereſſe Rooſevelts, 
ſondern in dem des Landes geſchehen. Der Börſenmann aber ſagte: 
Was immer Rooſevelt in Zukunft machen mag, er wird ſtets ein ge— 
waltiger Faktor zum Guten ſein. Ganz anders lautet das Urteil von 
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Norman L. Mack. Er ſpricht ſich mit großer Entſchiedenheit ſowohl 
dagegen aus, daß Rooſevelt nach ſeiner Rückkehr die Leitung der Prä— 
ſidentſchaft Tafts übernehme, als auch gegen ſeine Nominierung zum 
Präſidentſchaftskandidaten für 1912. Das wäre die Apotheoſe des 
„one-man power“ und die Beſtätigung der Legende, daß das ameri— 
kaniſche Volk nicht einen Präſidenten, ſondern einen Herrn brauche 
(„that what the American people need is not a President, but a 
master“). Im Grunde geben beide Parteien damit zu, daß er der jtärfite 
Mann im Lande iſt. Zugleich aber geſtehen ſie, daß ſie keineswegs 
wüßten, was die eigentlichen Abſichten Rooſevelts ſeien. Wir müßten 
ſehr irren, wenn nicht die allgemeine Überraſchung, welche der Welt 
bevorſteht, eine ſehr einfache Löſung findet. Rooſevelt wird tun, was 
das natürlichſte iſt, er wird Privatmann bleiben, durch ſeine Zeitſchrift 
den „Outlook“, wie er es bisher getan hat, rückſichtslos ſeine Meinung 
jagen und ſchließlich durch den consensus omnium genötigt werden, 
ſich als Kandidat für den third term aufſtellen zu laſſen. Aber wieviel 
Waſſer muß noch bis dahin den Miſſiſſippi hinabfließen? 

Die Unruhen in China ſind nicht unbedenklich und tragen ohne 
Zweifel einen antidynaſtiſchen Charakter, der die Beſeitigung der mon— 
goliſchen Dynaſtie zum Ziel nimmt, und bei der die Erregung der fremden— 
feindlichen Stimmung ein Mittel iſt, die Maſſen in Bewegung zu ſetzen. 
Bisher aber ſind alle derartigen Verſuche — auch die Boxerbewegung 
war urſprünglich antidynaſtiſch — kläglich geſcheitert. Die Mandſchu 
ſind die ſtärkere Raſſe und die Chineſen haben ihnen keinen Präten— 
denten kaiſerlichen Geblüts entgegenzuſetzen. Gefährlich könnte die Re— 
bellion erſt werden, wenn Japan ihre Führung übernehmen wollte. 
Daran aber iſt vorläufig nicht zu denken, da Japan im nordöſtlichen 
Aſien von Kamtſchatka bis Korea zu tief engagiert iſt und auch, wenn 
die Aufgaben dort gelöſt wären, ſich eher nach Weſten als nach Oſten 
wenden dürfte. Zurzeit haben ſämtliche am chineſiſchen Handel inter— 
eſſierten Mächte durch Entſendung von größeren und kleineren Kriegs— 
ſchiffen in den Jangtſekiang Anſtalten getroffen, ihren Nationalen 
wenn nötig Schutz zu gewähren, aber auch die chineſiſche Regierung 
iſt ſo energiſch vorgegangen, daß die Ausſtellung in Nankin unbehindert 
eröffnet werden konnte. 

In Rußland haben die inneren Fragen zunächſt faſt alles Intereſſe 
abſorbiert. Der Miniſterpräſident Stolypin hat in der vielumſtrittenen 
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Angelegenheit der Landſchaftswahlen in den Weſtprovinzen einen vollen 
Sieg errungen, jetzt ſteht ihm ein zweiter in der finnländiſchen Ver— 
faſſungsfrage bevor. In den Weſtprovinzen iſt man auch ſofort an die 
Arbeit gegangen. In welchem Sinne, zeigt ein Artikel des Krakauer 
„Czas“ vom 18. Mai Er meldet nämlich: 

„Daß im Miniſterrat ein neuer Anſchlag gegen die Bevölkerung 
in Wolhynien, Podolien und Kiew vorbereitet werde. Ausländer, die 
die ruſſiſche Untertanſchaft angenommen haben, ſowie Polen, die aus 
dem Königreich Polen ſtammen, dürfen hiernach dort keinen Grund 
und Boden außerhalb der Städte erwerben. Die Gouverneure ſind 
berechtigt, zuwiderhandelnde Perſonen auszuweiſen.“ 

„Dies iſt“ — kommentiert der „Czas“ — „nicht nur eine Rückkehr 
zu den Zuſtänden vor der Konſtitution, ſondern eine weitere Fort— 
ſetzung des Ruſſifizierungs- und Ausrottungsſyſtems, das ſeit dem 
letzten Aufſtande ohne Unterbrechung verfolgt wurde. Der neue Schritt 
erſcheint als eine Verſchärfung, weil das, was früher als perſönlicher 
Wille des Monarchen oder als Maßnahme eines Miniſters galt, jetzt die 
Form eines Geſetzes erhalten ſoll. Ferner ſollen ſich die Beſchränkungen 
nicht nur auf Wolhynien, wo ſich Anſiedler aus dem Königreich Polen 
zahlreicher niederzulaſſen anfingen und die Befürchtungen eines Kon— 
flikts mit Oſterreich größer wurden, ſondern auf alle drei dem Kiewer 
Generalgouverneur unterſtellten Gouvernements erſtrecken. Schließlich 
erſcheint die Beſchränkung des Landerwerbs als rückſichtslos, da auch 
der Landerwerb zu Zwecken der Induſtrie verboten iſt. Das Projekt 
bezweckt vor allem eine Beſchränkung der Rechte der Polen, ſowohl 
derjenigen, die außerhalb der Grenzen des ruſſiſchen Reichs geboren 
ſind, wie der aus dem Königreich ſtammenden. Nur in beſcheidenem 
Maße werden auch Angehörige fremder Staaten betroffen; am meiſten 
vielleicht noch die Deutſchen, die ſich ziemlich zahlreich in Wolhynien 
angeſiedelt haben.“ 

Es knüpfen ſich hieran eine Reihe bitterer Bemerkungen, die wir 
nicht wiederholen wollen. Nur die Schlußbetrachtung ſei noch hervor— 
gehoben: 

„Anſtatt der Gleichberechtigung haben jetzt die Polen eine neue 
Beſchränkung. . . . Das gegen die Polen gerichtete Ausnahmegeſetz it 
eine beſondere Illuſtration für den Konſtitutionalismus Stolypins und 
für die ſlaviſche Politik der ruſſiſchen Regierung. Unter dem Eindruck 
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dieſes Projekts wird die ruſſiſch-polniſche Verſöhnungskommiſſion in 
Petersburg tagen, und zugleich wird man die Sirenenſtimmen der 
„Nowoje Wremja“ vernehmen, die die Polen zur Teilnahme an dem 
Slavenkongreß in Sofia einladen!“ 

Die Bitterkeit iſt verſtändlich. Aber Rußland hält den Polen ihre 
Erhebungen von 183031 und 1863 ſowie die Rolle vor, die ſie während 
der letzten Revolution geſpielt haben. In Wolhynien, Podolien und 
Kiew ſind die Polen den ruſſiſchen Grundbeſitzern wirtſchaftlich ſehr 
überlegen, man fürchtet, daß die letzteren allmählich verdrängt oder 
poloniſiert werden, und ſucht dem vorzubauen. Es iſt eine Schutzmaß— 
regel des Schwächeren gegen den Stärkeren, was ja nicht ſehr ſchmeichel— 
haft klingt, aber den Tatſachen entſpricht. Anders liegen doch die 
Dinge in Finnland. Ohne auf die Rechtsfrage einzugehen und uns 
in den bitteren Streit einzumengen, der zwiſchen Finnländern und 
Ruſſen ausgekämpft wird, halten wir es doch für notwendig, auf eine 
Tatſache hinzuweiſen, die beſſer als andere erklärt, weshalb ſich die 
Finnländer mit Hand und Fuß gegen den engeren Anſchluß an Rußland 
ſträuben. Es iſt die Scheu vor dem Eindringen des ruſſiſchen Tſchi— 
nownik und des ruſſiſchen Popen ins Land. Beide Elemente wirken, 
wie eine nicht abzuweiſende Erfahrung zeigt, deſtruierend und ruinierend. 
Das draſtiſche Beiſpiel der drei Oſtſeeprovinzen iſt zu naheliegend, 
um von den Finnländern überſehen zu werden. In den Oſtſeeprovinzen 
iſt erſt durch Betrug die bäuerliche Bevölkerung der lutheriſchen Kirche 
entzogen worden, dann hat man ſie durch die ins Land geſchickten ruſ— 
ſiſchen Lehrer zur Revolution erzogen, das ganze Volksſchulweſen 
desorganiſiert und endlich die deutſche Univerſität Dorpat zugrunde 
gerichtet, alle deutſchen Gymnaſien ruſſifiziert und damit verdorben, 
aus den Gerichten und Behörden die deutſche Sprache und die beiden 
Bauernſprachen verdrängt, kurz, ſo weit wie irgend möglich, das Land 
geiſtig, materiell und moraliſch zugrunde gerichtet. Was ſich an Kultur 
erhalten hat, beſteht nicht dank der ruſſiſchen Regierung, ſondern trotz 
ihr. Was Wunder, daß die Finnländer keine Neigung zeigen, ihre 
Kultur denſelben Erfahrungen auszuſetzen. 

In Frankreich haben die Wahlen den Anhängern der Wahlreform 
eine ſo überwältigende Majorität geſichert, daß das Miniſterium nun— 
mehr mit ſeinem Programm für die R. P. hervorgetreten iſt; aber es 
ſtößt damit auf heftigen Widerſpruch, und es läßt ſich vorherſehen, daß 
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der Regierungsentwurf weſentlich modifiziert aus Kammer und Senat 
hervorgehen wird. Die auswärtige Politik Frankreichs hat den Erfolg 
aufzuweiſen, daß die marokkaniſche Anleihe, ſo wie Frankreich ſie wollte, 
nunmehr Tatſache geworden iſt. Was wir bedauern iſt, daß der für 
den Sultan nachbleibende Überſchuß ſo gering iſt, daß ſich an eine Reform 
der Scherifiſchen Finanzwirtſchaft nicht denken läßt. Es wird bei dem 
alten Syſtem gewaltſamer Beitreibungen bleiben, was um ſo bedenk— 
licher ſcheint, als dem Sultan in ſeinem Bruder Mulay Kebir ein neuer 
Prätendent entgegengetreten iſt, dem die Anhänger Bu Hamaras zu— 
fallen. In alledem liegt eine Perſpektive neuer Wirren. 

Wenig erfreulich ſind auch die Nachrichten aus Portugal und 
Spanien. Die Nachbarſchaft der großen franzöſiſchen Republik wirkt, 
wie ſich nicht verkennen läßt, politiſch anſteckend. Die Zahl und der 
Einfluß der republikaniſchen Elemente ſteigt und nebenher macht ſich 
auch die alte romaniſch-flaviſche Krankheit, der Anarchismus terro- 
riſtiſcher Obſervanz, wieder geltend. 

Sehr erfreulich iſt es dagegen, daß in Ungarn die politiſche Tyrannis 
der Parteien Koſſuth und Juſt gebrochen iſt. Wieweit es Khuen-Heder— 
vary gelingen wird, ein geſundes Zuſammenarbeiten der beiden Reichs— 
hälften durchzuſetzen, kann freilich nur die Erfahrung lehren. 

Ganz ohne Mißton iſt die Reiſe Kaiſer Franz Joſefs durch Bosnien 
und Herzegowina verlaufen. Sie hat einen aufrichtigen dynaſtiſchen 
Enthuſiasmus hervorgerufen, von dem ſich hoffen läßt, daß er zur 
Tradition dieſer neuen Landesteile wird. 

Zum Schluß eine perſönliche Bemerkung. Das offiziöſe Blatt 
der Petersburger Regierung, die „Roſſija“, zitiert aus meiner Wochen— 
ſchau vom 25. Mai den Paſſus, in dem geſagt wird, daß nach der Rede 
Stolypins über die Frage der Weſtprovinzen die beiden zur Duma 
gehörenden Biſchöfe dem Miniſterpräſidenten die Hände geküßt hätten. 
Die „Roſſija“ erklärt, ich hätte das „als Feind Rußlands“ erfunden. 
Das iſt natürlich falſch. Ich habe die Nachricht aus dem Dumabericht 
der in Petersburg erſcheinenden deutſchen Zeitung genommen, was 
die „Roſſija“ wiſſen mußte. Was aber den „Feind Rußlands“ betrifft, 
ſo glaube ich in den böſen Jahren des japaniſchen Krieges und der ruſ— 
ſiſchen Revolution die wahren Intereſſen Rußlands nachhaltiger und 
energiſcher vertreten zu haben, als irgendein in Rußland erſcheinendes 
Blatt es getan hat. Aus der Perſpektive laſſen ſich die Ereigniſſe oft 
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beſſer beurteilen als in unmittelbarer Nähe und unter dem verwir— 
renden Eindruck der hin- und hergezerrten öffentlichen Meinung eines 
fiebriſch erregten Landes. Die Nachwehen dieſes Fiebers laſſen ſich 
noch jetzt erkennen und kommen nirgend zu deutlicherem Ausdruck als 
in den Verhandlungen der Dritten Duma. Im übrigen wünſche ich, 
wie alle beſonnen denkenden Deutſchen, ein geſundes und zufriedenes 
Rußland an unſern Grenzen und deshalb bedaure ich die Wege, die 
Rußland in ſeiner inneren wie in ſeiner äußeren Politik eingeſchlagen hat. 


Schiemann, Deutſchland 1910. 15. 


9. Juni 1910. Der Kaiſer genehmigt das Abſchiedsgeſuch des Staatsſekretärs Dernburg. 
10. Juni. Der Herzog von Connaught wird zum G.-Gouverneur von Kanada ernannt. 
Proteſt Rußlands gegen das türkiſche Flottenprogramm. 


15. Juni 1910. 

In den letzten acht Tagen hat das Ausland ſich mit uns in Anlaß 
des Rücktritts des Staatsſekretärs Dernburg ſehr eingehend beſchäftigt. 
In England, Frankreich, Rußland wird in Korreſpondenzen, die teils 
von London, teils von Berlin ausgehen, Exzellenz Dernburg als der 
nächſte Kanzler des Deutſchen Reiches angekündigt. So ſchreibt der 
Berliner Korreſpondent des „Standard“: 

„In Kreiſen, die den ruheloſen Ehrgeiz und die unerſchöpfliche 
Energie Herrn von Dernburgs kennen, glaubt man allgemein, daß er 
ſeine Stellung als Staatsſekretär der Kolonien aufgegeben hat, weil 
er „at some future date“ einen höheren Poſten, und zwar keinen ge— 
ringeren als den des Reichskanzlers einnehmen will. Herr von Dernburg 
hat mit ſcharfem Blick erkannt, daß das Ende der jetzigen Kanzlerſchaft 


wahrſcheinlich nicht fern liegt. Er weiß auch, daß ein arger Mangel 


an brauchbaren Kandidaten für den höchſten Miniſterpoſten im Reich 
beſteht. Er ſelbſt hegt den Ehrgeiz, ſeinem Vaterlande als Kanzler 
ebenſo wirkſam zu dienen wie als Kolonialminiſter, und will Reichs— 
kanzler werden. Er fühlt, daß er größere Ausſicht hat, dieſes Ziel zu 
erreichen, wenn er ein unabhängiger Mann iſt, als wenn er Staats- 
ſekretär für die Kolonien bleibt. Dies iſt die Erklärung des Rücktritts 
von Dernburgs, die heute in den beſtinformierten Kreiſen gegeben 
wird; man glaubt, daß ſeine Laufbahn keineswegs beendet iſt, ſondern 
vielmehr im Begriff iſt, in ihr bedeutſamſtes Stadium zu treten.“. ... 

Nun glauben wir nicht, daß Herr Dernburg ſich über dieſen und 
verwandte Kommentare ſeines Rücktritts freuen wird, auch halten wir 
die ihm untergeſchobenen ehrgeizigen Motive für falſch. Nicht etwa, 
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weil wir glauben, daß ein Mann von den Gaben und den Erfolgen 
Dernburgs nicht das Recht hätte, einen hohen Ehrgeiz zu hegen, wir 
ſchätzen vielmehr die Verdienſte, die er ſich erworben hat, ſehr hoch ein, 
aber wir glauben, wie er ſelbſt geſagt hat, daß er die Aufgabe, zu deren 
Löſung er mit glücklicher Menſchenkenntnis berufen wurde, auch tat— 
ſächlich gelöſt hat. Er hat dem Kapitalismus das Wirkungsfeld eröffnet, 
das ihm an der Erſchließung unſerer Kolonien zukam, und hat ihm 
dieſes Feld auch für die Zukunft geſichert; der glückliche Impuls, den er 
dem Eiſenbahnbau, der kräftige Anſtoß, den er dem Wieder— 
aufleben des Glaubens an unſere koloniale Zukunft gegeben 
hat, das alles wird ihm unvergeſſen bleiben und die Diamanten, die 
ſeinen Stern ſchmücken, find gewiß wohlverdient. Wenn aber der Staats- 
ſekretär in dem Augenblick, da Verwaltungsfragen und landwirtſchaft— 
liche Probleme in den Vordergrund traten, auf ſeiner Verabſchiedung 
beſtand, wird er dazu gewiß ſeine guten Gründe gehabt haben. Es 
kann ſeinem Verſtande und ſeiner Selbſterkenntnis nur zur Ehre gereichen, 
daß er ſich Aufgaben entzog, die ſeinem Bildungsgange und ſeinen 
Anlagen nicht entſprechen. Und eben deshalb halten wir auch die Phan— 
taſien, die ihn nach dem Kanzlerpoſten jagen laſſen, für Phantaſien. 
Herr v. Bethmann Hollweg, der vor noch nicht einem vollen Jahre 
unter den ſchwierigſten inneren und äußeren Verhältniſſen ſein hohes 
Amt übernahm, beſitzt, wie allbekannt iſt, das volle Vertrauen des 
Kaiſers, und von einem Ausbieten ſeines Erbes kann keine Rede ſein. 
Wir haben den dringendſten Wunſch, daß ſeine Kanzlerſchaft von viel— 
jähriger Dauer ſei, und halten die parteipolitiſchen Angriffe, die ſich 
gegen ihn richten, für eine direkte Schädigung unſerer Intereſſen im 
Auslande wie im Inlande. Nach beiden Richtungen hin iſt eine ſcharf 
charakteriſierte Situation übernommen worden, und es iſt entſchieden 
verfrüht, ſchon jetzt darüber entſcheiden zu wollen, welche Modifika— 
tionen oder neue Wendungen ſie unter der politiſchen Leitung unſeres 
fünften Reichskanzlers annehmen wird. Von heute auf morgen pflegen 
ſich ſolche Wandlungen nicht zu vollziehen; jedenfalls befinden wir uns 
nicht in einem Stadium, in welchem nach einem ſechſten Reichskanzler 
geſucht wird. Herrn Dernburg aber wünſchen wir Glück zu ſeiner be— 
vorſtehenden oſtaſiatiſchen Reiſe und zu den Ausſichten, die ſich ihm, 
wenn wir recht unterrichtet ſind, in einer unſerer großen Dampfer— 
linien bieten. 
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Mit Genugtuung nehmen wir Akt davon, daß die deutſch-franzöſiſch— 
engliſch-ſpaniſche techniſche Kommiſſion, die zur Feſtſtellung eines 
Minengeſetzes für Marokko in Paris tagte, ihre Arbeiten beendigt hat, 
und daß das neue „Minenreglement“ die Beſtätigung des diplomatiſchen 
Korps in Tanger erhalten hat. Die Veröffentlichung des Textes wird 
wohl nicht lange auf ſich warten laſſen, und dann werden wir auch er— 
fahren, was ſich von den Mannesmannkonzeſſionen hat retten laſſen, 
für welche, wie uns bekannt iſt, von ſeiten unſerer Regierung in den 
Grenzen des Möglichen mit großer Energie und Zähigkeit gekämpft 
worden iſt. Von der neuen franzöſiſchen Kammer läßt ſich mit einiger 
Sicherheit noch nicht reden. Die 200 neuen Mitglieder ſind parlamen— 
tariſch noch unbekannte Größen und noch nicht endgültig den beſtehenden 
Parteiſchablonen angegliedert worden. Über die Programmrede 
Briands gehen die Meinungen weit auseinander. Man will ab— 
warten, wie das Bukett ſeiner Verheißungen ſich zu verwirklichen 
beginnt. Dagegen iſt man allgemein ſehr zufrieden mit ſeiner Cha— 
rakteriſtik der auswärtigen Lage Frankreichs. Er verſtand es all die 
Töne anzuſchlagen, die man in Frankreich gern hört, auch den von 
der Freudigkeit, mit der man 1908 bereit geweſen ſei, mit den 
Waffen in der Hand, wenn nötig, die Ehre Frankreichs zu ver— 
teidigen, wozu dann der „Temps“ kommentiert, daß nur dadurch 
das Abkommen vom 8. Februar 1909 möglich geworden ſei. Wir 
wollen dieſe Legendenbildung nicht ſtören; uns verletzt ſie nicht, und 


mit der Zeit wird ſie von den Franzoſen ſelbſt aus den Akten ihres 


Miniſteriums des Auswärtigen korrigiert werden. Die Kriegsgefahr 
hat im Jahre 1908 keinen Augenblick beſtanden. Die Franzoſen er— 
klären ja ſelbſt, daß ſie nur einen Defenſivkrieg führen wollten — 
da fehlte der Gegner. Aber es wird nützlich ſein, einen kurzen Ab— 
ſchnitt aus der politiſchen Erklärung Briands wiederzugeben. 
„Frankreich“ — ſagte er — „hat eine Allianz und Freundſchaften 
abgeſchloſſen, die es zu kräftigen bemüht ſein wird. Aber ſolche 
„Ententen“ ſetzen voraus, daß es imſtande iſt, ſeine Stellung 
(rang) in der Welt zu behaupten. Der Wert ſeiner Mit- 
wirkung wird nach ſeiner Stärke bemeſſen, und es iſt eine Pflicht 
der Loyalität, dem Alliierten wie den Freunden gegenüber, die 
Stärke unverſehrt zu erhalten. Darüber wird die Regierung 
nicht unterlaſſen, mit eiferſüchtiger Sorge zu wachen. Sie 
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iſt daher entſchloſſen, vom Lande alle unerläßlichen Opfer 
zu verlangen. Sie nimmt ſich namentlich vor, das Parlament zu 
erſuchen in kürzeſter Friſt über das Marineprogramm 
zu verhandeln: es iſt dringend notwendig zu einem Beſchluß zu ge— 
langen, den das höchſte Intereſſe der Nation verlangt.“ 

Die geſperrten Stellen ſind die vom „Temps“ in ſeiner Wieder— 
gabe der Briandſchen Rede hervorgehobenen, und die betreffenden 
Sätze können wohl allgemeine Gültigkeit beanſpruchen. In Frank— 
reich iſt man aber vorläufig noch meiſt beſorgt, den Revers dieſer 
ſcharf geprägten Sätze dem Alliierten, Rußland, ans Herz zu legen. 
Unſere Leſer erinnern ſich der Beunruhigung, welche die ange— 
kündigte Verlegung des im Warſchauſchen ſtehenden 5. ruſſiſchen 
Armeekorps weiter nach Oſten in Frankreich hervorrief. Der „Temps“ 
warf den Ruſſen direkt vor, daß ſie damit die an den Allianzvertrag 
geknüpfte militäriſche Konvention verletzten, was bekanntlich von 
ruſſiſcher Seite nachdrücklich beſtritten wurde. Jetzt richtet der 
„Temps“ einen neuen Angriff gegen die ruſſiſche Marinepolitik und 
macht ſich dabei die ſtrenge Kritik zu eigen, die ein engliſches Fach— 
blatt „The Engineering“ gegen die Fehler in der Anlage der neueſten 
ruſſiſchen Kriegsſchiffe richtete. Es iſt dabei charakteriſtiſch, daß der 
„Temps“ mit Nachdruck darauf dringt, daß die ruſſiſche Admiralität 
der Konlrolle der Duma unterliege. 

„Die Admiralität hat faſt immer die Duma von oben herab 
und verächtlich behandelt. Nichts rechtfertigt dieſe Haltung. Es iſt 
wünſchenswert, daß in Zukunft gewählte Abgeordnete an der Vor— 
bereitung der Nationalverteidigung Anteil nehmen und die Methoden 
einer Bureaukratie kontrollieren, die in vielfacher Hinſicht Anlaß zur 
Kritik bietet.“ 

Wir wollen die Richtigkeit dieſes letzten Satzes nicht beſtreiten; 
aber der „Temps“ ſcheint zu vergeſſen, daß er mit unzarter Hand 
einen der wundeſten Punkte im ruſſiſchen Verfaſſungsleben berührt 
hat: wie weit nämlich das autokrate Recht des Zaren in Fragen 
beſchränkt iſt, welche die Wehrkraft Rußlands zu Waſſer und zu 
Lande betreffen. Wenn Frankreich, auf ſeine Rechte als Alliierter 
fußend, in dieſer ſpezifiſch ruſſiſchen Frage das entſcheidende Wort 
zu ſprechen berechtigt wird, ergibt ſich allerdings ein Verhältnis 
zwiſchen beiden Mächten, das — gelinde geſagt — für Rußland 
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nicht ſehr ruhmvoll iſt. Es heißt freilich, daß Rußland gerade jetzt 
in ähnlicher Weiſe den Türken in ihrem Flottenbau dreinredet, und 
nicht dulden will, daß die Türkei Fahrzeuge baut, die eventuell 
ſtärker ſein könnten als die weniger leiſtungsfähigen Schiffe Ruß— 
lands im Schwarzen Meer. Aber das klingt ſo abenteuerlich und 
würde ein ſo naiver Eingriff in das Recht eines ſelbſtändigen Staates 
ſein, daß wir dieſe Nachricht nicht glauben wollen, bevor ſie eine 
offizielle Beſtätigung findet. 

Auch nach einer anderen Richtung werden in Frankreich Töne 
angeſchlagen, die in Rußland nicht gefallen können. Wir machten 
ſchon vor einiger Zeit darauf aufmerkſam, daß in Paris das Intereſſe 
für Polen wieder ſehr lebendig geworden iſt. Jetzt bringt die 
„Revue“ vom 1. Juni (es iſt die frühere „Revue des Revues“) 
einen Artikel von Marius-Ary Leblond: „La Pologne d'aujourd'hui“, 
der in die folgende zuſammenfaſſende Betrachtung ausmündet: 

„Das junge Polen iſt eine der meiſt ſolidariſchen, fleißigen und 
energiſchen Nationen Europas. Es iſt — in großer Geduld aber 
ſehr beharrlich — bereit, aus dem nächſten geſamteuropäiſchen Krieg 
(conflagration) Nutzen zu ziehen, um je nach den Verhältniſſen Un— 
abhängigkeit oder mindeſtens Autonomie zu erwerben. Ganz Europa, 
und Rußland in erſter Reihe, werden viel gewinnen, wenn dieſe 
Wünſche in Erfüllung gehen: Die Ziviliſation hat nicht zu viel 
Kräfte, die ihr dienen!“ 

Wir erlauben uns die beſcheidene Frage, ob die Autonomie 
oder die Selbſtändigkeit Polens nicht durch einen Weltenbrand zu 
teuer erkauft wird? Daß die Polen eine ſolche Frage mit nein! 
beantworten iſt ſicher, und auch verſtändlich. Weniger verſtändlich 
wäre uns dieſes Nein! aus franzöſiſchem Munde, und aus ruſſiſchem 
wird es gewiß nicht zu hören ſein. 

Die Debatte und endgültige Abſtimmung in dritter Leſung 
über die finnländiſche Verfaſſungsfrage hat in der Duma zu einer 
Niederlage der Linken geführt, in welche auch die Oktobriſten hinein— 
gezogen wurden, deren, die Selbſtändigkeit von Schule, Preſſe und 
Verſammlungsrecht fordernde Amendements, ebenfalls fielen, weil 
die geſamte Oppoſition vor den entſcheidenden Abſtimmungen den 
Saal verließ. Die Majorität fiel damit der Rechten zu, die natürlich 
keinen Anlaß hatte, den Oktobriſten Zugeſtändniſſe zu machen. 
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Freilich, wären die Oktobriſten geblieben, was ſie 1907 waren, als 
die heutige Duma ſich konſtituierte, die Finnlandvorlage wäre gewiß 
nicht durchgegangen. Aber in den bald 3 Jahren, die ſeither hinge— 
gangen ſind, iſt die Partei chauviniſtiſch und nationaliſtiſch geworden, 
wobei natürlich eine Reihe humanitärer Prinzipien über Bord fiel. 
Da jetzt auch der Reichsrat die Vorlage, wie ſie aus der Duma 
kam, unverändert und, wie es ſcheint, faſt ohne Diskuſſion ange— 
nommen hat, iſt dieſe tief erregende Frage entſchieden. Ob, wie 
Herr Puriſchkewitſch rief, damit „Finis Finlandiae“ wirklich gegeben 
iſt, ſcheint fraglich. Rußland hat zwar zahlreiche finniſche Stämme 
verdaut, und die Großruſſen haben ihren blonden Typus von jetzt 
faſt ganz verſchwundenen finniſchen Stämmen, aber das waren 
Stämme minderer Kultur; in Finnland handelt es ſich um eine 
Miſchung ſchwediſchen und finniſchen Blutes von außerordentlicher 
Zähigkeit und hoher Bildung, die Bevölkerung iſt zudem eine ge— 
ſchloſſen lutheriſche. Sie zu ruſſifizieren wird faſt unmöglich ſein 
und kann Jahrhunderte fordern, aber ohne Zweifel läßt ſie ſich weit 
ſchneller zu Grunde richten. 

Kann das Eindringen ruſſiſcher Kultur auf dieſen Boden nur 
als ein Rückſchritt bezeichnet werden, ſo bedeutet es dafür in Zentral— 
aſien ſtets einen Fortſchritt, nur daß es auch dort nicht ohne Gewalt 
und Rechtsbruch gehen will. Täuſchen wir uns nicht, ſo ſteht in 
nicht ferner Zukunft die völlige Annexion des Chanats Buchara 
bevor. Schon als in dieſem Winter der Emir von Buchara in 
Petersburg erſchien, um dem Zaren ſeine Huldigungen darzubringen, 
drängte die ruſſiſche Preſſe, ein Ende zu machen. Dieſe Rufe werden 
jetzt immer lauter und ſcheinen in Zuſammenhang mit der perſiſchen 
Frage zu ſtehen. Man wirft dem Emir, nächſt ſeiner Mißregierung, 
ſeine Hinneigung zu den Schiiten und ſeine Begünſtigung perſiſcher 
Elemente in der Armee und am Hofe vor, und glaubt an paniſla— 
miſche Intrigen. In Konſtantinopel habe ſich ein Verband „Junge 
Bucharei“ gebildet. 

„Der Orient — ſchreibt ein offenbar gut orientierter Gewährs— 
mann des „Golos Moskwy“ — und beſonders die muſelmänniſchen 
Territorien, machen eine Kriſis durch, die in jedem Staate in eigener 
Weiſe der europäiſchen Hegemonie ſehr gefährlich werden kann. Wir 
dürfen die Augen über die Lage in unſerem Buchara nicht ſchließen. 
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Es iſt unerläßlich, daß die ruſſiſche Macht in die Verwaltung der 
dortigen Regierungen eingreift. Der Iſlam und ſein Weltzuſammen— 
hang iſt kein Mythus. Für den Scherif von Mekka wird überall in 
muſelmänniſchen Landen geſammelt, und unſere „Hadſchis“ nehmen 
mit allen Mohammedanern an dieſen Sammlungen teil, um dem 
Grabe des Propheten zu huldigen. In dieſem Jahre haben die 
Hadſchis ihre Sammlungen ſogar unſerem politiſchen Agenten ver— 
heimlicht. Auch für die Hedſchasbahn ſind Hunderttauſende von 
Rubeln von der Bevölkerung und vielleicht jogar vom Emir von 
Buchara dargebracht worden. Unmöglich läßt ſich eine Kontrol— 
lierung der Finanzen und der Verwaltung Bucharas länger auf— 
ſchieben: tun wir es nicht von oben, ſo wird das Volk ſich von 
unten her Gerechtigkeit ſchaffen.“ 

Das Ganze mündet in die Forderung aus, Buchara mit dem 
Generalgouvernement Turkeſtan zu verbinden, und es knüpft ſich daran 
die folgende Apoſtrophe: 

„Wann endlich wird unſer Miniſterium des Auswärtigen ſo 
weit ſein, daß es erkennt, wie notwendig und unaufſchiebbar eine 
aktive und energiſche Politik in Chanat Buchara durchgeführt 
werden muß.“ 

Die unbequeme Frage iſt leicht zu beantworten. Jeder Blick 
auf die Karte zeigt, daß Buchara die Straßen nach Afghaniſtan 
und nach Indien hinab beherrſcht. Es iſt undenkbar, daß im 
ruſſiſch-engliſchen Vertrage vom 30. Auguſt 1907 eine Annexion 
Bucharas ausdrücklich ausgeſchloſſen worden ſein ſollte. Trotz aller 
Freundſchaft würde man eine ſo nahe unmittelbare Nachbarſchaft 
Rußlands gewiß nicht mit günſtigen Augen anſehen. 

Eine höchſt auffallende Meldung ging am 23. Mai der „No- 
woje Wremja“ von ihrem Argus-Korreſpondenten aus London zu. 
Er berichtete nämlich, daß die Koloniſten von Rhodeſia entſchloſſen 
ſeien, ſich des belgiſchen Katangagebietes zu bemächtigen. Jetzt iſt 
ein ausführlicher Bericht eingelaufen, dem wir folgende Angaben 
entnehmen. König Leopold habe, um die engliſche Agitation gegen 
die Mißwirtſchaft im Kongogebiet zum Schweigen zu bringen, jahre— 
lang einzelnen Engländern Privilegien in der von drei Seiten durch 
britiſches Gebiet eingeſchloſſenen Kongolandſchaft Katanga verliehen, 
jo daß jetzt ¼0 dieſer Provinz Engländern gehöre. Nachdem nun 
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der freie Kongoſtaat in den Beſitz Belgiens übergegangen war, 
wurde Katanga ebenſo behandelt wie andere Provinzen, und nament— 
lich der Export durch Laſtträger zum Atlantiſchen Ozean gelenkt, 
während die geographiſche Lage auf den Indiſchen Ozean hinwies. 
Die infolgedeſſen ſteigende Unzufriedenheit der engliſchen Koloniſten 
ging auf die Rhodeſier über. Sie beſchloſſen — wie Herr Argus 
ſchreibt, nach dem hiſtoriſchen Beiſpiel, das Jameſon gegeben hat — 
die „Ausländer“ in Katanga durch einen „raid“ zu „befreien“ 
und hoffen auf beſſeren Erfolg, da man die Belgier nicht mit 
den Buren vergleichen könne. Die Vorbereitungen ſeien ſchon 
getroffen, ja vielleicht habe der „raid“ bereits ſtattgefunden. Die 
zurzeit in London anweſenden Belgier machten aus ihren Be— 
fürchtungen kein Hehl und ebenſo ſei die engliſche Regierung beſorgt, 
die unter keinen Umſtänden den Gewaltſtreich dulden wolle. Aber 
dieſer geplante „raid“ habe nicht wenig internationale Intrigen her— 
vorgerufen, und von denen hofft Herr Argus-Weſſelitzki ſpäter er— 
zählen zu können. Das iſt nun bisher nicht geſchehen und geſchieht 
vielleicht überhaupt nicht; wer aber der internationale Intrigant iſt, 
der ihm vorſchwebt, kann nicht zweifelhaft ſein, das iſt ihm ſtets 
Deutſchland. 

Eine Freudenbotſchaft für England iſt die Nachricht vom Tode 
des „tollen“ Mullah, die jetzt feſtſteht. Dieſer außerordentliche Mann 
it von einem der Stämme, mit denen England Freundſchaftsver— 
träge geſchloſſen hat, bei Sarun ſchwer verwundet und gefangen ge— 
nommen worden, danach hat man ihn erſchoſſen. Seine Anhänger 
ſind ohne Führung und völlig desorganiſiert. Es kann nicht zweifel— 
haft ſein, daß England die beſchloſſene Räumung des Landes jetzt 
rückgängig machen wird, ſo daß ein neuer Zuwachs des gewaltigen 
afrikaniſchen Reiches der Engländer bevorſteht, der mit der Zeit auf 
Koſten Abeſſiniens zu einer Verbindung Britiſch-Oſtafrikas mit dem 
Somaliland führen kann. 

Die Union der Staaten des common wealth von Südafrika iſt 
nun auch formell perfekt geworden. Obgleich der nationale Frieden 
zwiſchen Holländern und Engländern Südafrikas äußerlich recht gut 
aufrecht erhalten wird, läßt ſich doch nicht verkennen, daß das eng— 
liſche Element ſich in ſeinem Stolz durch das tatſächliche Überwiegen 
der Buren verletzt fühlt. Iſt Louis Botha doch das anerkannte 
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Haupt der Union und das von ihm gebildete Miniſterium vornehmlich 
aus ſeinen engeren Landsleuten, den unterworfenen aber nicht be- 
ſiegten Kämpfern ſo vieler ruhmvoller Schlachten gebildet worden. 
Der Führer des engliſchen Elements iſt Dr. Jameſon. Im Juli 
werden die Wahlen zum ſüdafrikaniſchen Parlament ſtattfinden, wo⸗ 
bei Botha für Prätoria-Oſt, Smuts für Prätoria⸗Weſt kandidieren 
wird. Die Ergebniſſe der Wahlen verſprechen von großem Intereſſe 
zu ſein. Daß Sir Herbert Gladſtone als Generalgouverneur alles 
tun wird, um die engliſchen Kandidaten zu ſtützen, verſteht ſich von 
ſelbſt. Der Nachfolger Lord Mintos als Vizekönig von Indien wird 
Sir Charles Hardinge, der jetzt 52 Jahre alt iſt und eine überaus 
glänzende politiſche Laufbahn hinter ſich hat. Er kam 1881 als 
Attaché an die Botſchaft in Konſtantinopel, wo ihn Lord Dufferin 
zu ſeinem Privatſekretär machte. Danach iſt er in Berlin, Waſhington, 
Konſtantinopel, Bukareſt, Paris, Teheran geweſen, 1904 wurde er 
Botſchafter in Petersburg, und das ruſſiſch-engliſche Abkommen vom 
30. Auguſt 1907 iſt ſein Werk. Februar 1906 wurde er Unterſtaats⸗ 
ſekretär und daneben der ſtete politiſche Begleiter König Eduards 
auf ſeinen Reiſen; 1903 in Liſſabon, Rom und Paris, 1906 in Athen 
und Friedrichshof, 1907 in Wilhelmshöhe und Iſchl, 1908 in Kopen⸗ 
hagen, Stockholm, Reval, Kriſtiania, 1908 wieder in Friedrichshof 
und Iſchl und Februar 1909 in Berlin. Man kann wohl ſagen, 
daß es in den letzten ſieben Jahren keine große politiſche Aktion 
gegeben hat, an der er nicht ſeine Arbeit gehabt hätte. Daß man 
gerade ihn nach Indien ſchickt, kann als Beweis dienen, daß dort 
eine Politik der Vermittlung, nicht der Gewalt, ins Auge gefaßt 
wird. Was nun die inneren engliſchen Angelegenheiten betrifft, ſo 
ſind die Ausſichten, daß es zu einem Ausgleich zwiſchen den Parteien 
kommt, kaum noch vorhanden. Der Kampf um das Vetorecht des 
Hauſes der Lords muß ausgefochten werden. Man nimmt jetzt an, 
daß die Wahlen, welche die Entſcheidung bringen ſollen, im September 
ſtattfinden werden, obgleich von allen Seiten darauf hingearbeitet 
wird, einen weiteren Aufſchub, eventuell bis zum Februar nächſten 
Jahres zu erreichen. Aber die Regierung hält ihre Ausſichten für 
günſtiger, wenn ſie beim September als Termin bleibt, und das 
dürfte entſcheiden. Wir halten es aber keineswegs für unmöglich, 
daß die Neuwahlen zu einem Ergebnis führen, welches die Geſamtlage 
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ebenſo unſicher erſcheinen läßt, wie ſie es jetzt iſt. In der Kreta— 
frage iſt es um nichts beſſer oder klarer geworden. Mittlerweile 
aber nähern wir uns dem Juli, die konſtituierende griechiſche National— 
verſammlung muß dann zuſammentreten und es läßt ſich kaum daran 
zweifeln, daß eine Anzahl Kreter ſich melden wird, um als gewählte 
Abgeordnete der Inſel ihren Platz in den Reihen der übrigen 
griechiſchen Staatsbürger einzunehmen. Was aber wird dann ge— 
ſchehen? 

Frankreich möchte die Löſung des Problems einer Konferenz 
übertragen ſehen, und die franzöſiſche Preſſe iſt wenig erbaut von 
der antitürkiſchen Wendung, welche die Politik Sir Edward Greys 
einſchlägt. Aus den offiziellen Erklärungen der franzöſiſchen wie der 
engliſchen Regierung läßt ſich aber bisher nichts von einem Anta— 
gonismus ihrer Politik in der Kretafrage erkennen. Es iſt zunächſt 
noch nur eine Preßpolemik. 


16. Juni 1910. Arizona und New Mexiko werden vom Senat in Waſhington als Staaten anerkannt. 
17. Juni. Kämpfe von Franzoſen und Marokkanern am Muluja. 

18. Juni. Die Anhänger Muley El Kebirs ſchließen ſich wieder dem Sultan Muley Hafid an. 
20. Juni. Aufruhr der Afridi. 


22. Juni 1910. 

Das vor zwei Jahren erſchienene lehrreiche Buch von Gorjäinow, 
Direktor der ruſſiſchen Staatsarchive: „Bosporus und Dardanellen“, 
das an dieſer Stelle mehrfach beſprochen worden iſt (Deutſchland 
und die große Politik 1908), iſt jetzt in franzöſiſcher Überſetzung 
bei Plon-Nourrit in Paris erſchienen, und von dem früheren fran— 
zöſiſchen Miniſter des Auswärtigen Gabriel Hanotaux, der ſelbſt ein 
hervorragender Hiſtoriker iſt, mit einer hiſtoriſch-politiſchen Einleitung 
verſehen worden. Sie verdient um ſo mehr Beachtung, als Hano— 
taux in ſeiner „Geſchichte des heutigen Frankreich“ ein ſehr ein— 
gehendes Kapitel dem Berliner Kongreß und der orientaliſchen 
Frage gewidmet hat. Er konnte neben den Akten des franzöſiſchen 
Staatsarchivs noch die bisher ungedruckten Erinnerungen von Kara— 
theodori Paſcha und Peter Schuwalow benutzen, die ganz über— 
raſchende und neue Lichter auf den Verlauf der Ereigniſſe warfen. 
Die vielleicht indiskreten, aber um ſo intereſſanteren Mitteilungen 
Gorjäinows boten weitere Aufklärung, und da nun einmal das Ge— 
heimnis der Vorgeſchichte und der Geſchichte des Berliner Kongreſſes 
nicht mehr bewahrt wird, wäre es damit die volle hiſtoriſche 
Wahrheit ans Licht kommt — wohl nützlich, wenn auch in Berlin, 
Wien und London, die alle drei bei den einſeitigen Enthüllungen 
ſchlecht fahren, korreſpondierende Archivpublikationen folgten. Was 
uns politiſch, in Hinblick auf die heutige Orientkriſis, intereſſiert, it 
der von Hanotaux gemachte Verſuch, eine Löſung der großen Kon— 
fliktfrage: Bosporus und Dardanellen, zu finden. 

Rußland, ſo führt er aus, fühlt ſich im Schwarzen Meer wie 
in einem Gefängnis eingeſchloſſen. Seine Flotten ſtecken gleichſam 
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in einer Flaſche „y sont embouteillées“. Die 1877 von dem ruſſiſchen 
Botſchafter in Wien, Nelidow, aufgeſtellte ruſſiſche Formel für die 
Löſung des Problems laſſe ſich nicht durchſetzen. In der Tat, 
Nelidow ſchrieb eine Denkſchrift vom 10/22. November 1877: 

„Freie Verbindung mit dem Mittelmeer und zugleich die Mög— 
lichkeit, fremde Flotten zu verhindern, unſere Küſten am Schwarzen 
Meer zu bedrohen, das war immer das Ziel unſerer Politik der 
Türkei gegenüber und muß es für immer bleiben. Wir müſſen alſo 
eine Kombination ſuchen, die uns allein die freie Schiffahrt durch 
die Meerengen geſtattet und alle anderen Kriegsflaggen ausſchließt.“ 

In dieſem „uns allein“ und in Ausſchluß der anderen liegt, wie 
Hanotaux ganz richtig betont, die Schwierigkeit. Unmöglich könne 
doch der Herr der Meerengen ausgeſchloſſen werden, und ebenſo— 
wenig könne man ihm unterſagen, im Fall eines Konflikts ſeine 
Bundesgenoſſen zu Hilfe zu rufen. Die Forderung Nelidows ver— 
lange nicht mehr und nicht weniger als die Souveränität über Kon— 
ſtantinopel. Es werde daher Rußland nichts übrig bleiben, als ſich 
die Frage vorzulegen, ob Bosporus und Dardanellen allen Mächten 
zu öffnen, oder aber allen inkluſive Rußland zu verſchließen ſeien. 
Die Nelidowſche Formel ſei nur durch eine Wandlung der poli— 
tiſchen Karte Europas zu verwirklichen, das führe aber zu Kompli— 
kationen, welche die Weisheit des europäiſchen Konzerts bisher zu 
vermeiden vorgezogen habe. 

„Ich glaube, — fährt Hanotaux wörtlich fort — daß nach reif— 
licher Überlegung Rußland ſich für die einfachſte, weiteſte und 
modernſte Löſung entſcheiden wird: die freie Durchfahrt für alle. 
Rußland fürchtet die Möglichkeit eines neuen Sewaſtopol; aber die 
Zeitverhältniſſe ſind doch ganz andere geworden. Das „freie Meer“ 
— eine ſolche Löſung im Prinzip und als früher oder ſpäter zu 
erreichendes Ziel angenommen — würde bald, kraft der Tatſachen 
und infolge von Wandlungen, die ſich vor unſeren Augen im Völker— 
recht vollziehen, die Vorbedingungen zur Verwirklichung raſcher finden, 
als man auf den erſten Blick anzunehmen geneigt iſt. 

Ein bedeutſames Ereignis hat ſich eben vollzogen: mit dem 
Bau neuer öſterreichiſcher Flotteneinheiten macht die germaniſche 
Politik ihren Einzug ins Mittelmeer. Die Intereſſen Englands, 
Frankreichs, Italiens ſind nicht mehr ganz dieſelben. Das Gleich— 
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gewicht iſt wieder bedroht. Dieſe Mächte werden vielleicht in naher 
Zukunft die Verſtärkung entgegennehmen, die ihnen die ruſſiſche 
Flotte bringen kann, wenn dieſe ſich ſchnell rekonſtituiert. Es zeigen 
ſich alſo bereits weitere und elaſtiſchere Löſungen als die, welche in 
überlieferten Rubriken ſich als mumienhafte Fetiſche erhalten haben. 
Wenn dieſe Stunde ſchlägt, wird Rußland, wenn es fertig iſt, mit 
neuen Argumenten kommen, die Europa nach ſeiner Weisheit und 
nach ſeinen Intereſſen würdigen wird. 

Gewiß iſt die Frage der Meerengen eine der allerverwickeltſten, 
die es gibt. Aber da die Politik ſich mit der Geographie ändert, 
hat ſie, ſelbſt vom Standpunkt der Seemächte aus geſehen, nicht 
mehr die gleiche Bedeutung, ſeit der Suezkanal gegraben worden 
iſt; vielleicht hat die Hand von Leſſeps ein unerwartetes Kodizill 
dem berühmten Teſtament Peters des Großen — gleichviel ob es 
echt oder unecht iſt — hinzugefügt.“ 

An dieſer Ausführung fällt vor allem eins auf, daß die Türkei, 
in deren Hand de jure die Entſcheidung liegt, ſo ganz übergangen 
iſt. Und doch iſt ſie heute gewiß nicht als quantité négligeable 
beiſeite zu laſſen. Wenn wir uns recht erinnern, iſt ſie ſchon 1905, 
als die Emeute des „Potemkin“ das Schwarze Meer unſicher machte, 
an die Neubefeſtigung des Bosporus herangetreten; es iſt ſchwerlich 
anzunehmen, daß die neue Türkei die dringende Aufgabe vernach— 
läſſigen ſollte, die beiden Meerengen zu ſichern und ſich das natür— 
liche Recht zu wahren, die eigene Tür nach Belieben zu ſchließen oder 
zu öffnen. Das Nelidowſche Programm aber hat inſofern ſeine 
Grundlage verloren, als ſeither eine rumäniſche und eine bulgariſche 
Kriegsmarine entſtand, die zwar bei beiden Mächten ſehr beſcheiden 
iſt, aber eine Zukunft nicht ausſchließt. Das weſentliche Argument 
jedoch, das in Petersburg gegen die Ausführung des Hanotauxſchen 
Gedankens ſprechen muß, iſt das folgende: Man kann ſich wohl 
denken, daß eine politiſche Lage eintritt, die, wie 1833, zu einem 
ruſſiſch-türkiſchen Bündnis führt, das andern Mächten die Meerengen 
ſchließt, ſie aber für Rußland öffnet; unmöglich aber läßt ſich darauf 
rechnen, daß die Tripelentente, die für Rußland jede Gefährdung 
durch England und Frankreich ausſchließt, eine für alle Zeit dauernde 
Kombination darſtellt, auf welche ſich mit ſolcher Sicherheit rechnen 
läßt, daß die Entfeſtigung von Bosporus und Dardanellen daraufhin 
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von dieſen Mächten erzwungen wird. Denn, daß die Türkei anders 
als gewaltſam dahin geführt werden könnte, allen fremden Kriegs— 
ſchiffen den Zugang zu dem offenen Konſtantinopel freizugeben, iſt 
ſo augenſcheinlich, daß es nicht lohnt, länger bei dieſer Frage zu 
verweilen. Im Augenblick liegt das Problem ſo, daß Rußland als die 
ſtärkere Seemacht für ſeine Politik an der Südküſte des Schwarzen 
Meeres — und das bedeutet Kleinaſien — weiterer Unterſtützung nicht 
bedarf. Ein völliger Umſchwung würde erſt eintreten, wenn die Türkei 
einmal im Schwarzen Meer ſeekräftiger würde als Rußland, woran 
wohl nicht zu denken iſt. Dagegen weiſen allerlei Anzeichen darauf 
hin, daß eine Wandlung in den beſtehenden Kombinationen der Mächte 
ſich vollziehen könnte. In der „Kreuz-Zeitung“ wurde kürzlich das 
Referat abgedruckt, das einer der Führer der Rechten, Georgi 
Waſſiljewitſch Butmi, am 17. Mai im Verein des Erzherzogs Michael 
gehalten hat. Dieſes Referat war entſchieden antiengliſch und plä— 
dierte für ein Zuſammengehen von Rußland und Deutſchland. Nun 
überſchätzen wir die Macht und den Einfluß dieſer Partei nicht, ſie 
hat auf die auswärtige Politik Rußlands bisher nicht die geringſte 
Einwirkung, aber es iſt doch eine Tatſache von Bedeutung, daß ein 
Teil der ruſſiſchen Intelligenz, die zugleich den vornehmſten und 
reichſten Kreiſen der Nation angehört, gegen die herrſchende, von 
Iswolski inaugurierte Politik auftritt. Dieſelben Kreiſe ſind aus Er— 
wägungen, die ihrer Weltanſchauung entſtammen, zugleich Gegner 
des republikaniſch-ſozialiſtiſchen Frankreich, und es iſt eine weitere, 
nicht zu beſtreitende Tatſache, daß die Antipathie der großen Maſſen 
in Rußland ſich weit mehr gegen Franzoſen und Engländer richtet, 
als gegen die Deutſchen. Der Deutſchenhaß, der die Preſſe beherrſcht, 
hat ſeinen Kern in der Bureaukratie und in den radikalen und revo— 
lutionären Parteien, denen der ſtarke monarchiſche Staat an der Weſt— 
grenze ein Gräuel iſt. Schon das gibt ein unſicheres Zukunftsbild. 
Es kommt aber noch ein neues Moment hinzu. In England mehrt 
ſich langſam aber ſtetig die Zahl der Politiker, welche ſowohl die ja— 
paniſche Allianz, als das ruſſiſch-engliſche Abkommen vom 30. Auguſt 
1907 für einen Fehler halten, und die an die Stelle der unfrucht— 
baren Gegnerſchaft gegen Deutſchland eine möglichſt enge Verſtändi— 
gung ſetzen möchten. Für eine Verſtändigung mit Deutſchland hat 
ſich der „Daily Telegraph“ in einem vortrefflichen Leitartikel am 
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24. Mai ausgeſprochen, dieſelbe Richtung vertritt auch das „Daily 
Chronicle“. Es iſt zudem bekannt, daß von Amerika aus eifrig für 
eine deutſch-engliſch-amerikaniſche Verſtändigung gearbeitet wird — 
auch die Verwirklichung dieſes Gedankens, dem wir ſehr ſympathiſch 
gegenüberſtehen, mag noch in weiter Ferne liegen, aber es wäre ſchon 
heute lächerlich, ihn a limine als phantaſtiſch abzulehnen. Wir haben 
ebenſowenig notwendige Intereſſengegenſätze gegen England, wie 
gegen Rußland, und hüben wie drüben muß man ſich ſagen, daß es 
einen unbequemeren Gegner und einen wertvolleren Freund als 
Deutſchland ſchwerlich zu gewinnen gibt. Daß eine Wandlung kommen 
wird, ſehen wir vorher; über die Richtung, die ſie nimmt, werden 
Zeit, Verhältniſſe, Intereſſen entſcheiden. Wir wollen ihnen nicht 
durch ſtets unſichere Prophezeiungen vorgreifen. d 

Im Augenblick hat ſich auf franzöſiſchem Boden ein Prozeß ab— 
geſpielt, der in Rußland ungeheures Aufſehen gemacht hat, von dem 
man aber in der offiziellen und offiziös beeinflußten Preſſe nicht 
gern ſpricht. 

Am 8. Mai 1909 wurde der Oberſt v. Kotten, Chef der Peters— 
burger Ochrana, d. h. der Geheimpolizei, von einem ruſſiſchen 
Anarchiſten Michail Herſchowitz Rips (einem Juden, der ſich Witkow 
nennen ließ) unter dem Vorwande, daß er ihm wichtige Enthüllungen 
machen werde, in ſein Quartier Paris, Rue Bolivar, gelockt und 
dort ſchwer verwundet. Rips gab zunächſt an, er habe auf den 
Oberſt geſchoſſen, weil dieſer mit der beleidigenden Zumutung an 
ihn herangetreten ſei, ſich zum Polizeiſpion herzugeben. Die Unter— 
ſuchung ergab aber, und Rips geſtand, daß er abſichtlich v. Kotten 
zu ſich gelockt habe, um ihn zu ermorden. Der Mann war tatſäch— 
lich längere Zeit Polizeiſpion geweſen, hatte auch wertvolle Anzeigen 
gemacht, deren Richtigkeit ſich beſtätigte, und war in Paris wieder zu 
den Anarchiſten übergetreten, denen er ſich durch die Ermordung 
Kottens legitimieren wollte. Die Sache kam vor ein Pariſer Ge— 
ſchworenengericht. Als Verteidiger von Rips fungierten die Advokaten 
Willme und Tomaſino, als Advokat des Klägers der Verteidiger Zolas, 
Labori. Unter den Zeugen finden wir Jauréès, de Preſſenſé, Jean 
Longue, Verfaſſer des Buches „Polizei und Terroriſten“, Burzew und 
Bakai, beide aus dem Azew-Prozeß bekannt, den Revolutionär Ru— 
banowitſch, den flüchtigen Advokaten Staal und andere gleichen oder 
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verwandten Charakters. Die Sozialiſten hatten ſchon vorher in ihrer 
Preſſe die öffentliche Meinung gegen Kotten und für Rips zu mobi— 
liſieren verſtanden, das Zeugenverhör trug denſelben Charakter. 
Jaurès ſuchte an dem Fall Landeſen-Harting die politische Polizei 
Rußlands zu brandmarken und machte damit großen Eindruck auf 
Tribünen und Geſchworene. Die Ausſagen der anderen Zeugen 
ſtärkten dieſen Eindruck, ſie gaben eine Art Geſchichte der ruſſiſchen 
Revolution von den 70er Jahren bis zur Garinſchen Reviſion und 
wieſen natürlich alle Schuld der Regierung und der Polizei zu. Herr 
Labori hatte mit Behauptung ſeiner Klage bei der dadurch hervor— 
gerufenen Aufregung der Hörer entſchieden eine ſchwierige Aufgabe. 
Wir geben ſeine ſehr charakteriſtiſche Rede nach dem telegraphiſchen 
Auszuge wieder, den der „Golos Moskwy“ bringt. Die „Nowoje 
Wremja“ hat bisher von dieſem Prozeß keine Notiz genommen. 
„Obgleich ich“ — ſagte Labori — „hier als Zivilkläger auftrete, 
bin ich doch nicht hergekommen, um materielle Ziele zu verfolgen. 
Mein Ziel iſt ein moraliſches, meine Aufgabe, einen ruſſiſchen Offizier, 
den Oberſt v. Kotten, gegen Inſinuationen zu verteidigen, nicht zu 
dulden, daß hier der Uniform des Offiziers eine unverdiente Be— 
leidigung angetan wird. Wir haben hier die Beſchreibung einer 
langen Reihe von Epiſoden aus der ruſſiſchen Revolution angehört. 
Aber dieſe Geſchichte iſt nur auf revolutionäre Quellen aufgebaut. 
Ich ſage nicht, daß dieſe Quellen gar kein Vertrauen verdienen, aber 
ſie ſind einſeitig. Ich bringe meinem Klienten, dem tapferen Offizier 
v. Kotten, dieſelbe Achtung entgegen wie Burzew. Sie nehmen 
beide die gleiche Stellung ein: v. Kotten iſt Chef der Staatspolizei — 
Burzew der Revolutionspolizei. Beide ſind ſie tapfer, energiſch, un— 
verbrüchlich ihren Zielen ergeben, ich habe die höchſte Verehrung für 
ſie. Ob v. Kotten in ſeiner Tätigkeit Fehler begangen hat, weiß ich 
nicht; die Zeugen haben hier keine einzige Tatſache angeführt, die 
einen Schatten auf dieſen Offizier wirft, der auf ſeine Schultern die 
ſchwere Aufgabe Karpows nahm (bekanntlich wurde Kotten nach der 
Er mordung des Chefs der Geheimpolizei Karpow zu deſſen Nach— 
folger ernannt). In der Tätigkeit Burzews gibt es Fehler, ſie ſtehen 
vor euch in der Perſon des Zeugen Bakai. Wer iſt dieſer Herr? 
Ein Verräter, Angeber, Überläufer. Einem ſolchen Mann darf man 
kein Wort glauben. Burzew aber baut auf Bakais Worte die Ge— 
Schiemann, Deutſchland 1910. 16 
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ſchichte der ruſſiſchen Revolution. Deshalb kann man ſich kein rich— 
tiges Bild vom ruſſiſchen Leben machen, wenn man nur eine Seite 
hört. Seht doch die andere, die Kehrſeite an. Erinnert euch des 
Attentats, das gegen das Haupt der uns befreundeten Nation ge— 
macht wurde. Erinnert euch der Exploſion der Höllenmaſchine im 
Hauſe Stolypins auf der Apothekerinſel, der unſchuldigen Opfer 
dieſes Attentats, der Schmerzen der Kinder, der Tränen der Mutter — 
das alles klagt gegen Grauſamkeit und Ungerechtigkeit.“ 

Labori knüpfte hieran eine Reihe von Zahlen, um den ſchreck— 
lichen Blutdurſt der ruſſiſchen Revolutionäre zu charakteriſieren. Dann 
ſchloß er: 

„Wenn Gewalt gebraucht wurde, ward ſie von beiden Seiten 
gebraucht. Aber das wichtigſte für uns iſt hier, daß das Haupt der 
ruſſiſchen Regierung feierlich vor der Volksvertretung erklärt hat, daß 
die Regierung Provokationen verachtet und nicht zuläßt. v. Kotten 
konnte nicht tun, was ſeine Regierung nicht duldet. Unter den 
jetzigen Vorausſetzungen des ruſſiſchen Lebens können Provokationen 
nicht ſtattfinden.“ 

Offenbar haben wir hier nur eine dürftige Wiedergabe der Rede 
Laboris, die, wie der Gewährsmann des „Golos Moswy“ telegra- 
phiert, die beſte während des ganzen Prozeſſes war. Aber den er— 
warteten Eindruck hat ſie jedenfalls nicht gemacht. Michail Herjcho- 
witſch Rips iſt unter dem Beifall der Tribünen freigeſprochen wor— 
den, was ja bei der ſozialiſtiſch-anarchiſtiſchen Strömung, die Frank— 
reich beherrſcht, nicht wundernehmen kann. Aber als Sympton ver— 
dient dieſer Prozeß die höchſte Beachtung. Das Gefährliche iſt die 
Anſteckung, die aus dieſen zwiſchen Radikalismus, Sozialismus und 
Terrorismus ſchwankenden Kreiſen hervorgeht, die Schwächung des 
ſittlichen Niveaus, welche die Freiſprechung eines Mannes wie Rips 
zur Folge haben muß. Daß Kotten nicht ermordet, ſondern nur ver— 
wundet wurde, hatte er nur ſeinem energiſchen Niederkämpfen des 
Mörders zu danken, und daß Rips nicht im Affekt gehandelt hat, 
ergibt ſich aus der Tatſache, daß er ſich ſchon am 23. April die 
Piſtole verſchaffte, mit der er ſeinen Anſchlag am 8. Mai verübte. 
Dazu kommt die ganz ungehörige Parallele zwiſchen v. Kotten und 
Burzew. Freiſprechungen, wie die von Rips, auf dem überdies der 
ſchwere Verdacht ruht, andere Morde begangen zu haben, ſind einer 
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direkten Ermunterung zu neuen Verbrechen gleichzuſetzen, und deſſen 
bedarf es in Rußland, wo die Attentate und Morde anarchiſtiſcher 
Provenienz neuerdings wieder ſtark zunehmen, wahrlich nicht. Auch 
die anarchiſtiſchen Parteien in Portugal und Spanien ſchöpfen aus 
ſolchen Quellen neue Kraft, und es will uns, je länger je mehr, 
ſcheinen, daß das Aſyl, das Frankreich politiſchen Verbrechern gewährt, 
bei denen ſich die Grenze zwiſchen Mord aus Blutdurſt und Mord 
aus Fanatismus nicht mehr ziehen läßt, zu einer Gefahr wird, die 
alle Staaten, aber keinen mehr bedroht als Rußland. 

Durchaus ungehörig iſt, wie wir ſchon lange beobachten, das 
Treiben der franzöſiſchen Preſſe in bezug auf Elſaß-Lothringen. In 
dieſer Hinſicht gehören „Temps“ und „Journal des Débats“ zu den 
ſchlimmſten Hetzern. Es iſt ein ſyſtematiſches Schlechtmachen jeder 
Maßregel der deutſchen Regierung, kombiniert mit einer weinerlichen 
Sentimentalität, die nachgerade nur Mitleid erregen kann. Im Augen— 
blick iſt man bemüht, die bevorſtehende Verfaſſung des Reichslandes 
zu diskreditiereu, bevor ſie noch bekannt iſt. Es iſt ſchade, daß man 
den Elſaß-Lothringern nicht als Kur den Genuß eines Jahres fran— 
zöſiſcher Freiheit und franzöſifcher Steuern verſchreiben kann, ſie 
würden beſſer ſchätzen lernen, was ihnen an wahrer Freiheit als 
deutſchen Reichsgenoſſen beſchert worden iſt. 

Aber dieſes taktloſe und provozierende Verhalten der franzöſiſchen 
Preſſe in allen Elſaß-Lothringen betreffenden Fragen hat noch eine 
weitere Bedeutung. Es macht die Bemühungen der uns bekannten 
vortrefflichen Männer zunichte, die auf Herſtellung guter Beziehungen 
zwiſchen Deutſchland und Frankreich hinarbeiten, und weckt auch da 
Mißtrauen, wo wir es vielleicht mit ehrlich gemeintem guten Willen 
zu tun haben. Was würde man wohl in Frankreich ſagen, wenn 
Italien Savoyen und Nizza in ähnlicher Weiſe in Aufregung und 
Unzufriedenheit zu erhalten bemüht wäre? Beide Provinzen ſind 
aber von Frankreich nicht kraft des Kriegsrechts, ſondern durch das 
Gaukelſpiel eines Plebiſzits und durch Verträge gewonnen worden, 
die ſich nur durch den moraliſchen Zwang erklären laſſen, der zur 
Unterzeichnung nötigte! 

Ein merkwürdiges Bild der Leiſtungsfähigkeit franzöſiſcher Tech— 
niker haben die kläglichen Verſuche gezeigt, die Leichen der Unglück— 
lichen zu bergen, die mit dem „Pluvioſe“ untergegangen ſind. Wenn 
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man bedenkt, daß die Japaner die rieſigen Fahrzeuge der geſunkenen 
ruſſiſchen Kriegsflotte ohne jeden Fehlverſuch in kurzer Zeit vom 
Grunde des Ozeans hervorholten, erſcheint dieſes Verſagen völlig 
unbegreiflich, und die Mutmaßung liegt nahe, daß es auf anderen 
Gebieten nicht um vieles beſſer ſtehen wird. 

Die eben zum Abſchluß gelangte franzöſiſche Volkszählung hat 
eine Bevölkerung von 39252 245 Köpfen ergeben, gegen 38269011 
im Jahre 1901. Im Vergleich zum Jahre 1908 ſind die Geburten 
um 33000 geſunken, die Todesfälle um 11274 geſtiegen. Die Heirats— 
ziffer betrug auf 10000 Köpfe 157 gegen 161 im Jahre 1908, die 
Zahl der Scheidungen auf 10000 Einwohner 6,56 gegen 3,68 im 
Jahre 1900. Der „Petit Temps“ hat darüber und über andere 
ſtatiſtiſche Ergebniſſe Daten von großem Intereſſe gebracht. 

Unſere Mutmaßung, daß Papſt Pius X. die Borromäus-Enzyklika 
gar nicht ganz geleſen hat, wird wahrſcheinlich durch die, wie es 
ſcheint, gut bezeugte Nachricht, daß der Kardinalſtaatsſekretär erklärt 
hat, er habe dieſe Enzyklika erſt nachträglich kennen gelernt. Das 
macht die Sache zwar nicht beſſer, aber doch begreiflicher, und erinnert 
an jenen ruſſiſchen Gouverneur, den man vor kurzem veranlaßte, 
ungeleſen ein Schriftſtück zu unterzeichnen, in dem er ſich für völlig 
unfähig erklärte. Er wurde nach Petersburg zitiert und ſoll eine 
unangenehme Viertelſtunde bei Stolypin verbracht haben. Immerhin 
ſollte die Frage der Enzyklika jetzt ruhen. Wir haben kein Intereſſe 
daran, den Streit weiterzuführen, nachdem die Kurie ihr Bedauern 
ausgeſprochen und das Verleſen der Enzyklika in Deutſchland unter— 
ſagt hat. 

Weder in der engliſchen Verfaſſungsfrage, noch über die kretiſchen 
Wirren iſt eine endgültige Entſcheidung gefallen. Hier wie dort iſt 
man bemüht, einen erträglichen Ausweg zu ſuchen, aber gefunden 
hat man ihn noch nicht. In Perſien iſt man gleichfalls von normalen 
Verhältniſſeu noch weit entfernt, in Indien, Agypten, China gärt 
es. Auf der Balkanhalbinſel beunruhigt die Haltung Montenegros 
und Bulgariens, das ſich lebhafter als gut iſt für die Mazedonier 
intereſſiert. Auf den Anfang Juli bevorſtehenden Slavenkongreß in 
Sofia wird vom 10.—13. Juli ein panſlaviſches Turnfeſt folgen, zu 
dem 500 tſchechiſche Sokols, 50 Turner aus Kroatien, 200 aus Ser— 
bien, 50 Slowenen, 200 Ruſſen, dazu Bulgaren und Mazedonier in 
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nicht angegebener Zahl erſcheinen ſollen. Auch franzöſiſche Slaven— 
freunde ſind geladen: Leroi Beaulieu, Victor Bérard, René Pinon 
und endlich Herr Stead, der ſich bekanntlich für alles begeiſtert. 

In Toronto iſt Profeſſor Goldwin Smith geſtorben, der tapfere 
Vorkämpfer für die politiſche Selbſtändigkeit Kanadas. Er ſchrieb 
unter dem Pſeudonym „The bystander“ in kanadiſchen und amerika— 
niſchen Blättern und war als Publiziſt erſten Ranges hoch angeſehen. 
Wir werden ſeine ſtets ſachkundigen Ausführnungeu ſehr vermiſſen. 
Wie es ſcheint, iſt Kanada im Begriff, ſich von England eine ſelb— 
ſtändige konſulariſche Vertretung zu erwirken, was ein weiterer Schritt 
zu der wirtſchaftlichen Emanzipation des Landes wäre, wie fie ſchon 
beim Abſchluß der jüngſten Handelsverträge ſich praktiſch geltend machte. 


23. Juni 1910. König Ferdinand und Gemahlin in Paris. 

25. Juni. Kaiſer Franz Joſeph eröffnet den ungariſchen Reichstag. 

26. Juni. Konſtituierung des Miniſteriums Teixera de Souza in Liſſabon. 
Note der Schutzmächte an die Türkei: Sie werden die Souveränität der Türkei in Kreta 
aufrecht erhalten. 

28. Juni. Rücktritt des Fürſten Radolin, Staatsſekretär Freiherr von Schön ſein Nachfolger als 
Botſchafter in Paris. Herr von Kiderlen-Waechter wird Staatsſekretär im Ausw. Amt. 


29. Juni 1910. 

Das enfant terrible des ruſſiſchen Journalismus, Herr Men— 
ſchikow, beſchäftigt ſich in der „Nowoje Wremja“ vom 21. Juni 
mit der Kretafrage. Er iſt mit der offiziellen Politik Rußlands 
und namentlich mit dem jüngſten Vorſchlag Iswolskis, nicht nur 
Schiffe nach Kreta zu ſchicken, ſondern auch die Inſel durch Schutz— 
truppen zu beſetzen, im höchſten Grade unzufrieden. Unter dem 
Vorwande, die Chriſten zu ſchützen, würden in Wirklichkeit türkiſche 
Intereſſen gefördert. 

„Die zuſammenbrechende Türkei wird mit viel Kunſt vor dem 
„Krach“ gerettet und man darf daher wohl fragen, ob es unter den 
ſo weſentlich anders gewordenen Verhältniſſen Rußlands würdig iſt, 
noch ferner den Titel einer Schutzmacht zu tragen? Welche Vorteile 
fallen uns dadurch zu, daß wir in der Türkei gewaltſam Ruhe und 
Ordnung aufrecht erhalten?“ 

Die Tatſache, daß noch drei andere Mächte als Schutzmächte 
figurieren, könne nicht als Rechtfertigung aufgeführt werden. England, 
das in aller Welt gewöhnlich die Einmiſchungen anrege, ſtecke auch 
hier dahinter, und er wolle es ihm nicht zur Schuld anrechnen. 
Die Lage Englands ſei eben eine ganz außerordentliche. Der Beſitz 
einer ungeheuren Flotte nötige, Beſchäftigung für dieſelbe zu ſuchen, 
und deshalb übernehme es England ſo gern, irgend jemanden zu 
beſchützen, und aus Freundſchaft, ohne jedes Opfer an Blut, habe 
ſich daraus z. B. für die Türkei der Verluſt von Cypern und 
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Aegypten ergeben. Mit den Schutzmächten Frankreich und Italien 
ſtehe es etwas beſſer, ſie ſeien Mittelmeermächte und könnten ohne 
übermäßige Koſten dort ihre Intereſſen geltend machen, was in 
betreff Rußlands nicht der Fall ſei. Unter Nikolaus J. habe Ruß— 
land ebenfalls zu den Schutzmächten der Türkei gehört, das habe 
aber zu Ende der Regierung des Kaiſers zu dem erſtaunlichen Re— 
ſultat geführt, daß die andern Schutzmächte ſich zuſammen taten und 
über Rußland herfielen. Daran knüpft ſich der folgende Ausfall 
gegen Iswolski, den wir wörtlich herſetzen: 

„Ich beuge mich vor dem Genius unſeres Miniſters des Aus— 
wärtigen, der in ganz Europa frühſtückt, als ob er dort zu Hauſe 
wäre, aber ich erlaube mir daran zu zweifeln, daß die Fortſetzung 
dieſer Politik nützlich iſt. Das Londoner Kabinett hat einen Vor— 
ſchlag Frankreichs in dieſer Angelegenheit direkt abgelehnt; Deutſch— 
land und Oeſterreich aber enthalten ſich klüglich jeder Einmiſchung 
in fremde Angelegenheiten, gleichviel, ob es ſich um türkiſche oder 
um griechiſche handelt. Das hat nicht verhindert (vielleicht ſogar 
befördert), daß Deutſchland den erſten Seſſel am Bosporus ein— 
nahm . . . und daß Oeſterreich-Ungarn Bosnien und die Herzegowina 
einſteckte. Es iſt Zeit, daß auch wir uns ernſtlich fragen: Was be— 
deutet denn die Inſel Kreta für Rußland, ſelbſt wenn das König— 
reich Griechenland als Zugabe mitkäme? Mit dieſem, in Wirklichkeit 
uns feindſeligen Königreich verbinden uns nur dynaſtiſche Bande, 
deren hohe Bedeutung die Hellenen von heute nicht zu ſchätzen ver— 
ſtanden haben . . . . Dieſes radikalſte aller rechtgläubigen Völkchen 
beantwortet unſere Wohltaten mit bitterem Haß gegen alles Slaviſche 
im allgemeinen und gegen Rußland insbeſondere. Nun hat der Haß 
oder die Liebe dieſes Heldenlandes für Rußland zwar nur eine rein 
akademiſche Bedeutung. Wir ſind den Griechen trotz ihres Haſſes 
wohlgeneigt; das gewaltige ruſſiſche Volk muß aus moralischen 
Gründen die Vereinigung Kretas mit Griechenland wünſchen. Sit 
das aber der Fall, wie läßt es ſich erklären, daß wir dieſem ge— 
rechten Wunſche Griechenlands entgegentreten? . . . Welche Gefühle 
erwecken wir bei den Griechen, wenn wir die ſouveränen Rechte 
der Türkei aufrecht erhalten: Dankbarkeit oder Flüche? Nun wird 
ein Verehrer von Herrn Iswolski ſagen, „wir beſetzen Kreta ja 
zum Beſten der Kreter; wir ſchützen ſie vor türkiſchem Terrorismus. 
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Jetzt iſt Kreta autonom wie unſer Finnland, was will man mehr. 
Sie mögen loben und Gott danken!“ Darauf möchte man fragen: 
Habt ihr denn eine Vollmacht der Kreter, ihr Land zu beſetzen? 
Sind ſie mit ihrem jetzigen Schickſal zufrieden? Nein und aber nein! 
Die Kreter wollen nicht Autonomie, ſondern volle Freiheit, und 
viele von ihnen möchten ihr Leben hingeben, um dieſe Freiheit zu 
erkämpfen. Ich meine, das iſt ihre innere Angelegenheit und die 
der Türken, und fremde Mächte ſollen ſich darin nicht einmiſchen. 
Staatliche Unabhängigkeit, natinale Einheit, ſind ſo hohe Güter und 
Völker, die ſie verloren haben, verlangen ſo heiß danach, daß keine 
Autonomie ſie befriedigt, ganz wie unſer Finnland das jetzt völliger 
Unabhängigkeit zuſtrebt.“ 

Menſchikow führt ganz richtig weiter aus, daß Kreta ſich der 
Okkupation nicht widerſetzen werde, weil es nicht gegen vier Groß— 
mächte kämpfen könne; werde aber die Okkupation einmal aufge— 
hoben, ſo müſſe ſofort ein neuer Aufſtand folgen. Sie gravitieren 
zu Griechenland, die Schwerkraft entſcheide. Ebenſo unzufrieden 
wie die Griechen ſeien aber auch die Türken mit der Okkupation. 
Die Türkei meine ſelbſt mit den „Unruhen“ fertig werden zu können, 
und es laſſe ſich nicht leugnen, daß die ſouveränen Rechte der Türkei 
verletzt würden. Okkupation ſei verhüllte Eroberung. Geniale Diplo— 
maten, wie Iswolski, werden freilich beweiſen, daß eine Okkupation 
durch Fremde noch keine Verletzung ſouveräner Rechte bedeute. Aber 
Bosnien, Herzegowina und Agypten ſeien nicht vergeſſen und führten 
zu anderen Schlüſſen. Was Menſchikow fürchtet, iſt, daß die ganze 
Erbitterung der Türken ſich gegen Rußland richten werde und über 
kurz oder lang ein Krieg an der transkaukaſiſchen Grenze entbrennen 
könne. 

Nun wird Herr Menſchikow ſich inzwiſchen beruhigt haben. Sir 
Edward Grey hat den ruſſiſchen Vorſchlag abgelehnt wie vorher den 
franzöſiſchen, und es bleibt bei dem engliſchen Gedanken, daß Kriegs— 
ſchiffe der vier Schutzmächte, wie ſo lange Jahre vorher, das in 
Kreta aufrechterhalten, was man die Ordnung zu nennen ſich ge— 
wöhnt hat. Über die letzten Abſichten der Schutzmächte ſind wir 
trotz allem nicht orientiert, denn es handelt ſich nur um einen 
momentanen Erfolg: der drohende Krieg zwiſchen der Türkei und 
Griechenland ſoll verhindert werden, und das läßt ſich ſonder Zweifel 
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mit den bisher gebrauchten Mitteln noch für längere Zeit erreichen. 
Wie aber der Ausgang ſein ſoll, darüber ſtehen Anſichten und Wünſche 
der Ententemächte ſehr entſchieden auseinander. Frankreich wünſcht 
ein Definitivum, um die Inſel den Türken zu erhalten, deren Wohl— 
wollen in Paris weit höher geſchätzt wird als das der Griechen, die 
nichts oder wenig zu vergeben haben. In England wird aber kein 
Hehl daraus gemacht, daß es ſich nur um ein Manöver handelt, das 
in die endgültige Vereinigung Kretas mit Griechenland ausmünden 
ſoll. „Schließlich müſſen die nationalen Wünſche der Kreter erfüllt 
und die Einigung mit Griechenland muß vollzogen werden“, „the 
union with Greece, must be consummated“ ſchreibt die offiziöſe 
„Weſtminſter Gazette“ vom 14. Juni, und am folgenden Tage hat 
Sir Edward Grey in einer kunſtvollen Rede, die in bewunderungs— 
würdiger Weiſe mit den engliſchen Sympathien für die Türkei und 
den gleich lebhaften Sympathien Englands für die Griechen wie 
für die muſelmaniſchen und für die chriſtlichen Kreter Fangball 
ſpielte, doch dem Parlament nicht verhehlt, daß der Ausgang die 
Annexion Kretas durch Griechenland ſein werde. Nun hat er den 
Satz nicht poſitiv, ſondern negativ formuliert. Es kann, ſagte er, 
meiner Anſicht nach keine Rede davon ſein, daß die Annektierung 
durch Griechenland im jetzigen Augenblick die endgültige Löſung wird 
„there can, in my opinion, be no question of annexation to Greece 
as a definite solution at the present time“. Alſo doch wohl jpäter, 
und es handelt ſich zurzeit offenbar nur darum, die Türken davon 
abzuhalten, ſelbſt ein Definitivum zu ſchaffen, was ja in ihrer Hand 
lag und vielleicht noch liegt, ſobald ſie mit einem feſten Entſchluß 
an das Problem herantreten und von ihrem unantaſtbaren ſouveränen 
Recht Gebrauch machen. Aber wir beſtreiten nicht, daß der günſtige 
Augenblick vielleicht ſchon verpaßt iſt. Vor vier Wochen lagen die 
Verhältniſſe unvergleichlich viel günſtiger für die Türkei. Liegen erſt 
die Linienſchiffe der Schutzmächte in der Sudabai, oder iſt erſt der 
heute abgelehnte Iswolskiſche Antrag auf militäriſche Beſetzung der 
Inſel Wirklichkeit geworden, ſo wird die Inſel für die Türkei als 
verloren gelten müſſen. Die für eine türkiſche Regierung gefährliche 
Konſequenz dieſer Tatſache liegt aber darin, daß ſich durchaus nicht 
abſehen läßt, weshalb die übrigen Inſeln des Archipels nicht dem 
Beiſpiel der Kreter folgen ſollten. Samos z. B. zeigt ſchon heute 
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die größte Neigung, dieſe Wege zu gehen, und auch andere Inſeln 
könnten ſich der Hoffnung hingeben, daß auch für ſie ein Kon— 
ſortium von Schutzmächten eintritt, das der Türkei gegenüber als 
Schild dient. 5 
Summaſummarum, wir ſind der Meinung, daß das Eingreifen 
in die inneren Angelegenheiten eines ſelbſtändigen Staates mit Not— 
wendigkeit zu einer Verletzung völkerrechtlicher Grundſätze führt und 
an ſich unſittlich iſt. Sobald man dieſe Frage ohne Voreingenommen— 
heit durchdenkt, iſt es nicht möglich, zu einem andern Schluß zu ge— 
langen. Keine der Schutzmächte hat eigene Rechte auf Kreta zu 
verteidigen und die politiſchen Vorwände — Furcht vor einem Kon— 
flikt in Mazedonien — kommen heute, da die bulgariſche Frage im 
weſentlichen gelöſt und die Türkei ſtark genug iſt, ſich ſelbſt zu be— 
haupten, ernſtlich nicht mehr in Betracht. Aber allerdings, es läßt 
ſich ſtets ein Mittel finden, Konfliktsmomente zu ſchaffen. Gerade 
jetzt liegt dafür ein, ich möchte ſagen klaſſiſches Beiſpiel vor. Der 
bulgariſche „Telegraph“ verbreitete vor einigen Tagen die Nachricht, 
daß im Wilajet Bitolje die Türken ſich unerhörte Gewaltſamkeiten 
den Serben dieſes Gebiets gegenüber zuſchulden kommen ließen. Was 
in Wirklichkeit im Wilajet Bitolje vor ſich geht, hat aber ſchon am 
21. Juni, alſo vor dem Alarmruf der Bulgaren, ein ruſſiſches Blatt, 
der „Golos Moskwy“, uns in einer Korreſpondenz aus Bitolje ver— 
raten. Dieſe Korreſpondenz berichtet nämlich in höchſter Sorge, daß 
im Wilajet ein Konflikt zwiſchen Serben und Bulgaren bevorſtehe. 
Der Patriarch von Konſtantinopel hat nämlich, wie es ſein gutes 
Recht iſt, einen Biſchof für den Sprengel Dibra-Kitſchewo ernannt. 
Die Wahl iſt auf einen Serben Warnawa (Barnabas) gefallen, und 
das iſt es, was die Bulgaren erregt. Die Verhältniſſe im Wilajet 
Bitolje liegen nämlich ähnlich wie in Mazedonien. Auch da ſtehen 
Bulgaren und Serben national und kirchlich einander als Rivalen gegen— 
über. Die Serben als die Schwächeren werden von der Pforte unterſtützt, 
und die Bulgaren, die gegen einen griechiſchen Biſchof auf dieſem Boden 
nichts einzuwenden haben, fürchten im höchſten Grade die von einem 
ſerbiſchen Biſchof geleitete Propaganda, da es in deſſen Händen liegt, 
die Pfarren mit ſerbiſchen Prieſtern zu beſetzen und dadurch die Bul— 
garen unmerklich durch die Kirche zur ſerbiſchen Nationalität überzu— 
führen. Das Wilajet Bitolje aber gehört ebenſo zum Kampfesfelde 
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der feindſeligen ſerbiſch-bulgariſchen Brüder, wie jeder andere Fleck 
Erde auf der Balkanhalbinſel, wo ihre Sitze aneinanderſtoßen. Auch 
das iſt eine Illuſtration zu dem bevorſtehenden Slavenkongreß in 
Sofia. Alle flaviſchen Völker ohne Ausnahme haben in der Theorie 
große Worte zur Hand, um für die Verbrüderung und die politische 
Einigung der „Brudervölker“ einzutreten, in der Praxis des politiſchen 
Lebens ſind ſie Gegner und alle von der gleichen Hoffnung beſeelt, 
auf Koſten der übrigen der einigende Faktor zu werden. Der Schluß, 
zu dem dieſe Tatſachen führen, die in anderer Form ſich ſtets aufs 
neue wiederholen, iſt wohl der, daß wir nicht ſtabilen, ſondern 
werdenden Verhältniſſen gegenüberſtehen, deren ſchließliche Wendung 
keineswegs vorherzuſehen iſt, von denen wir aber verſtehen, daß ſie 
trotz der guten Worte, die der Türkei von allen Seiten gegeben 
werden, in der hohen Pforte ein Gefühl der Sicherheit nicht auf— 
kommen laſſen. Die junge Türkei hat noch weit mehr Urſache als die 
alte, dafür Sorge zu tragen, daß ſie feſt auf eigenen Füßen ſtehe. 

Inzwiſchen hat eine große Wandlung ſich in dem Allianzſyſtem 
der großen Mächte bereits vollzogen. Der ruſſiſch-japaniſche Vertrag, 
auf deſſen Wahrſcheinlichkeit wir ſchon lange hingewieſen haben, iſt 
jetzt perfekt geworden, und der offiziöſe Telegraph weiſt darauf hin, 
daß daraus wohl ein Bündnis werden könnte. Sucht man die 
Frage zu beantworten, inwieweit eine ſolche Allianz auf die be— 
ſtehenden Kombinationen einwirken könnte, ſo ſcheint ein oberfläch— 
licher Blick dahin zu weiſen, daß bei der beſtehenden engliſch— 
japaniſchen Allianz das Hinzutreten der Verbindung Rußland-Japan 
in Hinblick auf das ruſſiſch-engliſche Abkommen vom 30. Auguſt 1907 
eine weitere Feſtigung einer ruſſiſch-engliſch-japaniſchen Verbindung 
zeigt, die bei der gewaltigen Macht, die ſie darſtellt, beſtimmt ſein 
muß, ganz Aſien zu beherrſchen. Die genauere Erwägung ergibt je— 
doch eine andere Anſicht. Zunächſt darf nicht vergeſſen werden, daß 
es drei Rivalen (um nicht zu ſagen Feinde) ſind, die ſich die Hände 
reichen, daß die ruſſiſch-japaniſche Kombination zudem, wie auch 
Dillon in der „Contemporary Review“ darlegt, als Gegengewicht 
gegen die Annäherung der Vereinigten Staaten an China gedacht iſt. 
Eine antiamerikaniſche Politik aber kann England, trotz ſeines japa— 
niſchen Bündniſſes, nicht mitmachen; jedes engliſche Miniſterium, das 
es damit verſuchen wollte, würde über Nacht geſtürzt werden. In 
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gewiſſem Sinne erſcheint daher die ruſſiſch-japaniſche Kombination 
als ein Abrücken von England, was noch wahrſcheinlicher wird, wenn 
man ſich erinnert, daß England an der Aufrechterhaltung der offenen 
Tür im fernen Oſten meiſt intereſſiert iſt. Japan ſowohl wie Ruß— 
land ſind aber in der Praxis (nicht in der Theorie) ihrer Handels— 
politik exkludierend. Noch bedenklicher erſcheint uns, daß ſich auf die 
Dauer ein Zuſammenſtoß Rußlands und Chinas — der ſtets weitere 
Kreiſe ziehen kann — ſchwerlich wird vermeiden laſſen. Zu den 
alten Streitfragen iſt jetzt eine neue in dem Grenzkonflikt von Ur— 
jänchai gekommen, über den der General Popow ſoeben ein Aufſehen 
erregendes Buch veröffentlicht hat. Es handelt ſich um ein chineſiſches 
Gebiet, das vom Altaigebirge ſüdlich bis zum See von Koſſe Gol 
reicht und an Umfang etwa dem Deutſchen Reich gleichkommt. Es 
hat, wie Popow verſichert, reiche Gold-, Asbeſt- und Kupferlager ſo— 
wie andere wertvolle Mineralien und ſtößt direkt an die ruſſiſche 
Grenze. Die von China abhängige Bevölkerung iſt nomadiſch und 
ſoll einmal den erſten Romanow als ihren Herrn anerkannt haben. 
Auch ſoll ein Grenzvertrag 1727 zu Butrinsk mit China abgeſchloſſen 
ſein, von dem Popow behauptet, daß jene Nomaden ihn verletzt 
hätten. Sein Vorſchlag iſt nun der folgende: 

„Wir müſſen China erklären, daß das Land uns gehört, mag 
China beweiſen, daß wir im Unrecht ſind und uns die dokumentariſchen 
Belege dafür vorbringen.“ 

Das letztere wird wohl in ausreichender Form überhaupt nicht 
möglich ſein, und es iſt daher kaum daran zu zweifeln, daß jetzt, da 
Rußland ſich vor Japan ſicher fühlt, das Vordringen der ruſſiſchen 
Grenzen in die Mongolei hinein in verſtärktem Tempo vor ſich gehen 
wird. 

In Rußland hat die Finnlanddebatte jetzt im Reichsrat ihr Ende 
gefunden und trotz der recht ernſt zu nehmenden Oppoſition iſt die 
Regierungsvorlage angenommen worden. 

Die große Rede, welche der Miniſterpräſident Stolypin gehalten 
hat, vertrat den Standpunkt, daß die Staatsraiſon den Verſprechungen 
des Monarchen vorzugehen habe, wie er denn ſchon in einer früheren 
Rede mit erſtaunlicher Unbefangenheit darauf hinwies, daß die Oſtſee— 
provinzen ſehr viel weitere, feierlich beſchworene und im Nyſtader 
Frieden völkerrechtlich beſtätigte Privilegien gehabt hätten, und von 
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ihnen heute doch nichts übrig geblieben ſei. Die Tatſache läßt ſich 
nicht beſtreiten, aber ſie beſtätigt nur den von uns oft hervorge— 
hobenen Fundamentalſatz, daß das Rechtsgefühl dem ruſſiſchen Genius 
fremd iſt, und durch die Kategorien „verboten“ und „erlaubt“ erſetzt 
wird. Bekanntlich iſt nichts wandelbarer und widerſpruchsvoller als 
ruſſiſche Gebote und Verbote, Geſetze und Verordnungen, zwiſchen 
denen ſich mit Virtuoſität zu bewegen die eigentliche Kunſt der 
ruſſiſchen Bureaukratie iſt; in dieſer Hinſicht und in dem Fehlen des 
Verſtändniſſes für Rechtsbegriffe ſteht die Duma aber der Bureau— 
kratie in nichts nach. Um jo mehr haben wir uns gefreut, im Reichs- 
rat die ernſte Stimme von Männern zu hören, die ſich auf den euro— 
päiſchen Standpunkt zu ſtellen den Mut hatten. 

Die neueſte Wendung des ruſſiſchen „Rechtsgefühls“ geht gegen 
die deutſchen Koloniſten in Wolhynien, die als Vorpoſten der deutſchen 
Armee geſchildert werden, und denen deshalb der Erwerb von Grund— 
beſitz außerhalb der Städte verboten werden ſoll. Man hofft, ſie da— 
durch allmählich aus dem Lande zu drängen. Wie wir hören, ſoll 
der Entwurf zu einem analogen Geſetze für die Oſtſeeprovinzen be— 
reits ausgearbeitet werden: ein neues Zerſtörungswerk, das gewiß den 
Beifall der Duma finden wird. Das ſind eben die Früchte der neuen 
ruſſiſchen „Freiheit“. Aber wir ſind geſpannt zu hören, was die 
ruſſiſche Preſſe dazu ſagen wird, daß in der Hellfeldaffäre die Zwangs— 
vollſtreckung nunmehr endgültig abgelehnt worden iſt. Sie haben 
einen ſo ungeheuren Lärm über die Parteilichkeit der deutſchen Ge— 
richte erhoben, ſolange der Prozeß noch im Gange war, daß man jetzt 
wohl erwarten dürfte, daß ſie revozieren und deprezieren. 

Der Konflikt der Kurie mit der ſpaniſchen Regierung nimmt 
einen akuten Charakter an. 62 ſpaniſche Prälaten haben gegen die 
Kirchenpolitik Canalejas proteſtiert und im Einvernehmen mit der 
Kurie auch das Dekret vom 10. Juni verworfen, das den Diſſidenten 
Freiheit des Kultus verliehen hat. Es läßt ſich aber nicht überſehen, 
daß die ſpaniſche Regierung in ihrem Kampf gegen den Klerikalismus 
ſich in einer Notlage befindet, die durch die maſſenhafte Überſiede— 
lung geiſtlicher Kongregationen aus den Philippinen und aus Frank 
reich nach Spanien entſtanden iſt. Aber eine Gefahr bedeuten dieſe 
Gegenſätze trotzdem, da die Regierung nebenher noch durch das Bünd— 
nis der Republikaner mit den Karliſten bedroht wird. König Alfonſo 
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befindet ſich tatſächlich in einer furchtbar ſchwierigen Lage. Nicht 
leichter iſt die Lage König Manuels von Portugal; wir befürchten 
durchaus, daß es in nicht allzu ferner Zukunft hier wie dort zu einer 
Kataſtrophe kommen könnte, zumal die anarchiſtiſchen Elemente noch 
ihre beſondere blutige Politik verfolgen. Das gibt eine Geſamtlage, 
für deren Geſundung ein Heilmittel bisher von keinem Staatsmann 
gefunden worden iſt. 


K 


30. Juni 1910. Vertagung von Reichsrat und Duma zum 28. Oktober. 

1. Juli. Demiſſion des däniſchen Miniſteriums Zahle. Krawalle in Paris bei der Hinrichtung 
des Mörders Liabeuf. 

2. Juli. Furchtbarer Waldbrand in Kanada. 


6. Juli 1910. 

Die „Weſtminſter Gazette“, das Orgarn des regierenden engliſchen 
Miniſteriums, ironiſiert die jetzige innerpolitiſche Lage Englands in 
ihrer Nummer vom 30. Juni durch folgendes Schreiben: 

„Aufgefangener Brief XIX. Von Sulla, dem Konföderierten, 
ſeinem Chef Catilina. 

Mein lieber Catilina! — Du kennſt mich zu gut, als daß 
ich mich über die Gefühle länger verbreiten müßte, die mir die ver— 
hängnisvolle Wendung einflößt, welche die Geſchäfte genommen haben. 
Käme es auf mich an, ſo würde ich ſofort einen Tag des Faſtens 
und der Buße für die unioniſtiſche Partei anſagen. Friede! Du 
weißt, wie ich das Wort haſſe. Verſöhnung! Du weißt, wieviel ſal— 
bungsvolle Schwäche es verbirgt. Ich kann mich kaum beherrſchen, 
wenn ich ſehe, wie die ſanften Quäker unſerer Partei über ihren 
Patriotismus und unſere Pflicht Opfer zu bringen, ſchwätzen, 
damit ihnen nicht die Köpfe gebrochen werden. Denn darum, mein 
lieber Catilina, handelt es ſich. Gerade als die Cobdeniten in unſerer 
Gewalt waren, als die Vorſehung ſie in unſere Hände geliefert zu 
haben ſchien, da ſollen wir uns zu ihnen ſetzen und mit ihnen erwägen, 
unter welchen Bedingungen es ihnen gefallen wird, unſere Peers 
zu verſchonen. Hat es jemals etwas Demütigenderes gegeben? Als 
ob wir das geringſte Intereſſe daran hätten, was aus den Peers 
wird, wenn wir nicht in der Tariffrage durchdringen; oder als ob 
irgend etwas, das die Mandarine in ihrer Konferenz zuſtande bringen, 
auch nur ein Zehntel des Schadens gut machen könnte, der entſteht, 
wenn die Cobdeniten ſiegen. 
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Aber dieſe Mandarine ſind unverbeſſerlich. Jede neue Woche 
denke ich, daß ſie alle Möglichkeiten der Unfähigkeit und des Unver— 
ſtandes erſchöpft haben, und dann geſchieht etwas Neues, was grund— 
loſe Tiefen enthüllt. Natürlich wird, wie immer, geſagt, der „liebe 
Arthur“ ſei ſo klug, daß er alle zuſammen und jeden einzeln unter— 
kriegen wird, aber ich frage Dich, wann hat es je eine Niederlage 
der Unioniſtenpartei gegeben, der dieſe Erwartung nicht vorausging? 
Wenn wir uns durchaus blamieren ſollen, wäre es doch beſſer, mit 
offenen Augen in das Sprechzimmer von Asquith-Lloyd George zu 
gehen. Jetzt ſtecken alle Mandarine der beiden Lager die Köpfe zu— 
ſammen und verkünden dem Lande, daß die Frage der Peers die 
ſei, der alle übrigen Fragen untergeordnet werden müßten. Wir aber 
ſollen inzwiſchen nicht roh und vulgär ſein, damit die heilige Ruhe, 
die für ihre Meditationen unerläßlich iſt, nicht durch den Lärm unſerer 
Kämpfe geſtört werde. Und doch iſt es, wie Du und ich wiſſen, für 
unſere Kampagne unerläßlich, daß wir dem britiſchen Publikum die 
Überzeugung beibringen, daß der Tarif die Frage der 
Fragen iſt, die Frage, von der die Einheit des Reiches und die 
Exiſtenz des Landes abhängt, die Frage, vor der das Geſchwätz über 
Lords und Commons völlig unbedeutend iſt. Wie, frage ich Dich, 
werden wir dem Volk das glaubhaft machen, wenn unſere „großen 
Führer“ — Gott ſteh uns bei — geſchäftig mit ihren „großen 
Führern“ konſpirieren, um jedermann einzureden, daß nichts von 
Belang iſt, als was ſie im Sitzungsſaal des Prime Miniſter beraten. 
Und dabei weiß niemand, worüber ſie reden. Es gilt ſogar als unver— 
ſchämt, danach zu fragen. 

Ich ſehe zwei Auswege aus dieſer Affäre — beide unheilvoll 
für uns, wenn wir es dazu kommen laſſen. Entweder verſtändigen 
ſie ſich, in dieſem Fall werden die nächſten zwei Jahre damit hin— 
gehen, die Maſchinerie der neuen Ordnung in Gang zu bringen, und 
dann wird man uns wieder ſagen, daß es roh und vulgär iſt, von 
irgend etwas anderem zu reden. Oder aber, ſie verſtändigen ſich 
nicht, und in ſolchem Fall gibt es eine neue konſtitutionelle Exploſion 
und wir treten nochmals vor das Volk mit den Peers am Halſe. 
Es gibt aber noch eine dritte Möglichkeit, die Publius Spurius 
Brummagenſis, wie er mir ſagt, am meiſten fürchtet: Daß nämlich 
unſere Mandarine ihre gemäßigten mit einem Programm fangen, 
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das beide Parteien zerbricht, und eine Whig Junta zur Macht für 
das nächſte halbe Dutzend Jahre führt. Siehſt Du ſie nicht auf den 
vorderen Bänken ſitzen, die feierlichen, ſauerblickenden, gewichtigen, 
höflichen Nichtigkeiten, die ſich täglich Schmeicheleien ſagen wegen 
ihres geſunden Menſchenverſtandes und des ungeheueren Dienſtes, 
den ſie dem Lande erweiſen, indem ſie uns und die Radikalen zu— 
gleich ſtürzen. 

Mir perſönlich iſt nur zweifelhaft, ob A. J. B. durch dieſe „ſchweren 
Väter“ nicht ſo gelangweilt wird, daß er es nicht länger als einige 
Wochen aushält; aber Spurius hat Recht, wenn er ſagt, daß die 
Konferenz ihm (B.) eine einzigartige Gelegenheit bietet, jedermann 
zu beſeitigen, immer vorausgeſetzt, daß er auch ſeine Peers preisgibt. 
Bringt er das wirklich fertig, ſo kann er mit einem Programm her— 
vortreten, das 1. verhängnisvoll wäre für die Radikalen, 2. dem Lande 
höchſt plauſibel erſcheinen würde, 3. von der Regierung den rechten 
Flügel ablöſen, 4. unſere alte Nobility raſend machen, und 5. den 
Weg für eine Whig-Koalition bereiten würde, die uns 6. in eine 
Königliche Kommiſſion verbannen würde. 

Spurius iſt vielleicht in ſeinen Ideen etwas romantisch, aber welchen 
Ausweg ich auch ſuchen mag, ich komme ſtets auf eine dieſer wider— 
wärtigen Alternativen zurück. Bitte, ſage mir, was wir tun ſollen, 
denn in dieſer Lage ſehe ich für uns nichts als völligen Ruin. Dein 
tiefbetrübter Sulla.“ 

Wir wollen die klaſſiſchen Erinnerungen der „Weſtminſter Gazette“ 
über die Beziehungen von Sulla und Catilina nicht pedantiſch korri— 
gieren. Briefſchreiber und Adreſſat ſind benannt worden, um den 
Weg, der von der Reaktion zum Umſturz führt, anzudeuten. Das 
Charakteriſtiſche iſt, daß das Organ der Liberalen, wie uns ſcheint 
mit Recht, die Tariffrage als das eigentliche Kampfobjekt hinſtellt, 
und das Eintreten der Unioniſten für das Haus der Lords als Maske. 
Anderſeits iſt die notoriſche Unzufriedenheit eines nicht geringen Teils 
der Unioniſten mit der Führung Balfours — man denke an die wenig 
urbanen Angriffe, die die „National Review“ ſchon lange gegen ihn 
richtet — geſchickt ausgenutzt worden, um der Reform des Ober— 
hauſes, als Objekt minoris momenti, den gehäſſigen Charakter zu 
nehmen, der ihr beigemeſſen worden iſt. Endlich ſoll die Hoffnungs— 
loſigkeit der Unioniſten und die Gefahr gezeichnet werden, die ein 
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Kompromiß bringen könnte. Daß eine Verſtändigung der acht Mit— 
glieder der „Verſöhnungskonferenz“ unwahrſcheinlich iſt, entſpricht den 
tatjächlichen Verhältniſſen und wird in anderen Ausführungen der 
„Weſtminſter Gazette“ ausdrücklich hervorgehoben. Es iſt bereits jetzt 
faſt unmöglich, den für die Dauer der Konferenz zwiſchen beiden 
Parteien geſchloſſenen Waffenſtillſtand aufrecht zu erhalten. Sollte, 
wie befürchtet wird, das Parlament Ende dieſes Monats auseinander— 
gehen, ehe die Entſcheidung in der Konferenz gefallen iſt, und dann 
bis zum nächſten Februar vertagt werden, ohne offiziell das Ergebnis 
der Verhandlungen des Komitees der 8 erfahren zu haben, ſo wird 
die Lage unleidlich und unhaltbar. Was ſich dem Beobachter, der 
nicht inmitten dieſer Kämpfe ſteht, aufdrängt, iſt die troſtloſe Ver— 
wirrung der Lage, die wohl auf lange hinaus mehr als alles übrige 
das leidenſchaftliche Intereſſe der Engländer in Auſpruch nehmen 
wird. 

Sorge bereitet in England die Entwicklung der Verhältniſſe in 
Kanada, das immer mehr dahin drängt, dem Mutterlande gegenüber 
eine weitergehende Selbſtändigkeit zu erlangen. So berichtet die in 
Montreal erſcheinende „Patrie“, daß der Miniſterpräſident, Sir Wil- 
frid Laurier, wenn er zur nächſten Reichskonferenz nach London 
fahren wird, dort die Frage der diplomatiſchen Stellung der großen 
autonomen Kolonien zur Sprache bringen werde. Es handelt ſich 
in erſter Linie darum, die Stellung der auswärtigen Vertreter in 
Kanada zu regeln und die Verbindung zwiſchen Kanada und den 
Vereinigten Staaten dadurch zu erleichtern, daß die Verhandlungen 
zwiſchen der britiſchen Kolonie und der großen Republik fortan ohne 
britiſche Vermittlung ſtattfinden. Sollte aber Laurier mit ſeinen 
Plänen durchdringen, ſo kann kaum zweifelhaft ſein, daß das Beiſpiel 
Kanadas, mit den durch die geographiſchen Verhältniſſe gebotenen 
Modifikationen, auch in Südafrika, Auſtralien und Neu-Seeland Nach— 
ahmung finden wird. Es liegen aber zwiſchen England und Kanada 
noch andere Gegenſätze vor. Die kanadiſche Regierung weigert ſich, 
den Auswurf der engliſchen Stadtbevölkerung als Anſiedler zuzulaſſen, 
was in England ſehr verſtimmt hat, während andererſeits in Kanada 
die Drohung einiger engliſchen Finanzleute böſes Blut gemacht hat, 
daß, wenn Kanada die britiſche Flotte nicht materiell unterſtütze, das 
engliſche Geld aufhören würde, nach Kanada zu fließen. Man iſt 
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eben fehr empfindlich geworden, und teilt offenbar nicht die erſtaun— 
liche Anſicht, zu der jüngſt der Finanzminiſter Lloyd George ſich 
bekannt hat, daß das Anwachſen unſerer Flotte, deren Bauprogramm 
er um 50 v. H. verringert ſehen möchte, England zu neuen Rüſtungen 
nötige. Wir hatten gehofft, daß dieſe Frage nun endlich vom Pro— 
gramm, wenigſtens der engliſchen Miniſter, ſchwinden werde, aber 
wie wir zu unſerem Bedauern feſtſtellen müſſen, iſt die Wandlung 
zum Beſſern, die nach dem Aufenthalt Kaiſer Wilhelms in London 
einzutreten ſchien, nur eine vorübergehende geweſen. Man rüſtet ſich 
offenbar zu einer neuen Kampagne gegen uns. Wir bedauern das 
umſomehr, als das Anglo German Friendſhip Committee, das Albert 
Committee und der Erzbiſchof von Canterbury neuerdings ſehr eifrig 
dem engliſchen Flottenchauvinismus entgegenarbeiten. Der Erzbiſchof 
hat die kirchlichen Gemeinden zu Aeußerungen über die deutſch-eng— 
liſchen Beziehungen aufgefordert und in derſelben Frage ſollen 50000 
Rundſchreiben an Perſonen verſandt werden, die im kirchlichen Leben 
bedeutende Stellungen einnehmen. Solch eine Agitation geiſtlichen 
Charakters hat in England zwar größere Ausſicht als bei uns, einen 
wichtigen Einfluß auszuüben, daß ſie aber in die Kreiſe der Politiker 
hineinreicht, in deren Händen die Entſcheidung ruht, iſt ſehr unwahr— 
ſcheinlich. Sie folgen den ſäkularen Traditionen, von denen die 
Geſchichte Englands redet und mit ihnen, nicht mit den ſtets vorhan— 
denen humanitären Beſtrebungen weiter Kreiſe der Nation, haben 
wir zu rechnen. Es wäre aber zu wünſchen, daß der vortreffliche 
Aufſatz, den der Admiral z. D. Kalau vom Hofe in den „Grenzboten“ 
über Abrüſtungs- und Flottenfragen veröffentlicht hat, auch in Eng— 
land bekannt würde. Wohlgeſinnte Blätter, wie der „Daily Chronicle“, 
könnten ſich dadurch ein wahres Verdienſt erwerben. 

Seit dem 2. Juli weilt der Zar Nikolaus II. in Riga, um der 
Enthüllung eines Denkmals beizuwohnen, das die Stände des Landes 
ſeinem großen Ahnherrn Peter errichtet haben; dieſem dankten Eſt⸗ 
land und Livland ihre kapitulationsmäßig, und durch den Nyſtadter 
Frieden völkerrechtlich geſicherte Sonderſtellung über deren Zuſammen— 
bruch der Miniſterpräſident Stolypin ſich jüngſt ſo — ſonderbar geäußert 
hat. Es mag daher der Inhalt dieſer Sonderrechte in ihren weſent— 
lichen Punkten der leicht vergeſſenden Gegenwart ins Gedächtnis 
gerufen werden. Sie enthalten nichts, was nicht noch heute mit den 
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recht verſtandenen Intereſſen Rußlands im Einklang ſtände: Der 
Zar garantiert für ſich und ſeine Nachfolger: 

Gewiſſensfreiheit und evangeliſche Konfeſſion, frei auf ewige 
Zeiten von jeder Beſchwerung durch geiſtliche und weltliche Präſeripta, 
Zenſuren, Menſchenſatzungen und Turbierung. 

Deutſche Obrigkeit, deutſches Recht, deutſche Verwaltung, den 
status provincialis, die Verfaſſung der Stadt (Riga und Reval) 
nebſt allen alten Kompetenzen. 

Von alledem iſt heute faſt nichts mehr übrig geblieben und 
was nachblieb, ſteht unter dem Damoklesſchwert der doppelten Willkür 
der Duma und der regierenden Bureaukratie, als deren Werkzeug 
Wort und Unterſchrift des Zaren mißbraucht werden. Dieſe Unter— 
ſchrift iſt jetzt, wahrſcheinlich eben in Riga, auch unter das Todes- 
urteil geſetzt worden, das Duma und Reichsrat über die finnländiſche 
Verfaſſung geſprochen haben. In der Tat: „Eide brechen wie Glas“, 
wo ſie nicht als ein heilig zu haltendes Erbe, ſondern als ein 
Hindernis nivellierender und geiſtloſer Gleichmacherei betrachtet 
werden. In den baltiſchen Provinzen reiften als Früchte dieſer 
Zerſtörungsarbeit die lettiſche und die eſtniſche Revolution; wer mag 
vorherſehen, welche Früchte ſie in Finnland tragen wird? Die jetzt 
in die Ferien gegangene ruſſiſche Volksvertretung, die unter dem 
Bann ihrer nationaliſtiſchen Überhitzung ſo ſehr ſtand, daß ſie den 
für die unerläßlichen Arbeiten am Revaler Hafen verlangten Kredit 
verſagte, weil die baltiſchen Abgeordneten nicht jener Finnlandvor— 
lage zugeſtimmt hatten, befindet ſich ſelbſt in einem Stadium der 
Zerſetzung. Es iſt höchſt unwahrſcheinlich, daß die bisher vorherrſchende 
Fraktion der Oktobriſten ihre Stellung behauptet; ſie bröckelt nach 
links und nach rechts ab und was nachbleibt, wird machtlos ſein. 
Ebenſo unſicher iſt die Zukunft der extremen Rechten, die gleichfalls 
dem nationaliſtiſchen Moloch zum Opfer fallen muß, wenn ſie ſich 
nicht zu einer wahrhaft konſervativen, die demagogiſchen Elemente 
abſchüttelnden Rechtspartei umbildet, alſo die Rolle übernimmt, welche 
zu ſpielen die Oktobriſten ſich unfähig erwieſen haben. Das alles 
weiſt auf eine wenig hoffnungsvolle Entwicklung für die Zukunft 
hin, was, kombiniert mit der unruhigen auswärtigen Potlitik Herrn 
Iswolskis, im Effekt nur die Intereſſen der äußerſten Linken fördern 
kann und neue krampfhafte Erſchütterungen nicht ausſchließt. 
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Über die Notwendigkeit, die Diſziplin in der ruſſiſchen Armee 
zu ſtärken, gibt der „Raſwjedſchik“, Organ des ruſſiſchen Kriegs- 
miniſteriums, ſich intereſſanten Betrachtungen hin. Er geht von einem 
Vorgang während des letzten Krieges aus: Eine Kompagnie Infan— 
terie ſollte Koſaken auf einer Poſition ablöſen, die beſchoſſen wurde. 
Die Kompagnie blieb jedoch hinter einem Hügel ſtehen und war 
weder durch Befehle, noch durch flehendes Bitten, noch endlich durch 
die Flüche des alten Kompagniechefs zu bewegen, auch nur einen 
Schritt weiter zu gehen, obgleich ſie bisher noch nicht einen Mann 
verloren hatte. Darauf ging der alte ehrenfeſte Hauptmann, von 


nur einem Feldwebel begleitet vor. Beide fielen nach einiger Zeit 


vor dem Feinde, aber auch danach rührte die Kompagnie ſich nicht. 

„Das, ſchreibt der „Raſwjedſchik“, iſt die Frucht der in Friedens— 
zeiten verſagenden eiſernen Diſziplin. Was aber ſehen wir heute? 
Die Diſziplin nimmt ſtetig ab; die Fälle von Ungehorſam nehmen 
zu, aus den Reihen der Soldaten erſtehen Horligens (was etwa dem 
Begriff entſpricht, den die Franzoſen mit dem Wort „Apaches“ ver— 
binden), mit denen ſich nichts anfangen läßt, da alle ernſten Mittel 
fehlen, um ſie zu bekämpfen; das alles wird in Kriegszeiten eine 
reiche Ernte geben, wenn man die Anſteckungsgefahr nicht in der 
Wurzel vernichtet. Unſere Kriegsgerichte aber mit ihren Sprüchen, 
die nicht die Bedürfniſſe des wirklichen Lebens, ſondern eine kaſui— 
ſtiſche Auslegung der Geſetze zur Richtſchnur nehmen, und rein 
formaliſtiſch ſind, ſchwächen vollends die bereits ganz untergrabene 
Diſziplin.“ 

Zu dieſer Ausführung, die ganz unſeren Nachrichten entſpricht, 
bemerkt der „Golos Moskwy“: | 

„Das alles iſt ganz richtig, es ſcheint uns aber, daß es 
faſt unmöglich iſt, bei der kurzen Dauer der Dienſtzeit den Soldaten 
die für Kriegszeiten erforderlichen Eigenſchaften zu geben, wenn die 
Schulbank ſie dazu nicht vorbereitet hat. Eine auf Furcht vor Strafe 
gegründete Diſziplin wird im Kriege nicht das leiſten, was von ihr 
gefordert wird.“ 

Wir wollen eine gewiſſe Allgemeingiltigkeit dieſes Satzes nicht 
beſtreiten, müſſen aber doch daran erinnern, daß die ruſſiſchen 
Soldaten ſich nie tapferer geſchlagen haben, als in den, nicht allzu— 
weit zurückliegenden Jahren, da Knute und Spitzruten als Erziehungs— 
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werkzeuge benutzt wurden. Nicht nur die Individuen, auch die 
Völker wollen individuell behandelt werden! 

Der jetzt publizierte japaniſch-ruſſiſche Vertrag führt ſich als 
eine Vereinbarung zur Aufrechterhaltung des status quo im fernen 
Oſten ein. Aber wie nichtsſagend iſt der Begriff des status quo im 
Orient geworden? Er ließe ſich als eine langſamere Form der Durch— 
brechung geltender Rechts- und Territorialbeſtände charakteriſieren, 
wie er ſich z. B. in Korea vollzogen hat und noch vollzieht, um in 
die völlige Annektierung dieſes „Kaiſerreichs“ durch Japan auszu— 
münden, was bekanntlich eine Frage nächſter Zukunft iſt. Genau 
dasſelbe aber läßt ſich von den zweifellos chineſiſchen Provinzen der 
nördlichen und der ſüdlichen Mandſchurei ſagen. Sie ſind beſtimmt, 
früher oder ſpäter ruſſiſch reſp. japaniſch zu werden. Auch der status 
quo in Kreta, den nördlichen Balkanſtaaten, Perſien und Agypten 
trägt dieſen Charakter; der Unterſchied liegt nur in der Größe der 
Schwierigkeiten, die zu überwinden ſind, um dieſen Begriff in ſein 
Gegenteil zu verwandeln. Man ermüdet ſchließlich, die einzelnen 
Stadien dieſes Prozeſſes zu verfolgen und ſehnt ſich nach einer 
endlichen Entſcheidung, die zu feſten und klaren Normen der politiſchen 
Ordnung führt. 

Nach den letzten Improviſationen des Generals Moinier in Marokko, 
die ihn 200 Meilen aus dem Okkupationsgebiet hinausgeführt haben, 
müßte man befürchten, daß auch der status quo in Marokko beſtimmt 
iſt, ähnliche Wandlungen zu erfahren, wenn wir nicht wüßten, daß 
Herr Pichon ſich höchſt mißbilligend über den unternehmenden 
General ansgeſprochen hat. Wir werden ja bald erfahren, welches 
die praktiſchen Folgen des Disſenſus zwiſchen ihm und Moinier ſein 
werden, unter allen Umſtänden halten wir es für gewiß, daß der 
territoriale status quo nicht um einen Zoll breit modifiziert werden wird. 

In Frankreich bereiten ſich offenbar bedeutſame Wandlungen 
vor. Das hat die Programmrede Briands am 27. Juni gezeigt, 
durch die er ſich zum Führer der konſervativen Elemente in der 
Republik aufgeworfen und den bisher herrſchenden Radikal-Sozialiſten 
den Fehdehandſchuh hingeworfen hat. Auch ſein mutiges Einſchreiten 
gegen die bei der Hinrichtung des Apachen und Zuhälters Liabeuf 
demonſtrierenden Haufen des Pöbels, die von der C. G. T. und der 
„guerre sociale“ vorgeſchickt worden waren, zeigt, daß es ihm ernſt 
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war mit jenem: Genug! Geht nicht weiter! das er in der Kammer 
ſeinen Bundesgenoſſen von ehemals, den Radikal-Sozialiſten, mit 
dröhnender Stimme zurief. Wir dürfen darauf rechnen, daß er auf 
dieſer Bahn weiter ſchreiten wird und es bleibt abzuwarten, wie 
weit ſeine Miniſterkollegen ſich geneigt zeigen werden, den großen 
Sprung mitzumachen. Wie wir hören, ſteht außer der Wahlreform 
auch eine große Verwaltungsreform in Frankreich bevor. Es handelt 
ſich darum, die Präfekturen zu größeren Verwaltungseinheiten, etwa 
in der Art unſerer Oberpräſidentſchaften, zuſammenzufaſſen, wobei 
ſoweit möglich, zu der alten hiſtoriſchen Einteilung der Provinzen 
zurückgegriffen werden ſoll. Damit dürfte eine Dezentraliſation vor— 
bereitet werden, die, wenn ſie zu wirklichem Leben gedeiht, die über— 
wiegende, ſchädliche Vorherrſchaft von Paris brechen oder doch be— 
ſchränken könnte. Sollte ſich das beſtätigen, ſo wäre ein weſentlicher 
Schritt getan, um Frankreich geſunderen politiſchen Verhältniſſen 
zuzuführen. 


7. Juli 1910. Vorſtellungen Deutſchlands in Petersburg wegen Übergriffe der ruſſiſchen Grenzer auf 
preußiſchem Boden. 
Entdeckung eines reaktionären Geheimbundes in Konſtantinopel. 

9 Juli. Zuſammentritt der tretiſchen Nationalverſammlung. 
Demiſſion des perſiſchen Kabinetts. 

12. Juli. Entdeckung revolutionärer Umtriebe in Havanna. 


13. Juli 1910. 


Admiral Mahan, der kein Engländer von Geburt iſt, ſondern 
1840 im Staate New-Pork das Licht der Welt erblickte, heute alſo ein 
alter Herr von 70 Jahren iſt, hat ſich das ſehr zweifelhafte Verdienſt 
erworben, in das verglimmende Feuer des engliſchen Mißtrauens 
gegen Deutſchland friſches Ol zu gießen, ſo daß es heute in neuer 
Glut wieder auflodert. Mahans Ausführungen finden ſich in einem 
Artikel „Britannien und die deutſche Flotte“, der am 4. Juli in der 
„Daily Mail“ erſchien und den dieſes Blatt am 9. Juli nochmals 
abdruckte, als könne dieſes unioniſtiſche Kampfesorgan ſeinen Leſern 
die Erwägungen Mahans nicht ernſt genug ans Herz legen. Der 
Artikel iſt zu weitläufig, als daß wir ihn hier in vollem Umfang 
herſetzen könnten, aber unumgänglich erſcheint es, den weſentlichen 
Inhalt deutſchen Leſern vorzuführen. 

Mahan geht davon aus, daß die deutſche Flotte heute die 
zweitſtärkſte nächſt England ſei, was falſch iſt, denn dieſe Stelle 
gehört Amerika, und daß es keineswegs darauf ankomme, feſtzuſtellen, 
was Deutſchland mit dieſer mächtigen Waffe beginnen wolle, ſondern 
daß die Tatſache der Exiſtenz dieſes neuen internationalen Faktors 
an ſich die Aufmerkſamkeit jedes Patrioten, gleichviel, ob er Staats— 
mann oder Privatperſon ſei, herausfordere. Er will nicht unter— 
ſuchen, ob Deutſchland eine Invaſion Englands und die Anflöſung 
des britiſchen Reiches plane, oder ob die deutſchen Abſichten ſich 
gegen die andere Küſte des Atlantic und gegen die Monroe-Doktrin. 
richten. Er ſtellte nur feſt, daß Deutſchland ſtärker ſei als Amerika, 
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und keine Intereſſen auf dem amerikaniſchen Kontinent zu ſchonen 
habe, wie England in Kanada. 

Dieſe liebenswürdige Verdächtigung fällt jedoch nur gleichſam 
beiläufig, das Weſentliche iſt ihm, den Engländern bange zu 
machen. Zunächſt, jo führt er aus, ſei die monarchiſche Staats- 
ordnung Deutſchlands ſtärker in der Exekutive als die der eng— 
liſchen Demokratie. Der Friede der letzten 30 Jahre, der mehr 
äußerlich (kormal peace) als wirklich geweſen ſei, habe die Völker 
entwöhnt, auswärtige Gefahren zu verſtehen. Man zweifle an der 
Möglichkeit eines Krieges und verfalle daher in Untätigkeit. Wer 
genauere Kenntniſſe habe, wiſſe, daß es in dieſen 30 Jahren drei 
Kriege gegeben habe, die zwar nicht zu Kanonenſchüſſen führten, in 
denen aber das Stärkeverhältnis über den Ausgang entſchied. In 
ſolchen Fällen ſage man: „der Krieg iſt glücklich vermieden worden“, 
was irreführend ſei. In Wirklichkeit habe auch hier die organiſierte 
Kraft ſchlagfertiger Armeen und Flotten entſchieden. Daraus folge, 
daß die Nation, in der die Majoritäten einen durchſchlagenden Ein— 
fluß in Fragen auswärtiger Politik und der Landesverteidigung haben, 
andersregierten Staaten gegenüber ungünſtiger ſtehen. In der Riva— 
lität zwiſchen England und Deutſchland lägen die Vorteile auf ſeiten 
Deutſchlands, weil deſſen Regierung nicht wie die engliſche in aus— 
wärtigen Fragen ſtets einen Seitenblick auf die Wähler werfen müſſe. 
Dieſe engliſchen Wähler alſo müßten die Gefahr ihrer Lage erkennen. 
Sie könnten, wenn ſie nur wollten, eine verhältnismäßig ebenſo 
große Armee haben wie Deutſchland, zumal ſie ſo viel reicher ſeien als 
Deutſchland. Aber offenbar wolle die engliſche Demokratie nicht, 
und es ſei nicht wahrſcheinlich, daß ſich das ändere. Nun ſei freilich 
die Flotte da, in großer Überlegenheit und vortrefflich bemannt. 
Aber auch in betreff der Flotte gebe es keine Dienſtpflicht. Englands 
Seeleute ſeien zwar Staatsbürger, aber doch Söldlinge, die man 
bezahle, damit die übrigen nicht zu dienen brauchen. Um jo not— 
wendiger ſei daher rechtzeitige Vorbereitung zum Kriege. 

Noch niemals ſeien einer Demokratie ſo ſchwierige Aufgaben 
geſtellt worden, wie dem heutigen England. Das britiſche Reich ſei 
territorial ein Erbe aus nicht demokratiſcher Zeit, und die Welt be— 
obachte nunmehr mit Spannung, ob der Erbe ſein Erbteil werde 
behaupten können. Die Symptome ſeien nicht ungünſtig. Die regie— 
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rende Arbeiterpartei in Auſtralien habe beſchloſſen, ihre Flotte in 
Kriegszeiten zu abſoluter Verfügung der engliſchen Admiralität zu 
ſtellen, und das ſei ein Standpunkt, zu dem die engliſche Arbeiter— 
partei ſich noch nicht aufgeſchwungen habe. Das britiſche Reich ſei 
aber ein Ganzes mit vielen Teilen, und ſeine Sicherung verlange 
erſtens den Schutz der britiſchen Inſeln, als des Eckſteins, und 
zweitens Sicherung jedes einzelnen der abliegenden Teile. Das 
bedeute Aufrechterhaltung einer Kontrolle über alle Verbindungs- 
wege zwiſchen dem zentralen Königreich und den Dominien, alſo 
gleichſam eine militäriſche Operationsbaſis zur Front der tatſächlichen 
Operationen. Bei der heutigen Lage Europas habe die Schöpfung 
einer deutſchen Flotte in ihrer jetzigen und künftigen Entwicklung 
dahin geführt, daß England vier Fünftel ſeiner disponiblen Schlacht⸗ 
ſchiffe in den britiſchen Gewäſſern konzentrieren müßte, und dieſe 
Tatſache mache Deutſchland zum Antagoniſten Englands. Er wolle 
nicht ſagen, daß dies die Abſicht Deutſchlands ſei, er ſtatuiere nur 
eine militäriſche und nationale Tatſache, ohne auf die Motive einzu— 
gehen. Die geographiſche Lage beider Staaten wiederhole genau 
die Englands und Hollands zur Zeit Cromwells. Erſt nachdem beide 
Nationen gefochten hatten, und Holland weniger in Schlachten als 
durch Zerſtörung ſeines Handels niedergeworfen war, habe England, 
nachdem der Druck in der Nordſee aufgehört hatte, nach außen hin 
ſich ausbreiten können. Vierzig Jahre ſpäter hätten dann beide Völker 
unter dem Antrieb einer großen gemeinſamen Geſahr ſich zuſammen— 
geſchloſſen, was ohne den vorausgegangenen Kampf wohl nicht ge— 
ſchehen wäre. Im Laufe des Krieges habe England damals das 
Mittelmeer preisgegeben, um ſich in den heimiſchen Gewäſſern zu 
konzentrieren, und das habe, da die Handelswege Hollands abge— 
ſchnitten wurden, die Entſcheidung herbeigeführt. 

Auch heute habe England zu einer ähnlichen Konzentration das 
Mittelmeer zum großen Teil aufgegeben. Über vier Fünftel der 
Schlachtſchiffe lägen in der Home- und in der Atlantic-fleet. 1899 
habe es 11 Schlachtſchiffe im Mittelmeer gegeben, jetzt ſeien es nur 
6 von geringerer Stärke. Was habe es nun zu bedeuten, daß ſich 
heute wiederhole, was vor 300 Jahren geſchah? Man könne nur 
zum Schluß gelangen, daß die engliſche Regierung der Meinung ſei, 
daß die Sicherheit Englands die Schwächung, ja das Aufgeben der 
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wichtigſten Waſſerſtraße des Reiches verlange („requires the wea- 
kening, almost to abandonment of the most delicate, yet very 
essential, link in the system of communication of the Empire“). 

Nun ſei ja für den Augenblick die Konzentration in den Heimats— 
gewäſſern, und der ungeheure Poſitionsvorteil Englands im Vergleich 
zu den deutſchen Handelsſtraßen, eine bedeutende Sicherheitsgarantie, 
welche zudem Deutſchland von den britiſchen Dominien trenne, aber 
die Gefahr der Zukunft ſei die Schlaffheit der engliſchen Wähler, 
im Vergleich zu der gewaltigen Organiſationskraft Deutſchlands. Die 
Konzentration der Schlachtflotte in den Heimatsgewäſſern ſei korrekt, 
ebenſo das relative Aufgeben der Mittelmeerſtellung, für den Augen— 
blick wenigſtens, aber die offenbare Abneigung, weitere Opfer zu 
bringen (to acquiesce in present naval requirements), weiſe auf den 
Tag hin, da die Herrſchaft im Mittelmeer in andere Hände über— 
gehen werde, wenn die Schlachtſchiffe alle um die britiſchen Inſeln 
konzentriert bleiben. Das bedeute aber zugleich den Zuſammenbruch 
des Reichs. Schwäche im Mittelmeer zeige an, daß England weder 
an erſter Stelle, noch als Alliierter eine Rolle ſpielen könne in dem 
großen Drama, von dem das Erwachen des fernen Oſtens den erſten 
Akt darſtelle. Denn zu den Perſonen des Dramas gehörten Agypten, 
Indien, Auſtralien und Neu-Seeland. 

Das iſt Mahans letztes Wort. Der nahe liegende Gedanke, daß 
alle dieſe Gefahren, mit denen er England ſchreckt, verſchwinden 
ſobald England zu einer ehrlichen Verſtändigung mit Deutſchland 
gelangt, ſcheint ihm nicht gekommen zu ſein. Er läßt ſeine Leſer 
unter dem Eindruck jener holländiſchen Parallele, die den Gedanken 
nahe legt, es zu machen, wie einſt Cromwell getan. 

Es iſt ſchwer zu verſtehen, wie aus amerikaniſcher Feder ſolche 
Ausführungen kommen können, deren ſachliche Richtigkeit — was die 
Opferwilligkeit der Engländer zur Verſtärkung ihrer Flotte betrifft — 
wir auf das entſchiedenſte beſtreiten. Es iſt viermehr beiſpiellos, was 
England alljährlich für ſein Kriegsbudget ausgibt; für das laufende 
Jahr beträgt es, nach den Erklärungen von Asquith, 74 300 000 Litr. 
oder 1486 Mill. M., von denen mehr als die Hälfte auf die Flotte fallen, 
und wobei die Aufwendungen Kanadas, Auſtraliens, Neuſeelands und 
Südafrikas nicht in Anſchlag gebracht worden ſind. Sir George Reid, 
der Oberkommiſſar von Auſtralien, hat eben jetzt erklärt, daß Auſtralien 
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alljährlich über 21, Millionen Pfund für Kriegsrüſtungen ausgeben 
werde, wir kennen nicht die Zahlen der übrigen großen Kolonien. Jetzt, 
da eine engliſche Flotte von 350—400 Fahrzeugen in der Nordſee ihre 
Manöver macht und in ungeheurer Übermacht der unſrigen gegenüber- 
ſteht, 56 Linienſchiffe und 38 Panzerkreuzer gegen unſere 26 Linien— 
ſchiffe und 9 Kreuzer, von einer deutſchen Gefahr zu reden, iſt lächerlich 
und vom engliſchen Standpunkt aus unendlich beſchämend, was auch der 
„Economiſt“ erkannt zu haben ſcheint. Sehr wenig fair aber iſt der 
Kommentar, den die „Daily Mail“ an dieſen Mahanſchen Artikel knüpft 
wenn ſie zur deutſchen Flotte noch die unſrer Alliierten rechnet und dabei 
verſäumt, auch die Flotten der ganzen und halben Alliierten Englands, 
Japan, Rußland und Frankreich, mit in Anſchlag zu bringen! Und doch 
hat das engliſch-franzöſiſche Abkommen der franzöſiſchen Flotte den 
Schutz der engliſchen Intereſſen im Mittelmeer anvertraut. Die Flotten— 
politik Italiens aber fällt nicht in den Kreis der Vereinbarungen des 
Dreibundes. Noch erſtaunlicher freilich iſt, daß der „Spectator“ bei 
Beſprechung derſelben Ausführungen Mahans ſeinen Leſern zu ſugge— 
rieren verſucht, daß die deutſchen Staatsmänner zum Kriege greifen 
könnten, um inneren Schwierigkeiten zu entgehen, da zurzeit „according 
to Herr Harden, Germany is threatened with serious internal trouble. 
Thus a predisposing cause to war exists in her case“. Wir beneiden 
den „Spectator“ nicht um diejen Kronzeugen. Seine unjaubere Feder 
arbeitet auch in politiſchen Fragen gegen die Intereſſen von Kaiſer und 
Reich, man muß ſehr unwiſſend ſein, wenn man zu ſolchen Autoritäten 
greift. 

Aber vielleicht iſt der Mahanſche Artikel anderen Motiven entſprungen 
als der zärtlichen Fürſorge für Englands Zukunft. Wir ſtehen unter dem 
Zeichen des ruſſiſch-japaniſchen Vertrages, und in 
Amerika gibt man ſich keiner Illuſion darüber hin, daß er beſtimmt iſt, 
Japan freie Hand nach anderer Richtung, und zwar wahrſcheinlich gegen 
die Vereinigten Staaten zu geben. Unſere Leſer erinnern ſich des 
düſteren Bildes, das General Peal von den Gefahren entwarf, die 
Amerika von ſeiten Japans drohen. Seither haben ſich die Stimmen 
gemehrt, die mit Sorgen dieſelbe Befürchtung teilen, und wie ſtets in 
der Preſſe der Vereinigten Staaten, kommt das zu draſtiſchem und 
übertriebenem Ausdruck. Vielleicht hofft Mahan, daß, wenn England 
der Sorge um Deutſchland ledig iſt, es wieder verſuchen werde, die halb— 
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verlorene Stellung im Pacific zurückzugewinnen, jedenfalls aber eine 
Zertrümmerung der amerikaniſchen Flotte verhindern werde. Eine 
Unterſtützung Amerikas durch Deutſchland muß ja, ſolange das engliſch— 
japaniſche Bündnis und die feindſelige Haltung Englands gegen uns 
währt, als ausgeſchloſſen gelten. Sollte aber dieſe Erwägung ihn be— 
ſtimmt haben, ſo wäre es klüger und anſtändiger geweſen, die Bemühun— 
gen um eine Verſtändigung zwiſchen London und Berlin zu fördern, 
ſtatt ihnen entgegenzuarbeiten. 

Was nun aber jenen ruſſiſch-japaniſchen Vertrag betrifft, der ſich 
für eine gegenſeitige Garantie des status quo und der beiderſeitigen 
Verträge mit China ausgibt, ſo fällt ſein Schwerpunkt auf die nicht 
bekannten geheimen Artikel des Vertrags, an deren Exiſtenz die geſamte 
Welt, auch in Rußland glaubt. Der „Golos Moskwy“ jagt direkt, der 
Vertrag ſei „offenbar mit koreaniſcher Münze bezahlt“ worden, und wir 
glauben nicht zu irren, wenn wir hinzufügen: und mit mongoliſcher. 
Wahrſcheinlich wird das eine wie das andere ſehr bald zutage treten. 
Wenn nun die ruſſiſchen, engliſchen und franzöſiſchen Zeitungen in dieſem 
Vertrage — der uns im Lichte eines Schutz- und Trutzbündniſſes er— 
ſcheint — eine Bürgſchaft für Erhaltung des Friedens erblicken, ſo iſt 
wohl das Gegenteil richtig. Bedroht iſt zunächſt China, abgeſehen von 
der Feſtſetzung des ruſſiſchen Einfluſſes in der Mongolei, vornehmlich 
durch den gemeinſamen diplomatiſchen und materiellen Druck beider 
Mächte. Es wird ſich das gefallen laſſen, ſolange es ſich 
zu ſchwach fühlt, Widerſtand zu leiſten, und keine Helfer findet. 
Aber gewiß kommt einmal der Tag der Abrechnung, da das Schwer— 
gewicht der gewaltigen vorwärtsdringenden chineſiſchen Maſſen die 
Schranken durchbrechen wird, die ihnen geſetzt worden ſind. Bedroht 
iſt das Prinzip der offenen Tür durch die Prohibitivpolitif, die Japan 
tatſächlich verfolgt und durch die es nicht nur uns, ſondern auch alle 
übrigen am mandſchuriſchen Handel beteiligten Mächte, vornehmlich 
aber die Vereinigten Staaten und England ſchädigt. Die Wahrſchein— 
lichkeit iſt ſehr gering, daß man ſich das ohne zu Repreſſalien zu greifen 
gefallen laſſen wird. Auch hat es wohl ſeine guten Gründe, wenn Eng— 
land jetzt Konſuln in die mandſchuriſchen Städte ſchickt. Endlich haben 
wir nicht den geringſten Glauben daran, daß das Einvernehmen zwiſchen 
Rußland und Japan von Dauer ſein kann. Die ſehr weſentlichen Gegen— 
ſätze der beiderſeitigen Intereſſen an den Küſten nördlich von der Man— 
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dſchurei bis hinauf nach Kamtſchatka werden ebenſo vertuſcht, wie die 
von allen im fernen Oſten lebenden Engländern ſchwer empfundenen 
Gegenſätze der britiſchen und der japaniſchen Intereſſen. Es ſpielt bei 
ihnen ebenſo wie bei den Amerikanern auch die Raſſenantipathie mit, 
über die wohl das Londoner Kabinett ſich zeitweilig hinwegſetzen kann, 
das aber in Wirklichkeit unausrottbar it und namentlich in Auſtralien 
und Neuſeeland ebenſo unüberbrückbar ſcheint, wie in den Weſtſtaaten 
Amerikas. Der kürzlich von einer Kommiſſion der Regierung in Kali— 
fornien gefaßte Beſchluß, die Einwanderung der Japaner als nützlicher 
Elemente zu fördern, wird, wenn er ausgeführt werden ſollte, dieſen 
Raſſengegenſatz weit eher ſteigern als hindern. 

Das alles ſind drohende Zukunftsaſpekte, und wenn die „Times“ 
in ihrer Beſprechung des ruſſiſch-japaniſchen Vertrages hervorhebt, 
daß dadurch auch Frankreich als Alliierter Rußlands, und England als 
Alliierter Japans, noch enger aneinandergeſchloſſen würden, und eine 
neue Bürgſchaft für den Weltfrieden gewonnen ſei, ſo ſcheint uns das 
Gegenteil die richtige Zukunftsperſpektive zu bieten. Die Wahrſchein— 
lichkeit ſpricht fortan dafür, daß ein Konflikt im fernen Oſten nicht mehr 
lokaliſiert bleiben, ſondern nur allzuleicht eine weltweite Verwicklung 
nach ſich ziehen kann. Aber das mag noch fern liegen. Die Annexion 
von Korea wird Zeit fordern, und es läßt ſich annehmen, daß Japan 
an die Verwirklichung ſeiner weiteren Pläne erſt gehen wird, wenn 
es ſich des Erfolges ſicher fühlt. Heute fehlt ihm vor allem noch die 
finanzielle Unterlage zu ſo koſtſpieligen Unternehmungen, wie es ein 
Eroberungskrieg unter allen Umſtänden iſt. 

Ein Ereignis von großer Bedeutung wäre es, wenn wirklich der 
Panamakanal, wie die Bauleitung ankündigt, ſchon zu Beginn des 
nächſten Jahres eröffnet werden ſollte. Nicht nur dem Welthandel, 
ſondern auch der Machtſtellung der Vereinigten Staaten bieten ſich damit 
neue Ausſichten. Die Kanalſchleuſen ſind ſo angelegt, daß ſie die größten 
Fahrzeuge gleichzeitig aus dem Pacifie in den Mexikaniſchen Meer— 
buſen und umgekehrt vom Mexikaniſchen Golf in den Großen Ozean 
führen können, ſo daß die amerikaniſche Flotte dann wohl zum letzten 
Mal eine Weltreiſe um das Kap Horn gemacht haben wird. 

Großes Aufſehen erregt eine politiſche Niederlage, die Theodore 
Rooſevelt jüngſt in Albany, Staat New York, erlitten hat. Er hatte 
ſich in einem Telegramm an den Vorſitzenden des republikaniſchen 
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Grafſchaftskomitees Griscom dahin ausgeſprochen, daß er die durch 
die Cobb Bill beantragte Legislativen-Befugnis der Urwählerverſamm— 
lungen billige und ernſtlich hoffe, daß die Bill Geſetz werde. Die Cobb 
Bill iſt aber mit 80 gegen 63 Stimmen abgelehnt worden. 

„Das iſt“, ſchreibt der „New York American“, „ein politiſches Water— 
loo. Zum erſten Male in den 7 Jahren ſeiner triumphierenden Laufbahn 
hat Rooſevelt eine ernſte Niederlage erlitten. Sie trifft ihn im Zenith 
ſeiner Karriere, auf der Höhe ſeiner Macht . .... Zeigt dieſes zu⸗ 
ſammengebrochene Preſtige an, daß die republikaniſche Organiſation 
überhaupt unwirkſam geworden iſt, oder daß Rooſevelt, der am Perihelion 
war, der Sonne nie mehr ſo nahe kommen wird? Wir werden es 
ſehen!“ 

Die demokratiſchen Zeitungen jubeln und höhnen, die republi— 
kaniſchen ſind kleinlaut. Wir glauben nicht, daß zu dem einen wie zu 
dem andern ein ernſter Grund vorliegt. Das Erſtaunliche iſt nur, daß es 
Rooſevelts er ſt e Niederlage iſt; im übrigen iſt man in Amerika gewohnt, 
das Ereignis des Tages zu übertreiben und bald genug wieder zu ver— 
geſſen. Rooſevelt hat ſein letztes Wort gewiß noch nicht geſprochen. 

Der widerliche Fauſt kam pf zwiſchen dem weißen und ſchwarzen 
Preisboxer mit dem blutigen Nachſpiel, das er gefunden hat, 
erregt auf dem Kontinent nur Ekel. In England hat man die Spannung 
der Amerikaner geteilt und wie ſie das Gefühl einer Niederlage gehabt, 
als der weiße Mann unterlag. 

„Johnſons Sieg“ — ſchreibt die „Sun“ — „iſt für die ſchwarze Raſſe 
etwas Analoges mit dem Ausgang des ruſſiſch-japaniſchen Krieges 
für die gelbe Raſſe. Der Krieg lehrte die Aſiaten, daß ſie auch Armeen 
ausbilden, ausrüſten und brauchen, ſie führen und ihren gefährlichſten 
Feind niederwerfen konnten. Zum erſtenmal in der neuen Geſchichte 
vertrieben Aſiaten Europäer von einem Boden, den ſie erobert hatten, 
und nötigten ihnen einen ſchimpflichen Frieden auf. Die Folgen waren 
ungeheuer. . . . Es wäre zuviel gejagt, wenn man von dieſem Preis- 
kampf für Amerika dieſelben Folgen erwarten wollte, die der Krieg 
für Aſien hatte. . . . Wahrſcheinlich werden die religiöſen Gruppen 
der Schwarzen, in welchen die Gleichheit von Schwarz und Weiß gepre— 
digt wird, großen Zulauf haben. Auch das Selbſtvertrauen der Schwar— 
zen bei ihren Bewerbungen um ſtaatliche Anſtellungen wird zunehmen. 
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Tatſächlich bedeutet der Sieg Johnſons ein Erwachen der ſchwarzen 
Raſſe, eine Beſchleunigung des nationalen Selbſtbewußtſeins. . ..“ 

Es wird dann die Frage aufgeworfen, ob nicht ein Raſſenkrieg in 
Sicht ſei. Die „Sun“ lehnt die Möglichkeit nicht ab, ſieht ſie aber erſt in 
weiter Ferne und meint, zu beſeitigen wäre die Gefahr nur, wenn recht— 
zeitig die Gleichheit der Raſſen anerkannt werde. Das mag ganz treffend 
ſein; es iſt aber ſo gut wie ausgeſchloſſen, daß die Amerikaner ſich je dazu 
verſtehen. Der Widerwille gegen die Schwarzen ſitzt bei ihnen noch weit 
tiefer als die Abneigung gegen die Gelben. 

Die Kreter haben ſich den Noten und Schiffen der Schutzmächte 
und der angedrohten Ausſchiffung von Marineinfanterie gefügt und ſich 
entſchloſſen, die Mohammedaner unvereidigt in die Nationalverſamm— 
lung zuzulaſſen. Damit iſt, wenn es ſich um mehr als ein Zugeſtändnis 
handelt, das der überlegenen Macht ihrer Schutzfreunde gilt, für den 
Augenblick die Kriſis gelöſt. Laudabiliter se subjecerunt. Es fragt 
ſich nur, auf wie lange. Da die Schutzmächte ſich zu einem Definitivum 
nicht entſchließen können, wird man wohl annehmen müſſen, daß ſie 
noch mehrfach ihre Schiffe ſenden und abrufen werden. Aber es wäre 
intereſſant feſtzuſtellen, wie viele Millionen Kreta den vier Mächten 
gekoſtet hat. 


13. Juli 1910. Kampf zwiſchen chineſiſchen Piraten und Portugieſen bei Kolowan. 

14. Juli. Friedfertige Rede von Asquith über die deutſch-engliſchen Beziehungen. 

15. Juli. Grunewaldfeiern auf galiziſchem und ruſſiſch-polniſchem Boden. Ermordung des Seid 
Abdallah in Teheran. 

16. Juli. Kämpfe zwiſchen Franzoſen und Marokkanern am Malaja. Kaiſer Nikolaus II. in Riga» 

19. Juli. Meuterei in Schanghai. 


20. Juli 1910. 

Faſt alle Parlamente ſind in die Ferien gegangen, auch das ruſſiſche, 
wenn es erlaubt iſt von ihm dieſe prinzipiell nicht anerkannte Bezeichnung 
zu brauchen. Reichsrat und Duma werden erſt am 28. Oktober ihre 
Arbeit wieder aufnehmen. Man muß ruſſiſcher Nationaliſt ſein, um die 
geſetzgeberiſche Tätigkeit der letzten Seſſion als poſitive Leiſtung zu 
bezeichnen, und um an die Dauer ihrer Erfolge zu glauben. Sie gipfelte, 
abgeſehen von der Agrarfrage, deren geſetzgeberiſche Löſung bei den 
Bauern, deren Nutzen ſie dienen ſoll, auf einen ebenſo eigenſinnigen 
wie unvernünftigen Widerſtand ſtößt, vornehmlich in den gegen die 
verfaſſungsmäßige Selbſtändigkeit Finnlands in allen nicht die 
auswärtige Politik Rußlands berührenden Fragen gerichteten Be— 
ſchlüſſen und in der Maßregelung der Weſtprovinzen. Wir 
halten es für höchſt unwahrſcheinlich, daß hier wie dort das erſtrebte 
Ziel erreicht wird. Beide, Finnland wie die Weſtprovinzen, werden 
in ihrer Entwicklung, der materiellen wie der geiſtigen, einige Jahrzehnte 
hindurch herabgedrückt werden und, aller Wahrſcheinlichkeit nach, zugleich 
in ihrer beſonderen nationalen Art ſich innerlich feſtigen. Es wird 
gehen, wie es nach den barbariſchen Repreſſionsmaßregeln ging, die den 
polniſchen Aufſtänden von 1830 und 1863 folgten: die Not und der 
unvernünftige Druck wirkten erzieheriſch und abhärtend; ſie werden 
der Zeit warten, da Rußland ſein „nadojelo“ — ich bin es überdrüſſig 
geworden — ſprechen und es mit einem neuen Syſtem verſuchen wird. 
So iſt es immer geweſen, und nichts ſpricht dafür, daß es nicht auch in 
Zukunft ebenſo ſein wird. 

Schiemann, Deutſchland 1910. 18 
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Nun hat es ja in letzter Zeit nicht an Anſtößen gefehlt, die den Ge— 
danken eine andere Richtung hätten geben können. Zunächſt war es der 
Vertrag mit Japan, über deſſen Opportunität man bereits zu ſtreiten 
beginnt. Der wortreiche und ſtets impulſive Herr Menſchikow hat z. B. 
den Stab über dieſen Vertrag gebrochen, und wir wiſſen poſitiv, daß 
viele denken wie er. Doch darauf kommen wir noch zurück. Momentan 
erregender, weil leichter in ihren Wirkungen zu überſehen, ſind die 
Verhandlungen des Slavenkongreſſes in Sofia und der 
Widerhall geweſen, den die Feier der Schlacht bei Tannenberg in 
Krakau, auch in Rußland, zumeiſt aber in Litauen, gefunden hat. Der 
Kongreß in Sofia läßt ſich vom Standpunkt des Programms, das man 
ausführen wollte, kurzweg als ein völliger Mißerfolg bezeichnen. So 
optimiſtiſch die allgemeinen Betrachtungen lauten, die in den Leitartikeln 
der ruſſiſchen Zeitungen — namentlich vor Beginn des Kongreſſes — 
zum Ausdruck kamen, ſo unzufrieden und tief verſtimmt lauten die 
Referate über den Verlauf, ſobald auf die Tatſachen eingegangen wird. 
Der Profeſſor Pogodin, Slaviſt an der ruſſiſchen Univerſität Warſchau, 
hat in der Petersburger ruſſiſchen „Börſenzeitung“ eine blutige Kritik 
über dieſe „Theotermache von einem Kongreß“ veröffentlicht. Am 
ſchwerſten fallen dabei die Schläge auf ſeine ruſſiſchen Landsleute, die 
als „Statiſten des Ballettkorps zur Darſtellung einer flaviſchen Idylle“ 
erſchienen ſeien. Noch ſchärfer lautete der Proteſt, den Dr. Lutzenko, 
der als Delegierter der Odeſſaer Geſellſchaft „Geeinigte Slaven“ in 
Sofia erſchienen war, in der bulgariſchen „Abendpoſt“ veröffentlicht hat. 
Einige der ruſſiſchen Delegierten ſeien erſchienen im Fell des Lammes, 
aber mit Wolfszähnen. Den Deputierten Markow vom öſterreichiſchen 
Reichsrat nennt er „moskophil“ und Unterdrücker des „Ukrainiſchen 
Volkes“. Dann folgten perſönliche Angriffe und der Streit iſt im Verlauf 
des Kongreſſes immer heftiger geworden, jo daß die „Nowoje Wremja“ 
ſelbſt ſich zu dem Bekenntnis genötigt ſieht: „anſtatt einer Kundgebung 
der geiſtigen Einheit Rußlands und aller Slaven erfolgte eine Demon— 
ſtration der inneren Uneinigkeit Rußlands.“ Ebenſo uneinig aber 
ſtanden Serben und Bulgaren einander gegenüber, ſo daß ſogar gegen 
die ausdrückliche Beſtimmung des Programms, welche alle Politik 
ausſchloß, die bulgariſchen Mazedonier einen Proteſt gegen die ſerbiſche 
Propaganda in Mazedonien einbrachten. Endlich, es fehlten die Polen 
auf dem Kongreß, und als Sprecher der Slavophilen erklärte ein Herr 
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Waſſiljew den Neoſlaven, jie hätten bisher noch nicht einen neuen 
Gedanken in die Welt geſetzt — worin er unzweifelhaft recht hat — denn 
wenn ſie ſich im Gegenſatz zu den alten Slavophilen von der Politik 
fernhalten wollten, ſo ſei das ein Widerſpruch in ſich. Die Idee der 
Slavophilen ſei, mit gemeinſamen Kräften Deutſchland und ſeine 
Vorhut Oſterreich zurückzuwerfen! Das mag vielleicht die Herzens— 
meinung der Majorität geweſen ſein, aber da die öſterreichiſchen Slaven 
ſich unmöglich zu dieſem Programm bekennen konnten, iſt man ſchließlich 
ſtreitmüde auseinander gegangen. Ganz beſonders enttäuſcht ſoll der 
Dr. Kramarz ſein — in der Tat, mit dieſer Armee läßt ſich nicht fechten. 

Die Krakauer Feſtlichkeite nam 15. Juli, zur 500 jährigen 
Erinnerung an die Schlacht bei Tannenberg, wird niemand, 
der ſich ein ruhiges Urteil wahrt, den Polen verdenken. Der Tag von 
„Grunewald“ (wie die Polen ſagen), bedeutet allerdings einen Höhe— 
punkt in ihrer Geſchichte, wenn auch der Erfolg über die gefürchteten 
Eiſenritter des Deutſchen Ordens, nur Dank der litauiſchen Hilfe und 
Dank dem Verrat errungen werden konnte, den die Städter im Rücken 
des Ordens verübten. Es iſt aber zugleich ein verhängnisvoller Schick— 
ſalstag für die Litauer geworden, die an den Folgen dieſes Sieges, 
zu dem ſie das beſte beigetragen haben, als lebendige Nationalität zu— 
grunde gegangen ſind. Ein halbes Jahrhundert vorher, in den Tagen 
Olgerds, hätte man glauben müſſen, daß Litauen der Kern eines großen 
Reiches werden ſolle, das ſich bereits vom Schwarzen bis zum Baltiſchen 
Meer und von der Oka zu Bug und Weichſel erſtreckte. Ganz Weſt- und 
Südrußland hatten den Litauern die Befreiung vom Mongolenjoch 
zu danken, an politiſcher Kraft und Initiative war es dem benachbarten 
Polen weit überlegen. Es iſt bekannt, wie die Klugheit der polniſchen 
Staatsmänner es verſtand, durch die Ehe des Litauers Jagailo mit der 
polniſchen Königstochter Hedwig dieſes Verhältnis in ſein Gegenteil 
zu verkehren. Aber erſt drei Jahre nach der Schlacht bei Tannenberg, 
im Oktober 1413, in Hrodlo, fiel die endgültige für die litauiſche Natio— 
nalität verhängnisvolle Entſcheidung. Litauen wurde dem polniſchen 
Staat in aller Form einverleibt, die litauiſchen Großen, ſoweit ſie katho— 
liſch waren, den polniſchen Adelsgeſchlechtern ſo angeſchloſſen, daß ſie 
in ihre Wappen- und Sippengemeinſchaften aufgingen, das Land nach 
polniſchem Muſter organiſiert und die griechiſch-katholiſche Bevölkerung 
ausdrücklich von jedem politiſchen Einfluß und jedem Anteil am Regi— 
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ment ausgejchlojjen. Litauen wurde dadurch im vollen Sinne des 
Wortes entmannt. Sein Adel, als allein berechtigter Stand, vom 
Polentum aufgeſogen und die unheilvolle Entwicklung, welche die 
polniſche Adelsdemokratie ſeit dem Ende des 15. Jahrhunderts nahm, 
auch auf litauiſchen Boden übertragen. Der Abſchluß dieſer Entwicklung 
erfolgto auf dem Unionsreichstage zu Lublin 1569. Es ſcheint nun, daß 
alle dieſe bitteren Erinnerungen heute in Litauen wieder lebendig 
geworden ſind. Die Litauer haben deshalb an der Feier in Krakau nicht 
teilgenommen und mit außerordentlicher Bitterkeit ihre alten Rech— 
nungen den Polen wieder vorgelegt. Aber dieſe litauiſch-polniſchen 
Gegenſätze, die von Rußland gepflegt worden ſind, um die Polen zu 
ſchwächen, haben noch die weitere Bedeutung, daß hier eine alte, durch 
vier Jahrhunderte faſt ſtumme Nationalität ſich wieder zu regen beginnt 
und Anſprüche auf nationales Sonderleben erhebt, die in ſchreiendem 
Gegenſatz zu der Uniformitätspolitik ſtehen, welche das heutige offizielle 
Rußland unter dem Beifall des regierenden Großruſſentums vertritt. 
Man kann daher wohl die Frage aufwerfen, ob Rußland nicht den Fehler 
gemacht hat, den Teufel durch Beelzebub zu vertreiben? Alle Anzeichen 
weiſen darauf hin, daß es in Zukunft auch mit einer lit auiſchen 
Frage zu tun haben wird. 

Nachdem die erſten ganz oder halb offiziellen Beifallsbezeugungen 
über die ruſſiſch-japaniſche Vereinbarung verklungen 
ſind, werden allmählich Stimmen laut, die auf den Revers der Medaille 
hinweiſen. Erſtaunlich iſt zunächſt die Entrüſtung, die der Vertrag in 
Japan hervorgerufen hat. Man will dort nicht verſtehen, weshalb 
die Nordmandſchurei an Rußland ausgeliefert worden ſei. Ein in Tokio 
erſcheinendes Blatt ſagt ganz direkt, Oſtaſien gehöre nur den Japanern, 
was den bekanntlich in Japan umlaufenden Kartenbildern entſpricht, 
welche die ganze Küſte von Kamtſchatka bis zu Korea einſchließlich mit 
den japaniſchen Farben bezeichnet. Die Stimmung erinnert an die 
Erregung, welche die Nachricht vom Frieden von Portsmouth in Japan 
hervorrief. Auch diesmal hat die Polizeilärmende Volksmaſſen in Oaſaka 
und Jokohama auseinandertreiben müſſen. Die „Jen“ bringt darüber 
charakteriſtiſches Detail. Die japaniſche Regierung, die natürlich nicht 
ſagen kann, daß der Petersburger Vertrag nur die Bedeutung einer 
Etappe in ihrem Vordringen auf dem aſiatiſchen Kontinent hat, iſt nun 
bemüht, die Vorteile jenes Vertrages in möglichſt helles Licht zu ſetzen, 
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aber ſie findet nur wenig Glauben. Von Dauer wird dieſe Unzufrieden— 
heit aber ſchwerlich ſein; die Regierung iſt ſtark genug, ſich durchzuſetzen, 
wenngleich die zunehmende ſozialiſtiſche Bewegung ihr Sorge zu machen 
beginnt. Im übrigen ruht ſie nicht in ihren Beſtrebungen, den japaniſchen 
Einfluß im Stillen und ſogar im Indiſchen Ozean weiter auszudehnen. 

Die „Revue politique et parlementaire“ bringt zu dieſem Thema 
eine höchſt inſtruktive Studie von Henri Labroue: „lexpansion Ja- 
ponaise au Siam et a Java.“ Auch in Siam haben die Engländer, 
wie 15 Jahre vorher in Japan, 1909 auf das Privileg der Exterritorialität 
verzichtet und damit anerkannt, daß ſie Siam bereits zu den „modernen“ 
Staaten zählen, was begreiflicherweiſe das Selbſtbewußtſein dieſes, 
neuerdings von England und Frankreich erſt bekämpften, dann um— 
worbenen Staates erheblich geſteigert hat. Aber die Japaner haben den 
Einfluß beider europäiſcher Mächte aus dem Felde geſchlagen; ſie hegen 
an dieſer Stelle keinerlei kriegeriſchen Ehrgeiz, ſondern ſuchen in Siam 
Verbündete. Auch beſteht in Bangkok eine japaniſche, in Tokio eine 
ſiameſiſche Geſandtſchaft, die Japaner leiten durch ihre Pädagogen die 
Erziehung in der königlichen Familie und in den Kreiſen des Adels und 
haben neuerdings auch die wirtſchaftliche Ausbildung des Landes in ihre 
Hände genommen. Die 1909 von Japan gegründete Vereinigung 
orientaliſcher Studenten zählt auch ſiameſiſche Mitglieder, in Tokio gibt 
es einen Lehrſtuhl für das Siameſiſche und beide Nationen tauſchen ihre 
Marineoffiziere an den Marineakademien aus. Die 25 000 Mann 
ſtarke ſiameſiſche Armee iſt von Japanern inſtruiert und mit japaniſchen 
Flinten bewaffnet worden. Auch die Herrſcherhäuſer ſtehen in nahen 
Beziehungen. Der Kronprinz von Siam hat eine japaniſche Prinzeſſin 
geheiratet. Parallel damit gehen die ſtetig zunehmenden Handels— 
beziehungen beider Länder, ſo daß der japaniſche Einfluß immer mehr 
den europäiſchen verdrängt. Labroue kommt zum Schluß, daß, wenn 
Unruhen in Indien oder in Franzöſiſch-Hinterindien ausbrechen ſollten, 
Siam im Einverſtändnis mit Japan ein höchſt gefährlicher Nachbar 
werden könnte, und damit hat er ohne Zweifel recht. In Java dringen 
die Japaner nicht direkt ein, da ihnen das Klima zu tropiſch iſt, aber die 
zu Japanern naturaliſierten Chineſen von Formoſa nehmen an Zahl zu, 
wenn ſie auch heute gegen die 37 Millionen Malaien der Inſel mit ihren 
563 000 Köpfen nicht viel bedeuten, ſind ſie doch immer ſiebenmal ſo 
zahlreich als die in Java lebenden Europäer. Nun geht in Japan eine 
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von dem Abgeordneten Takekochi Yoſaburo geführte lebhafte Agitation 
ſeit mehren Jahren dahin, daß die Sundainſeln beſtimmt 
ſeien, japaniſche Exploitationskolonien zu werden. Leichter aber als 
die franzöſiſchen, engliſchen oder amerikaniſchen Beſitzungen ſeien die 
holländiſchen zu nehmen. Holland, jagt T. Y., iſt ein Land zehnten 
Ranges, klein, ſchwach, entlegen. Es danke ſeine Exiſtenz der Rivalität 
der Mächte; nur auf der gegenſeitigen Eiferſucht der europäiſchen Staaten 
baſiere die Sicherheit von Holländiſch-Indien. Aber die internationale 
Lage werde nicht immer dieſelbe bleiben, und komme es einmal zu einer 
Teilung, ſo dürfe Japan wohl den Löwenanteil beanſpruchen. Ihn 
lockt namentlich die ſtrategiſche Wichtigkeit der Sundaſtraße, zwiſchen 
Java und Sumatra. Holland beſitze dieſe Inſeln bereits 300 Jahre 
und doch gebe es auf ihnen nur 70000 Holländer, während 110 000 
Japaner in Formoſa lebten, das erſt ſeit 10 Jahren japaniſch ſei. Außer— 
dem tue Holland nichts, um die Kultur zu heben. In Java gebe es nur 
48 000 Schüler uſw. In richtiger Erkenntnis der Bedeutung des Ma— 
layiſchen, das von den Philippinen bis nach Ceylon und zur Oſtküſte 
Madagaskars geſprochen wird, beſteht ſeit 1907 ein Lehrſtuhl für Ma— 
layiſch in Tokio. 1909 iſt in Batavia ein japaniſches Konſulat begründet 
worden, es exiſtieren japaniſche Banken und Fabriken, der Export 
Japans iſt ſeit 1899 von 125 000 Fr. auf 5 312 000 Fr. geſtiegen, der 
Import von 4,5 Millionen auf 60 Millionen. Kurz, das alles ſcheint 
ſehr verlockend, und Herr Takekochi läßt ſich durch die 33 000 Mann 
Truppen, die Holland auf Java unterhält, nicht ſchrecken: „Es iſt Zeit“ — 
ſagt er —, „daß Japan ein Ende mit der Extravaganz macht, daß ein 
kleines Land wie Holland ſo gewaltige und ſo fruchtbare Territorien 
beſitzt wie die Sundainſeln.“ Das iſt zwar recht brutal ausgedrückt, 
gibt aber zu denken. Auch erklärt es neben der Beunruhigung, die 
trotz allem in Neu-Seeland und Auſtralien fortdauert, weshalb England 
ſo gewaltig an der Befeſtigung der Straße von Malakka arbeitet. 

Wir ſind damit von den ruſſiſchen Angelegenheiten abgelenkt 
worden, obwohl die Moral dieſer Betrachtungen auch an der Sänger— 
brücke Beachtung verdient — wir müſſen aber noch auf die Feſttage 
hinweiſen, die vom 16. bis 18 Juli in Riga in Anweſenheit der kaiſer— 
lich ruſſiſchen Familie ſtattgefunden haben, und die in der Enthüllung 
einer Statue Peters des Großen ausmündeten zur Erinnerung an die 
vor 200 Jahren erfolgte Kapitulation der Stadt Riga und die Beſtätigung 
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der Landesprivilegien durch den Zaren. Der livländiſche Landmarſchall 
Baron Pilar v. Pilchan konnte in ſeiner Anſprache an den Zaren darauf 
hinweiſen, daß der livländiſche Adel den Eid, den er damals für ſich 
und ſeine Nachkommen geleiſtet hatte, in Treue gehalten habe. Der 
Zar antwortete mit einigen huldvollen Worten, in denen freilich der 
Verpflichtung nicht gedacht wurde, die Peter für ſich und ſeine Nach— 
kommen den Landesrechten gegenüber auf ſich genommen hatte. Das 
Programm der Feſtlichkeiten iſt dank den ſehr umfaſſenden Vorſichts— 
maßregeln, die von dem Gouverneur Sweginzew und der von Peters— 
burg herübergenommenen Sicherheitspolizei getroffen wurden, ohne 
jeden ſtörenden Zwiſchenfall verlaufen. Nur hörte, ſolange die kaiſer— 
liche Jacht „Standart“ in der Düna lag, faſt aller Verkehr auf dem 
Strom und an ſeinen Ufern auf. 

Rußland hat in dieſem Jahre eine glänzende Ernte zu erwarten. 
Aber die Cholera macht Sorge. Auch iſt es bereits zu den für Ruß— 
land charakteriſtiſchen Choleraunruhen gekommen. Man vertreibt 
die Arzte und Sanitätsbeamten, vernichtet Medikamente und duldet 
keine Desinfizierungen. Namentlich die Weiber auf den Dörfern 
glauben an drohende Vergiftung und ſuchen ſich logiſcherweiſe mit allen 
Mitteln dagegen zu wehren. Eine andere Epidemie, die noch weit 
ſchwerer empfunden worden iſt als die Cholera, die Senatoren— 
reviſionen, ſcheint am Erlöſchen zu ſein. Die Herren Garin, 
Neidthard, Medem und wie ſie alle heißen, haben ihre Unterſuchungen 
beendigt und eine erſchreckend große Ausbeute gehabt. Es hat kein 
Reſſort gegeben, das die „Reviſion“ ertragen konnte, ſie waren allzumal 
Sünder und die unnachſichtige Strenge der revidierenden Senatoren 
wird vielfach als übermäßige Härte empfunden, ſpeziell wo es ſich um 
alte Sünden handelt. Man hat keine Rückſicht auf Stellung und Pro— 
tektion genommen und nicht nach dem alten Rezept gehandelt, die 
großen Diebe laufen zu laſſen und die kleinen zu hängen. Gewiß liegt 
hier ein großes Verdienſt Stolypins vor, der den Senatoren den Rücken 
ſicherte und der perſönlich keine Menſchenfurcht kennt. An den dauernden 
Erfolg dieſer Reinigung vermögen wir trotzdem nicht zu glauben. Das 
Übel ſitzt zu tief, und an beſtimmte Reſſorts, Kriegs- und Marine— 
miniſterium, die ſeit Menſchengedenken die größten Schäden bargen, 
hat man ſich unſers Wiſſens noch nicht mit einer alles umfaſſenden 
Reviſion herangewagt, nur die Intendanturen wurden durchmuſtert, 
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was freilich dahin führte, daß von 1100 Beamten 200 und darunter 
5 Generäle ſich wegen Veruntreuungen vor Gericht werden verantworten 
müſſen. A. Stolypin, der Bruder des Miniſterpräſidenten, macht dazu 
die amüſante Bemerkung, daß die ungeheure Menge der Verhaftungen 
die Spitzbuben darüber aufklären könnte, daß ſie die Majorität bilden, 
und das könne, da die Majoritäten entſcheiden, nicht ungefährlich werden. 
Natürlich iſt das ſatiriſch gemeint, aber gewiß gibt es Leute, die ſo denken. 
In England iſt man wenig zufrieden mit dem langſamen Fortſchritt des 
Baues der vier ruſſiſchen Dreadnoughts. Die Zahl der 
Arbeiter iſt auf / reduziert worden. „Dieſe Tatſache wird durch Mangel 
an Mitteln erklärt, andere aber meinen, das Marineminiſterium habe 
ſo viele Arbeiter entlaſſen, um demonſtrativ auf die Schwierigkeit ſeiner 
Lage hinzuweiſen. Jedenfalls erklären diejenigen, die mit dem Bau der 
Flotte beauftragt ſind, daß die Schiffe nicht annähernd zu der vor— 
geſchriebenen Zeit fertig ſein würden.“ So telegraphiert ein Korreſpon— 
dent des „Standard“ am 10. Juli. 

Die jüngſte FTlottendebatte im engliſchen Parla— 
ment hat zu einer Erklärung von Asquith geführt, deren wohlwollende 
Tendenz wir nicht verkennen, deren tatſächliche Angaben aber wieder 
von übertreibenden Ungenauigkeiten ſtrotzen. Kaum iſt das alles zurecht— 
geſtellt, ſo bringt der Berliner Korreſpondent des „Standard“ Alarm— 
nachrichten über eine große Unterſeeflotte, die wir bauen, und die ſogar 
benutzt werden könne, um britiſche Schlachtſchiffe anzugreifen, die in 
britiſchen Häfen liegen! Wir bemerken dazu, daß nach dem „Nauticus“ 
von 1910 England 66 fertige und 21 im Bau begriffene Unterſeeboote 
hat, während für Deutſchland notiert wird: „Durch den Etat von 1910 
ſind weitere Mittel zu Verſuchen und zur Beſchaffung bewilligt“, woraus 
ſich ergibt, daß wir unter allen Umſtänden uns beſtenfalls in einem An— 
fangsſtadium befinden, während England in voller Bereitſchaft daſteht! 
Aber das genügt, um Hetzorgane wie den „Standard“ zu veranlaſſen, 
ſeine Leſer in Aufregung zu verſetzen. Wenn wir uns für einen beſtimm— 
ten Typus entſchieden haben werden, wird er ſelbſtverſtändlich nicht 
beſtimmt ſein, im Hafen feſtzuliegen, aber wir glauben, daß auch die 
Engländer ihre Unterſeeboote nicht gebaut haben, um Fiſche zu fangen, 
ganz ebenſo wie ihre Dreadnoughts wahrſcheinlich nicht beſtimmt ſind, 
Spatzen zu ſchießen. Die Sitzungen der Veto konferenz ſcheinen 
wider Erwarten doch in gegenſeitige Zugeſtändniſſe ausmünden zu 
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wollen, die zu einem Kompromiß führen, jedenfalls aber haben ſie 
ſchon jetzt die eine Wirkung gehabt, daß von einer unmittelbar bevor— 
ſtehenden Auflöſung des Parlaments nicht mehr die Rede iſt. Es ſcheint, 
daß für das Jahr 1910 alles beim alten bleibt. Irren wir nicht, ſo werden 
die Iren den Preis der Verſtändigung der beiden großen politiſchen 
Parteien zu zahlen haben, und das Homerule wird, wie ſo häufig ſchon, 
ad salendas graecas verſchoben. 

Dagegen haben nach anderer Richtung die Iren einen Erfolg 
errungen. Die von dem Präſidenten der „Gaelic League“ Dr. Hyde 
jeit Jahren erhobene Forderung, daß für die geborenen Iren die Kennmt— 
nis der iriſchen Sprache Vorausſetzung der Auf⸗ 
nahme in die „National Univerſity“, mit ihren Colleges 
in Dublin, Cork und Galway ſein ſolle, tritt mit dem Jahre 1913 in 
Kraft infolge eines Beſchluſſes, den der Senat der iriſchen National— 
univerſität am 20. Juni gefaßt hat. Der Erzbiſchof von Dublin, als 
Kanzler der Univerſität, hat das Werk weſentlich gefördert, und eine von 
der Stadt Dublin und den iriſchen Grafſchaften aufgebrachte jährliche 
Zahlung von 70 000 Litr. ſichert die Exiſtenz des nationalen Unterneh— 
mens. Über die Bedeutung desſelben apodiktiſch zu urteilen, wäre 
verfrüht. Sie kann ſehr groß, aber ſie kann auch ganz unbedeutend ſein, 
wenn die Iren ſelbſt nicht Nachhaltigkeit in dem Beſtreben zeigen, ihre 
in Irland faſt erſtorbene Sprache wieder lebendig zu machen. Gelingt 
aber das letztere, ſo iſt damit eine Periode für die Geſchichte der keltiſchen 
Raſſe eingeleitet und nicht zweifelhaft, daß die Bewegung in Schottland, 
Wales, Amerika und wohl auch auf franzöſiſchem Boden einen lebhaften 
Widerhall finden wird. Die Organe des iriſchen Nationalismus urteilen 
ſehr optimiſtiſch. Die Nationaluniverſität werde in demſelben Sinne 
iriſch ſein, wie Cambridge und Oxford engliſch. Aber wer wollte die 
Schwierigkeiten verkennen, die ſich der Erfüllung dieſer Hoffnungen 
entgegenſtemmen? Schon die Beſchaffung einer Literatur wiſſenſchaft— 
licher Handbücher iſt eine faſt unlösbare Aufgabe. Wir kennen die 
Schwierigkeiten, die ſich gleichartiger Beſtrebungen der Eſten, Letten und 
Litauer entgegenſetzen. Auch in Rumänien, Ungarn und bei den kleinern 
ſlaviſchen Völkerſchaften haben ſie beſtanden und ſind dort mehr äußerlich 
als innerlich überwunden worden. Dasſelbe gilt von der finniſchen 
Sprache. Man kommt bei weiterer Erwägung zum Schluß, daß in allen 
dieſen Fällen mindeſtens eine der großen Weltſprachen der National— 
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ſprache zur Seite treten muß. Für die Iren wird alſo unter allen Um— 
ſtänden das Engliſche neben dem Iriſchen fortbeſtehen, ja die völlige 
Verdrängung des erſteren müßte direkt als ein Schlag für die intellek— 
tuelle Ausbildung der iriſchen Kelten betrachtet werden. Darüber hilft 
kein Patriotismus und kein Optimismus hinweg. 

In den Ländern lateiniſcher Zunge tritt uns auf europäiſchem Boden 
viel Peſſimismus entgegen. Leroy Beaulieu hat wieder einmal das 
Problem der ſinkenden Geburtsziffer Frank⸗ 
reichs behandelt und die ſchlimmſten Folgen angekündigt, wenn man 
nicht zu den von ihm empfohlenen Heilmitteln greifen will, um der 
franzöſiſchen Familie das fehlende dritte Kind zu geben. Es ſind im 
Grunde dieſelben Rezepte, mit denen es die römiſchen Kaiſer verſucht 
haben — ohne zum Ziel zu gelangen. 

In Spanien wird die innere Lage von Woche zu Woche be— 
denklicher. Parallel mit der tief gehenden Aufregung, die der Streit 
mit der Kurie über die anerkannten und die nicht anerkannten Kongre— 
gationen, ſowie die Frage der öffentlichen Duldung nichtkatholiſcher 
Kulte hervorgerufen hat, geht eine revolutionäre und eine karliſtiſche 
Bewegung, zu der neuerdings noch ſozialiſtiſche Ausſchreitungen in 
Bilbao gekommen ſind. Die Regierung des Miniſteriums Canalejas, 
das der König durch ſeine Thronrede vom 15. Juni weſentlich in jeiner 
Stellung geſtärkt hat, ſieht gefährlichen Entſcheidungen entgegen, ohne 
rechte Ausſicht zu haben, ihrer je ganz Herr zu werden, da, was aus 
Spanien flüchtet, auf franzöſiſchem Boden Aufnahme findet und im 
günſtigen Augenblick wieder in Spanien auftaucht. Auch in Italien 
machen neben glänzenden Erfolgen im Wirtſchaftsleben der Nation 
beunruhigende Symptome ſich geltend, die von dem tiefen ſittlichen 
und religiöſen Niveau weiter Volksklaſſen Zeugnis geben. 

Dagegen beginnt je länger je mehr in Südamerika und in Mexiko 
geſundes Leben zu ſprießen. In Mexiko iſt der geniale Porfirio 
Diaz, jetzt ein Greis von 80 Jahren, wieder zum Präſidenten gewählt, 
nachdem er in den 33 Jahren, da er die Leitung der Republik in Händen 
hatte, ſie tatſächlich aus einem verwilderten Gemeinweſen zu einem 
wirklichen Kulturſtaat emporgehoben hat. Ebenſo gewaltig iſt das Auf— 
blühen von Argentinien, Chile, Braſilien. In dem Panameri— 
kaniſchen Kongreß, der jetzt in Buenos Aires tagt, liegt die 
Führung zweifellos in ihren Händen. Die Streitigkeiten zwiſchen 
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Bolivia und La Plata, zwiſchen Peru und Ecuador ſind dank der Ver— 
mittlung der Vereinigten Staaten von Nordamerika leidlich ausgeglichen. 
Es läßt ſich erwarten, daß das Beiſpiel der drei großen ſüdamerikaniſchen 
Republiken auch auf dieſe unruhigen Staatenbildungen zurückwirken 
wird. Beſſer als vor einigen Jahrzehnten iſt es auch dort geworden. 
In Zentralamerika aber iſt nach wie vor die politiſche Polizeiaufſicht der 
Vereinigten Staaten noch unentbehrlich. 


20. Juli 1910. Liga der Anti-Cuffragettes in England. 
21. Juli. Niederlage des Präſidenten Madriz von Nicaragua durch General Eſtrada. 
22. Juli. Präſident Hermes da Fonſeca in Berlin. Attentat auf den ſpaniſchen Miniſterpräſidenten 


Maura. Revolution in Honduras. 
Juli. von Kiderlen-Waechter und Graf Aehrenthal in Marienbad. 
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27. Juli 1910. 

Von den Nachklängen, welche Rooſevelts Aufenthalt in 
England folgten, verdient vielleicht das größte Intereſſe ein Referat, 
welches „The New York World“ vom 10. Juli über eine Unterredung 
gibt, die der ehemalige Präſident mit König Georg hatte. Der 
Londoner Korreſpondent des Blattes erklärt, er habe ſeine Nachrichten 
aus zwei voneinander unabhängigen Quellen, von denen die eine rein 
politiſch ſei, die andre aus Hofkreiſen ſtamme, ſeine beiden Gewährs— 
männer aber ſeien durchaus in der Lage, ſich genau zu informieren. 
Ohne unſrerſeits für die Authentizität dieſer Nachrichten einzutreten, 
halten wir es doch für wichtig, an ihnen nicht vorüberzugehen, weil ihnen 
in Amerika Glauben geſchenkt wird, und ſie dort wirken, als handle es 
ſich um Realitäten. 

Man habe, erzählt der „World“, vom Abſchluß eines engliſch— 
amerikaniſchen Schiedsvertrages geſprochen, worauf Rooſevelt mit 
voller Offenheit erklärte, daß der Abſchluß eines ſolchen Vertrages 
unmöglich ſei, ſolange Amerikaner iriſcher Herkunft unverſöhnt England 
gegenüberſtänden. Rooſevelt betonte, aus demſelben Anlaß, daß die 
Gefahr für die engliſch-amerikaniſchen Beziehungen ſehr ernſt werden 
müſſe, wenn eine Kriſis unter Verhältniſſen ausbreche, in welchen für 
gewöhnlich die Sympathie der Amerikaner auf engliſcher Seite ſtehen. 
König Georg gab das zu, und das Geſpräch ging nunmehr ganz natürlich 
auf die Homerulefrage über, wobei Rooſevelt dafür eintrat, daß 
wenn Homerule den Iren gewährt werde, dadurch nicht nur der Beſtand 
des britiſchen Reiches, ſondern auch die engliſch-amerikaniſchen Be- 
ziehungen (sentiment) weſentlich gefeſtigt werden müßten. Rooſevelt 


2 


habe ſich über die Homerulefrage nicht nur durch direkte Verhandlungen 
mit den Führern der Iren orientiert, ſondern auch iriſche Unioniſten, 
die er bei Sir Horace Plunkett traf, geſprochen; endlich habe ſein Freund 
Gifford Pinchot in dieſem Jahre zweimal Irland beſucht und die Über— 
zeugung gewonnen, daß, abgeſehen von einer Handvoll Orangiſten, alles 
Homerule für unvermeidlich halte. Die Abneigung der Tory dagegen 
ſei — abgeſehen von den iriſchen Unioniſten — geſchwunden, und die 
alte Wahlparole: „gegen Irland“ habe bei den letzten Wahlen keinen 
Widerhall gefunden. 

König Georg ſoll nun, wie der Korreſpondent des „World“ hört, 
ſich den Anſichten Rooſevelts angeſchloſſen haben und mit Asquith, 
Lloyd George und Arthur Balfour darüber in Beratung getreten ſein. 
Auch Königin Mary ſprach ſich dafür aus, daß die Häupter beider Parteien 
über Homerule zu einer Verſtändigung kommen müßten, und der erſt 
danach zuſammentretenden Konferenz über das Vetorecht der Lords, 
gab der König zu verſtehen, daß, wenn ſie ſich über die Vetofrage nicht 
verſtändigen könnte, doch nicht verſäumt werden dürfe, einen Plan 
für Homerule zu entwerfen. Auf ſeinen Wunſch ſei die Zahl der Mit— 
glieder der Konferenz auf 8 erhöht und der Staatsſekretär für Irland 
Auguſtine Birrell hinzugezogen worden. Wahrſcheinlich werde die 
Konferenz nicht imſtande ſein, den Wunſch des Königs zu erfüllen, daß 
aber König Georg infolge ſeiner Unterredung mit Rooſevelt die Konferenz 
berief, ſei ſicher. 

„Der König“ — ſo ſchließt dieſe Korreſpondenz — „wünſcht, daß ſein 
Krönungsjahr durch eine Konſolidierung des britiſchen Reiches denkwürdig 
werde, das aber würde die Verleihung der Homerule bedeuten, da das 
Reich dann einig und unüberwindlich vor der Welt ſtehen werde.“ 

Es iſt uns aufgefallen, daß keine der uns zugänglichen großen 
engliſchen Zeitungen von dieſer wirklichen oder angeblichen Unterredung 
Notiz genommen hat. Unwahrſcheinlich iſt die Echtheit keineswegs. Es 
iſt allerdings ein ſchreiendes Bedürfnis für England, daß dieſe iriſche 
Wunde einmal geſchloſſen werde, und ebenſo richtig erſcheint uns der 
Satz, daß ein engliſch-amerikaniſcher Schiedsvertrag, geſchweige denn 
eine Allianz nicht geſchloſſen werden kann, ſolange die amerikaniſchen 
Iren unverſöhnt bleiben. Auch iſt zu beachten, daß in den Vereinigten 
Staaten Iren und Deutſche Hand in Hand gehen, ſeit das offizielle 
und nichtoffizielle England ſeine antideutſche Kampagne führt. Beide 
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Nationalitäten fühlen ſich inſofern als Bundesgenoſſen, als ſie, joweit 
es in ihrer Hand liegt, zu verhindern bemüht ſind, daß die Macht der 
V. St. ſich der engliſchen Politik zu Dienſt ſtelle. Eine lange Reihe 
gemeinſamer Feſte, in welchen die Deutſchen an den iriſchen, die Iren 
an den deutſchen Gedenktagen teilnahmen, hat von dieſer Verbrüderung 
— der wir unſere vollen Sympathien entgegenbringen — Zeugnis 
abgelegt. Auch kann nicht zweifelhaft ſein, daß Rooſevelts in den Kreiſen 
der Iren neuerdings ſtark erſchütterte Popularität durch die Nachricht 
von ſeinem Eintreten für Homerule wieder feſten Boden gewinnen wird. 

Inzwiſchen ſind bekanntlich die Sitzungen der Vetokommiſſion 
vertagt und ſeither beginnt die öffentliche Meinung in England ſich 
wieder anderen Fragen zuzuwenden. Da iſt zunächſt erfreulich, daß 
der geſunde Sinn des Landes ſich entſchloſſen gegen die unſinnige, in 
gefährliche Hyſterie ausgeartete Bewegung der Suffragettes richtet. 
Lord Cromer hat ſich an die Spitze einer zu begründenden Anti— 
ſuffragette-Liga geſtellt. Zu den Mitunterzeichnern ſeines 
Aufrufs gehören Lord Lansdowne, Joſef Chamberlain nebſt ſeinem 
Sohn Auſtin, Lord Roberts, Lord Halifax, der Erzbiſchof von Canterbury, 
Rudyard Kipling, die Herzoge von Argyll, Norfolk und Devonſhire, 
Lord Rothſchild uſw., auch eine Reihe von Frauennamen. Große Namen 
und große Vermögen ſtehen hinter der neuen Liga, und man darf nur 
wünſchen, daß ihre Bemühungen von Erfolg ſein werden. Was die 
Mittel betrifft, durch welche die Liga ihr Ziel erreichen will, ſo ſcheint 
die Abſicht vornehmlich dahin zu gehen, durch die Preſſe auf die öffentliche 
Meinung zu wirken, um die teils lächerlichen, teils direkt gefährlichen 
Ausſchreitungen dieſer wild gewordenen Frauen zu zügeln. Ob dadurch 
das Ziel erreicht wird, erſcheint uns fraglich, wahrſcheinlich wird die 
Epidemie erſt aufhören, nachdem die provozierenden Kundgebungen 
der Suffragettes einmal zu ſchweren Unglücksfällen geführt haben. 

Die Parlamentsdebatten haben in der Frage der Zivilliſte König 
Georgs und des königlichen Hauſes nach heftigen Angriffen von ſeiten 
der Arbeiterpartei dahin geführt, daß Balfour es nötig fand, den 
Nachweis zu bringen, daß ein Staat wie Großbritannien nur 
als Monarchie, nicht als Republik Beſtand haben könne. Es 
iſt in der Tat nicht abzuſehen, weshalb die großen Kolonien einen auf 
vier Jahre gewählten Präſidenten der engliſchen Republik als ihr natür- 
liches Oberhaupt anerkennen ſollten, der notoriſch nur als Parteihaupt 
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ins Amt kommen könnte und nicht beanſpruchen darf mehr zu ſein als 
etwa der Präſident der Republik Auſtralien, Kanada oder Südafrika! 
Es war im Grunde kläglich, daß Balfour auch den Einwurf widerlegen 
mußte, die Republik ſei billiger als die Monarchie. Glücklicherweiſe 
laſſen ideale Werte ſich nicht auf Pfund und Schilling abſchätzen und das 
Verhältnis gegenſeitiger Treue, das zwiſchen dem ererbten, durch die 
Geſchichte von Jahrhunderten mit Land und Leuten verbundenen 
Herrſcher und ſeinem Volke beſteht, nicht wie ein Rechenexempel be— 
handeln. Daß der Monarch über den Parteien ſteht, was der aus dem 
Kampf der Parteien hervorgegangene Präſident einer Republik nicht 
kann, ſelbſt wenn er es noch ſo redlich wollte, daß in ihm die Überlieferung 
ſeines Geſchlechts mit der des Volkes identiſch iſt, daß ererbte Treue 
das Ganze umſchließt und einigt, darin liegt die unvergleichlich höhere 
Würde der Monarchie vor der Republik, vor allem aber vor den Re— 
publiken, die ihre Entſtehung gebrochener Treue verdanken. Damit 
ſoll natürlich dieſe Frage nur geſtreift, nicht annähernd erſchöpft ſein. 
Sie ſchließt eines der bedeutſamſten Probleme der Menſchheitsentwick— 
lung in ſich und kann nicht mit drei Worten erledigt werden. Aber wenn 
Balfour damit recht hat, daß in der Tat der Fortbeſtand der Erb— 
monarchie die Vorausſetzung für Erhaltung des britiſchen Reiches iſt, 
ſo iſt das in Anbetracht der überaus geringen Befugniſſe, welche die 
Praxis der engliſchen Verfaſſung dem Königtum gelaſſen hat, ein ganz 
erſtaunliches Beiſpiel dafür, wie hoch die Bedeutung iſt, die dem Erbrecht 
im Königshauſe beizumeſſen iſt. Denn in England regiert der Prime 
Miniſter und die Majoritätspartei, aus der er hervorgegangen iſt, und 
doch iſt es der König und ſein Name, der das Reich zuſammenhält. 
Eine ſehr bedeutſame Debatte fand am 21. Juli im Unterhauſe ſtatt. 
Dillon lenkte die Aufmerkſamkeit des Hauſes auf die jetzige Lage Ag ey p— 
tens. Sie ſei infolge gewiſſer Reden innerhalb und außerhalb des 
Parlaments in den letzten Wochen akut geworden. Er proteſtierte gegen 
die letzten Erklärungen Sir Edward Greys, denen zufolge alles in beſter 
Ordnung ſei. Vielmehr ſei die Geſamtlage Agyptens außerordentlich 
ernſt und die Regierung ſcheine einen Weg einzuſchlagen, der zu Zu— 
ſtänden führe, die noch weit ſchlimmer ſeien, als die in Indien. Sir 
Edward antwortet (nach dem Referat des „Daily Chronicle“), daß, was 
den Suezkanal beträfe, die Regierung dieſe Frage vom ägyptiſchen und 
vom britiſchen Standpunkte aus betrachten müſſe. Es liefen viele der 


Regierung ungünſtige Nachrichten um. So jage man z. B., daß England 
die ägyptiſche Regierung als ein Werkzeug benutze, um die eigenen 
Intereſſen zu fördern. Das ſei aber grundfalſch. Die Intereſſen Eng— 
lands als Aktienbeſitzer und Kauffahrer — die außerordentlich groß 
ſeien — würden ſorgfältig gewahrt durch das Schatzamt, die Handels— 
kammer und das Auswärtige Amt, die untereinander und mit den 
offiziellen Direktoren der Kanalkompagnie in Beratung ſtänden. Es 
werde in dieſer Frage keinerlei Druck auf die ägyptiſche „Aſſembly“ 
geübt, um ſie zu beſtimmen. Was das Preßgeſetz angehe, ſo ſei er 
feſt davon überzeugt, daß etwas Derartiges beſtehen müſſe, wenn man 
die Ordnung in Agypten aufrechterhalten wolle. „Was aber die Okku— 
pation betrifft, jo wurden wir zu ihr gedrängt (we drifted into it), jetzt 
aber haben wir nicht logiſche Probleme zu löſen, 
ſondern mit Tatſachen zu rechnen, und Tatſache iſt, daß 
Agypten an materiellem Gedeihen gewonnen hat, die Regierung iſt 
erſtaunlich viel beſſer geworden, und große Schäden, die früher be— 
ſtanden, ſind verſchwunden.“ Er könne ſich nichts denken, was unbe— 
ſtändiger, verderblicher wäre, was ſicheres Unheil hervorrufen, das Ver— 
trauen zerſtören und alle Geſchäfte in Agypten mehr entwerten würde, 
als wenn er nur ein Wort von dem zurücknehme, was er jüngſt geſagt 
habe. Im Gegenteil, er bekräftige alles, was er geſagt, und wenn er 
noch einmal zu reden genötigt und ſeine Politik darzulegen veranlaßt 
würde, ſo würde er nicht ſchwächere, ſondern noch beſtimmtere Ausdrücke 
brauchen: „Es wäre höchſt verderblich, wenn in der Fremde der Gedanke 
aufkommen könnte, daß unſere Macht über Agypten und 
unſer Entſchluß, unſere Stellung dort zu be⸗ 
haupten, in irgendwelcher Hinſicht geſchwächt 
wi ren 

Der „Temps“ gibt den erſten von uns geſperrten Satz folgender— 
maßen wieder: „nous avons à considérer les faits plutöt que les théo— 
ries“ und damit iſt der Sinn vielleicht beſſer getroffen als in der Formu— 
lierung, an die wir uns gehalten haben. Ohne auf die Frage der Okku— 
pation Agyptens einzugehen, deren hiſtoriſcher Zuſammenhang noch 
immer nicht genügend feſtgeſtellt iſt, können wir den Satz doch nicht 
unwiderſprochen laſſen, daß der Urſprung eines faktiſch ausgeübten 
Rechts gleichgültig iſt. Dann müßte auch zugeſtanden werden, daß die 
Okkupation Perſiens und die Aufteilung des Landes zwiſchen Rußland 
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und England, oder die Teilung der Mandſchurei zwiſchen Rußland und 
Japan, wenn ſie gegen alle feierlich gegebenen Verſprechungen und 
Verpflichtungen einmal Tatſachen werden ſollten, und durch angebliche 
oder wirkliche materielle Vorteile, die jenen Ländern zuteil wurden, 
ſich rechtfertigen oder vielmehr begründen ließen, eine normale und 
notwendige Entwicklung darſtellen würden, vor der alle Rechtsfragen 
zurückzutreten hätten. Der früher von den konſervativen wie von den 
liberalen Regierungen Englands eingenommene Standpunkt, das Land 
werde geräumt werden, ſobald es ſoweit ſei, ſich ſelbſt regieren zu können, 
war vielleicht weniger aufrichtig gedacht, aber gewiß verletzte er weniger 
das Rechtsgefühl der Agypter. Wir fürchten, daß die Erklärung Sir 
Edward Greys die Erregung in Agypten eher ſteigern als mindern wird. 
Die Engländer ſagen, ſie ſeien für Agypten „verantwortlich“; genau 
dasſelbe können ſie in betreff Perſiens und Ruſſen und Japaner inbetreff 
der Mandſchurei ſagen, und es iſt deshalb nur logiſch, wenn Sir 
Edwrad Grey ſich ohne jeden Vorbehalt bereitgefunden hat, den Stand— 
punkt anzuerkennen, auf den ſich jene beiden Mächte in ſchlecht verhülltem 
Widerſpruch zum Vertrage von Portsmouth in ihrem jüngſten Vertrage 
geſtellt haben. Die Begründung, mit welcher China den Vertrag 
anerkannt hat, iſt in den Formen der Zuſtimmung im Grunde eine 
energiſche Ablehnung, denn China iſt auf den Boden des Friedens 
von Portsmouth zurückgetreten und hält mit allem Nachdruck, im Gegen— 
ſatz zu den neueſten „Tatſachen“ an der völkerrechtlichen Grundlage feſt, 
die damals vereinbart und anerkannt wurde. Das mag als „Ideologie“ 
erſcheinen, kann aber über Nacht einmal „Tatſache“ werden. Die „Daily 
News“, die ſich in Beurteilung des ruſſiſch-japaniſchen Abkommens 
auf den Standpunkt ſtellen, daß zur Aufrechterhaltung des Prinzips 
der offenen Tür England und Deutſchland Hand in Hand gehen müßten, 
knüpft daran die folgende nicht unintereſſante Betrachtung: 
„Deutſchlands Vorgehen gegen Marokko iſt hier mehrfach ſo aus— 
gelegt worden, als ob es gegen England gerichtet ſei. In Wirklichkeit 
aber rettete Deutſchland den engliſchen Kaufleuten einen Markt, der von 
ihnen bereits aufgegeben war, da England den Franzoſen das Recht 
zugeſtanden hatte, Marokko nach 30 Jahren dem Welthandel zu ver— 
ſchließen. Dies Zugeſtändnis war gemacht worden, weil Frankreich 
verſprochen hatte, England freie Hand in Agypten zu laſſen; aber wie 
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wertvoll Agypten auch in politischer Hinficht ſein mag, dem englischen 
Kaufmann würde es den Verluſt Marokkos niemals aufwiegen. Deutſch— 
land proteſtierte gegen die Schließung der „offenen Tür“ in Marokko, 
und Frankreich ſah ſich gezwungen, nachzugeben.“ 

„Zwiſchen Rußland und Japan beſteht jetzt ein Vertrag in bezug 
auf die Mandſchurei und den fernen Oſten. China iſt von der größten 
Bedeutung für den engliſchen Handel, und es iſt deshalb unerläßlich, 
daß China ein offener neutraler Markt bleibe. England muß alles auf— 
bieten, um zu verhindern, daß Rußland und Japan den Handel mit der 
Mandſchurei monopoliſieren, es darf dabei der energiſchſten Unter- 
ſtützung von ſeiten Deutſchlands ſicher ſein.“ Das letztere wäre natürlich 
nur richtig, wenn England ſo dächte wie die „Daily News“, was wir, 
nach der jüngſten Erklärung Sir Edward Greys auf dem Bankett, das in 
Hampton Court der japaniſchen Delegation gegeben wurde, leider 
bezweifeln müſſen. Übrigens entnehmen wir einer ſehr intereſſanten 
Korreſpondenz des „New Pork Herald“ aus London, daß England ſich 
mit der Abſicht trägt, ſeine Flotte in den chineſiſchen Gewäſſern durch 
Schiffe von dem Vor-Dreadnought-Typus zu vergrößern und zwar 
zunächſt durch „Swiftſure“ und „Triumph“, die jetzt zur Mittelmeer— 
flotte gehören und dort durch „Lord Nelſon“ und „Agamemnon“ von 
der Home fleet erſetzt werden ſollen. Der Gewährsmann des „New 
Vork Herald“ meint, daß vor 1915 eine recht ſtattliche Flotte engliſcher 
Kriegsſchiffe in Oſtaſien beiſammen ſein werde. 

Bevor wir dieſe oſtaſiatiſchen Dinge verlaſſen, ſei noch ein Irrtum 
zurechtgeſtellt, zu dem uns der vor 8 Tagen an dieſer Stelle wieder— 
gegebene Aufſatz des Profeſſors Henry Labroue über die Ausdehnung 
Japans auf Siam und Java veranlaßt hat. Bei näherer Prüfung hat 
ſich nun herausgeſtellt, daß die tatſächlichen Angaben von Labroue faſt 
alle falſch ſind, ſo daß natürlich auch alle politiſchen Schlüſſe, die daraus 
gezogen wurden, fallen müſſen. Von ſeinen Ausführungen bleibt nichts 
beſtehen, als daß Japan in normalen freundſchaftlichen Beziehungen 
zu Siam ſteht und daß der japaniſche Handel in Java im Steigen begriffen 
iſt. Wir bitten unſere Leſer, alles übrige aus ihrem Gedächtnis zu 
ſtreichen und die falſche Orientierung durch das Vertrauen zu ent— 
ſchuldigen, das wir aus vieljähriger Bekanntſchaft der vortrefflichen 
„Revue politique et parlementaire“ entgegenbringen. Diesmal hat ſie 
Unglück mit ihrem Gewährsmann gehabt, und wir mit ihr. 
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Einer ſehr anſchaulichen und überzeugenden Kritik unterzieht die 
„Sun“ das jüngſte Vorgehen der Franzoſen in Marokko. 

„Will man das Schema der franzöſiſchen Operationen verſtehen, 
ſo braucht man nur einen Blick auf die Karte zu werfen. Im Herzen 
von Marokko, in der Region, wo der große und der mittlere Atlas ſich 
begegnen, liegen die Quellen von zwei Flüſſen. Der eine, die Muluja, 
fließt mit einigen Umwegen von Südweſten nach Nordoſten und mündet 
in das Mittelmeer. Der andere, der Wady Um er Rebia, fließt ſüd— 
weſtlich, bis er den Wady el Abid aufnimmt, wendet ſich dann ſcharf 
nach Weſten und fließt im rechten Winkel zu ſeinem urſprünglichen Lauf 
direkt dem Atlantiſchen Ozean zu. Die Landſchaft, durch die er vor 
ſeinem Richtungswechſel fließt, it der Diſtrikt Tadla. Nach der Wendung 
bildet der Wady Um er Rebia die Südgrenze der Schauja. Es wird 
nun ſofort klar, was die Franzoſen wollen, wenn man im Licht dieſer 
geographiſchen Orientierung ihre jüngſten Berichte lieſt. Ihre Ex— 
pedition aus der Schauja nach Tadla hat ſie vom Atlantiſchen Ozean 
an den Fuß des Atlas geführt. Gleichzeitig rückten ſie aus Algier an 
das rechte Ufer der Muluja faſt ſeinen ganzen Lauf entlang. Genau 
als die algeriſche Expedition den geeigneten Punkt erreicht hatte, begann 
die Tätigkeit in der Schauja. 

Wenn die franzöſiſchen Operationen in dem Diſtrikt des Hoch— 
plateaus in Oſtmarokko und in Tafilet vollendet ſein werden, dann 
wird das ganze marokkaniſche Gebiet ſüdlich vom Atlas tatſächlich franzö— 
ſiſche Truppen als Garniſon haben. Zugleich wird der Beſitz des Schauja— 
diſtrikts und das Hinterland von Tadla einen Querſtreifen franzöſiſchen 
Territoriums zwiſchen Nord- und Südmarokko, zwiſchen den Haupt— 
ſtädten Fez und Marokko legen. Vom Altlantiſchen Ozean bei Caſa— 
blanca über den Atlas jenſeits Tadla, dann durch Tafilet zum Ende des 
algeriſchen Eiſenbahnſyſtems bei Colomb Bechar oder bei Igli, das die 
Eiſenbahn bald erreichen muß, wird ſich ein Hochweg ziehen, auf welchem 
hinter dem Schirm des Atlas die Franzoſen ihre Armeen in Bewegung 
ſetzen und auf dem fie ihre Truppen verproviantieren können. . . . Tadla 
wird offenbar ein franzöſiſcher Poſten werden und die Straße von 
Caſablanca dahin führen. Inzwiſchen werden die durch die Akte von 
Algeciras geſtatteten Operationen diesſeits des Atlas beſchleunigt werden. 
Heute ſind die Franzoſen bei Bu Denib im Wady Ghir. Die Straße 
nach Tafilet iſt weniger als 100 Meilen lang, und der nächſte Zug der 
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Franzoſen geht ohne Zweifel nach Tafilet. Sind dort erſt Garniſonen 
untergebracht, ſo bedarf es nur geringen Vorgehens von Tadla über die 
Berge und drei Linien franzöſiſcher Expanſion treffen ſich: vom Atlan- 
tiſchen Ozean durch Wady Um er Rebia, vom Mittelmeer die Muluja 
entlang und vom Saum der Wüſte bei Colomb Bechar und Tafilet. 

Da die Franzoſen durch das Dazwiſchentreten Deutſchlands in 
Algeciras daran verhindert worden ſind, Marokko auf einmal zu abſor— 
bieren, haben ſie die langſamere, aber ſichere Methode ergriffen, ſtück— 
weiſe zu annektieren. In fünf Jahren haben ſie Figuig, Tuat und das 
rechte Ufer der Muluja abſorbiert. Vor Ende des Jahres werden ſie 
in Tafilet ſein. Das wird ihnen ganz Marokko ſüdlich vom großen Atlas 
und öſtlich von der Draa ausliefern. Wenn danach die Garniſonen von 
Tadla und Tafilet imſtande ſein werden zu kooperieren, können die 
Franzoſen wählen, ob ſie ſich nach Sudan wenden und die Region 
zwiſchen Um er Rebia und Tenſift „okkupieren“ oder nach Norden 
gegen Mekinez und Fez. Wahrſcheinlich wird die Haltung Deutſchlands 
dieſen Entſchluß beeinfluſſen, aber man muß wohl annehmen, daß der 
Widerſtand Deutſchlands die „Tunifizierung“ Marokkos eher aufſchieben, 
als hindern kann.“ — 

Das alles iſt ſehr einleuchtend und aus engliſcher Quelle beſonders 
intereſſant, da wir wohl nicht zu Unrecht annehmen, daß der Verfaſſer 
des Artikels einer jener engliſchen Kaufleute iſt, auf welche der oben 
angeführte Artikel der „Daily News“ hinweiſt. Vielleicht iſt der Schluß 
nicht allzu gewagt, daß wir mit unſerem Widerſpruch gegen die „Tuni— 
fizierung“ Marokkos nicht immer allein ſtehen werden. Im übrigen 
aber erinnern wir uns, daß der Vertrag von Algeciras die Integrität 
Marokkos garantiert. Das iſt Tatſache, nicht Theorie. 

Der „Temps“ hat ſich ſehr über das Gerücht aufgeregt, daß die 
Türkei dem Dreibunde beizutreten gedenke, und daran die 
folgende charakteriſtiſche Bemerkung geknüpft: 

„Das europäiſche Gleichgewicht iſt jetzt ſo geſtaltet, daß jede Wand— 
lung ſeiner Elemente für die Gruppe beunruhigend wird, die dieſer 
Wandlung fern bleibt. Selbſt wenn jene Nachricht ſich nicht beſtätigen 
ſollte, dürfen wir daher in voller Offenheit ſagen — ohne befürchten zu 
müſſen, dadurch bei der Türkei anzuſtoßen, — daß, falls ſie ſich der 
Kombination des Dreibundes anſchließen ſollte, ſie unvermeidlich die 
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Sympathie und die Unterſtützung Frankreichs, Englands und Rußlands 
verlieren würde.“ 

Es ſchließen ſich daran Komplimente für die Männer, die in der 
Türkei am Ruder ſind, und die Verſicherung, daß Frankreich korrekte 
Beziehungen der Türkei zu Oſterreich-Ungarn wünſche, auch während 
der bosniſch-herzegowiniſchen Kriſis alles getan habe, um der Türkei 
die möglichſten Vorteile zu ſichern. Aber eben deshalb werde Frankreich 
„es mit Bedauern ſehen, wenn das osmaniſche Reich auch nur einen 
geringen Teil ſeiner internationalen Autonomie aufgeben ſollte“. Aber 
es ſei zum Glück ja bekannt, daß dieſe vorteilhafte Autonomie grade den 
Jungtürken am Herzen liege! 

Das iſt ſehr freundlich gedacht; aber ſollte den Türken nicht der 
Gedanke kommen, weshalb ihre „internationale Autonomie“ ihnen 
nicht geſtattet, Bündniſſe zu ſchließen, mit wem ihnen beliebt, was 
doch ſonſt eine der primitivſten Vorausſetzungen internationaler Au— 
tonomie iſt? 

Doch dieſer Gedanke iſt rein akademiſch. Das Gerücht vom bevor— 
ſtehenden Eintritt der Türkei iſt ohne jedes Fundament. Wohl aber 
können wir dem „Temps“ verraten, daß die Beziehungen der Türkei 
zu Deutſchland, und wie wir vorausſetzen, auch zu Dfterreich-Ungarn 
nicht bloß „korrekte“, ſondern vortreffliche ſind, und daß wir allen Grund 
haben anzunehmen, daß es dabei bleiben wird. 


28. Juli 1910. Anderung des Verfaſſungseides des Königs von England. : 

29. Juli. Übernahme des Ausw. Amtes durch v. Kiderlen. Abberufung des ſpaniſchen Botſchafters 
vom Vatikan. 

30. Juli. Kämpfe zwiſchen Spaniern und Marokkanern. 

31. Juli. Ruſſiſch⸗chineſiſches Abkommen über die Fiſcherei auf dem Sungari. 

1. Auguſt. Weltfriedenskonferenz in Stockholm. 

2. Auguſt. König Alfons in Paris. 


3. Auguſt 1910. 

In den engliſch-tibetaniſchen, reſpektive engliſch⸗ 
chineſiſchen Beziehungen ſcheint ſich eine Kriſis vorzu— 
bereiten, die im Hinblick auf die allgemeine Lage der oſt- und zentral- 
aſiatiſchen Politik von weiterer Bedeutung werden könnte. Der hiſtoriſche 
Zuſammenhang, in dem die heutige Politik Englands Tibet und China 
als der ſuzeränen Macht gegenüberſteht, iſt der folgende: Bis in die 
Mitte des vorigen Jahrhunderts waren, wenn wir von der heroiſchen 
Periode der indiſchen Kompagnie unter Warren Haſtings abſehen, die 
Beziehungen Englands zu Tibet nur indirekte. In den Jahren 1842 
und 1855 drang der engliſche Vaſallenſtaat Kaſchmir in Klein- und Mittel- 
Tibet vor, und die engliſch-indiſche Kompagnie erkannte die ſo erworbenen 
Territorien als rechtmäßigen Beſitz Kaſchmirs an. Es folgte die weitere 
Ausbreitung Englands auf Koſten der Himalajaſtaaten. Sikkim, ¼ von 
Butan, Birma, ein Stück von Nepal, das alte Reich der Sikhs von Lahore 
wurden engliſch, jedoch ſo, daß Butan, Nepal und Kaſchmir ihre Herrſcher 
behielten, aber die engliſche Schutzherrſchaft anerkannten. Sie mußten 
ſich verpflichten, der engliſch-indiſchen Armee Kontingente zu ſtellen, 
die wegen ihrer militäriſchen Tüchtigkeit ſehr hoch eingeſchätzt wurden 
und engliſche Reſidenten in ihren Hauptſtädten dulden. In Kaſchmir 
ſtehen ſogar ſämtliche einheimiſchen Truppen unter engliſchem Kommando. 
Noch wichtiger aber war es vielleicht, daß alle dieſe Vaſallenſtaaten 
verſprechen mußten, keine Europäer oder Amerikaner in ihre Dienſte 
zu nehmen. Man wollte die Erziehung zu Gehorſam und Reſpekt in 
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eigenen Händen behalten. Danach hat England am 17. März 1890 einen 
Vertrag mit China abgeſchloſſen, durch den die Indien und Tibet gemein— 
ſame Grenze anerkannt wurde, und im Zuſammenhang damit ſchloß ſich 
daran am 19. Mai desſelben Jahres eine Konvention, die das engliſche 
Protektorat über Sikkim und die zwiſchen Sikkim und Tibet geltende 
Grenze legaliſierte. 

Es iſt im Grunde nicht zu verwundern, daß man ſich über dieſe Dinge 
in Rußland aufzuregen begann. Schon ſeit den Tagen Katharina II. 
beſtanden Beziehungen zu den tibetaniſchen Lamas; das war wegen der 
zahlreichen buddhiſtiſchen Untertanen Rußlands eine Notwendigkeit. 
Aber erſt jeit den 3 Forſchungsreiſen Przewalskis (187185) und 
der Expedition von Piewzow und Bogdanowitſch (1889 —90) wurde mit 
dem wiſſenſchaftlichen auch das politiſche Intereſſe für Tibet lebendiger. 
Als die Engländer durch den Vertrag vom 5. Dezember 1893 zu Darjeeling 
ſich einen Markt in Yatung hatten öffnen laſſen, erſchien 1894 in Peters⸗ 
burg ein burjätiſcher Lama, und drei Jahre danach erreichten zwei Mit— 
glieder einer ruſſiſchen wiſſenſchaftlichen Expedition Lhaſſa. Am 30. Sep- 
tember 1900 wurde ein Abgeſandter des Dalai Lama in Livadia vom 
Zaren empfangen, und eine zweite große Geſandtſchaft nach Petersburg 
folgte zu Ende des Jahres 1902. Es ging das Gerücht, daß der Dalai 
Lama ſich durch einen Geheimvertrag unter ruſſiſchen Schutz geſtellt 
habe. Seither klagten die Engländer darüber, daß ihrem Handel in Tibet 
die größten Schwierigkeiten in den Weg gelegt würden, und die engliſch— 
ruſſiſchen Beziehungen ſpitzten ſich, im Zuſammenhang mit dieſen 
tibetaniſchen Fragen, ganz außerordentlich zu. Wohl verſtanden, am 
30. Januar 1902 war das japaniſch-engliſche Bündnis abgeſchloſſen 
worden und ziemlich genau ein Jahr danach kündigte Lord Curzon an, 
daß England einen Reſidenten in Lhaſſa brauche, um ſeine Rechte in 
Tibet zur Geltung zu bringen. Es iſt darüber zu einer höchſt gereizten 
diplomatiſchen Korreſpondenz zwiſchen Petersburg und London gekom— 
men, die nachträglich veröffentlicht wurde, und in der beide Teile ſich 
Wahrheiten mit erſtaunlicher Offenheit geſagt haben. Aber dank den 
vorausfallenden Schatten des ruſſiſch-japaniſchen Krieges war England 
der ſtärkere Teil. Im Juli 1903 fand die Expedition Mounghusband— 
Macdonald ſtatt, welche am 3. Auguſt die Engländer nach Lhaſſa führte. 
Der Dalai Lama, der ruſſiſche Oberſt Kozlow und der Burjäten-Lama 
Dſchurdjew entflohen noch rechtzeitig in die Mongolei, das endliche 
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Reſultat aber war trotzdem der ſogenannte Vounghusbandvertrag, der 
Tibet verpflichtete, den Engländern 3 Märkte zu erſchließen: Yatung, 
Gyangtſe und Zartok, die Bienenzölle aufzuheben, 12½ Millionen 
Francs Kriegskoſten zu zahlen und endlich den Engländern das Schum— 
bital abzutreten. Dazu beſtimmte der Artikel 9 dieſes Vertrages, daß 
jede Veräußerung tibetaniſchen Gebietes, die Aufnahme von Agenten 
fremder Mächte, der Bau von Eiſenbahnen, die Anlage von Straßen 
und die Ausbeutung der Mineralſchätze des Landes durch Fremde und 
unter ausdrücklicher Zuſtimmung Englands erfolgen dürfe, in jedem Fall 
aber England die Vorhand behalte. Die entrüſtete chineſiſche Regierung 
hat dann den Dalai Lama abgeſetzt, da ſie mit Recht ihre ſouveränen 
Rechte durch dieſen Vertrag gröblich verletzt ſah, und auch Lord Lans— 
downe fand es nicht möglich, den Pounghusbandſchen Vertrag zu ratifi— 
zieren. Aber er knüpfte Verhandlungen mit China an, die am 17. Sep— 
tember 1905 in einen neuen, am 27. April 1906 auch von China an- 
erkannten tibetaniſch-engliſchen Vertrag ausmündeten, der dem eng— 
liſchen Handel den Weg nach Chaſſa erſchloß, die oberherrlichen Rechte 
Chinas und die Integrität des tibetaniſchen Territoriums aber unan— 
getaſtet ließ. 

Zwiſchen dem Mounghusband-Vertrag und dem Vertrage vom 
17. September 1905 aber liegt die Verkündigung der ſogenannten 
Curzon Doctrin, die in dem von Curzon gebrauchten Wortlaut 
folgendermaßen lautet: 

„Indien iſt gleich einer Feſtung, deren Gräben von zwei Seiten 
der Ozean bildet, und deren Mauern Gebirge ſind. Jenſeits dieſer 
Mauern findet man Glacis von veränderlicher Ausdehnung. Wir gehen 
nicht darauf aus, ſie zu okkupieren, aber wir können nicht dulden, daß 
ein Feind ſie beſetzt. Wir ſind ſehr zufrieden, ſie in Händen von Freunden 
und Alliierten zu ſehen; wenn aber nicht freundſchaftliche Einflüſſe ein— 
dringen und bis an unſere Mauern reichen, dann werden wir genötigt 
ſein einzuſchreiten. Das iſt das Geheimnis der ganzen Lage in Arabien, 
in Perſien, in Afghaniſtan, in Siam, in Tibet.“ 

Dieſe Curzon Doctrin kann noch heute als der Schlüſſel zur aſia— 
tiſchen Politik Englands gelten und auch der ruſſiſch-engliſche Vertrag 
vom 30. Auguſt 1907, durch welchen beide Mächte ſich u. a. verpflichteten, 
in keiner Weiſe in die tibetaniſchen Angelegenheiten einzugreifen, ſteht 
nicht in Widerſpruch dazu. Wenn Rußland jeder Aktion in Zentralaſien 


— 297 — 


entſagt, braucht auch England keine Hand zu rühren, und daraus erklärt 
es ſich auch, daß als zu Anfang dieſes Jahres China mit Erfolg daran 
ging, ſeine Autorität in Tibet durchzuſetzen und der Dalai Lama eine 
Zuflucht in Indien ſuchte und fand, England weder gegen ſeine Ab— 
ſetzung, noch auch ſonſt gegen das Vordringen Chinas in Tibet proteſtierte. 

Erſt jetzt ſind in London und Kalkutta plötzlich Bedenken auf— 
getaucht. Man fürchtet, daß die engliſche Agentur in Gyangtſe an— 
gegriffen werden könnte, und die engliſch-ruſſiſchen Truppen haben 
Befehl erhalten, ſich in Bereitſchaft zu ſetzen, um in Tibet einzumar— 
ſchieren. Seit die Chineſen in Lhaſſa eingerückt ſind — ſo ſchreibt der 
„Standard“ — hat eine enorme Zuwanderung von Chineſen in Tibet 
ſtattgefunden, ſowohl von Oſten wie von Weſten (aus der Mongolei). 
Die Tibetaner ſeien aber jeder Ausdehnung chineſiſchen Einfluſſes 
feindlich geſinnt. Nun habe England vor etwas über zwei Jahren 
einen Handelsvertrag mit China abgeſchloſſen und ſich darin verpflichtet, 
die in Gyangtſe ſtehenden engliſchen Truppen, die beſtimmt ſind, den 
engliſchen Handel zu ſchützen, nach Ablauf von 2 Jahren abzurufen, damit 
ſie durch chineſiſche Truppen erſetzt würden, denen dann der Schutz der 
Straßen zwiſchen Gyangtſe und Yatung zufallen ſollte. Jetzt iſt dieſer 
Zeitpunkt gekommen, aber aus dem am 14. Juli veröffentlichten tibetani— 
ſchen Blaubuch ergibt ſich, daß Sir Edward Grey den engliſchen Ge— 
ſandten in Peking darauf aufmerkſam gemacht hat, daß die Beziehungen 
Chinas zu Nepal, Sikkim und Bhutan verdächtig ſeien und die chineſiſche 
Regierung darüber nicht im Ungewiſſen gelaſſen werden dürfe, daß 
England die Intereſſen dieſer Staaten verteidigen werde. Die nach 
Tibet zu ſendenden Truppen (das 2. Bataillon der 10. Gurkhas aus 
Almora, die 48. Pioniere aus Allahabad und eine Gebirgsbatterie) aber 
würden zurückgezogen werden, ſobald die Verhältniſſe es 
geſtatten. Da Sir Edward Grey ſich ebenſo im Parlament aus— 
geſprochen hat, werden dieſe Truppen wohl in Tibet ebenſo lange 
bleiben, wie etwa die engliſchen Okkupationstruppen in Agypten oder 
die ruſſiſchen in Perſien. 

Nun iſt kein Zweifel, daß den chineſiſchen Staatsmännern nichts 
ferner liegen kann als die engliſchen Vaſallenſtaaten im Himalaya zu 
bedrohen, daran iſt nicht zu denken. Sie räumen ein wenig mit dem 
Mönchsregiment in Tibet auf und hüten ſich ſorgfältig vor Verletzung 
engliſcher Intereſſen. Das Vorgehen Englands muß aber um ſo mehr 
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einen andern Grund haben, als es den Beſtimmungen des ruſſiſch— 
engliſchen Vertrages vom 30. Auguſt 1907 ins Geſicht ſchlägt. Unter 
dieſen Umſtänden wird eine Konjektur erlaubt ſein. Der ja paniſch— 
ruſſiſche Mandſchureivertrag, der ebenfalls in ſtriktem 
Gegenſatze zu einem älteren Vertrage, dem Frieden von Portsmouth, 
ſteht, verletzt engliſche Rechte, die beim Abſchluß des engliſch-ruſſiſchen 
Abkommens als geſichert galten, und unſere Leſer werden ſich erinnern, 
wie wenig Anklang der Mandſchureivertrag in der öffentlichen Meinung 
Englands fand. Trotzdem hat Sir Edward Grey vor dem Parlament 
ſeine volle Zuſtimmung zu dieſem Vertrage ausgeſprochen, was in der 
Preſſe zu der notoriſch falſchen Vermutung führte, daß Sir Edward 
der intellektuelle Urheber des Vertrages ſei. In Wirklichkeit ſcheint 
Rußland die engliſche Zuſtimmung dadurch erkauft zu haben, daß es den 
Engländern freie Hand in Tibet ließ, was nebenbei den Vorteil hat, 
China im Süden zu beſchäftigen, während Rußland und Japan ſich häus— 
lich in der Mandſchurei einrichten und Rußland — wie immer wahr— 
ſcheinlicher wird — auch in der Mongolei Fuß zu faſſen entſchloſſen iſt. 
Es iſt eine do ut des-Politik, bei der beiden Teilen kleine Vertragsbrüche 
nachgeſehen werden. 

Übrigens hat die japaniſche Freundſchaft in Rußland ebenſo viel 
Gegner wie in England, wo ihre Zahl ſtetig wächſt. So veröffentlicht 
ein General (2) Martynow im „Golos Moskwy“ vom 24. Juli einen 
überaus heftigen Proteſt gegen das japaniſche Bündnis. Japan und 
Rußland, ſagt er, ſind von Natur Feinde, darüber helfe kein papierner 
Vertrag hinweg. Was Japan wolle, ſei nicht die ohnehin ſtark bevölkerte 
ſüdliche Mandſchurei, ſondern das ruſſiſche Küſtengebiet am Stillen 
Ozean mit ſeinen unberührten ungeheuren Reichtümern, die jetzt kaum 
verteidigt würden. Andererſeits werde Rußland, ſobald es erſtarkt ſei, 
den von Japan beſetzten Ausgang zum freien Meer zurückgewinnen 
müſſen. Die Japaner hätten das Bündnis nur geſchloſſen, um Rußland 
vom fernen Oſten abzulenken, und würden, ſobald ſie Finanzen, Heer 
und Flotte wieder in Stand geſetzt hätten, den Krieg gegen Rußland 
wieder aufnehmen. Bei der Teilung der Mandſchurei aber habe Japan 
den Löwenanteil mit Mukden und ſeinen Kaiſergräbern und dazu noch 
Korea erhalten. Höchſt unnötigerweiſe habe Rußland ſich China zum 
Feinde gemacht, die Vereinigten Staaten und die andern für das Prinzip 
der offenen Tür eintretenden Mächte verſtimmt. Die ſtrategiſch-ſchwierige 
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Stellung Rußlands im fernen Oſten hätte zu einem Bündnis nicht mit 
Japan, ſondern mit China und Amerika führen ſollen, man hätte aus— 
ländiſches Kapital durch Verleihung von Konzeſſionen heranziehen 
müſſen, um eine Intereſſengemeinſchaft gegen Japan zu ſchaffen uſw. 
In Summa, das unnatürliche Bündnis mit Japan beleidige das patrio— 
tiſche Gefühl der echten ruſſiſchen Männer, die noch in Trauer der er— 
littenen Niederlagen gedenken. Wer 1871 den Franzoſen ein Bündnis 
mit Deutſchland angetragen hätte, wäre verhöhnt worden. 

„Heute aber, nur 5 Jahre nach Port Arthur, Mukden und Tſuſchima, 
ſtehen ruſſiſche Truppen, die den Schimpf noch nicht getilgt haben, 
der ihnen zugefügt wurde, an der Seite ihrer gelben Beſieger, und 
vielleicht werden ſie gemeinſam mit ihnen ihr Blut vergießen für die 
Intereſſen des Mikado.“ 

Der „Golos Moskwy“ erklärt nun freilich, daß er die Anſichten 
dieſes ſeines ſtändigen militäriſchen Mitarbeiters nicht teile, aber es iſt 
ſicher, daß Herr Martynow viele Geſinnungsgenoſſen hat, und nichts 
iſt wahrſcheinlicher, als daß er ſchließlich mit ſeinen Überzeugungen die 
öffentliche Meinung Rußlands zum Bundesgenoſſen haben wird. 

Dieſe öffentliche Meinung beginnt ſich jetzt mit immer größerer Ent— 
ſchiedenheit gegen die Senatorenreviſionen zu wenden. 
Natürlich nicht, weil man die Diebe ſchützen möchte, ſondern weil als 
Reſultat der Reviſion ſich eine weitere Verſchlimmerung der ohnehin 
gewiß nicht idealen Verhältniſſe ergeben hat. So erhebt ein Herr, der 
„Caſſius“ zeichnet, einen wahren Notſchrei in der „Nowoje Wremja“. 
Eine konſequent durchgeführte Reviſion der Intendantur, der Gerichte, 
der Polizei, der Organe der Selbſtverwaltung, ja ſogar der Kirche werde 
in Rußland nichts zurücklaſſen als Trümmer. Wenn man die Moskauer 
Polizei dem Gericht überweiſe, frage jedermann, weshalb Senator 
Garin nicht auch alle übrigen Gerichte revidiert habe, weshalb namentlich 
nicht auch die Zentralorgane, von denen, wie der Polizeichef von Moskau 
General Reinbot urkundlich bewieſen habe, die Befehle ausgingen, 
nach denen er ſein Verhalten richtete, und weshalb endlich 
revidiere man nicht die Reviſoren? Offenbar, weil 
das Reſultat eine allgemeine Desorganiſation, ein Chaos wäre. Das 
jetzt erreichte Reſultat aber führe eher zur Anarchie als zum Triumph 
der „Ordnung“. „Die Leute, welche die Intendantur kennen, behaupten, 
daß der Dienſt ſo organiſiert ſei, daß ein Intendant gar nicht anders könne, 
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als ſtehlen!“ Mit den Reviſionen ſei es alſo nicht getan, vielmehr ſei eine 
Fundamentalreform unerläßlich, welche vom Prinzip der perſönlichen 
Verantwortlichkeit jedes Chefs für die ihm anvertrauten ſtaatlichen 
Intereſſen ausgeht. . . . Auch der „Golos Moskwy“ konſtatiert die 
ſteigende Unzufriedenheit mit den Reviſionen, meint aber, daß der 
Widerſpruch aus dem reaktionären Lager komme, deſſen Vertreter die 
alte bequeme Zeit zu retten bemüht ſeien. Das Blatt erwartet von einer 
gründlichen Säuberung aller Reſſorts den Sieg der Wahrheit und für 
die Zukunft ein reines und ehrliches ruſſiſches Beamtentum. 

Wir wünſchen, daß es recht behielte. Aber es fällt ſchwer, daran 
zu glauben, wenn man die Berichte lieſt, die aus Petersburg und Wladi— 
woſtok einlaufen. Die alles umfaſſenden Diebſtähle, die während des 
Krieges ſtattfanden, und an denen, wenn natürlich nicht alle, doch eine 
ganz ungeheure Zahl von Offizieren bis zu den Generalen hinauf be— 
teiligt waren, laſſen eine Wandlung wenig glaubhaft erſcheinen. Zwar 
der paniſche Schrecken, den die Nachricht hervorgerufen hat, daß das 
Marineminiſterium auch einer Reviſion unterzogen werden ſolle, hat 
ſich in etwas gelegt, ſeit ſich nur ein Teil der Befürchtung beſtätigte. 
Die Reviſion wird nichts berühren, was nicht direkt zur Marineinten— 
dantur gehört, und es wird daher die Fiktion ſich aufrechterhalten laſſen, 
daß alles übrige in beſter Ordnung iſt. Wer aber bürgt dafür, daß die 
Erſatzmänner, die an die Stelle der jetzt in Unterſuchungshaft befindlichen 
Beamten treten, ihr Amt anders anfaſſen, als die Tradition von Jahr— 
hunderten natürlich und ſelbſtverſtändlich erſcheinen läßt? Schon jetzt 
laufen, wie der „Golos Moskwy“ berichtet, von allen Seiten Klagen 
ein, daß die neuen Intendanten es toller trieben als ihre abgeſetzten 
Vorgänger. Und das erſcheint nur natürlich, da alle Wahrſcheinlichkeit 
dagegen ſpricht, daß auf eine eben abgeſchloſſene Senatorenreviſion eine 
zweite neue Reviſion folgen ſollte. Doch wir brechen ab, das Thema iſt 
unerſchöpflich und jeder Tag bringt neues Material in den Tatſachen— 
chroniken der ruſſiſchen Zeitungen. 

Für Homerule iſt im „Daily Chronicle“ das Parlamentsmitglied 
Dr. Arthur Lynch ſehr energiſch eingetreten und ebenſo der Home— 
Sekretär für Irland, Mr. Birrel. Beide denken an eine Föderation, etwa 
wie ſie in den Beziehungen Englands zu den großen Kolonien beſteht, 
und das ſcheint allerdings ein Gedanke zu ſein, der eine Zukunft hat. 
Nur iſt nicht daran zu denken, daß Mr. Asquith die Erfüllung dieſer Idee 
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bringt. Dr. Lynch erwartet von der Verwirklichung auch ein engeres 
Zuſammenſtehen von England und Amerika — aber nach den letzten 
Erklärungen von Asquith über die zwölf Sitzungen, die die Vetokonferenz 
gehalten hat, liegt Homerule noch in weitem Felde. Es ſcheint uns 
vielmehr, daß eine Verſtändigung mit den Konſervativen nur auf dem 
Boden einer Reform des Hauſes der Lords zu erreichen ſein wird — 
wenn überhaupt ſie erreicht wird. Nach langen Beratungen und 
Schwankungen iſt jetzt endlich die Formel feſtgeſetzt worden, in welcher 
König Georg ſein religiöſes Bekenntnis beim Krönungseide ablegen 
wird. Ganz beſeitigt ſind die für die Empfindungen der engliſchen 
Katholiken verletzenden Bezeichnungen, die gegen die römiſche Kirche 
gerichtet waren, und ebenſo hat man ſich endlich entſchloſſen, darauf zu 
verzichten, daß die anglikaniſche Kirche als Staatskirche bezeichnet werde. 
Das war ein Zugeſtändnis, welches das liberale Kabinett den ſogen. 
Nonkonformiſten leiſten mußte. Der Eid des Königs lautet fortan 
folgendermaßen: „Ja, in Wahrheit, ich bekenne, bezeuge und erkläre 
aufrichtig und feierlich, im Angeſicht Gottes, daß ich treuer Proteſtant 
bin und daß, indem ich mich dem wahren Sinn der Geſetze anpaſſe, die 
beſtimmt ſind, die proteſtantiſche Thronfolge meines Königreiches zu 
ſichern, ich dieſe Geſetze beobachten und aufrechterhalten werde, ſo gut 
ich es vermag.“ 

Was aus Frankreich herüberklingt, iſt wenig erfreulich; die 
leider noch nicht erledigte Affäre des betrügeriſchen Bankiers Rochette 
iſt ſehr unnötigerweiſe zu einer Staatsaktion aufgebauſcht worden. 
Dann kam die Affäre Graby. Ein Soldat, Graby, hat eine alte Dame, 
Mme. Gouin, beraubt und brutal ermordet. Er trat ſie erbarmungslos 
„a coups de talon“ zu Tode. Dieſen Mann nun hat der Präſident 
begnadigt, während er kurz vorher an einem anderen Mörder, Liabeuf, 
das Todesurteil hat vollziehen laſſen. Die Tatſache, daß er eine Uniform 
trug, hat Graby gerettet, wozu das „Journal des Débats“ mit Recht 
bemerkt „aus der Entſcheidung des Präſidenten . . . . folgt, daß ein 
Apache befürchten muß guillotiniert zu werden, wenn er in ſeinen 
Zivilkleidern mordet, aber ſein Leben rettet, wenn er den Mord während 
ſeiner Dienſtzeit vollführt.“ Nebenher ſteht Frankreich in ſteter Sorge 
um einen Generalausſtand ſeiner Eiſenbahner, wie denn trotz aller Ent— 
ſchiedenheit, die der Miniſterpräſident zeigt, die ſchlimmſten Formen 
ſozialiſtiſcher Zerſetzungsarbeit fortdauern. Auffallend iſt ein Leitartikel 
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des „Temps“ vom 28, Juli, in welchem die ruſſiſch-perſiſchen Beziehungen, 
wie ſie ſich im Laufe dieſes Jahres geſtaltet haben, recht unparteiiſch 
geſchildert werden. Der „Temps“ gelangt dabei zum Schluß, daß die 
ruſſiſche Politik und der Patriotismus der Perſer unverſöhnliche Gegen— 
ſätze darſtellen. 

Der Konflikt Spaniens mit der Kurie hat zum Abbruch 
der diplomatiſchen Beziehungen geführt und droht noch größere Folgen 
nach ſich zu ziehen. Behauptet ſich die Regierung, ſo dürfte die Ent— 
wicklung ähnliche Wege gehen wie in Frankreich und in eine Trennung 
von Kirche und Staat ausmünden. Aber der Widerſtand der Kirche, 
welcher der Carlismus und der Separatismus des Nordweſtens zur 
Seite ſteht, macht es wahrſcheinlich, daß der Widerſtand der „Katholiken“ 
ſtärker und leidenſchaftlicher ſein wird. Immerhin iſt es ein merkwürdiges 
Schauſpiel, daß die romaniſchen Staaten ſich einer nach dem anderen 
von den uralten Einflüſſen Roms frei machen. Italien führte den Reigen, 
dann folgte Frankreich, jetzt Spanien. Es iſt wohl nur eine Frage der 
Zeit, wann auch Portugal die Trennung von Kirche und Staat zum Ziel 
ſeiner Politik machen wird. 

Auf der Balkanhalbinſel beginnen die türkiſch-bulgariſchen 
Verhältniſſe ſich zuzuſpitzen. Beide Teile weiſen dem Gegner die volle 
Schuld zu. In Wirklichkeit liegt die Gefahr darin, daß Bulgarien die 
Politik wieder aufnimmt, die es vor der jungtürkiſchen Revolution in 
Mazedonien verfolgte. Was jetzt geſchieht, iſt die Wiederholung der 
Ereigniſſe von 1906, nur mit dem Unterſchiede, daß die Türkei heute 
weit jtärfer iſt als damals. Der Verkauf der „Weißenburg“ 
und des „Kurfürjten Friedrich Wilhelm“ iſt ein großer 
Dienſt, den Deutſchland der Türkei und der Sache des Friedens leiſtet. 
Erſt jetzt läßt ſich darauf rechnen, daß die kretiſche Frage einen friedlichen 
Verlauf nimmt. Der Entſchluß, die beiden in vortrefflichem Zuſtande 
befindlichen ſtarken Schiffe wegzugeben, iſt unſerm Marineminiſterium, 
wie wir wiſſen, nicht leicht gefallen. Ein Erſatz iſt immer erſt nach etwa 
3 Jahren zu ſchaffen. Was den Ausſchlag gab, war neben dem Wunſch 
unſeres Auswärtigen Amts, der Türkei gefällig zu ſein, vornehmlich die 
Erwägung unſern Werften Beſchäftigung zu geben. Mögen auch unter 
türkiſchen Fahnen die beiden, auf ſtolze Namen getauften Schlachtſchiffe 
dieſen Namen Ehre machen. 

Die Ernennung Herrn v. Kiderlen-Waechters hat in der 
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Redaktion der „Nowoje Wremja“ wahre Beſtürzung hervorgerufen. 
Sie widmet ihm die folgende Betrachtung: 

„Noch gefährlicher als die bevorſtehende Erhöhung der deutſchen 
Armee um 42 000 Mann iſt es, daß an die Spitze der deutſchen Diplo— 
matie Herr Kiderlen-Waechter tritt, ein Menſch von Bismarckſchem 
Typus, ſowohl was ſein Außeres als was die Entſchiedenheit ſeines 
Charakters betrifft. Er pflegt grob zu ſein, iſt ſchneidend, ſtark, ein 
Mann durchgreifender Maßregeln und dabei ſoll er, wie man ſagt, 
ruſſophobe ſein.“ 

Herr Menſchikow, von dem dieſe Charakteriſtik ſtammt — zu der 
wir übrigens Herrn v. Kiderlen beglückwünſchen — knüpft daran Be— 
trachtungen über die der Welt und ſpeziell Rußland von Deutſchland 
drohenden Gefahren, tröſtet ſich aber ſchließlich ſelbſt damit, daß die 
ſozialen Nöte, in denen wir leben, eine Friedensbürgſchaft werden könn— 
ten, es ſei denn, daß man ſie durch ein auswärtiges Abenteuer abzulenken 
juche. In Oſterreich ſei die Armee überzeugt, daß der Krieg mit Rußland 
ſchon nach einigen Monaten kommen werde. Das habe der Bürger— 
meiſter von Krakau, Leo, beim Empfang der ruſſiſchen Delegierten zum 
Jubiläum der Schlacht bei Tannenberg wörtlich ſo geſagt! 

Nun, der Herr Bürgermeiſter wird es wohl wiſſen. 


or 


Auguſt 1910. Deutſchland verkauft die Panzerſchiffe „Kurfürſt Friedrich Wilhelm“ und „Weißen⸗ 
burg“ an die Türkei. 

7. Auguſt. Niederlage von Sattar-Khan und Bayhir-Khan in Teheran. 

10. Auguſt. Hundertſte Geburtstag von Cavour. 


10. Auguſt 1910. 

Wir haben unter dem Drang der aktuellen Tagespolitik lange nicht 
Zeit gefunden, uns mit den engliſch-ſüdafrikaniſchen Angelegenheiten 
zu beſchäftigen. Und doch iſt es ein Ereignis von welthiſtoriſcher Be— 
deutung, das ſich dort am 31. Mai dieſes Jahres vollzogen hat: die 
Union der vier ſüdafrikaniſchen Kolonien Englands, 
Kapland, Oranjekolonie, Transvaal und Natal, zu einem autonomen 
Föderativſtaat. Damit iſt nicht nur ein neues Staatsgebilde, ſondern, 
wie ausdrücklich und offiziell betont wird, auch eine neue Nation kon— 
ſtituiert worden, und wir ſtehen nicht an, ihr eine ſehr bedeutſame Zu— 
kunft vorherzuſagen. 

Ein Rückblick auf den Weg, der bis zur Erreichung dieſes Zieles 
durchmeſſen werden mußte, kann nur lehrreich ſein. Es iſt das große 
hiſtoriſche Verdienſt Campbell Bannermans, daß er, als im Februar 
1905 der entſcheidende Wahlkampf gegen das regierende unioniſtiſche 
Kabinett begann, in ſein Programm auch die Einführung verantwort— 
licher Regierungen in Transvaal und Oranjekolonie aufnahm. Als der 
Dezember des Jahres ihm den glänzenden Sieg brachte, von dem noch 
heute ſein Nachfolger im Amt Mr. Asquith zehrt, hat er treulich Wort 
gehalten. Die beſiegten Burenrepubliken traten zu gleichem Recht an 
die Seite von Kapland und Natal, und ſchon bald danach tauchte der 
Gedanke auf, dieſe vier Kolonien zu einem föderativen Ganzen zuſammen— 
zufaſſen. War es doch die Entwicklung, die ſich als eine natürliche 
Notwendigkeit in Auſtralien und Kanada, gleichſam von ſelbſt, ergeben 
hatte. Aber gewiß gehörte mehr Kühnheit und mehr Vertrauen dazu, 
in Afrika zu wiederholen, was dort ohne Erſchütterungen geſchehen war. 
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In Afrika ſtanden zwei Nationen, die holländiſche und die engliſche, 
nebeneinander, mehr äußerlich als innerlich verbunden, Nationen, die 
vor kurzem noch auf Leben und Tod miteinander gerungen hatten, und 
von denen die ſiegreiche engliſche — was doch ſehr bedeutſam iſt — eine 
Minorität darſtellte. Es iſt ganz ausgeſchloſſen, daß ſie aus eigener 
Kraft der Buren hätte Herr werden können. Die geſamte Macht des 
britiſchen Reiches mußte dazu herangezogen werden: Indien, Kanada, 
Auſtralien ſchickten ihre Kontingente. Die engliſche Flotte ſchnitt den 
Buren jede Verbindung mit der Außenwelt ab, und das neutrale Portugal 
geſtattete engliſchen Truppen den Durchzug durch ſein Gebiet, damit 
ſie den Buren in den Rücken fallen könnten. Was das engliſche Süd— 
afrika an Kämpfern aufſtellte, kam dagegen kaum in Betracht. 

Aber die Opfer an Blut und Leben, welche die Buren auf dem 
Schlachtfelde wie in den Konzentrationslagern gebracht haben, waren 
ganz ungeheure. Man hätte glauben können, daß hier ein Haß erwachſen 
müſſe, der nicht zu löſchen ſei. Das aber iſt nicht der Fall geweſen. 
Die Buren beugten ſich einer Entſcheidung, die ihnen ſchließlich wie ein 
Gottesurteil erſchienen ſein mag. Denn, das darf nicht vergeſſen werden, 
es waren theokratiſche Vorſtellungen, aus denen ſie ihre Widerſtands— 
kraft geſchöpft hatten; nun waren ſie bereit, die neuen Wege zu gehen, 
die Gott ſie gehen hieß. Sie vereinigten damit trotz allem einen feſten 
Glauben an ihre Zukunft. Es iſt erſtaunlich, wie wenige von ihnen die 
Heimat verlaſſen haben, und gewiß ſind das nicht die beſten Elemente 
geweſen. Die blieben im Lande nach jenem 31. Mai 1902, und ſie 
waren es, die mit geſundem Sinn und rüſtiger Tatkraft die Nieder— 
geworfenen wieder aufzurichten verſtanden. Als, dank Campbell 
Bannermans Initiative, am 23. Februar 1907 das erſte Miniſterium 
der autonomen Kolonie Transvaal gebildet wurde, ſtellten die Buren 
ihren beſten Mann, Louis Botha, den Helden von Colenſo und Spionskop, 
an die Spitze des Miniſteriums. Botha war damals 43 Jahre alt, ohne 
die Vorbildung, die man beim Leiter eines Staates vorausſetzt, weder 
Juriſt, noch praktiſcher Verwaltungsbeamter, noch geſchulter Soldat. 
Ein Landwirt, wie ſie es alle ſind; aber erzogen durch die harte Schule 
des Lebens, von genialen Anlagen, ſtetigem Fleiß und jener Kraft des 
Charakters, die ihre Schwingen ſicherem Selbſtgefühl und dem Bewußt— 
ſein verdankt, einem edlen und hohen Ziel nachzuſtreben. Dazu kam 
die ſtrahlende Liebenswürdigkeit ſeines Weſens, der weder die harten 
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Köpfe ſeiner Landsleute, noch das forſchende Mißtrauen der Engländer 
widerſtehen konnten. Als er im Mai 1907 als Vertreter Transvaals 
auf der Londoner Kolonialkonferenz erſchien, hat er ſie alle gewonnen, 
den König, die Miniſter und, was doch viel ſagen will, ſogar die Journa— 
liſten der imperialiſtiſchen Oppoſitionspreſſe. Es iſt wohl nicht zu viel 
behauptet, daß der Eindruck, den er machte, vornehmlich dazu bei— 
getragen hat, daß nunmehr der Gedanke reifte, eine ſüdafrikaniſche 
Union ins Leben zu rufen. 

Aber ziemlich genau 3 Jahre ſind hingegangen, ehe dieſe „gefähr— 
liche Utopie“ (wie die Gegner ſagten) Wirklichkeit wurde. Die ent— 
ſcheidenden Schritte geſchahen 1909. Am 4. Juni nahm eine kon— 
ſtituierende Verſammlung, auf der Kapland, Oranjeſtaat und Transvaal 
vertreten waren, eine Unionsverfaſſung an: ein Unionsparlament in 
Kapſtadt, Regierung und Verwaltungsbehörden in Prätoria, die Ober— 
gerichte im Bloemfontein; die Exekutive ſollte dem von England ein— 
geſetzten Generalgouverneur gehören, mit einem Miniſterium zur Seite, 
die Legislative dem Parlament, das aus Senat und Abgeordnetenhaus 
beſtehen ſollte, in Angelegenheiten aber, die nicht die Geſamtheit betrafen, 
den autonomen Einzelſtaaten. Die Zentralverwaltung übernimmt 
alle Vermögensbeſtände und Schulden der Kolonien, die beiden Sprachen, 
Engliſch und Holländiſch, ſind innerhalb der Union gleichberechtigt, es 
gilt das allgemeine Wahlrecht für alle Männer europäiſcher Herkunft. 
Das ſind die Grundzüge. Nach einigem Zögern hat ſich auch Natal am 
13. Juni (mit 11121 gegen 3701 Stimmen) der Union angeſchloſſen 
und darauf, am 20. Auguſt, das engliſche Unterhaus in dritter Leſung 
dieſe Verfaſſung angenommen, ohne ein Titelchen an ihr zu ändern. 
Da nun feſtſtand, daß im Mai 1910 die Union ins Leben treten ſollte, 
begann man in Südafrika Vorbereitungen zu den Wahlen zu treffen, 
die darüber entſcheiden mußten, wem die Führung im neuen Verfaſſungs— 
leben der Union zufallen ſolle, den Engländern oder den Buren. Der 
erſte Gedanke iſt wohl geweſen, ein Koalitionsminiſterium zu bilden, 
wobei der engliſche Kandidat der frühere Prime Miniſter des Kap war, 
John Xavier Merriman, ein ausgezeichneter Finanzmann, der aber 
auch bei den Engländern wenig populär war. Was ihm Ausſichten bot, 
war, daß Jameſon, der eigentliche Führer der imperialiſtiſch-progreſſiven 
Partei, energiſch für ihn eintrat, und Jameſons Einfluß unter der eng— 
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liſchen Bevölkerung Südafrikas ift außerordentlich groß. Die Buren 
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aber haben ihm ſeine Vergangenheit wohl vergeben, nicht aber vergeſſen 
können. Als leitender Miniſter der Union war er undenkbar. In 
Transvaal wurde dieſe Partei durch drei Minenmagnaten vertreten: 
Sir Percy Fitzpatrik, Bailey und Lionel Philipps. Ihnen gegenüber 
ſtehen die Parteiorganiſationen der Buren, im Kap der „Bond“, im 
Oranjeſtaat die „Unie“, in Transvaal „Het Volk“ unter Führung von 
Louis Botha und Smuts. 

Nachdem nun Botha eine Rundreiſe durch ganz Südafrika gemacht 
hatte, fand Ende März eine Parteiverſammlung von Het Volk in Pretoria 
ſtatt, der Botha ſein Miniſterprogramm vorlegte und auf der er mit 
ebenſoviel Mut wie geſundem Verſtand die zuweit gehenden Anſprüche 
ſeiner Anhänger zurückzuweiſen verſtand. Alle ſeine Vorſchläge fanden 
ſchließlich einſtimmige Annahme. Inzwiſchen rückte die Zeit der end— 
gültigen Entſcheidung immer näher. Wohin ſie fallen werde, ließ ſich 
bereits erkennen, als am 6. April im Kap die Wahl von acht Senatoren 
für das Unionsparlament erfolgte. Gewählt wurden ſechs Mitglieder 
des Bond und nur zwei Imperialiſten. Am 15. April wurde die letzte 
Seſſion des Kapparlaments eröffnet, Mitte Mai verabſchiedete ſich Lord 
Selborne, der durch ſein konziliantes und taktvolles Auftreten weſentlich 
dazu beigetragen hatte, die Gegenſätze zwiſchen Siegern und Beſiegten 
auszugleichen. Dann traf der erſte Generalgouverneur von Südafrika, 
Viscount Gladſtone of Lonark ein, und die Spannung ſtieg nun aufs 
Höchſte: Es fragte ſich, wem er die Bildung des Miniſteriums anver— 
trauen werde. Der in Kapſtadt erſcheinende „Leader“ ſchrieb damals, 
obgleich imperialiſtiſch geſinnt — Merriman ſei ungeeignet, da das Land 
nicht einen vorſichtigen Finanzmann, ſondern einen Mann brauche, der 
die in den letzten Jahren aufgeſpeicherte Energie kühn zur Entwicklung 
bringe. Das beſte wäre ein Miniſterium Botha-Jameſon, das nächſtbeſte 
Botha allein. Botha verfolge eine poſitive Politik, keine Politik der 
Negation, er fördere eine wiſſenſchaftliche Landwirtſchaft, und benutze 
ſeinen großen perſönlichen Einfluß im Sinne jedes Fortſchritts. Am 
21. Mai brachte die „South Afrika News“ die Nachricht, daß die Trans— 
vaalminiſter ſich geweigert hätten, in einem Kabinett Merriman ein Amt 
zu übernehmen, und das mag die Entſcheidung herbeigeführt haben — 
am Nachmittag desſelben Tages folgte die amtliche Beſtätigung der 
Ernennung Bothas zum Chef des Kabinetts. Daß Jameſon der Führer 
der Oppoſition wird, iſt ſicher; er hat auf einem Kongreß zu Bloem— 
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fontain die imperialiſtiſchen Progreſſiſten der vier Staaten um ſich 
geſammelt. Dagegen ſteht auch feſt, daß Merriman ſich ihm nicht 
anſchließen, ſondern als „Unabhängiger“ Botha unterſtützen wird. Das 
Unionsminiſterium iſt nun folgendermaßen komponiert: Drei frühere 
Transvaalminiſter: L. Botha als Präſident und Landwirtſchaftsminiſter, 
General Smuts Inneres und Landesverteidigung, Hull Finanzen, 
4 Mitglieder des Kapminiſteriums Merriman: Sauer, Malan, Burton, 
Graef, je 2 aus Orange und Natal, Fiſcher, Herzog, Moore und Cubins. 
So iſt die engliſch-imperialiſtiſche Partei ganz in den Hintergrund 
gedrängt; die Regierung gehört den Buren und die Führung im Miniſte— 
rium haben die drei Transvaaler Botha, Smuts und Hull. 

Am 31. Mai erſchien die erſte Nummer des Regierungsblattes 
„The Union of South Africa Government Gazette“, natürlich in Prä— 
toria, vor dem jetzt Kapſtadt zurückſtehen muß. Die Zeitung iſt doppel— 
ſprachig. Sie brachte amtliche Aktenſtücke über die Begründung der 
Union von Südafrika, die Ernennung des Generalgouverneurs, ſowie 
die ihm erteilte Inſtruktion, dazu die übrigen Ernennungen, von denen 
hervorzuheben iſt, daß General Herzog als Chief Juſtice gegebenenfalls 
Vertreter des Generalgouverneurs ſein wird. Es ſtehen nun freilich 
noch einige Monate lebhafter politiſcher Aufregungen bevor, da am 
3. November die Eröffnung des Unionsparlaments in Gegenwart des 
ſehr populären Herzogs von Connaught, der Herzogin und der Prinzeß 
Patricia ſtattfinden ſoll. Bis dahin muß das Wahlgeſchäft erledigt ſein 
und die Wahlagitation iſt bereits im Gange. General Smuts wird in 
Prätoria-Weſt, Botha in Prätoria-Oſt und zwar gegen Sir Percy 
Fitzpatrik kandidieren. Dieſer letzteren Wahl wendet ſich um ſo mehr 
das allgemeine Intereſſe zu, als Fitzpatrik hier in ſeinem früheren Wahl— 
kreis bekämpft wird, und Botha in ſeiner erſten Wahlrede, Ende Juni, 
das Programm der neuen von ihm begründeten ſüdafrikaniſchen National- 
partei darlegte. Er ſprach holländiſch und ſeine Rede wurde für die 
in der Verſammlung anweſenden Engländer überſetzt. Der Inhalt 
dieſes Programms iſt kurz gefaßt der folgende: 1. Gerechte und gleich— 
mäßige Behandlung aller Mitglieder der Union. 2. Gleichberechtigung 
beider Nationalitäten und Sprachen. 3. Ausſchließung der Eingebornen— 
frage aus der Parteipolitik, gerechte und ſympathiſche Behandlung der 
Eingeborenen in weitherzigem und liberalem Sinn. 4. Beförderung der 
europäiſchen Einwanderung, Ausſchließung der aſiatiſchen. 5. Aus— 


a 


gedehnte Erziehungspolitik. 6. Verbeſſerung der Arbeitsbedingungen 
weißer Handarbeiter. 7. Einrichtung eines ausreichenden Syſtems 
nationaler Verteidigung für Südafrika als Glied des britiſchen Reichs, 
und Verpflichtung der Bürger, an der Verteidigung teilzunehmen. 
8. Reorganiſation der Staatsverwaltung. 9. Energiſche Eiſenbahn— 
politik. 10. Beſchaffung ſicherer Grundlagen für die Mineninduſtrie 
und Heranziehung flüſſigen Kapitals. 11. Förderung der Landwirtſchaft 
und neuer Siedelungen. Endlich betont dieſes Programm mit großem 
Nachdruck die Zugehörigkeit zur britiſchen Flagge. 

Die Unioniſten ſind durch dieſes Programm, dem ſie in keinem 
Punkte widerſprechen können, in Verlegenheit geſetzt. Auch iſt ihr 
eigenes Programm ziemlich farblos. Es redet nicht von der allgemeinen 
Wehrpflicht, iſt in der Frage der Eingeborenenpolitik radikaler und rückt 
die Chamberlainſchen Reziprozitätsgedanken in den Vordergrund, d. h. 
lauter Sätze, denen die Buren ihren Widerſpruch entgegenſtellen. Daß 
die Kapkolonie ſich zurückgeſetzt fühlt und das Vorherrſchen Transvaals 
nur unwillig trägt, geht aus den Stimmen der kapländiſchen Preſſe 
deutlich hervor. Nebenher geht das Beſtreben der nordöſtlichen Gebiete 
des Kaps, eine eigene Provinz zu bilden. In Grahamstown hat ſich zu 
dieſem Zwecke eine Eaſtern-Province-Aſſociation gebildet, und das gibt 
uns einen Fingerzeig über die bevorſtehende weitere Entwicklung der 
ſüdafrikaniſchen Föderation. Aus den vier Staaten werden, ebenſo 
wie es in Kanada und in Auſtralien der Fall war, im Lauf der Jahre 
viele werden, jet es durch Teilung der beſtehenden Staaten, ſei es durch 
Wandlung der Protektorate, in denen jetzt der Generalgouverneur als 
High Commiſſioner fungiert, in autonome Kolonien. Wie dem auch 
ſei, zunächſt wird die Arbeit der Zentralregierung ſich ſo gut wie aus— 
ſchließlich den inneren Fragen wirtſchaftlichen Charakters zuwenden 
müſſen. Die beiden großen Probleme: Eingebornenpolitik und 
Sprachenfrage werden, ſo weit das irgend möglich iſt, zurücktreten, denn 
beide Parteien wollen jetzt noch nicht an ihnen rühren. Trotzdem be— 
ſtehen ſie fort und wie ſie gelöſt werden vorherzuſagen, wäre vermeſſen. 
Denn wenn, um mit Bismarck zu reden, Südafrika in den Sattel geſetzt 
iſt, und wie wir hinzufügen, auch bewieſen hat, daß es reiten kann, ſo 
ſteht doch keineswegs feſt, wohin es reiten wird. 

Wohin der Ritt geht, iſt freilich auch die große Zweifelsfrage, die 
jetzt überall in England erhoben wird, und es iſt wohl ein Zeichen der 
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Unſicherheit, mit der das engliſche Volk in die Zukunft blickt, daß jetzt 
faſt alle Probleme britiſcher Politik gleichzeitig aktuell werden. Wir 
denken dabei nicht an den two power standard und die damit verbundenen 
Halluzinationen, das iſt ein chroniſches Leiden, über deſſen Charakter 
nur der Patient im Unklaren iſt, ſondern an die Nervoſität, die auf dem 
geſamten Gebiet des britiſchen Reiches und ſeiner ſtetig ſich erweiternden 
Einflußſphären zum Ausdruck kommt. Wir ſahen, wie trotz bündiger 
Verträge die Anſtalten getroffen werden, Tibet in den Kreis der „glacis“ 
des Reichs zu ziehen. Parallel damit geht ein immer deutlicher gekenn— 
zeichnetes Vordringen in Perſien, und die gewaltſame Beherrſchung 
aller Küſten des perſiſchen Golfes, unter dem Vorwande, einen Waffen— 
handel zu verhindern, von dem England befürchtet, daß er von 
Koweit oder Maskat durch Perſien und Afghaniſtan nach Indien kommen 
könnte, wohin der Weg 2400 engliſche Meilen beträgt! Man muß die 
„Times of India“ leſen, um zu überſehen, mit welcher Ungeniertheit 
und Konſequenz dieſer völkerrechtlich gewiß nicht verbotene Waffen— 
handel verfolgt wird. Da England ſich weder mit Perſien noch mit 
Afghaniſtan im Kriege befindet, kann von Kriegskonterbande füglich 
keine Rede ſein. Zurzeit ſind fünf Kreuzer und Kanonenboote und neun 
bewaffnete Schleppdampfer beſchäftigt, den Perſiſchen Golf zu bewachen; 
wie das geſchieht, aber mag ein typiſches Beiſpiel zeigen. Zu Anfang 
dieſes Jahres hatte ein franzöſiſcher Waffenhändler, Goguer, aus Maskat 
1500 Gewehre und 120 000 Patronen in ein Segelſchiff nach Koweit 
verladen, wohin bisher die Engländer den Waffenhandel gnädigſt 
geſtattet hatten, weil Mubarek Bey zu ihren Anhängern gehört. Goguer 
hatte Ausweispapiere vom franzöſiſchen Konſul und vom Sultan von 
Maskat. Trotzdem griff ein engliſches Kriegsſchiff ſein Fahrzeug auf 
und brachte es nach Maskat zurück. Goguer, der ſich weigerte, die 
Gewehre zurückzunehmen, fordert hohen Schadenerſatz, aber obgleich 
Monate ſeither vergangen ſind, haben wir in keiner franzöſiſchen Zeitung 
die geringſte Notiz von dieſem doch auffallenden Gewaltſtreich gehört. 

Es ſcheint ſich aber noch mehr vorzubereiten. Die „Times of India“ 
druckt einen Artikel des uns nicht zugänglichen „Pioneer“ vom 3. Februar 
ab, in dem behauptet wird, daß die Stammesfürſten von Perſiſch— 
Beludſchiſtan ſich unabhängig erklärt hätten, ſo daß Perſien dieſe 
Grenzprovinz verloren habe. Da nun Perſiſch-Beludſchiſtan die Straße 
von Bender Abbas ins Innere hinein beherrſche, werde England ſich 


genötigt ſehen, des indiſchen Handels wegen dort einzugreifen. Nun 
haben wir allerdings bemerkt, daß an der Südgrenze Perſiens ſtarke 
engliſche Machtmittel entfaltet werden, aber nicht das geringſte Symptom 
von einer ſeparatiſtiſchen Bewegung in Perſiſch-Beludſchiſtan in Erfah— 
rung bringen können, obwohl die gut orientierte ruſſiſche Preſſe, die 
allmählich recht eiferſüchtig geworden iſt, ſich das gewiß nicht hätte 
entgehen laſſen. Aber im Juni hat der engliſche Agent in Koweit wieder— 
um 300 Gewehre beſchlagnahmt und die engliſchen Kriegsſchiffe haben 
eine Dhau mit 2000 Gewehren und einer Million Patronen aufgebracht. 
Die Konſulatswache in Bender Abbas iſt auf 75 Seapois verſtärkt worden, 
von engliſchen Expeditionen landeinwärts aber wurde mehrfach berichtet. 
Schon im Januar drang ein halbes Regiment indiſcher Truppen in 
Südperſien ein, um verſteckte Waffenlager der Afghanen und Beludſchen 
zu durchſuchen, und im März landeten engliſche Truppen weſtlich von 
Lingali Soldaten und Matroſen. Es iſt kaum zu bezweifeln, daß Vor— 
bereitungen getroffen werden, für England ein Aquivalent zu ſchaffen, 
falls Rußland dauernd in Nordperſien Fuß faſſen ſollte. 

Auch in betreff Indiens läßt ſich die Frage aufwerfen, wohin 
der Weg geht. Offenbar ſoll mit dem Syſtem verhältnismäßiger Milde 
endgültig gebrochen worden. Die Berichte der engliſchen Zeitungen, 
ſpeziell der „Times“, ſind voller Meldungen über Verhaftungen, Haus— 
ſuchungen, Unterdrückung von Zeitungen und anderen Zwangsmaß— 
regeln. Man will einer weit verbreiteten Verſchwörung auf die Spur 
gekommen ſein und mit den Gegnern der engliſchen Herrſchaft aufräumen. 
Aber das alles iſt nur ein Kampf gegen die Symptome einer tief ge— 
gründeten nationalen Strömung, die ihr Fundament in jener aſiatiſchen 
Bewegung hat, die im Zuſammenhang mit dem engliſch-japaniſchen 
Bündnis infolge der furchtbaren Niederlagen Rußlands entſtand. Der 
Glaube an die Überlegenheit der weißen Raſſe ging damals verloren, 
und das mandſchuriſche Bündnis der Ruſſen und Japaner wird im 
Orient erſt recht als ein Triumph Aſiens empfunden. Kein Zweifel, 
daß ſich auch hier etwas Neues vorbereitet. 

Wir wollen nicht weiter an den Wandlungen exemplifizieren, die 
ſich eben jetzt auf kanadiſchem und gauſtraliſchem Boden vollziehen, 
obgleich auch ſie alle Beachtung verdienen; nur auf zwei intereſſante 
Tatſachen ſei zum Schluß noch hingewieſen. Der „Daily Expreß“ iſt 
mit dem Vorſchlag hervorgetreten, daß König Georg bei ſeiner Krönung 
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den Kaiſertitel „erhalten“ ſolle (should receive the title of „Emperor of 
the British“). 

„Das britiſche Reich“, ſagt der „Expreß“, „iſt jetzt mehr als eine 
konventionelle Bezeichnung, und es iſt gewiß angemeſſen, daß das 
Empire einen Emperor erhält. Es darf nie vergeſſen werden, daß der 
Souverän das einzige lebendige Band zwiſchen den ver— 
ſchiedenen Gebieten des Britiſh Empire iſt, und daß die kolonialen 
Gerichtshöfe eine endgültige Entſcheidung nicht der engliſchen Gerichte, 
ſondern des Privy Council des Königs anrufen, das aus dem Geſamtreich 
ernannt wird. Indien iſt ein Kaiſertum für ſich, und König Georg 
Kaiſer von Indien, aber außerhalb Indiens haben wir die abſurde 
Anomalie eines Empire ohne Emperor.“ 

Dieſe Anregung hat, nach den Außerungen der Preſſe zu urteilen, 
die beſte Ausſicht, populär zu werden. 

Die zweite Tatſache, auf die wir hinweiſen wollen, iſt das Manifeſt, 
das 21 ſchottiſche Parlamentsmitglieder, teils Liberale, teils Zugehörige 
der Arbeiterpartei, erlaſſen haben. Sie haben ſich zu einem ſchotti— 
ſchen Nationalkomitee“ zuſammengetan und verlangen für 
Schottland Homerule. Es iſt das erſtemal, daß Schottland mit dieſer 
Forderung hervortritt, und daher wichtig, die Hauptſätze des Manifeſts 
kennen zu lernen. 

„Die Regelung der konſtitutionellen Frage wird Gelegenheit geben, 
die parlamentarische Arbeit auf der Grundlage des Heimfalls (devo- 
lution) zu reorganiſieren. Irlands Verlangen, ſich ſelbſt zu regieren, 
wird wahrſcheinlich nicht überhört werden. Schottland iſt in ſeiner 
Weiſe nicht weniger dringend. Eine Politik des Rückfalls ſchottiſcher 
Angelegenheiten an Schottland (a policy of devolution for Scottish 
affairs) ſchließt einen Bruch mit dem veralteten Syſtem in ſich, das ſeit 
200 Jahren galt. Dies Syſtem wurde uns bei der Union aufgezwungen, 
als Schottland tatſächlich den Händen der Bureaufratie überliefert 
wurde.“ 

Es ſchließt ſich hieran der Nachweis, daß Schottland durch die 
geltende Verfaſſung ſchwer geſchädigt werde, und die Aufforderung 
an die Wähler, neben der Reform der Lords auch ein beſonderes Parla— 
ment für Schottland zu verlangen, während dem Parlament in Weſt— 
minſter die Angelegenheiten des Empire bleiben ſollten. 
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Es iſt nun im höchſten Grade beachtenswert, daß, während die 
unioniſtiſchen Zeitungen unter Führung der „Times“ einen Alarmruf 
wider den neuen Separatismus erheben und von der Schaffung künſt— 
licher Nationalitäten reden, die „Weſtminſter Gazette“ mit großer Ent— 
ſchiedenheit für die Vorſchläge des Manifeſtes eintritt. Auch Homerule 
für Irland gewinnt dadurch an Ausſichten, da die „W. G.“ ohne Zweifel 
Fühlung mit den regierenden Kreiſen genommen hat, ehe ſie mit ihrer 
Billigung hervortrat. 


11. Auguſt 1910. Brüſſeler Abkommen zwiſchen Belgien, Deutſchland und England über die 
Grenzen am Kiva-See und Rufiji. 

13. Auguſt. Präſident Fallières' Reiſe in die Schweiz. 

14. Auguſt. Feuersbrunſt in der Brüſſeler Weltausſtellung. 

15. Auguſt. Konferenz zwiſchen dem Grafen Ahrenthal und Hakki Paſcha in Marienbad. 

16. Auguſt. Die Türkei geſtattet die Rücktehr der nach Bulgarien geflüchteten Mazedonier. 


17. Auguſt 1910. 

Das New Yorker „Evening Journal“ vom 28. Juli bringt zwei die 
politiſche Situation ſehr draſtiſch kennzeichnende Karikaturen. Die eine 
zeigt uns auf einem Schiff die demokratiſche Partei in Sturm und 
Gewitter auf hoher See. Auf der Kommandobrücke ſteht ein Eſel, 
der die Notflagge gehißt hat. Bryan fällt eben über Bord in den offenen 
Rachen eines Haifiſches. Von Ohio aus ſchwimmt Garfield nach Oyſter 
Bay, d. h. zur Wohnſtätte Rooſevelts, der, wie es ſcheint, ihm in einem 
Boot entgegenſegelt. Als Unterſchrift: „All at Sea, dropping the 
Pilot. Sie haben ihren Steuermann über Bord geworfen!“ 

Auch die zweite Karikatur zeigt ein Schiff im Sturm. Am Steuer 
Rooſevelt, der mit verzweifelter Anſtrengung das Fahrzeug von einem 
Felſen abzulenken ſucht, an dem es ſcheitern muß. Von dem über 
Bord gefallenen Longworth ſieht man noch Knöchel und Sohlen; im 
Hintergrunde des Schiffs ſitzt Taft bei einem Glaſe Wein, und auf die 
ängſtliche Frage eines Paſſagiers: „Wie entgehen wir dem Felſen?“ 
antwortet er: „Frage den Steuermann, ich habe Urlaub.“ 

Die Legende darunter lautet: „Es war aber Mitternacht auf dem 
Meere, und ein Sturm war in der Tiefe!“ 

Das bringt den Leſern recht deutlich vor Augen, daß die Repu— 
blikaner ſich in denſelben Nöten befinden wie die Demokraten. In der 
Tat iſt die Lage, wie uns ein Privatſchreiben aus New Pork mitteilt, 
ſehr intereſſant und unſicher. Unzweifelhaft entwickelt ſich ein Intereſſen— 
gegenſatz zwiſchen dem von Rooſevelt und dem von Taft ausgehenden 
Einfluß in der republikaniſchen Partei, und bisher iſt die Partei Rooſevelt 
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der verlierende Teil. Rooſevelt hat ſich als ein „hoo doo“, d. h. als 
unglückbringend für jede Perſon und für jede Maßregel erwieſen, für 
die er eingetreten iſt; was aber Bryan betrifft, ſo hat er ſeinen Einfluß 
völlig verbraucht und jedermann iſt ſeiner müde geworden. Aber noch 
ſteht die heiße Zeit der Novemberwahlen bevor, und im Laufe des 
September und Oktober kann ſich noch mancherlei ereignen. Die 
ſteigenden Koſten des Lebensunterhalts und der Miete, die allgemeine 
Korruption im öffentlichen Leben und die unſinnige Extravaganz der 
Reichen, die Schwindeleien der Fondsbörſe, das alles hat eine Stimmung 
erzeugt, unter der beide politiſchen Parteien zu leiden haben werden. 
Wären die Sozialiſten organiſiert wie in Deutſchland, ſo hätten ſie jetzt 
große Ausſichten. Das iſt aber nicht der Fall, auch haben ſie niemanden, 
der die Fähigkeit hätte, ſie zu führen. Wahrſcheinlich wird es ihnen 
gelingen, beide, Demokraten und Republikaner, zu ſchwächen, aber ohne 
daß irgendwelche Wirkung davon zu erwarten wäre. 

Großes Aufſehen hat eine dem „World“ aus London zugegangene 
Kabeldepeſche gemacht, welche über zwei Geſpräche berichtet, die Theodore 
Rooſevelt angeblich mit König Georg gehabt hat. Es handelte ſich, 
wie wir am 27. Juli ausführlich berichteten, um Agitation für Homerule 
in Irland als Mittel, ein Bündnis zwiſchen Amerika und England 
möglich zu machen. Dieſes Themas haben ſich nun auch kanadiſche 
Blätter bemächtigt, wie wir einem ſehr eingehenden Referat der „New 
York Times“ vom 31. Juli entnehmen. Zum Ausgangspunkt dient die 
Wiedergabe einer Rede von Mr. Birrell, der als Oberſekretär des Lord 
Leutnants von Irland, Mitglied des Kabinetts Asquith iſt. Birrell 
führte aus, daß die Föderation des britiſchen Reiches wahrſcheinlich mit 
der Föderation des ſogen. Vereinigten Königsreichs beginnen werde, 
das man offenbar ſo nenne, weil es weder den Intereſſen noch dem 
Geiſt nach „vereinigt“ (united) ſei. Schottland, ſagte er, ſei in Revolte, 
Wales ſei unzufrieden und es ſei eine wahre Stupidität, durch iriſche 
Stimmen über Englands Kriege entſcheiden zu laſſen. England habe 
einen Anſpruch auf ein eigenes Parlament und könne, um den eigenen 
engliſchen Intereſſen Beachtung zu ſichern, es dadurch gewinnen, daß 
es den beiden anderen Königreichen, Schottland und Irland, geſtatte, 
ihre beſonderen Parlamente zu haben, ſo daß die Reichsintereſſen einem 
durch lokale Probleme nicht beſchwerten, wahrhaft imperialiſtiſchen 
Parlament überlaſſen blieben. Auch würde eine ſolche Föderation 
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Raum für die überſeeiſchen Dominien bieten, ſobald ſie den Zutritt 
wünſchen ſollten. 

Die „New York Times“ meint, daß dies der Gedanke ſei, der hinter 
der geheimnisvollen Andeutung der Londoner Blätter ſtecke, daß die 
konſtitutionelle Frage eine Löſung finden werde, „von der niemand 
geträumt habe“, und ſchenkt ihm ihren vollen Beifall, hebt aber hervor, 
wie merkwürdig es ſei, daß dieſe dezentraliſierenden Pläne mit einer 
nach Zentraliſation ſtrebenden Bewegung in den Vereinigten Staaten 
parallel laufen. Während die Engländer einſehen, daß es möglich ſei, 
das Parlament zu entlaſten, ſuchten die amerikaniſchen Politiker der 
Nationallegislatur Aufgaben zuzuweiſen, die beſſer in den Lokalver— 
tretungen erledigt würden. Das wird mit Einzelheiten belegt, die für 
uns nicht von Intereſſe ſind. Das Weſentliche liegt darin, daß der 
Gedanke der Föderation in England an Boden gewinnt und daß damit 
eine Entwicklung vorgezeichnet iſt, die als politiſche Perſpektive auch von 
uns mehrfach ins Auge gefaßt wurde. Aber es läßt ſich nicht verkennen, 
daß die Frage wohl aufgeworfen werden kann, ob alle Dominien eine 
Teilnahme an dem Reichsparlament wünſchen würden. Teilnahme 
legt Verpflichtungen auf, und es ſcheint nicht, daß die Neigung groß iſt, 
die beſonderen Intereſſen der Dominien, die natürgemäß auch von der 
auswärtigen Politik des Reiches berührt werden, in Abhängigkeit von 
einem Parlament zu ſetzen, in welchem ihr Votum niemals den Aus— 
ſchlag geben kann. Die ſehr imperialiſtiſch geſtimmten Reden, die Sir 
Wilfried Laurier auf ſeiner Rundreiſe durch das weſtliche Kanada ge— 
halten hat, ſcheinen uns ſtark darauf berechnet zu ſein, den Londoner 
Geldmarkt willig zu machen, da ſeine Partei ſich nur im Regiment zu 
behaupten Ausſicht hat, wenn ſie die Mittel zu beſchaffen verſteht, die 
zur Fortſetzung ihrer großartigen Kanal- und Eiſenbahnpolitik erforderlich 
ſind. Lauriers Politik ging ſtets dahin, die möglichſte Selbſtändigkeit 
Kanadas zu behaupten und ihm auch in ſeinen Beziehungen zu aus— 
wärtigen Staaten Aktionsfreiheit zu ſichern. Den beſten Beweis dafür 
liefert ſeine in England wenig populäre Handelspolitik. 

Von dem panamerikaniſchen Kongreß iſt wenig zu ſagen. Was 
dabei hervortrat, war das Zuſammenſtehen von Chile und Argentinien, 
den beiden blühendſten und tatkräftigſten ſüdamerikaniſchen Kolonien. 
Nachträglich aber hat ſich an den Kongreß eine Polemik geknüpft, die von 
allgemeinerem Intereſſe it. Die „New Pork Times“ hatte geſagt, daß 
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die „vernachläſſigten ſüdamerikaniſchen Märkte des kommerziellen Über— 
gewichts der Engländer müde ſeien und es mit Freuden begrüßen 
würden, wenn die Vereinigten Staaten dagegen in aktive Oppoſition 
treten wollten. Darauf antwortet der in engliſcher Sprache erſcheinende 
„Buenos Aires Herald“ mit außerordentlicher Schärfe. Argentinien, 
Chile, ja alle lateiniſch amerikaniſchen Republiken mit Ausnahme von 
Mexiko, Kuba und vielleicht Peru, hätten ihren Geldmarkt in London. 
Noch jetzt aber liege es jo, daß amerikaniſches Kapital und amerikaniſche 
Arbeit im eigenen Lande mehr Beſchäftigung als auswärts fänden. 
Dazu ſei Amerika der Rival Argentiniens auf dem Londoner Markte, 
und wenn Argentinien auch nicht in Manufakturen mit den Vereinigten 
Staaten konkurrieren könne, ſo gebe es doch wenige Exportartikel Argen— 
tiniens, welche die Vereinigten Staaten nicht in gleicher oder gar in 
größerer Menge auf dieſelben Märkte werfen. Übrigens ſei Argentinien 
kein Kind mehr, das man mit einer Klapper amüſiere. 

„Dieſe Republik iſt ſich ihres Wertes und ihrer Zukunft ebenſo 
bewußt, wie ihre „älteren Brüder“ andrer Raſſe und andrer Hemi— 
ſphäre. Auch darf man ſie denen gegenüber nicht undankbar ſchelten, 
die ihr das Vaterland erſchloſſen haben, überall Koloniſten anſiedelten, 
ihr Gut herüberbrachten, es verſchifften, verkauften, Geld in ihren 
Beutel taten, und ihnen freie Hand ließen, über ihre politiſchen Ge— 
ſchicke zu verfügen.“ 

Das klingt ſtolz und iſt voll von wohlberechtigtem Selbſtgefühl. 
Ganz ähnliche Töne aber ſchlägt die deutſche „La Plata-Zeitung“ an, 
die den Panamerikanismus mit aller Entſchiedenheit zurückweiſt. Es 
ſind Individualitäten und Selbſtändigkeiten, die hier herangewachſen 
ſind, nicht Vaſallenſchaften, geneigt, Werkzeuge fremder Intereſſen zu 
werden. Und das läßt ſich nur freudig begrüßen. Die Welt würde 
zu einförmig werden, wenn die Entwicklung eine andere wäre. 

Die Frage der amerikaniſchen Intereſſen in Oſtaſien berührt ein 
in New Vor erſcheinendes japaniſches Blatt „Japaneſe-American 
Commercial Weekly“, das offenbar für die Chineſen und Japaner 
geſchrieben iſt, da Text und Anzeigen in chineſiſcher Schrift gedruckt 
werden, mit Ausnahme der letzten Seite, die gewöhnlich mehrere kurze 
zur Belehrung der Amerikaner beſtimmte Leitartikel enthält. Die letzte 
uns zugegangene Nummer datiert vom 23. Juli und bringt einen Aufſatz 
„Wie China ruiniert wird“ (China being driven to ruin). Die Methoden, 
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durch welche die abendländiſchen Mächte China zum Fortſchritt führen 
wollen, ſeien grundfalſch, und es ſei zweifelhaft, ob dieſe Mächte über— 
haupt ein ſtarkes China brauchen könnten. Ein ſtarkes China werde 
keine Konzeſſionen vergeben, ſondern vielmehr die ſchon verliehenen 
zurückzunehmen ſuchen. Die Eiſenbahnanleihen ſeien dem Volke auf— 
genötigt worden und die Regierung ſei ſowohl zu ſchwach, ſolche An— 
gebote abzuweiſen, als auch die Oppoſition des Volkes zu unterdrücken. 
Sie müſſe daher wählen zwiſchen den Fremden und der Unterſtützung 
des Volkes. 1900 habe ſie das letztere getan und zu ihrem Schaden 
die Boxer gegen die Fremden aufgeboten. Tue ſie jetzt das Gegenteil, 
ſo gefährde ſie den Beſtand der Dynaſtie. Wenn nun die Mächte für 
die Mandſchus eintreten, werde es einen Bürgerkrieg und vielleicht eine 
Teilung Chinas unter die Fremden geben und ſchließlich einen allgemeinen 
Kampf um den größten Teil der Beute, wozu die Mächte heute weder 
militäriſch noch ſonſt vorbereitet ſeien. Der Hauptfehler aber ſei, den 
Fortſchritt auf dem Wege von Konzeſſionen herbeiführen zu wollen. 
Der Fortſchritt von China ſei eine Frage für ſich, der Profit fremder 
Konzeſſionäre eine andere. Das erſte könne erreicht werden, indem man 
die Regierung ſtärke, nicht indem man ſie tyranniſiere und ſchwäche, 
wie die Konzeſſionsjäger es täten. Und dann: Beſtehe denn eine 
Nation oder ein Land nur, um durch eine andere Nation ausgebeutet 
zu werden? Sei es recht, daß die Fremden China nur mit begehrlichen 
Augen anſehen, ohne das Beſte der Regierung und des Volkes im Auge 
zu haben? Sei es eine chriſtliche Methode, welche die fremden Re— 
gierungen verfolgen, wenn ſie die Chineſen am Halſe faſſen und ſie 
würgen, bis ſie alles von ſich gegeben haben, was ſie an Naturſchätzen 
und aufgeſammeltem Reichtum beſitzen? Wenn die abendländiſchen 
Mächte das wankende Reich auf ſichere Füße ſtellen wollten, täten ſie 
gut, ihre Geldſchnapper zurückzuhalten und die Regierung in ihren Re— 
formplänen zu unterſtützen. Weigern ſie ſich, es zu tun, ſo iſt ihr Wunſch 
China zu fördern ein leeres Wort. „Offenheit und rückſichtsloſes Handeln 
iſt zwar brutal, würde aber im allgemeinen die Tätigkeit der Diplomatie 
weſentlich vereinfachen!“ Wir zweifeln nicht daran, möchten aber dem 
Verfaſſer dieſes Artikels, der T. Baba zeichnet, die Frage vorlegen, 
wie er denn das Vorgehen Japans gegen China in der Mandſchurei 
und gegen Korea rechtfertigt, und ob ihm nicht bekannt iſt, daß die 
Methoden, die er empfiehlt, Unterſtützung der chineſiſchen Regierung in 
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ihren Reformplänen und Förderung der Kultur durch Schulen, Forſt— 
und Induſtrieanlagen uſw. ſeit Jahren von Kiautſchou aus 
in erfolgreichſter Weiſe geübt werden? Die Provinz Schantung ſteht 
als Beweis unſerer Tätigkeit da. Was aber die Konzeſſionen betrifft, 
ſo kommt es auch da darauf an, wie ſie gewonnen und wie ſie gebraucht 
werden. In dieſer Hinſicht aber muß gerade das Verhalten Japans, 
das in die Expropriierung und Annektierung großer Provinzen aus— 
mündet, und deſſen mandſchuriſche Politik eine Teilungspolitik iſt, als 
abſchreckendes Beiſpiel dienen. Wir wiſſen niemand, der weniger 
berechtigt wäre, den Moralprediger hervorzukehren, als gerade Japan, 
dem es für alle Zeiten unvergeſſen bleiben wird, daß ſeine Regierung 
keinen Anſtand nahm, die kriegsgefangenen ruſſiſchen Matroſen und 
Soldaten für die Revolution zu erziehen. 

Aber freilich, die ruſſiſchen Bundesgenoſſen haben das längſt ver— 
geben und viele unter ihnen haben ja gerade dieſe Tätigkeit den Japanern 
als ein beſonderes Verdienſt angerechnet. Ob ſie ſich heute noch dazu 
bekennen, wiſſen wir freilich nicht. 

Zu den von uns aufgeführten ruſſiſchen Stimmen, die ſich gegen 
die ruſſiſch-japaniſche Allianz — ſo darf man jetzt wohl ſagen — wenden, 
iſt eine ſehr gewichtige in dem „Weſtnik Jewropy“ (europ. Bote) gekom— 
men. Dieſe weitverbreitete, dem Radikalismus näher als dem Libera— 
lismus ſtehende Monatsſchrift, ſpricht es ausdrücklich aus, daß der Vertrag 
vom 4. Juli 1910 nichts anderes bedeute, als eine Teilung der Mandſchurei 
zwiſchen Rußland und Japan und Ausſchließung aller Fremden von 
jeder Teilnahme an den innern Angelegenheiten der Mandſchurei. 
Aus dem Text des Vertrages könne man den Schluß ziehen, daß die 
Mandſchurei gar nicht mehr als chineſiſche Provinz anerkannt werde, 
und deshalb garantierten auch nur Rußland und Japan, nicht China, 
die Aufrechterhaltung des status quo. 

Der Aritkel 3: „Falls Ereigniſſe ſtattfinden, welche den erwähnten 
status quo bedrohen, werden beide vertragſchließenden Mächte jedesmal 
in Beziehung zueinander treten, um ſich über die Maßregeln zu ver— 
ſtändigen, welche ſie erforderlich finden werden, um dieſen status quo 
aufrechtzuerhalten,“ ſei ſo unbeſtimmt gehalten, daß Japan ſehr wohl 
für bedrohlich halten könne, was Rußland förderlich erſcheine, und um— 
gekehrt, ſo daß die ſchwerſten Verwicklungen daraus entſtehen könnten. 
Worauf begründe ſich das im Vertrag vorausgeſetzte „unbedingte gegen— 
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ſeitige Vertrauen und die Solidarität zwiſchen Rußland und Japan, 
nach allem, was im letzten Jahrzehnt geſchehen ſei?“ Japan ſei zu einer 
aktiven, angreifenden Rolle im fernen Oſten berufen, es ſei, recht be— 
trachtet, die einzige aggreſſive Macht und daraus folge nach Artikel 3, 
daß Rußland der Führung Japans werde folgen müſſen. In der Politik 
China gegenüber habe Rußland das dringendſte Intereſſe, den Frieden 
aufrecht zu erhalten, während Japan jede ihm beliebige Politik gegen 
China führen könne, auch die eines Bündniſſes gegen jedermann ſonſt. 
Von der mandſchuriſchen Bahn, die nichts einbringe als Koſten, meint 
der „Weſtnik“, es wäre am beſten, ſie zu verkaufen. Die den Japanern 
zugefallene Bahn aber ſei ein Werkzeug für Begründung des merkantilen 
Übergewichts und die Herrſchaft der Japaner in einem weiten Teile 
Chinas. 

Rußland habe auf die Mandſchurei nur ephemere Rechte, der 
Vertrag ſei eine grundloſe Herausforderung und Verhöhnung Chinas, 
das denn auch in ſeiner diplomatiſchen Antwort auf dieſe ruſſiſch-japaniſche 
Verſtändigung verſucht habe, den Vertrag ſo auszulegen, als ob China 
nach wie vor Herr des Landes ſei. Kurz die ruſſiſche Diplomatie habe 
Rußlands gute Beziehungen zu dem friedlichen und geduldigen China 
geopfert, um der ſehr zweifelhaften Freundſchaft des ehrgeizigen und 
unternehmenden Japans willen — und doch ſeien erſt 5 Jahre ſeit dem 
ſchweren japaniſchen Kriege hingegangen. Einige Zurückhaltung dem 
neuen Freunde gegenüber wäre daher wohl am Platze geweſen. „Die 
Konvention vom 4. Juli — jo ſchließt die Betrachtung — hat uns nicht 
von weiteren Sorgen um die Mandſchurei befreit, ſie legt uns vielmehr 
neue Verpflichtungen und neue Verantwortlichkeiten in betreff der 
weiteren Entwicklung im fernen Oſten auf.“ Der Satz iſt ohne allen 
Zweifel richtig und genau dasſelbe gilt vom ruſſiſch-engliſchen Vertrage 
vom 30. Auguſt 1907. Er hat Rußland in das ungerechte perſiſche 
Unternehmen hineingenötigt und hätte ſchon jetzt infolge des engliſchen 
Aufmarſches gegen Tibet, Rußland in das Abenteuer einer Unternehmung 
gegen Chineſiſch-Tibet gezogen, wenn nicht im letzten Augenblick Sir 
Edward Grey ſich entſchloſſen hätte, weiteres Vorrücken zu verbieten. 
Offenbar haben die ſchweren Sorgen, welche mit Recht durch die wach— 
ſende Feindſeligkeit der Inder gegen alles Engliſche wachgerufen wurden, 
dieſen Gegenbefehl veranlaßt. Man will vorher mit den Teilnehmern 
an einer großen Verſchwörung aufräumen, die kürzlich entdeckt worden 
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iſt, deren Zuſammenhänge aber jorgfältig geheim gehalten wurden. 
Die am 15. Auguſt beginnenden Gerichtsverhandlungen werden wohl 
Licht in dieſe dunkle Affäre bringen. Aber in Indien wie in Agypten 
ſind die Gegenſätze bereits ſo ſcharfe geworden, daß auf ein Erſticken der 
Flamme kaum noch gehofft werden kann. Sie frißt unter der Aſche 
weiter und es ſcheint uns ſicher, daß England noch ganz außerordentliche 
Opfer wird bringen müſſen, um ſeine Herrſchaft hier wie dort zu be— 
haupten. Hat es ſie aber hergeſtellt, ſo wird es — eine Siſyphusarbeit — 
immer von neuem wieder beginnen müſſen, denn die Formel wie die 
Intereſſen Englands gewahrt und die berechtigten Wünſche der Be— 
völkerung befriedigt werden können, iſt noch nicht gefunden worden. 
Sie iſt auch nicht zu finden, ſo lange Indien die Koſten an Blut und Geld 
tragen muß, welche die imperialiſtiſche Politik in Indien und an den 
glacis von Indien nicht entbehren kann. So lange es dabei bleibt, 
wachſen die Köpfe der Hydra wieder. Tertium non datur. 

Die Balkanangelegenheiten nehmen eine erfreuliche Wendung. 
Es läßt ſich jetzt darauf rechnen, daß Griechenland und Kreta ruhig 
bleiben. Albanien und Mazedonien werden bald entwaffnet ſein. Der 
Verſuch Bulgariens, die mazedoniſche Frage wieder vor ein europäiſches 
Forum zu ziehen, iſt endgültig als geſcheitert zu betrachten. Auch die 
Annahme des Königstitels durch den Fürſten von Montenegro, die in 
Serbien Befürchtungen wachgerufen hat, weil man dort vor dem Gedan— 
ken eines Großſerbien mit Montenegro als Kern begreifliche Scheu 
empfindet, kann unter den jetzigen Verhältniſſen nur mit Befriedigung 
begrüßt werden. Der Fürſt iſt ein kluger, alter Herr, der die Grenzen 
kennt, welche ihm geſetzt ſind, und Großſerbien iſt ein Traum, der viel— 
leicht in Zukunft, unter ganz neuen Vorausſetzungen Wirklichkeit werden 
kann, heute aber ein Phantom iſt. Das Weſentliche bleibt, daß die Türkei 
nicht nur ſtark, ſondern noch ſtärker wird, was ja mit größerer und geringe— 
rer Aufrichtigkeit heute alle Mächte zu wünſchen beteuern. 

In Rußland hat der Friedenskongreß in Stockholm, wegen ſeiner 
Finnland betreffenden Reſolution, große Erbitterung hervorgerufen. 
Es ſei ein Kreuzzug gegen Rußland gepredigt worden, und der ſchwediſche 
Miniſter des Auswärtigen habe als Ehrenvorſitzender des Kongreſſes 
daran teilgenommen. Die ruſſiſche Preſſe iſt eben gewöhnt, in Super— 
lativen zu reden und jede Kleinigkeit zu Staatsaktionen aufzubauſchen. 
So wettert Herr Menſchikow in einem ſeiner Leitartikel, den er „Zwei 
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Nachbarn“ überſchreibt, dagegen, daß Oſterreich-Ungarn in Frankreich 
eine Anleihe aufnimmt — ſo viel uns bekannt iſt, handelt es ſich um 
einen Verſuch, der bereits auf den durch Rußland veranlaßten Wider— 
ſpruch Herrn Pichons hin — geſcheitert iſt. Herr Menſchikow weiß nun, 
daß dieſe Anleihe eine Kriegsanleihe ſein ſollte, deren Spitze gegen 
Rußland gerichtet war! Der andere Nachbar iſt Japan, das ebenfalls 
rüſtet, um — Rußland Oſtſibirien zu nehmen! In der Tat, das iſt eine 
ſchreckliche Poſition! und Herr Menſchikow trifft hier, was ihm nur 
ſelten widerfährt, mit den Politikern des „Weſtnik Jewropy“ zuſammen. 

Aktueller als dieſe Phantaſien iſt die traurige Wirklichkeit, daß im 
ganzen öſtlichen und ſüdlichen Rußland, ſowie in mehreren Gouverne— 
ments des Zentrums und des Nordens, Petersburg mit eingeſchloſſen, 
die Cholera in unerhörter Weiſe wütet; dazu iſt noch die Peſt gekommen, 
die in Odeſſa feſtſitzt. Das alles übt einen niederdrückenden Einfluß auf 
Handel und Wandel aus. Daneben aber laufen die Prozeſſe, die gegen 
die ungetreuen Intendanten geführt werden. 
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August 1910. 80. Geburtstag Kaiſer Franz Joſefs. 


Auguſt. 
Auguſt. 
Auguſt. 


29. Auguſt. 


Auguſt. 
Auguſt. 


Einweihung des Kaiſerlichen Schloſſes zu Poſen. 

Verleihung des Schwarzen Adlerordens an König Manuel von Portugal. 

50jähriges Regierungsjubiläum Nikolaus J. von Montenegro: Als Gäſte die Könige 
Victor Emanuel von Italien und Ferdinand von Bulgarien anweſend. 

Proklamation Montenegros zum Königreich. 

Eintreffen des Kaiſers und der Kaiſerin von Rußland in Schloß Friedberg. 
Zuſammenkunft des Grafen Aehrenthal und San Giulianos in Salzburg. 


. September. Kaiſer Wilhelm nimmt von Lord Roberts die Notifizierung der Thronbeſteigung 


König Georgs V. entgegen. 


. September. Die vier Schutzmächte Kretas genehmigen die Zulaſſung von Venizelos zur griechi⸗ 


ſchen National-Verſammlung. 


September. Griechenland verlangt von der Pforte Schadenerſatz für Verluſte durch den Boykott 


griechiſcher Waren. 


. September. Scheitern der franzöſiſch-türkiſchen Anleiheverhandlungen. 


September. Eröffnung der internationalen Seerechtskonferenz in Brüſſel. 
September. Antiklerikale Maßnahmen der portugieſiſchen Regierung. 
September. Die franzöſiſche Regierung verbietet die Eröffnung eines jungägyptiſchen Kon- 


greſſes in Paris. 


September. Rücktritt des Miniſteriums Malinow in Bulgarien. 
September. Prügeleien in der griechiſchen Nationalverſammlung. 
September. Beilegung des Konflikts zwiſchen Patriarchat und Pforte. 


September. Tod des ruſſiſchen Botſchafters in Paris, A. J. Nelidow. 


September. Rekonſtruierung des Miniſteriums Malinow. 

September. Verhängung des Belagerungszuſtandes über den Sandſchak Monaſtir. 
September. Beſuch Kaiſer Wilhelms in Wien. 

September. Tod des Regenten von Perſien Ali Reza Khan. 


. September. Eröffnung der portugieſiſchen Cortez. Der finnländiſche Landtag lehnt die von der 


ruſſiſchen Regierung eingebrachten Geſetze ab. 


0 September. Zuſammenkunft zwiſchen Hakki Paſcha und Graf Aehrenthal in Wien. 
September. Graf Aehrenthal beſucht San Giuliano in Turin. 


September. Tod des Generals Verdy du Vernois. 


Oktober. 


Oktober. 
Oktober. 
Oktober. 


Oktober. 


Oktober. 
Oktober. 
Oktober. 


. Oktober. 


Oktober. 


Oktober. 


Oktober. 


Der Staatsſekretär von Kiderlen-Waechter überreicht in Bukareſt ſein Abberuſungs⸗ 
ſchreiben. 
Eröffnung des chineſiſchen Vorparlaments. 
Ausbruch der Revolution in Liſſabon. 
Unterdrückung einer Kaffernrevolte in Süd-Weſt. 
Eröffnung des 3. deutſchen Kolonialkongreſſes zu Berlin. 
Ausweiſung aller Kongregationen aus Portugal. 
Auflöſung des finnländiſchen Landtages. 
Verhängung des Belagerungszuſtandes über Saloniki. 
Zentenarfeier der Berliner Univerſität. Von Kiderlen-Waechter wird vom Kaiſer 
Franz Joſef empfangen. Niederlage der Druſen durch türkiſche Truppen. 
Ausſtand franzöſiſcher Eiſenbahner. 
Eröffnung der Delegationen in Wien. 
Zentenarfeier der preußiſchen Kriegsakademie. 
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16. Oktober 1910. Überſiedlung König Manuels nach England. 

18. Oktober. Ende des Ausſtandes der franzöſiſchen Eiſenbahner. 

20. Oktober. Bildung des Miniſteriums Venizelos in Athen. 

22. Oktober. Vorſtellungen der Pforte an England wegen der Kohlenſtation in Um el Kair. 

23. Oktober. Deutſchfeindliche Demonſtrationen von Perſern in Konſtantinopel. Tod des Königs 
von Siam. 

24. Oktober. Beſuch des Kaiſers und der Kaiſerin in Brüſſel. 

25. Oktober. Auflöſung der griechiſchen Nationalverſammlung. 


26. Oktober 1910. 


Der „Daily Chronicle“ vom 22. Oktober veröffentlicht aus ſeinem 
Leſerkreiſe die folgende Zuſchrift: 

„Das neue Marineſchreckbild. Iſt es von irgend⸗ 
welchem Nutzen, mit Mr. Balfour und ſeinesgleichen vom chriſtlichen 
oder ethiſchen Standpunkt aus zu reden? Oder iſt es vielleicht nütz— 
lich, den Standpunkt des geſunden Menſchenverſtandes zur Geltung 
zu bringen? Ihr Berliner Korreſpondent erzählt uns heute morgen, 
daß Mr. Balfours Rede als gefährlich und höchſt inopportun beurteilt 
wird. Das iſt nicht eine Kundgebung, die Deutſchland veranlaſſen wird, 
auch nur um Haaresbreite von ſeiner Marinepolitik abzuweichen. Wenn 
die Rede überhaupt eine Wirkung hat, ſo wird ſie die deutſche Regierung 
nur in dem Entſchluß beſtärken, ihr Programm vollkommen auszu- 
führen (to proceed with its programme to the bitter end). 

Natürlich! Als Mr. Balfour und ſeine Gefolgſchaft den erſten 
Dreadnought bauten und prahlten, daß ſie die deutſche Flotte aus 
den Meeren verjagen würden, da ſahen wir, wie Deutſchland begann 
Dreadnoughts zu bauen. Auch das war ganz natürlich. Wenn ich in 
Shepperton mir eine Extradogge anlegen und prahlen wollte, daß 
dieſe Dogge alle Hunde des Dorfes umbringen werde, was würde ge— 
ſchehen? Das weiß jeder, der die menſchliche Natur kennt und die Welt, 
in der er lebt. Und wenn ich dann immer neue Doggen anſchaffen 
wollte, was würde dann die wahrſcheinliche Folge ſein? Wir würden 
über kurz oder lang die Arbeit tun, die den Wölfen zufällt. Ich ſage nur 
was Hunderttauſende denken. John Page Hopps, Shepperton— 
on⸗Thames, Art. 21.” 

Der Vergleich iſt ebenſo draſtiſch als treffend, aber wir fürchten, 
daß es allerdings nur Hunderttauſende ſind, die ſo denken, und daß 
Millionen durch die mehr als zehnjährige Agitation, die mit allen 
Mitteln dahin arbeitet, Deutſchland als den Feind darzuſtellen, ſo weit 
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hypnotiſiert ſind, daß ſie den Sophismen und notoriſch falſchen Dar— 
ſtellungen Balfours und nicht dem common sense folgen, der die Ge— 
ſpenſter zu verſcheuchen ſucht, die ſie ſelbſt beſchworen haben. Die 
Erfahrung hat uns leider bewieſen, daß die Nation alle Beſinnung vor 
ſolchen Geſpenſtern verliert, und die Panik, welche die erſten deutſchen 
Luftſchiffe hervorriefen, die damit verbundene lächerliche Spionen— 
furcht, die gehäuften Vorſichtsmaßregeln und die offenkundig gegen 
Deutſchland gerichtete Angriffsaufſtellung der geſamten engliſchen 
Flotten, das ſind Dinge, die ſich doch nicht vergeſſen laſſen. Es würde 
daher an Landesverrat grenzen, wenn wir auch nur um „Haaresbreite“ 
von unſerem Flottenprogramm abweichen wollten. Auch iſt uns die 
Wiederaufnahme der engliſchen Flottenagitation keine Überraſchung. 
Wir haben erwartet, daß ſie mit dem Moment einſetzen werde, da der 
Kampf um die Majorität im nächſten Parlament, nach der Anſtands— 
pauſe, die dem Tode König Eduards folgte, wieder aufgenommen 
werden mußte. Denn gelöſt iſt keines der Probleme, die den Gegenſatz 
zwiſchen den beiden großen regierenden Parteien Englands begründen. 
Nur in der auswärtigen Politik ſind ſie im weſentlichen eines Sinnes. 
Hat doch auch Winſton Churchill jetzt den Vorſchlag Lord Charles Beres— 
fords unterſtützt, durch eine Rieſenanleihe zum Bau neuer Dreadnoughts 
mit einem Schlage die deutſche Flotte ſchach und matt zu ſetzen, und das 
Organ Sir Edward Greys, die „Weſtminſter Gazette“, empfahl, auf 
einige Zeit die Amortiſation der engliſchen Schuld, die jährlich 6¼ Mill. 
Pfund beanſprucht, auszuſetzen, um dieſen Forderungen gerecht zu 
werden. Der „Temps“, dem wir dieſe Nachricht entnehmen, findet 
dieſe Wandlung in den Grundſätzen der liberalen Finanzpolitik des 
Miniſteriums Asquith höchſt bezeichnend (significatif) und hat damit 
durchaus recht. Im Hinblick auf die Wahlen wagt das liberale Mini— 
ſterium nicht dem Wunſch nach Anſchaffung „neuer Doggen“ entgegen— 
zutreten, und eben deshalb iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß es gegen ſeine 
beſſere Einſicht das auf ſich nimmt, was Mr. Hopps „the wolf business“ 
nennt. Aber wir halten es doch für notwendig, noch einmal in nicht 
mißverſtändlicher Weiſe zu formulieren, was den Kern des Gegen— 
ſatzes bildet, der ſich immer ſchärfer zwiſchen uns und England aus— 
gebildet hat. Es iſt weder Gegenſatz der Raſſen, noch der Kultur, noch 
der wohlverſtandenen Intereſſen beider Nationen, ſondern die Tat— 
ſache, daß in Deutſchland ein neuer mächtiger Faktor entſtanden iſt, 


2 


der für das Intereſſe aller ſeefahrenden Nationen eintritt: für die 
Freiheit der Meere! Für dieſes hohe Ziel iſt Rußland unter 
der Kaiſerin Katharina II., Frankreich unter dem erſten Napoleon und in 
ungleichen Anläufen bis zum Jahre 1904, im ganzen ſpäteren Verlauf 
ſeiner Geſchichte eingetreten, und dieſem Ideal ſtrebt mit höchſter Energie 
die große Republik der Vereinigten Staaten von Nordamerika zu. 
Es iſt auch die Entwicklung des Völkerrechts, die alle übrigen Nationen 
erſehnen. Wenn heute Rußland und Frankreich ihre alte Politik ver— 
leugnen, ſo hat das ſeinen Grund in politiſchen Beziehungen, welche 
die Gewähr der Dauer ebenſowenig in ſich tragen, wie das engliſch— 
japaniſche Bündnis, das bekanntlich in allen engliſchen Kolonien und bei 
allen im fernen Oſten lebenden Engländern im höchſten Grade unpo— 
pulär iſt. Die Zeit wird das Problem löſen, und nichts iſt unwahr— 
ſcheinlicher, als daß die Löſung gegen Vernunft und Gerechtigkeit ſchließ— 
lich zugunſten Englands ausfallen wird. Auch zweifeln wir nicht daran, 
daß, wenn einmal die Entſcheidung in dieſem Sinn gefallen iſt, England 
ſelbſt dabei ſeine Rechnung finden wird, und zwar beſſer und ſicherer 
als bei der Politik des Zähnefletſchens, in der es ſich heute gefällt.. 
Die jüngſt ſo großes Aufſehen erregende Ausführung der „Times“ 
über die wahrſcheinlich eintretende Notwendigkeit einer Teilung Perſiens 
zwiſchen Rußland und England reduziert ſich — ſeit der Text der offi— 
ziellen engliſchen Note bekannt iſt — offenbar auch auf eine Politik des 
Zähnefletſchens. England kann eine Nachbarſchaft Rußlands, wie ſie 
notwendige Folge einer Teilung wäre, unter keinen Umſtänden wünſchen, 
ſchon weil bei einer ruſſiſch-engliſchen Nachbarſchaft alle materiellen und 
politiſchen Vorteile Rußland zufallen müſſen. Es iſt nicht denkbar, 
daß ſich engliſche Truppen im ſüdlichen Perſien behaupten, ſobald 
Rußland im Norden feſten Fuß gefaßt hat, denn Rußland iſt dann nicht 
nur in der Lage, die geringen Streitkräfte, über die England disponiert, 
alle Zeit ins Meer zu werfen, ſondern es kann ihnen auch den ſo heiß 
orſtrebten Landweg nach Indien endgültig verſperren, ohne daß England 
in der Lage wäre, etwas dagegen zu tun. Dieſe öffentlich nie ausge— 
ſprochenen Befürchtungen ſind es offenbar, welche Sir Edward Grey 
immer wieder veranlaßt haben, darauf zu drängen, daß die Ruſſen ihre 
Truppen aus Perſien, ſpeziell aus Kaswin, zurückziehen, was dieſe auch 
mehrfach verſprochen haben, aber niemals ausführen konnten, weil im ent— 
ſcheidenden Augenblicke ſtets „gänzlich unerwartete“ Hinderniſſe dazwiſchen 
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traten. Da jetzt England offiziell erklärt hat, daß es ihm nur darauf an— 
komme, die Sicherheit auf der Straße von Buſchir nach Ispahan her— 
zuſtellen, und daß nur im Falle, daß die perſiſche Regierung in ſpäteſtens 
drei Monaten nicht ſebſt dafür Sorge trage, perſiſche Truppen durch 8 bis 
10 Offiziere der indiſchen Armee zum Schutz dieſer Straße organiſiert 
werden ſollen, würde in der engliſchen „Einflußſphäre“ eine ähnliche 
Bildung entſtehen, wie ſie die Ruſſen in der Koſakenbrigade zu Teheran 
beſitzen. Man darf mit ziemlicher Beſtimmtheit annehmen, daß dieſe 
engliſche Organiſation Wirklichkeit wird, womit dann jede weitere 
Möglichkeit, auf einen Abzug der ruſſiſchen Truppen zu dringen, ſchwinden 
würde. Wir wiſſen aber aus ſicherer Quelle, daß im Kaukaſus alle Vor— 
bereitungen getroffen worden ſind, um, falls es notwendig oder nützlich 
werden ſollte, größere Truppenmaſſen nach Perſien zu werfen. Es 
liegen in dieſen höchſt geſpannten Verhältniſſen Zukunftsmöglichkeiten 
verborgen, mit denen gerechnet werden muß. Nach neueren Nach— 
richten, deren Beſtätigung uns noch nicht abſolut ſicher ſcheint, ſollen 
türkiſche Poſten in mehrere perſiſche Städte eingerückt ſein, „um die 
osmaniſchen Konſulate und die türkiſchen Untertanen zu ſchützen“, d. h. 
genau unter den Vorwänden, die das Einſchreiten der Ruſſen und 
Engländer veranlaßt haben. Wir hoffen, daß dieſe Nachricht ſich nicht 
beſtätigen wird, da es mehr als je nottut, daß die noch ſelbſtändigen 
moſlemiſchen Nationen politiſch zuſammenſtehen. Ein Eingreifen der 
Türkei würde nicht nur den alten Haß zwiſchen Sunniten und Schiiten 
wieder in Flammen ſetzen, ſondern auch der engliſch-ruſſiſchen Politik 
neue Vorwände zur Fortführung ihrer zerſetzenden Aktion bieten. 

In der Türkei hat neben der kretiſchen Frage, die mit der Ab— 
weiſung der Kretenſer aus der griechiſchen Nationalverſammlung und 
bei der weiſen Faſſung, mit der die osmaniſche Regierung die Er— 
nennung Venizelos zum griechiſchen Miniſterpräſidenten hingenommen 
hat, zu einem Ruhepunkt gelangt ſcheint, nichts die Gemüter mehr 
erregt, als die Frage der Anleihe, die der Finanzminiſter Dſchavid Bey 
in Frankreich aufnehmen wollte. Der Abſchluß der Anleihe, der zeit— 
weilig unmittelbar bevorzuſtehen ſchien, iſt daran geſcheitert, daß Frank— 
reich an die Gewährung der Anleihe politiſche Forderungen knüpfte, 
die von der Türkei als ihrer Würde nicht entſprechend abgelehnt wurden. 
Trotzdem wurde in gutunterrichteten Finanzkreiſen an das ſchließliche 
Zuſtandekommen der Anleihe in Frankreich geglaubt, weil die Türkei 
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unter allen Umſtänden einen ſtarken Rückhalt an Deutſchland hat, das 
jene 150 Millionen Franes, um die es ſich handelt, der Türkei geben 
kann, ohne irgendwelche politiſche Bedingungen 
daran zu knüpfen. Jetzt, da die Verhandlungen mit Frankreich 
endgültig geſcheitert ſind, hat denn auch ein Konſortium deutſcher Banken, 
dem ſich aller Wahrſcheinlichkeit nach öſterreichiſche anſchließen werden, 
der Pforte ein entſprechendes Angebot auf rein geſchäftlicher Grundlage 
gemacht, und es iſt ſicher, daß die Verſtändigung ohne jede Schwierigkeit 
folgen wird. Der „Temps“ meint freilich, ſelbſt wenn Deutſchland 
die Nöte des Augenblicks befriedige, werde die Türkei doch zu Frank— 
reich zurückkehren müſſen, wenn es einer weiteren größeren Anleihe 
bedürfe, von der die 150 Millionen nur ein Vorſchuß ſeien. Aber hierin 
dürfte die Berechnung trügen. Wenn unſere deutſche Finanz die tür— 
kiſche Anleihe übernimmt, iſt ſie ſich auch der Konſequenzen wohl be— 
wußt, die ſich daraus ergeben; damit hat man offenbar in Frankreich 
nicht gerechnet. Die diplomatiſche Niederlage iſt trotz der Fanfaren 
des „Matin“ nicht mehr zu bemänteln. Allerdings ſpielt hier, wie bei 
der ungariſchen Anleihe, noch das politiſche Moment mit, daß Frank— 
reich genötigt iſt, dem mot d'ordre zu folgen, das von Petersburg und 
London ausgeht, wobei Petersburg den ſtärkeren und wirkſameren 
Druck ausübt, wie das ja bei der ungeheuren Verſchuldung Rußlands 
Frankreich gegenüber begreiflich iſt. Sie hat nicht zu einer Abhängigkeit 
der ruſſiſchen Politik von Frankreich geführt, ſondern das gerade ent— 
gegengeſetzte Verhältnis begründet, wie die Geſchichte der letzten Jahre 
beweiſt. 

Es iſt aber vielleicht am Platze, darauf hinzuweiſen, daß die unge— 
heure Flüſſigkeit des franzöſiſchen Geldes keineswegs ein Zeichen für 
die Proſperität des Landes iſt. So rühmlich der Sparſamkeitstrieb der 
Franzoſen iſt, gerade er hat die Wirkung gehabt, die Kraft der privaten 
Initiative und den Unternehmungsgeiſt der Nation zu lähmen. Man 
braucht nur einen Vergleich zwiſchen den franzöſiſchen und den deutſchen 
Städten zu ziehen, um ſich davon zu überzeugen. Während das 
deutſche Kapital am Ausbau der Städte, an großen induſtriellen und 
landwirtſchaftlichen Unternehmungen arbeitet, ſtagnieren die fran— 
zöſiſchen Städte mit drei bis vier Ausnahmen ſämtlich. Sie ſind ge— 
blieben, was ſie vor 1870 waren, ja zum Teil ſogar zurückgegangen, 
weil der kleine Rentner, und das ſucht die Mehrzahl der Franzoſen 
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ſchon in einem Lebensalter zu werden, das bei uns noch angeſtrengteſter 
Arbeit gehört, mühelos und beſcheiden von den Zinſen leben will, die 
er von Anleihen zieht, die im Auslande untergebracht ſind und die dort 
zur Befruchtung fremden Unternehmungsgeiſtes dienen, oder — was 
ja auch vorkommt — mit offenen Händen verſchwendet werden. Daß 
bei dieſer Entwicklung, wenn nicht eine radikale Wandlung eintritt, 
das Land trotz ſeines wunderbaren natürlichen Reichtums herabgehen 
muß, iſt ſo ſelbſtverſtändlich, daß wir uns weitere Ausführungen ver— 
ſagen. Überhaupt ſtehen Schein und Wirklichkeit in Frankreich in fla— 
grantem Gegenſatz. Trotz der offiziellen antikirchlichen Politik iſt die unge— 
heure Mehrzahl der Franzoſen und ſind faſt alle Franzöſinnen ſehr 
poſitiv katholiſch; trotz aller Begeiſterung für das Prinzip des Repu— 
blikanismus ſehnt man ſich nach dem Glanz der monarchiſchen Zeiten 
und ſpottet man über die bürgerliche Schlichtheit wenig repräſen— 
tierender Staatsoberhäupter: endlich, trotz aller ſozialiſtiſcher Doktrinen 
jauchzt man jedem zu, der mit ſtarker Hand den Konſequenzen des 
Sozialismus entgegentritt. Das Niederwerfen des Aus- 
ſtandes der Eiſenbahner und ihrer Freunde durch den Sozi— 
aliſten Briand iſt ein klaſſiſches Beiſpiel dafür. Daß bei alledem unter 
Tauſenden kaum einer wagt, für volle Gewiſſensfreiheit einzutreten, 
die Berechtigung des monarchiſchen Gedankens zu verteidigen oder die 
Fundamente des zur Tyrannis ausgewachſenen Sozialismus anzu— 
taſten, gehört zu den Widerſprüchen, in denen man gewohnt iſt, ſich 
zu bewegen, und liegt an der gänzlichen Wehrloſigkeit, mit der man 
dem regierenden Kreiſe der redegewandten und phraſenreichen Süd— 
franzoſen gegenüberſteht. Es gibt eben heilige Phraſen und heilige 
Schlagworte, an die man zwar nicht glaubt, gegen welche aber höchſtens 
unter vier Augen proteſtiert wird, und es iſt ſehr geringe Ausſicht, daß 
ſich das ändern wird. Wenn trotzdem die republikaniſch-ſozialiſtiſche 
Kontagion unter den romaniſchen Nationen um ſich greift, jo liegt das 
daran, daß auch hier „der Schein mehr Weſen hat, als die Wirklichkeit“ 
und der Schein der republikaniſchen Erfolge Frankreichs berückend wirkt. 

In Spanien hat die kluge Politik Canalejas es verſtanden, 
die Gefahr — wir hoffen auf lange — abzuwenden, in Portugal aber 
iſt der Zuſammenbruch der Monarchie unter ſo erſchütternden Um— 
ſtänden erfolgt, daß wir noch einmal darauf zurückkommen möchten. 
Das Königtum Dom Manuels war ja im Grunde ein Zufallskönigtum. 
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Auch er war beſtimmt zu fallen, als ſein Vater und fein Bruder jo ruch- 
los ermordet wurden, und ſein Thron erſchien uns von vornherein 
auf unſicheren Stützen zu ruhen, als es ſich als unmöglich erwies, die 
Mörder, auf deren Mitwiſſer jedermann mit Fingern weiſen konnte, 
zu beſtrafen. Die Treuloſigkeit des größten Teils der Marine und des 
Heeres, der Mangel an kühner Initiative von ſeiten des jungen Königs, 
der ſein Leben hätte einſetzen müſſen, um an der Spitze der treu ge— 
bliebenen Truppen ſeine Ehrenpflicht dem Thron gegenüber zu erfüllen, 
der nicht nur ihm, ſondern ſeinem Geſchlecht gehörte, das alles wirkte 
zu der ruhmloſen Kataſtrophe zuſammen, die nun über Portugal herein— 
brach. Ein Lichtſtrahl in dieſem dunkeln Bilde iſt, daß die diploma— 
tiſchen Vertreter Portugals ohne jede Ausnahme ihre amtlichen Stel— 
lungen niedergelegt haben. Aber ſchließlich werden wohl auch ſie ſich 
in die Tatſache finden, daß ein Königtum, das ſich ſelber preisgibt, 
nicht zu retten iſt. Wenn das aus den Neuwahlen hervorgehende Par— 
lament die Republik ſanktioniert und dann die Mächte, wie es nicht anders 
ſein kann, ſie anerkennen, werden auch ſie dem Vaterlande geben, was 
des Vaterlandes iſt. An die Zukunft der Republik aber werden wir 
erſt zu glauben beginnen, wenn ſie ſich ſtark genug zeigt, die Mörder 
Dom Carlos zu ſtrafen, und ſelbſt dann ſcheint uns die politiſche Zu— 
kunft eines Landes problematiſch, das bei einer Bevölkerung, die mehr 
als 80 v. H. Analphabeten zählt, die Einführung eines Ein kam mer— 
ſyſtems für möglich hält und es für notwendig befunden hat, nicht 
nur die Kinderei einer Aufhebung aller Adelstitel zu dekretieren, ſondern 
ſogar die gegen die Anarchiſten gerichteten Ausnahmegeſetze aufzuheben. 
Das aber geſchieht zu einer Zeit, da in Frankreich kein Tag ohne an— 
archiſtiſche Anſchläge hingeht. Endlich, die Vorgeſchichte dieſer 
Revolution iſt noch zu ſchreiben. Es ſteht nach den Ausſagen der 
Männer, welche die Revolution vorbereitet haben, feſt, daß ſie mit ein— 
flußreichen engliſchen Parlamentariern das Detail ihrer Pläne ſchon 
vor Monaten in London beraten haben. Es gehört die Naivetät eines 
Kindes dazu, anzunehmen, daß die engliſche Regierung davon nichts 
erfahren haben ſollte. In ihrer Hand aber lag es, die Revolution zu 
verhindern. Ein engliſcher Dreadnought vor Liſſabon hätte genügt, 
die Meuterei der Flotte zu verhüten, die den Ausſchlag für den Sieg 
der Revolutionäre gegeben hat. Aber freilich, England war genötigt, 
alle ſeine Aufmerkſamkeit auf die Nordſee zu richten, um London vor 
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einer deutſchen Invaſion zu ſchützen, und jene republikaniſchen Unter— 
händler hatten die Verpflichtung übernommen, vor allen Dingen an 
der engliſchen Allianz feſtzuhalten, oder mit andern Worten, es bei der 
alten Vaſallenſchaft Portugals bleiben zu laſſen. Die 
Summe von alle dem aber nennt man Freiheit. Es fällt wirklich ſchwer, 
nicht ironiſch zu werden. 

Die große Wandlung, die ſich in Rußland mit dem Rücktritt 
Iswolskis vollzogen hat, kann in ihren Folgen noch nicht richtig geſchätzt 
werden. Der proviſoriſche Stellvertreter, Herr Saſonow, iſt ein noch 
unbeſchriebenes Blatt für die nicht Petersburger Welt. In der ruſſi— 
ſchen Reſidenz hat er den Ruf eines ſehr liebenswürdigen Mannes und 
eines großen Arbeiters, aber man zweifelt an ſeiner Fähigkeit, ein ſo 
großes und kompliziertes Departement, wie es das Auswärtige Amt iſt, 
zu beherrſchen und dem ungeheueren Stabe der ihm unterſtellten Be— 
amten zu imponieren. Darüber wird nur der Erfolg entſcheiden können. 
Wie weit Herr Saſonow an der auffallenden Verſtärkung der ruſſiſchen 
Truppen im fernen Oſten Anteil hat, vermögen wir nicht zu beurteilen 
und ebenſowenig ſind ſeit dem Beginn ſeiner Amtsverwaltung Maß— 
regeln nach anderer Richtung getroffen worden, die ſich mit Sicherheit 
auf ſeine Initiative zurückführen laſſen. Am intereſſanteſten wird es 
ſein, die Haltung Rußlands in den perſiſchen und türkiſchen Angelegen— 
heiten zu verfolgen. Die innere ruſſiſche Politik nimmt immer mehr 
ein ſcharf nationaliſtiſches Gepräge an, das namentlich den Deutſchen 
gegenüber ſowohl in den Oſtſeeprovinzen wie in den zahlreichen deutſchen 
Kolonien Südrußlands, zum Ausdruck kommt. So hat man den letzteren 
u. a. jeden Erwerb von Immobilien außerhalb der Städte verboten. 
Die Folge wird ohne Zweifel eine verſtärkte Rückwanderung nach 
Deutſchland ſein, was uns nur Nutzen bringen kann, den Ruſſen aber 
ihr tatkräftigſtes Bauernelement entzieht. Uns iſt dabei eine charak— 
teriſtiſche Außerung in Erinnerung gekommen, die ſich in den ſehr inter— 
eſſanten Memoiren des Senators K. N. Lebedew zum Jahr 1846 findet. 
In Rußland war damals der Gegenſatz gegen die Regierung weit ſtärker, 
als heute glaubhaft erſcheint. Der intolerante ruſſiſche Nationalismus 
wandte ſich gegen die Deutſchen, die lange nicht mehr den Einfluß 
beſaßen, wie im erſten Jahrzehnt der Regierung des Kaiſers Nikolaus. 


Lebedew erzählt nun, der damalige Thronfolger und ſpätere Kaiſer 


Alexander II. habe in beſonderem Anlaß geſagt: „Die Deutſchen 


— 332 — 


dienen uns, die Ruſſen aber, wie ſie ſagen, dem Reich.“ Dazu be— 
merkt Lebedew unter anderem: 

„Sobald die rein monarchiſchen Grundlagen 
in Rußland zu wanken beginnen, wird den Deut- 
ſchen das Leben unmöglich werden. Das Ver— 
ſch winden einer deutſchen Partei wird das offen⸗ 
kundige Zeichen einer Schwächung der Gelbit- 
herrſchaft ſein.“ Dann ſchließt er, nach einigen Bemerkungen, 
die den Deutſchen nicht eben günſtig ſind, mit folgender Betrachtung: 
„Ich wiederhole, dieſe deutſche Partei iſt der Selbſtherrſchaft günſtig, 
und das Schlimme, das von ihr ausgeht, wird kaum oder vielmehr 
kann gar nicht ſo groß werden, als das Übel wäre oder ſein könnte, das 
eine einſeitige Entwicklung der ruſſiſchen Partei bringen würde, die in 
der Landariſtokratie Fuß zu faſſen verſucht.“ 

Das iſt ganz richtig und erklärt zu nicht geringem Grade die Wen— 
dung gegen die ruſſiſchen Deutſchen. Als Alexander III. die Deutſchen— 
verfolgung aufnahm, geſchah es, um durch Befriedigung der Wünſche 
der Nationaliſten den ruſſiſchen Konſtitutionaliſten den Wind aus den 
Segeln zu nehmen. Wenn dieſe Bewegung noch heute in verſtärktem Maße 
fortdauert, folgern wir, daß das politiſche Barometer Sturm ankündigt. 

In den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
ringen Demokraten und Republikaner um die Entſcheidung, die nach 
zwei Jahren fallen muß. Im Augenblick liegen die Ausſichten der 
Demokraten günſtiger, und der Erfolg müßte ihnen zufallen, wenn wir 
nicht aus Erfahrung wüßten, daß ihre politiſche Klugheit im entſcheiden— 
den Augenblick zu verſagen pflegt. * 

„Taft“, ſchreibt uns ein Freund aus Amerika, „ſteigt oder ſinkt, je 
nachdem Flut oder Ebbe vorherrſcht.“ Daß Rooſevelt mit feiner vollen 
Energie in den Kampf eingetreten iſt, verſteht ſich von ſelbſt, und daß 
er nicht überall die Grenzen einhält, die Berechnung und Vorſicht zu 
gebieten ſcheinen, iſt ebenſo ſelbſtverſtändlich. Auch ſeine Ausſichten 
ſinken heute und ſteigen morgen; welches der Ausgang ſein wird, iſt 
unmöglich vorherzuſehen, und ſicher iſt nur das eine, daß er keineswegs 
geſonnen iſt, ſich auf das dolce far niente eines Farmer- oder Jäger— 
lebens zurückzuziehen. Die große politiſche Kraft, die in ihm lebt, ſucht 
nach Betätigung, und in irgendeiner Form, als Oberhaupt des Staates 
oder als Führer einer großen Partei, wird er ſich geltend machen. 


28. Oktober 1910. Eröffnung der Duma in Petersburg, der Sobranje in Sofia. 

29. Oktober. Freiherr von Schön in Paris. 
30. Oktober. Vertrauensvotum für das Miniſterium Briand. Verhaftung von Franco in Liſſabon. 
31. Oktober. Landung engliſcher Truppen in Lingeh. 

1. November. Reiz wird zum Senatspräſidenten der Union von Südafrika gewählt. 

2. November. Beginn der Orientreiſe des Kronprinzen. 


2. November 1910. 

In recht eigentümlicher Weiſe bereitet die „Nowoje Wremja“ 
die öffentliche Meinung — wohl nicht nur Rußlands, ſondern auch 
Deutſchlands — auf den bevorſtehenden Beſuch Kaiſer Nikolaus II. in 
Potsdam vor. Daß ſie der Tatſache jede politiſche Bedeutung abſpricht, 
kann uns natürlich nicht wundern, da das Blatt journaliſtiſch ſeit undenk— 
licher Zeit von ſeiner Feindſchaft gegen Deutſchland lebt; aber es iſt 
uns nicht recht verſtändlich, weshalb, wenn die „Nowoje Wremja“ 
recht haben ſollte, Herr Saſonow, der doch jetzt die auswärtige Politik 
führt, ſich den Mühen einer Reiſe unterzieht, der irgendwelcher mögliche 
Nutzen von vornherein abgeſprochen wird. Dazu ſollte unter den heutigen 
Verhältniſſen ſeine Zeit doch zu koſtbar ſein. Noch erſtaunlicher iſt aber 
der folgende Paſſus in einem der bekanntlich von Herrn Pilenko ge— 
ſchriebenen Leitartikel desſelben Blattes vom 27. Oktober. Es heißt 
daſelbſt: 

„Kein anderer als Rußland hat Deutſchland geſchaffen. 
Den bitteren Geſchmack ſeiner Schöpfung erkannte es zuerſt 1878. Das 
fliegende Wort von der gelben Gefahr, das in Berlin geſprochen und 
entworfen wurde, gewann für uns die Bedeutung eines blutigen Krieges. 
Vor zwei Jahren ſtellte der Ritter, der von uns die er— 
erbten goldenen Sporen erhalten hatte, ſich in 
blanker Rüſtung uns entgegen. Auf dem Balkan, in der Türkei, in 
Perſien, in China, überall tritt er aus irgend welchem Grunde uns 
entgegen.“ 

Es ſchließt ſich hieran die Ausführung, daß glücklicherweiſe das 
ruſſiſch-franzöſiſche Bündnis und die ruſſiſch-engliſche Entente in aſiati— 
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ſchen Angelegenheiten, die „übermäßige Unternehmungsluſt politiſcher 
Romantiker“ zügele. 

Wir wollen auf die letzteren Behauptungen nicht ausführlich wider- 
legend eingehen. Es gehört zum eiſernen Beſtande der „Nowoje Wremja“, 
daß Deutſchland 1878 Bosnien und Herzegowina an Sſterreich aus— 
geliefert habe, obgleich die Okkupation dieſer Provinzen bekanntlich 
durch das geheime öſterreichiſch-ruſſiſche Abkommen 
vom Jahre 1877 vereinbart war, das, wie die „Nowoje Wremja“ weiß, 
nur deshalb eine den ruſſiſchen Intereſſen ſo ungünſtige Wendung 
nahm, weil der damalige ruſſiſche Botſchaftsſekretär die Depeſchen an 
Oſterreich verkaufte, aus denen ſich ergab, welchen Preis Rußland 
äußerſten Falls für die Neutralität Oſterreichs in dem Balkankriege 
zahlen wollte, den es damals zu führen entſchloſſen war. Das Wort 
von der „gelben Gefahr“ aber ward durch den Geſandtenmord in Peking 
gerechtfertigt, der mit dem ruſſiſch-japaniſchen Kriege nichts zu ſchaffen 
hat. Er wäre ohne das voraus gegangene engliſch-japaniſche Bündnis 
nimmermehr ausgebrochen, und führte zu einer Niederlage Rußlands, 
wie ſelbſt in Rußland heute niemand mehr beſtreitet, infolge des morali— 
ſchen Bankerotts, der ſich in allen Richtungen des öffentlichen Lebens 
zeigte, und infolge der Revolution, die, ruchlos genug, zum Ausbruch 
geführt wurde, als das Vaterland ſich in äußerſter Not befand. Das 
iſt die Wahrheit, nicht was die „N. W.“ deklamiert. 

Was aber die „Schaffung des Deutſchen Reiches“ 
durch Rußland betrifft, womit offenbar die ruſſiſche Neutralität während 
des deutſch-franzöſiſchen Krieges gemeint iſt, jo wollen wir dagegen 
der „Now. Wrem.“ und ihren Freunden erzählen, wie Preußen 
das ruſſiſche Reich „geſchaffen“ hat. Wir müſſen dabei bis an das Ende 
des nordiſchen Krieges zurückgreifen. Peter der Große, der ſich bekannt— 
lich verpflichtet hatte, Livland nicht für ſich zu erobern, ſondern es ſeinem 
polniſchen Bundesgenoſſen zurückzuerſtatten, hatte deshalb bis 1710 
Eſtland und Livland ſo völlig verwüſtet, daß es ſchließlich, wie ihm 
ſein Feldmarſchall ſchon 1704 ſchrieb, nichts mehr zu verwüſten gab. 
Wie Inſeln behaupteten ſich noch die Städte Riga und Reval, bis ſie 
endlich, und mit ihnen die Ritter- und Landſchaften Eſtlands und Liv» 
lands Kapitulationen abſchloſſen, die gegen Anerkennung der ruſſiſchen 
Staatsangehörigkeit ihnen das Recht auf deutſche Obrigkeit, Ge— 
wiſſensfreiheit, deutſches Recht und deutſche Sprache ſicherten. Eine 
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Entſcheidung war damit noch nicht gefallen, der Kampf mit Schweden 
dauerte fort, und der Ausgang konnte zweifelhaft erſcheinen, ſeit Karl XII. 
aus Bender nach Schweden zurückgekommen war. Der Zar ſuchte zu 
einem Vergleich mit ihm zu gelangen, der unter Verzicht auf Riga 
und das ſüdliche Livland ihm den Reſt ſeiner Eroberungen am finniſchen 
Meerbuſen und an der Oſtſeelüſte ſichern ſollte. Karl dachte er mit 
Norwegen, Mecklenburg und Pommern zu entſchädigen, ohne jede 
Rückſicht auf Preußen und deſſen Anſprüche. Die großen Intriganten 
Graf Goerz und Kardinal Alberoni haben dabei eine weſentliche Rolle 
geſpielt; auch Frankreich und der Kaiſer ſollten ihre Entſchädigung 
finden. Das alles ſcheiterte, als am 11. September 1718 Karl XII. 
vor Friedrichshall fiel; Goerz endete am Fuß des Galgens auf dem 
Schafott, Ulrike Eleonore aber ſchloß mit Dänemark, Preußen und 
Hannover Frieden, damit Schweden noch einmal den Kampf um die 
baltiſche Oſtſeeküſte aufnehmen könne. Das gab für Peter eine ſehr 
ernſte Lage, ſobald es der Königin gelang, eine Koalition gegen ihn 
zu bilden. Der Zar ſtand damals völlig iſoliert; auch der Wiener Hof, 
dem die Hinrichtung des Zarewitſch Alexei ein „moraliſches Grauen“ 
eingeflößt hatte (Alexei war Schwager des Kaiſers), hatte ſich von ihm 
abgewandt. Als die ſchwediſchen Werbungen nun nach allen Seiten 
hin ertönten, in England, Paris, Warſchau, Berlin, Wien ſchwediſche 
Boten erſchienen, ſpitzte ſich die Frage ſchließlich zu folgendem Problem 
zu: Da durch eine Flottenexpedition die Macht Rußlands nicht zu brechen 
war, mußte eine Möglichkeit gefunden werden, auf dem Landwege 
dem Feinde auf den Leib zu rücken, um ihn, ſei es durch eine gewaltige 
militäriſch-diplomatiſche Demonſtration zu freiwilligem, oder durch 
Waffengewalt zu erzwungenem Verzicht auf die baltiſchen Gebiete 
zu nötigen. Petersburg, Ingermannland, Karelien ſollten ihm unter 
allen Umſtänden bleiben, auch die freie Schiffahrt auf der Oſtſee war 
man bereit, ihm zu garantieren, aber Eſtland und Livland, die Gebiete 
alter abendländiſcher Kultur, ſollte es herausgeben. Das gab zwei 
Möglichkeiten: man konnte mitten durch Polen ziehen, aber der Weg 
war weit und Auguſt der Starke war für eine Kombination nicht zu 
haben, die ſein an drei Seiten von ruſſiſchem Gebiet umgrenztes Reich 
unweigerlich früher oder ſpäter den größten Gefahren ausſetzte; oder 
aber die alliierten Truppen nahmen ihren Weg durch Preußen. Es 
kam alles darauf an, was König Friedrich Wilhelm I. tat. Offnete er 
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der Koalition die Straße durch Preußen, ſo ſprach alle Wahrſcheinlichkeit 
dafür, daß Peter zurückweichen und ſich auf das Land am finniſchen 
Meerbuſen beſchränken mußte. Der König hat gezögert; ſeine Miniſter 
waren dem Plane hold, die nahe Nachbarſchaft Rußlands ſchien ihnen 
gefährlich, da, am 26. Juli 1720, hat Friedrich Wilhelm über den Kopf 
ſeiner Miniſter hinweg durch ſein Nein! dem Zaren die baltiſchen 
Provinzen gerettet, deren Beſitz ja erſt das ruſſiſche Kaiſerreich ge— 
ſchaffen hat. Erſt als nun der Zerfall der großen Koalition unmittelbar 
folgte, weil ſie ſich nach dem „Nein“ Preußens gleichſam entwaffnet 
fühlte, mußte ſich Schweden zum Frieden bequemen, und nahm Peter 
den Kaiſertitel an. Mit wie viel größerem Recht alſo könnten wir ſagen, 
daß erſt Preußen das ruſſiſche Kaiſerreich geſchaffen hat, und daß Ruß— 
land ihm für die Erwerbung der Oſtſeeprovinzen ewigen Dank ſchuldig iſt? 

Aber wir ſind nicht ſo töricht wie die Hiſtoriker und Politiker der 
„Nowoje Wremja“, der übrigens beiläufig mitgeteilt ſei, daß ſie die 
dokumentariſchen Belege für unſere Ausführungen in Nr. 2 und 3 der 
„Göttinger gelehrten Anzeigen“ vom Jahre 1889 finden kann und zwar 
mit dem Kommentar Schirrens, deſſen hiſtoriſche Autorität wohl auch 
ſie anerkennen wird. Auch kennen wir die Motive des Königs nicht; 
Ranke, der dieſe Dinge nur flüchtig berührt, meint, es ſei aus Mißtrauen 
gegen England und Frankreich geſchehen. Mir iſt nicht unwahrſcheinlich, 
daß es ihm widerſtrebte, die Fremden durch ſein Land ziehen zu laſſen; 
ſein Stolz bäumte ſich dagegen auf, auch ſteht feſt, daß er ein perſön— 
liches Wohlgefallen für den großen Barbaren empfand. Ihn zog eine 
ſtarke Mannesnatur unwiderſtehlich an. Als er bei der Nachricht von 
Peters Tode zugleich einen Bericht erhielt, daß die Kaufleute der City 
mit einem Feſt den Tod „dieſes Teufels“ gefeiert hätten, da ſchrieb er 
an den Rand: „Die Schurken!“ In ſeinen eigenen Landen aber ordnete 
er eine 4 wöchentliche Trauer an. Doch wie dem auch ſei, wir haben 
einen Dank dafür nie beanſprucht und wiſſen, daß Intereſſen im politi— 
ſchen Leben entſcheiden und daß, wer dieſe Intereſſen rechtzeitig zu 
nutzen verſäumt, die Folgen ſich ſelber zuzuſchreiben hat. Die verſäumten 
Gelegenheiten, über die ſchon die Kaiſerin Katharina II. philoſophiert, 
ſind in der Geſchichte aller Staaten zahlreich, und nur ſehr ſelten laſſen 
ſie ſich nachholen. Rußland hatte 1870 ſehr reale Gründe, neutral zu 
bleiben, das ſtärkſte perſönliche Motiv Alexander II. war die vom Vater 
ererbte Abneigung gegen Oſterreich. Die geſamte ruſſiſche Intelligenz 
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hat aber während des ganzen Verlaufs des deutſch-franzöſiſchen 
Krieges kein Hehl daraus gemacht, daß ſie uns alles Üble wünſche. 
Den Beleg dafür findet die „Nowoje Wremja“ in ihren eigenen 
Leitartikeln. 

Am 28. Oktober hat die dritte Duma ihre Sitzungen wieder 
aufgenommen. Sie haben gleich zu Anfang zu einer Demonſtration 
geführt, weil der Präſident Fürſt Wolkonski ſich weigerte, die Kammer 
aufzufordern, ſich zu Ehren Muromzews zu erheben, der am 17. September 
geſtorben und in Moskau unter großen Kundgebungen zu Grabe getragen 
worden iſt. Die ganze Linke verließ zum Zeichen des Proteſtes den 
Saal. Nun iſt zwar Muromzew Präſident der erſten Duma geweſen, 
aber nicht Mitglied der dritten; dazu kommt, daß die erſte Duma aus 
bekannten Gründen aufgelöſt wurde und unter Muromzews Leitung 
jener Wyborger Aufruf erlaſſen wurde, der die Bevölkerung aufforderte, 
keine Steuern zu zahlen, und die Soldaten, ihre Fahnen zu verlaſſen. 
Daß die Vertretung der Nation dieſem Mann nicht außergewöhnliche 
Ehrungen bezeugen durfte, liegt wohl auf der Hand. Den Verhand— 
lungen und Arbeiten der Duma ſehen wir nur mit geringer Zuverſicht 
entgegen. Die Parteigegenſätze ſind außerordentlich geſchärft, die 
Oktobriſten entmutigt und ohne rechte Führung, die Linke ganz in— 
tranſigent. Daß es in der jetzt zur Verhandlung ſtehenden Frage des 
Primärunterrichts zu einer befriedigenden Löſung kommt, iſt höchſt 
unwahrſcheinlich, zumal religiöſe, konfeſſionelle und nationale Fragen 
dabei mitſpielen. Dem neuen Miniſter der Volksaufklärung, Herrn 
Kaſſo, wird wenig Vertrauen entgegengetragen. An eine Durchführung 
der allgemeinen Schulpflicht vollends iſt nicht zu denken. Es fehlt dazu 
an Geld und an Menſchen. Schwierigkeiten werden zudem bei der 
Erörterung des Marinebudgets erwartet, da die letzte Zeit wiederum 
zahlreiche Schäden in der Marineverwaltung offengelegt hat und das 
Vertrauen zu ihr noch weiter geſunken iſt. Ob auch Fragen der aus— 
wärtigen Politik zur Diskuſſion kommen werden, iſt ſehr zweifelhaft, da 
auch in dieſem Punkte die Meinungen weit auseinandergehen, und wie 
die Nachrufe auf den zurückgetretenen Miniſter Iswolski gezeigt haben, 
weite Kreiſe, zumal aber die einflußreiche Rechte, den heutigen Kurs 
der auswärtigen Politik Rußlands für unglücklich halten. Die Nachricht, 
daß England jetzt 100 Mann regulärer Truppen in Perſien ge— 
landet hat, wird dieſe Unzufriedenheit ſteigern, und an ein Zurückziehen 
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der ruſſiſchen Truppen aus Kaswin, und wo ſonſt ſie ſtehen, iſt danach 
nicht mehr zu denken; vielmehr läßt ſich vorausſehen, daß weitere Ver— 
ſtärkungen folgen werden. In Frankreich ſetzt der „Eclair“ ſeine 
Angriffe auf dieſe Politik fort. Er findet die Entrüſtung der Ruſſen und 
Engländer über die Annexion Bosniens und der Herzegowina im Licht 
dieſer Politik erſtaunlich komiſch. Das Foreign Office verlange von 
Perſien im Süden die Herſtellung einer Ordnung, welche die engliſchen 
Agenten zu verhindern beauftragt ſeien; es handele ſich um nicht mehr 
und nicht weniger als um Wiederholung des Anſchlags, 
der Agypten in engliſche Hände gebracht habe. Die jetzt in die Welt 
geworfene Nachricht, daß ſechs türkische Armeekorps (2) in die Diſtrikte 
von Urmia und Kermandbehir (? es ſoll wohl heißen Kermanſchah) 
eingerückt ſeien, iſt natürlich falſch. So viel uns bekannt iſt, ſollten die 
Wachen einiger türkiſcher Konſulate um je 15 Mann verſtärkt werden, 
was in Summa noch lange nicht eine Kompagnie ausmacht. 

Auf der Balkanhalbinſel iſt es von dem angeblich rumäniſch— 
türkiſchen Bündnis allmählich ſtill geworden, aber es iſt aufgefallen, 
daß König Ferdinand in der Thronrede, mit der er die Sobranje eröffnet 
hat, von ſeinen guten Beziehungen zu allen Großmächten und von der 
günſtigen Aufnahme ſprach, die er bei ſeinen Beſuchen in Petersburg, 
Paris, Konſtantinopel und Cettinje gefunden habe, aber weder Rumä— 
niens noch auch Serbiens gedachte. Wenn man ſich des ungeheuren 
Lärms erinnert, mit dem Iswolski den kommenden Balkanbund an— 
kündigte, läßt ſich daran wohl erkennen, wie weit noch der Weg bis zur 
Verwirklichung dieſes Gedankens iſt. Auch das Bandenweſen in Maze— 
donien will nicht aufhören, und ein neues Moment der Beunruhigung 
liegt in der Forderung von 42 Millionen für Kriegsbedürfniſſe, welche 
die bulgariſche Regierung von der Sobranje verlangt. Wie weit es 
Venizelos gelingen wird, der Kriſis Herr zu werden, welche die 
Auflöſung der Nationalverſammlung in Athen hervorgerufen hat, bleibt 
abzuwarten. Die Anhänger der einander bisher ſtets ablöſenden Miniſter— 
präſidenten: Rallis, Mauromichelis und Theotokis wollen ſich an den 
Neuwahlen nicht beteiligen und es fragt ſich, welcher Art die Verſammlung 
ſein wird, die ſchließlich zuſtande kommt. Bei alledem iſt der glänzende 
Verlauf der türkiſchen Manöver, die zum erſtenmal 70 000 Mann ver— 
einigt haben, wohl eine Bürgſchaft dafür, daß der Friede gewahrt bleibt, 
trotz der Zündſtoffe, die ſich auf allen Seiten häufen. 
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Auch in Japan it dem Parlament im Budget für 1911/12 
die Forderung eines außerordentlichen Kredits von 30 Millionen Nen 
für Schiffsbauten vorgelegt, die auf 6 Jahre verteilt werden ſollen, 
ſo daß die Ausführung des japaniſchen Flottenprogramms vom 7. Juni 
1903 ſchon 1913 möglich ſein wird, eine Beſchleunigung, die, wie der 
„Golos Moskwy“, dem die Nachricht entnommen iſt, mitteilt, durch das 
Verhältnis zu Amerika und das Ablaufen des engliſchen Bündniſſes 
im Jahre 1915 motiviert wird. — In China ſcheinen dagegen die 
Fragen der äußeren Politik vor der großen Bewegung zurückzutreten, 
die ſich im Innern vorbereitet und zum Teil bereits vollzogen hat. Es 
wird unſeren Leſern erinnerlich ſein, daß ſeit Mitte Juli 1909 in China 
Provinziallandtage beſtehen, die ſchnell ein intenſives politiſches Leben 
zeigten. Am 3. Oktober iſt nun in Peking ein Reichsausſchuß von etwa 
180 Köpfen eröffnet worden, deſſen Mitglieder zur Hälfte von den 
Provinziallandtagen, zur andern Hälfte von der Zentralregierung 
ernannt worden ſind. Die Tätigkeit des Reichsausſchuſſes iſt eine vor— 
bereitende, beratende. Er zerfällt, wie wir einer Korreſpondenz der 
deutſchen „Petersburger Zeitung“ aus Peking entnehmen, in 6 Ab— 
teilungen mit je einem Abteilungsführer, auch ſind Kommiſſionen für 
Spezialberatungen gebildet und auf der Tagesordnung ſtehen Fragen, 
wie die der allgemeinen Wehrpflicht, der Unabhängigkeit der Richter, 
der Bildung der chineſiſchen Diplomatie, des allgemeinen Schulzwanges, 
der Stellung Chinas zum ruſſiſch-japaniſchen Abkommen uſw. Nach 
dem von der verſtorbenen Kaiſerin-Mutter feſtgeſtellten, „im heiligen 
Edikt“ formulierten Plan ſollten die Reformen nur ſehr allmählich zur 
Ausführung gelangen. Aber die Provinziallandtage ſind ungeduldig 
geworden und verlangen Beſchleunigung. Man möchte das chineſiſche 
Parlament, das eine wirkliche Volksvertretung ſein ſoll, recht bald 
verwirklicht ſehen. Da nun alle Vizekönige mit alleiniger Ausnahme 
der von Tientſin und Nanking ſich ebenfalls dahin ausgeſprochen haben, 
iſt es nicht unmöglich, daß der Regent nachgibt. Jedenfalls würde das 
ein ungeheures Experiment bedeuten, das vielleicht zur Stärkung, 
wahrſcheinlicher zu einer Schwächung des Reiches führen wird. Das 
Beiſpiel Japans iſt keineswegs als für Chinas Reformreife beweiſend 
zu betrachten. Japan war national und religiös homogener und dort 
ging der Reform eine ſehr ſtarke Konzentrierung der Macht in wenigen 
Händen voraus. In China iſt alles anders. Raſſen (Mongolen, Mandſchu, 
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Chineſen verſchiedenen Stammes) und Religionen (Buddhismus, 
Taoismus, Anhänger des Konfutſe, Iſlam, Ahnenkultus, Heiden und 
etwas über 1 Million Chriſten) und dem entſprechend auch die politiſchen 
Gegenſätze ſtehen einander ſchroffer gegenüber, während gleichzeitig 
die Selbſtändigkeit der Provinzen außerordentlich groß iſt. Das alles 
kündigt Schwierigkeiten an, die nicht leicht zu überwinden ſein dürften, 
wenn nicht eine alles überragende Perſönlichkeit die Führung behauptet. 
Dieſer Mann aber iſt bisher noch nicht gefunden und es kann die Frage 
aufgeworfen werden, ob man ihn in Peking gern erſtehen ſähe. 
Doch wir kehren zu den uns näher liegenden europäiſchen An— 
gelegenheiten zurück. Da läßt ſich nur mit höchſter Anerkennung der 
Energie gedenken, welche die franzöſiſche Regierung, ſpeziell der Miniſter— 
präſident Briand, bei Niederwerfung der mit dem Eiſenbahner— 
Ausſtand verſchmolzenen anarchiſtiſchen Bewegung gezeigt hat. 
Der Anſturm des Anarchismus läßt ſich heute faſt überall in Europa 
nachweiſen und man kann den Verdacht nicht unterdrücken, daß er von 
den ſozialiſtiſchen Heißſpornen, d. h. von den Führern, gefördert wird, 
damit die Breſche in den Bau ſtaatlicher und geſellſchaftlicher Ordnung 
geſchlagen wird, durch die ſie ihren ſiegreichen Einzug zu halten gedenken. 
Es iſt nun überaus glücklich, daß es in Frankreich regierende Sozialiſten 
ſind, die den Kampf gegen den nach Alleinherrſchaft drängenden terrori— 
ſierenden und terroriſtiſch-anarchiſtiſchen Sozialismus führen müſſen. 
Die Pflicht des Schutzes der Arbeitswilligen den ausſtändigen organi— 
ſierten Arbeitern gegenüber hat als Pflicht ſtaatlicher Selbſterhaltung 
von ihnen anerkannt werden müſſen, weil ſonſt die individuelle Freiheit 
nichts anderes wäre als ein leeres Wort. Aber gerade wegen ſeines 
konſequenten und mutigen Verhaltens iſt Briand in der Kammer be— 
ſchimpft worden, als wäre er ein Verräter an Freiheit und Vaterland. 
„Es war“, ſchreibt der „Eclair“, „eine Szene wie im Konvent. 
Aufrecht, mit den Fingern drohend auf Briand hinweiſend, das Geſicht 
konvulſiviſch durch Wut verzerrt, heulend, daß ihnen der Atem ausging, 
ſo ſtand dieſer Haufe von Agitatoren, die nicht aufhörten, den Soldaten 
Deſertion und den Bürgern Aufſtand zu predigen. Als Verteidiger 
geſetzlicher Ordnung brüllen ſie: Demiſſionieren, Demiſſionieren! 
Man ächte ihn, den Diktator. Dabei begleitete das Klappen ihrer Pulte 
das Feuer dieſes entſetzlichen Sturmes. Wahnſinnsſchauer zogen über 
das Geſicht der meiſt Erregten, die auf die Bänke geklettert waren, 
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den Körper gekrümmt, mit vor Wut fletſchenden Zähnen und vor Haß 
glühenden Augen, glichen ſie Doggen, auf welche die Peitſche ohne 
Unterlaß niederſauſt. Und wie in den Tagen des Konvents wurde auch 
das Publikum auf den Tribünen vom allgemeinen Fieber ergriffen, 
alles ſtand aufrecht und ſchloß ſein Geſchrei und ſeine Bravorufe denen 
der Majorität an.“ 

Ahnlich, aber weit ernſter, äußert ſich der „Temps“ vom 31. Oktober. 
Wir erfahren durch ihn, daß Briand nur für die Stenographen ge— 
ſprochen hat. Selbſt die erſte Reihe der Abgeordneten hat ihn nicht 
gehört, und dieſer Kampf eines Mannes gegen die brutalen und gemeinen 
Inſtinkte der menſchlichen Natur habe eine volle Stunde gedauert. 

„Denn — ſo ſagt der „Temps“ wörtlich — es waren nicht nur die 
wilden Beſtien der Partei der Unifizierten, die ſich auf ihre Leute ſtürzten, 
auch alle die Totengräber waren da: die Schakale und Geier der äußerſten 
combiſtiſchen Linken, die durch den anreizenden Geruch des Todes 
angezogen wurden. Jeder wollte ſeinen Anteil und zeigte Zähne, 
Schnabel und Klaue. Die wichtigſten von ihnen nahmen eine theatraliſche 
Haltung an. Die Maſſe begnügte ſich nach der Jagdbeute zu bellen, 
und da es an Hörnern fehlte, ſchlug man den Takt der Fanfare mit den 
Pultdeckeln.“ 

Der „Temps“ macht — wir wiſſen nicht mit welchem Recht, den 
Rohaliſten und Bonapartiſten den Vorwurf, daß ſie die Majorität der 
unifizierten Sozialiſten gewählt hätten, und fährt dann fort: 

„Was aber uns Republikaner betrifft, ſo müſſen die Ereigniſſe 
von geſtern uns zu ſehr ernſten Erwägungen führen. Wir müſſen Geſell— 
ſchaft und Verfaſſung verteidigen. Wird die Kammer wirklich durch 
revolutionäre Gewalttätigkeit unterdrückt, ſo wird der Herr Präſident 
der Republik — deſſen Rolle beginnt — ſicher erinnern müſſen, daß 
er ſich vom Senat das Recht zur Auflöſung holen kann. Seine hohe 
Verantwortlichkeit wäre ernſtlich in Anſpruch genommen, wenn er 
dulden wollte, daß eine Kammer, die von der Anarchie geknechtet wird 
und die allen Intrigen gehorcht, Frankreich und die Republik in Gefahr 
bringt. Zwiſchen der Nationalvertretung und dem Haufen Ehrgeiziger 
oder Feiger, welche ſich der Tyrannei der unifizierten Sozialiſten unter— 
werfen, gibt es nichts Gemeinſames. Noch hat die Majorität einige 
Ausſicht, ſich wieder aufzuraffen; wir wünſchen lebhaft, daß ſie es tut, 
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denn ſie kann um keine Stufe tiefer ſinken, und es gibt keinen Fehler, 
den ſie nicht begangen hätte.“ 

Inzwiſchen iſt mit 351 Stimmen gegen 170 die von der Regierung 
abgelehnte Tagesordnung verworfen worden. Aber das gibt noch 
keine Entſcheidung. Was ſie braucht, iſt ein Vertrauensvotum und es 
iſt nicht unbedingt ſicher, daß ſie es erhält, da hinter Herrn Combes 
Elemente ſtehen, die ſehr wohl gegen den einfachen Übergang zur Tages— 
ordnung ſtimmen konnten, weil dieſe ihnen nicht deutlich genug gegen 
die Regierung gerichtet war. Auch iſt das Reſultat der Abſtimmung 
vom lebhaften Beifall der Linken begrüßt worden. Wir brauchen nicht 
zu ſagen, daß alle unſere Wünſche auf einen vollen Sieg der Regierung 
gerichtet ſind. Zu der vom „Temps“ vorgeſchlagenen Auflöſung zu 
ſchreiten iſt nicht ungefährlich. Bei der tiefen Erregung, die durch Frank— 
reich geht, iſt den Elementen, die der „Temps“ les betes kéroces du 
parti unifié, die chacals et vautours der Partei Combes, und die tourbe 
d’ambitieux ou de läches der Kammer nennt, ein weiter Spielraum 
der Agitation geboten und ihr Sieg wahrſcheinlich, wenn dem Wahl— 
terrorismus, der ohne Zweifel von ihnen ausgehen wird, nicht ein 
eiſerner Wille zum Sieg von ſeiten der Regierung gegenübertritt. 

Jedenfalls ſind dieſe Dinge ſehr lehrreich, und wir wollen uns 
nicht verhehlen, daß auch wir von ihnen zu lernen haben. 

Die Verhaftung Francos in Portugal wegen illegaler Hand— 
lungen durch die jetzige Regierung, die ihre Exiſtenz einer Straßen— 
revolte und einem Eidbruch verdankt, iſt wohl ein Gipfel politiſcher 
Unverfrorenheit. Aber freilich Francos Tätigkeit ging dahin, beides, 
Revolution und Eidbruch, zu verhindern und zugleich das Leben ſeines 
Königs zu retten. Da ſeine Gegner von damals heute die Herren ſind, 
iſt es nur logiſch, daß er im Unrecht iſt. Wenn die Wölfe in den Hof 
dringen, werden die Hunde gefreſſen. 

Im „Eclair“ vom 31. Oktober ſchreibt Waverley in einem ſeiner 
„Angleterre inconnue“-Artifel: Die englischen Konſols fallen noch 
immer. Am 26. Oktober ſtanden fie auf 788, vor dem Burenkriege 
auf 112. „The Imperial Maritime League“, die durch das deutſche 
Schreckgeſpenſt immer faſſungsloſer wird, verſucht ſich an einer Agitation 
für eine Marineanleihe von 100 000 000 Lſtr. Es würde ſchwer fallen 
ſie unterzubringen und ſie würde ein ſtetiges Weiterfallen der Konſols 
zur Folge haben. Dieſe Liga regt ſich auch wegen einer Deklaration auf, 


— 343 — 


die der Unterſchrift Sir E. Greys harrt, um definitiv zu werden. Sie 
betrifft die wichtige Frage der Kriegskonterbande. Im Namen der 
Liga hat Mr. Wyatt erklärt, „daß die Annahme der Londoner Konvention 
durch England das Land Panikpreiſen ausſetzen würde, die jofort eine 
nationale Hungersnot zur Folge haben müßten, ſo daß man geneigt 
ſein werde, einen demütigenden Frieden zu ſchließen, bevor noch die 
Flotte hätte kämpfen können. Ein derartiger Friedensſchluß bedeute 
Auflöſung des Reichs und endgültigen ökonomiſchen Ruin der britiſchen 
Nation“. 

„Alſo — fährt Waverley fort — die engliſchen Flotten würden 
ſo unnütz ſein, daß England ſich zu einem ſchimpflichen und verderblichen 
Frieden gezwungen ſehen würde, noch bevor es einen Kanonenſchuß 
abfeuern konnte! Ich kenne viele Mitglieder der „Flottenliga“, die 
für gewöhnlich Männer von geſundem Verſtande ſind. Sobald ſie aber 
das Wort „Deutſchland“ ausſprechen hören, verlieren ſie völlig den 
Kopf und ſehen bereits die pommerſchen Grenadiere in Pall Mall 
defilieren. . ..“ 

Ja, heißt es bei Fritz Reuter, denn helpt dat nicht! 


3. November. Umbildung des Kabinetts Briand ohne Millerand und Viviani. Exzeſſe der Berg- 
arbeiter in Wales. 

4. November. Kaiſer Nikolaus II. und Miniſter Saſonow in Potsdam. 

4. November. Eröffnung des ſüdafrikaniſchen Parlaments in Kapſtadt. 

4. November. Ein Laiſerlich-chineſiſches Dekret beſtimmt das Jahr 1913 für Eröffnung des Par⸗ 
laments. 

5. November. Rückkehr Kaiſer Nikolaus II. nach Heſſen. 

6. November. Beſuch des Kronprinzen von Schweden in Berlin. 

6. November. Nachricht von franzöſiſchen Verluſten in Aquatorialafrika (Wadai). 

November. Feſtſetzung des Krönungstermins für König Georg V. auf den 22. Juni 1911. 

8. November. Eröffnung des belgiſchen Parlaments. 

9. November. Sieg der Demokraten bei den Wahlen in den Ver. Staaten. 


9. November 1910. 


Der Beſuch Kaiſer Nikolaus II. in Potsdam iſt gewiß eine politiſch 
wichtige Tatſache, und die Bemühungen, die von verſchiedenen Seiten 
und aus verſchiedenen Beweggründen gemacht worden ſind, die Zu— 
ſammenkunft beider Monarchen zu einem Akt notwendiger Courtoiſie 
herabzudrücken, werden daran nichts ändern. Unſer Kaiſer und der Zar 
haben jchon vor 1894, das heißt vor dem Tode Alexanders III., in freund— 
ſchaftlichen Beziehungen zueinander geſtanden, und ſeither iſt das Ver— 
hältnis noch ein weit engeres und perſönlicheres geworden. Die kommen— 
den Generationen werden wohl einmal aus der Korreſpondenz beider 
Herrſcher erfahren, wie treu Kaiſer Wilhelm dem Freunde in all den 
ſchwerſten Augenblicken einer wahrlich nicht leichten Regierung zur 
Seite geſtanden hat. 

Während des japaniſchen Krieges und während der ruſſiſchen 
Revolution, als England der Verbündete Japans war und Frank— 
reich die Leiſtungen ſeiner Bundespflichten auf das Mindeſtmaß 
herabdrückte, als Regierung und öffentliche Meinung beider Reiche 
offenkundig für die erſte revolutionäre Duma Partei ergriffen, da ſtanden 
Kaiſer Wilhelm und Deutſchland zu Rußland, und wir glauben nicht, 
daß Kaiſer Nikolaus II. das vergeſſen hat. Die öffentliche Meinung 
Rußlands freilich hat das alles längſt entweder in ſein Gegenteil ver— 
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kehrt, oder ſie will nicht daran zurückdenken. Sie hat ihre eigene Politik, 
und die iſt, wenn wir von den hochkonſervativen Kreiſen abſehen, nicht 
erſt von geſtern her entſchloſſen antideutſch. Aus der Diagonale, die 
von den Sympathien der Herrſcher zu der Abneigung führt, welche 
die ruſſiſchen Zeitungs- und Klubchauviniſten uns ſo treu bewahren, 
haben ſich leidliche nachbarliche Verhältniſſe ergeben, und es iſt alle 
Ausſicht vorhanden, daß es dabei bleiben wird. 

Kaiſer Nikolaus hat Wert darauf gelegt, ſeinen neuen Verweſer 
des Miniſteriums des Auswärtigen, Herrn Saſonow, in Potsdam 
vorzuſtellen und, wie wir hören, hat dieſer einen vortrefflichen Eindruck 
hinterlaſſen. Von fundamentalen Wandlungen in der Richtung der 
Politik beider Staaten kann natürlich keine Rede ſein, und was an 
poſitiven Angaben über die Verhandlungen verbreitet wird, die zwiſchen 
den beiderſeitigen Staatsmännern ſtattgefunden haben, iſt billige 
Konjektur. Wer mit einiger Aufmerkſamkeit ſeine Zeitung lieſt, kann 
derartige Programme leicht ſo entwerfen, daß ſie recht plauſibel er— 
ſcheinen, ohne daß ihnen auch nur das geringſte tatſächliche Wiſſen 
zugrunde liegt. Namentlich die Berliner Korreſpondenzen engliſcher 
Blätter ſind in dieſer Hinſicht ſehr lehrreich. Es lohnt abſolut nicht, 
auf dieſe Nachrichten einzugehen, und bei einiger Überlegung läßt ſich 
der Schluß nicht abweiſen, daß komplizierte politiſche Probleme in 
Unterredungen zwiſchen Frühſtück und Souper nicht endgültig gelöſt 
werden, und daß es die Aufgabe der Botſchafter iſt, in ſorgfältig er— 
wogenen Verhandlungen die Gleichung zwiſchen den Intereſſen der 
beiderſeitigen Reiche zu finden, die zu einer glücklichen Löſung führt. 
Das Weſentliche it der Geſiſt, in dem ſolche Verhandlungen geführt 
werden, und wir glauben nicht zu irren, wenn wir verſichern, daß in 
Potsdam wie in der Wilhelm-Straße der lebhafte Wunſch beſtand, 
daß ſie in einem Geiſt gegenſeitigen Wohlwollens geführt werden. 
Darin aber ſehen wir die politiſche Wichtigkeit der Potsdamer Tage. 
Wir dürfen annehmen, daß wir nicht vor einer neuen Ara Iswolski 
ſtehen. 

Die Perſonalveränderungen, die ſichim engliſchen Kabinett 
vollzogen haben und die Rekonſtruktion des Kabinetts Briand, 
bedeuten nicht eine Wandlung der politiſchen Richtung, ſondern nur 
eine ſtärkere Vertretung bereits vorhandener Tendenzen. In England 
unterſtreicht man gleichſam die Abſicht, den Kolonien, namentlich aber 
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Indien, nachdrücklichere Aufmerkſamkeit zuzuwenden; in Frankreich 
iſt man entſchloſſen, mit dem revolutionären, dem Anarchismus nahe— 
ſtehenden Flügel der Sozialiſten zu brechen, und ſpeziell Dreierlei nicht 
mehr zu dulden: sabotage, d. h. böswillige Zerſtörung von Staats— 
und Privateigentum, die chasse aux renards, d. i. Mißhandlung und 
Behinderung von Arbeitswilligen, endlich Ausſtände der in öffentlichen 
Betrieben ſtehenden Beamten und Arbeiter, wobei namentlich an die 
Eiſenbahner zu denken iſt. Daß Briand trotz des Vertrauensvotums, 
das ihm ſchließlich die Abſtimmung vom 30. Oktober brachte, demiſſionierte, 
erklärt ſich daraus, daß ſeine urſprüngliche Majorität in der Kammer 
um 146 Stimmen zurückgegangen war, und aus der Notwendigkeit, 
die bevorſtehenden Kämpfe mit einem ganz homogenen Kabinett auf— 
zunehmen. Millerand und Viviani mußten daher weichen, mit ihnen 
noch fünf andere Mitglieder des Kabinetts, an deren Stelle lauter 
zuverläſſige Anhänger Briands getreten ſind, Politiker, die noch kein 
Miniſteramt bekleidet haben. Ob der neue Unterſtaatsſekretär der 
Finanzen Lefebvre glücklich gewählt iſt, erſcheint uns jedoch fraglich. 
Er hat ſich ſeinerzeit in der „affaire des kiches“ aufs ſchwerſte kom— 
promittiert. Genaueres über das Programm des Miniſteriums werden 
wir erſt erfahren, nachdem es ſich am Dienstag der Kammer vorgeſtellt 
haben wird. Aller Wahrſcheinlichkeit nach wird Briand mit leidenſchaft— 
lichen Angriffen zu rechnen haben, wenn auch zu hoffen iſt, daß ein 
gewiſſes Schamgefühl die Wiederholung der Szenen vom 29. unmöglich 
machen wird. Wir wünſchen Herrn Briand in dieſen Kämpfen einen 
fröhlichen Sieg. Er iſt heute der Protagoniſt im Kampf um die Rechte 
des Staates und um die Freiheit des Individuums gegen die Tyrannis 
der Sozialdemokratie. 

In England werden nach wie vor die Verhandlungen der 
Vetokonferenz geheim gehalten. Man erfährt aus den Zeitungen nur, 
daß die 16., 17. uſw. Sitzung ſtattgefunden habe, und infolgedeſſen 
hat auch die Polemik der Parteien zeitweilig wieder an Schärfe verloren, 
aber das Gefühl der Unſicherheit iſt allgemein. Jedenfalls ſtehen wir 
unmittelbar vor einer Entſcheidung von außerordentlicher Tragweite. 
Die Agitation der Reichsmarineliga für die 100 Millionen Pfund-Anleihe 
dauert natürlich fort. Mr. Asquith hat erſt kürzlich wieder eine dahin— 
zielende Petition erhalten, die von 468 Offizieren jeden Ranges und 
von zahlreichen Privatperſonen unterzeichnet war. Daß es aber zur 
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Bewilligung einer jo ungeheuren Anleihe — 2 Milliarden Mark — 
kommen könnte, glaubt im Grunde wohl niemand. Auch iſt das Intereſſe 
heute mehr einem anderen Problem zugewandt, das je länger je mehr 
beunruhigt. Die Stimmung in Kanada beginnt bedenklich zu 
werden, und die in Ottawa eröffneten Verhandlungen mit den Ver— 
einigten Staaten über Abſchluß eines Handelsvertrages werden in 
London ſehr mißtrauiſch verfolgt. Schon daß Mr. Knox nach Kanada 
geht, ſtatt die kanadiſchen Unterhändler nach Waſhington zu rufen, zeige, 
wie lebhaft der Wunſch des amerikaniſchen Volkes nach näheren Be— 
ziehungen oder, wie ein New Porker Korreſpondent des „Standard“ 
ſchreibt, nach „engerer Verwandtſchaft“ mit Kanada ſei. Dozu kommt, 
daß bei der Nachwahl in Drummond Athabaska ein nationaliſtiſcher 
Flottengegner, Mr. Gilbert, geſiegt hat, obgleich die Regierung alles 
daran geſetzt hatte, um ihren Kandidaten durchzubringen. Die von 
einem bisher kaum genannten Herrn Bouraſſa geführten Nationaliſten 
ſiegten mit 800 Stimmen. Bouraſſa wurde dabei von der katholiſchen 
Geiſtlichkeit und von den franzöſiſchen Kanadiern unterſtützt, welche 
ſich die Regierung dadurch entfremdet hat, daß ſie neuerdings die von 
dem Biſchof von London (Ontario) auf Befehl des Erzbiſchofs Bourne 
von Weſtminſter rückſichtslos aufgenommene Angliſierungspolitik in 
den bisher franzöſiſchen Schulen begünſtigt. Namentlich in Montreal 
iſt die Erregung in den franzöſiſchen Kreiſen ſehr groß. Sie iſt noch 
dadurch geſteigert worden, daß bei dem kanadiſchen Euchariſtenkongreß 
die franzöſiſche Trikolore nicht den ihr gebührenden Platz erhalten hatte 
und vor der iriſchen Fahne zurückſtehen mußte. Dazu kommen die den 
Franzoſen ungünſtigen Äußerungen der unioniſtiſchen Preſſe, die mit 
Entrüſtung darauf hinweiſen, daß die franzöſiſchen Kanadier dem 
Franzöſiſchen die gleichen Rechte gewinnen wollen, wie ſie das Engliſche 
beſitzt und wahre Erbitterung hervorgerufen haben. Man muß die 
franzöſiſchen Zeitungen Kanadas geleſen haben, um ſich eine Vor— 
ſtellung davon zu machen. Der Kampf geht ſeit dem September ohne 
Unterbrechung weiter, und hat nicht nur den nationalen Frieden, ſondern 
auch das friedliche Nebeneinander der Konfeſſionen ernſtlich gefährdet. 
In London verhehlt man ſich das Bedenkliche nicht, das ſich aus der 
Summe dieſer Tatſachen ergibt. Der „Standard“ meint, alles werde 
ſich zum beſten wenden, wenn England ſich entſchließe, den Kanadiern 
eine bevorzugte Stellung auf ſeinen Märkten zu gewähren, die doch 
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immer noch die größten der Welt ſeien. Aber daran iſt natürlich nicht 
zu denken, ſolange ein liberales Kabinett in London am Ruder ſitzt, 
und der „Standard“ macht ſich auch keine Illuſionen. Er kommt dabei 
zu den folgenden doch ſehr beachtungswerten Folgerungen. 

„Die einzige andere erträgliche Alternative 
wäre völlige Unabhängigkeit (absolute independence); 
denn ſo ſehr wir auch dieſe Entwicklung bedauern würden, ſie wäre, 
meinen wir, würdiger und ehrenvoller, als die Union mit einer fremden 
Macht.“ 

Am unerträglichſten und ſchimpflichſten aber erſcheint dem „Stan— 
dard“ ein Reziprozitätsvertrag Kanadas mit den Vereinigten Staaten, 
der notwendig zu einer Union führen müſſe. 

„Die Sache erſcheint unmöglich und unglaublich — und doch, es 
kann dazu kommen, wenn wir länger zögern. Kommt auf der nächſten 
Reichskonferenz keine Vereinbarung zuſtande, dann kann ſie für immer 
unmöglich geworden ſein, und die ſchickſalsſchwere Allianz 
mit den Vereinigten Stagten Wi!;ñ 
D 

Noch vor einem halben Jahre hätte kein engliſches Blatt gewagt, 
mit dieſen Alternativen vor die Offentlichkeit zu treten. Man kannte 
die Gefahr, aber es war ſtillſchweigendes Übereinkommen, von ihr 
nicht zu reden, und man hat es kontinentalen Blättern bitter übel ge— 
nommen, wenn ſie die Anzeichen verfolgten, die auf eine ſolche Wendung 
hinwieſen. Und doch iſt das die Entwicklung, der alle großen engliſchen 
Kolonien, wenn nicht große Veränderungen in den europäiſchen Allianz— 
verhältniſſen eintreten, früher oder ſpäter nicht entgehen werden. Sobald 
die materiellen und ideellen Vorausſetzungen für ein ſelbſtändiges 
Regiment vorhanden ſind, das ſich aus eigener Kraft behaupten kann, 
muß die Löſung vom Mutterlande ſich vollziehen. Es iſt eine Frage der 
Zeit, und wenn ſie für Auſtralien noch fern liegen mag, für Kanada 
liegt ſie nahe, und ſelbſt für die Vereinigten Staaten von Südafrika, 
deren erſtes Unionsparlament der Herzog von Connaught ſoeben unter 
rauſchendem Beifall ſo ſchön eröffnet hat, kann die Periode voller 
Selbſtändigkeit weit näher liegen, als heute glaubhaft erſcheint. Die 
engliſche Politik geht dahin, die kritiſche Stunde ſo weit als möglich 
hinauszuſchieben. 
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Daß die klugen und weitblickenden Staatsmänner, welche die 
Geſchicke Englands leiten, dies Endziel der notwendigen Entwicklung 
„weißer“ Kolonien nicht erkennen, halten wir für ausgeſchloſſen. 
Nur wollen ſie, und das iſt ein ſehr begreiflicher und natürlicher Wunſch, 
aus frei werdenden Kolonien feſte Bundesgenoſſen machen. Daß von 
dieſem Geſichtspunkte aus eine Verbindung Kanadas mit den Ver— 
einigten Staaten als eine Kombination erſcheint, „in which there is 
neither dignity nor honour“ verſtehen wir gleichfalls, ganz wie wir 
verſtehen, daß der ſteigenden Sorge um Kanada auch eine ſteigende 
Agitation für ein engliſch-amerikaniſches Bündnis parallel geht. Man 
arbeitet zunächſt mit allen Mitteln dahin, das politiſche Zuſammen— 
gehen von Deutſchen und Iren in den Vereinigten 
Staaten zu durchbrechen, weil man in London mit Recht annimmt, 
daß dieſe Kombination Gegnerin einer engliſch-amerikaniſchen Allianz 
iſt, die nur den Zweck verfolgt, ein neues Kriegswerkzeug gegen Deutſch— 
land bereit zu ſtellen. Die Sendung Redmonds nach Amerika, die im 
Auftrage des liberalen Kabinetts geſchah, hatte 
dieſen Zweck, iſt aber im weſentlichen als geſcheitert zu betrachten, 
obgleich ſie nicht ohne Rückwirkung auf die Iren der grünen Inſel ge— 
blieben iſt. 

Aber noch in anderer Hinſicht werfen dieſe kolonialen Zukunfts— 
fragen ein Licht auf die auswärtige Politik Englands. Sie erklären 
uns die außerordentliche Energie, mit der England von Agypten aus 
ſein oſt- und mittelafrikaniſches Reich ausbaut, dem die Kap-Kairobahn 
als Rückgrat dienen ſoll, und die gleiche Energie, die an die Behauptung 
und Sicherung des anglo-indiſchen Reiches geſetzt wird. Was in Agypten, 
Arabien, Perſien, Beludſchiſtan, Tibet und Hinterindien geſchieht, 
dient alles dem gleichen Zweck, die große Rückzugslinie zu ſichern, deren 
England nicht entraten kann, wenn es aus eigener Kraft ſich als alleinige 
Herrin der Meere behaupten und der ungeheuren Mittel dauernd ſicher 
ſein will, deren es bedarf, um das aufrechtzuerhalten, was es den Zwei— 
mächte-Standard nennt. Nur von dieſem Geſichtspunkt aus wird auch 
die allen Überlieferungen widerſprechende Haltung Englands in der 
perſiſchen Frage verſtändlich. England hat von jeher all ſeinen Einfluß 
daran geſetzt, den ruſſiſchen Einfluß aus Perſien zu verdrängen. Das 
iſt ſchon ſeit den Tagen Peters des Großen die Politik geweſen, an der 
alle engliſchen Staatsmänner feſtgehalten haben. Im 19. Jahrhundert, 
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ſeit Rußland in Zentralaſien Fuß gefaßt hatte, wurde die Sphäre der 
engliſchen Gegenwirkungen eine immer weitere; ſie dehnte ſich auf 
Afghaniſtan, auf das Hochland von Pamir, auf Kleinaſien aus, und 
dabei blieb es bis zu jenem 31. Auguſt 1907, der das ruſſiſch-engliſche 
Abkommen formulierte — kaum zwei Monate, nachdem das engliſche 
Kabinett ſich entſchloſſen hatte, die Bildung einer ſüdafrikaniſchen 
Föderation zu geſtatten. England hat in Perſien Fuß gefaßt nicht nur, 
um ſich den nächſten Landweg nach Indien zu ſichern, ſondern um den 
von dem Perſiſchen Golf ausgehenden Waffenhandel zu verhindern, 
der Afghaniſtan rüſten und Indien bewaffnen könnte. Recht deutlich 
iſt das durch die Expedition bewieſen worden, welche die „Proſerpina“ 
am 2. November bei Bris, in der Nähe von Chabbar ins Land hinein— 
ſchickte, um afghaniſche Waffenhändler abzufangen. Dieſe haben die 
60 Mann ſtarke engliſche Expedition „angegriffen“, d. h. ſie haben ſich 
verteidigt und den Engländern recht empfindliche Verluſte bereitet. 
Wenn nun England in ſeinem jüngſten Ultimatum von Perſien verlangt, 
daß es die Handelsſtraßen im Süden ſicherſtellen ſolle, widrigenfalls 
England dieſe Sorge auf ſich nehmen werde, ſo bedeutet das nicht mehr 
und nicht weniger, als daß England von Perſien fordert, daß es ſeine 
Straßen ſperren ſoll, damit die Afghanen und Beludſchen den 
England läſtigen und gefährlichen Waffenhandel nicht weiterführen 
können. Nun beſteht aber zwiſchen Afghaniſtan und Perſien Frieden, 
und, ſo viel uns bekannt iſt, auch Friede und Freundſchaft zwiſchen 
Afghaniſtan und England, auch kennen wir kein internationales Geſetz, 
das die Waffeneinfuhr nach Afghaniſtan unterſagt. Es iſt eben ein 
Gewaltakt, den England ſich erlauben kann, weil ſeine Schiffe 
den perſiſchen Golf beherrſchen. Admiral Slade, deſſen Geſchwader 
zu Anfang dieſes Jahres noch durch zwei „Extra-Schiffe“ verſtärkt 
wurde, hat 4 Kompagnien des 123. Regiments Ontram-Schützen aus 
Ahmednagar und das 117. Mahretten-Regiment zu ſeiner Verfügung, 
um die Straßen zu behüten, die von der Mekranküſte landeinwärts 
führen. Das mag im Intereſſe der Selbſterhaltung Englands ſehr 
zweckmäßig ſein, aber wir verſtehen nicht, weshalb England, wenn es 
ſich in ſeinem guten Recht glaubt, nicht offen mit der Forderung hervor— 
tritt, daß Perſien den Afghanen ſeine Straßen ſperren ſolle! Es könnte 
ſich ja dabei auf die, freilich von niemandem in aller Welt anerkannte 
„Curzondoktrin“ berufen, die ja auch Perſien für eines der Vorwerke 
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Indiens erklärt. Hiſtoriſch betrachtet, läßt ſich jedoch einwenden, daß 
bisher noch alle Verſuche, den Zugang moderner Waffen von einem 
Lande abzuſchneiden, geſcheitert ſind. Man hat es, wenn wir vom 
Altertum abſehen, im 16. Jahrhundert mit Rußland verſucht, als es 
gegen die Oſtſee vordrang. — Der Deutſche Reichstag dekretierte damals 
eine Waffenſperre, aber die Engländer führten den Ruſſen die Waffen 
über Archangelsk zu, und ſchließlich haben auch die Hanſeaten ſelbſt an 
dieſem vorteilhaften Handel teilgenommen; Europa und Amerika 
haben Oſtaſien bewaffnet, und vor Ausbruch des Burenkrieges haben 
engliſche Händler die glänzendſten Geſchäfte mit Waffen und Geſchütz 
gemacht, die ſie nach Transvaal und in den Oranjeſtaat lieferten. Es 
handelt ſich auch in dieſer Frage um ein Früher oder Später, nicht um 
ja oder nein! Wir möchten aber keineswegs dafür einſtehen, daß nicht 
auch Engländer am Waffenhandel nach Afghaniſtan und darüber hinaus 
beteiligt ſind. 

Über die Politik Japans bringen ruſſiſche Blätter merkwürdige 
Nachrichten in der Form von Korreſpondenzen aus Charbin. Die „Rig. 
Ztg.“ faßt ſie folgendermaßen zuſammen: 

„Ein Teil der japanischen Preſſe verlangt von Rußl and die Ein— 
haltung eines geheimen Artikels der Konvention 
vom 21. Juni 1910, demzufolge Rußland erklärt habe, daß ſeine 
Intereſſen vorwiegend in der Mongolei und nicht in der Mandſchurei 
lägen. Dahin möge Rußland den Schwerpunkt ſeines Handels mit 
China verlegen und zu dem Zweck eine Bahn Kjachta—Kalgan bauen. 
Andernfalls wird mit ernſten Folgen gedroht, da eine Nichtbefolgung 
jener „Verpflichtung“ in Japan als Wunſch, ihm an der Küſte 
des Stillen Ozeans Konkurrenz zu machen, aufgefaßt werden würde.“ 
Mit andern Worten, Rußland wird aufgefordert, ſich nach Weſtchina 
zurückzuziehen, um den Japanern in Oſtchina nicht hinderlich zu ſein. 
Dabei wird darauf hingewieſen, daß der Weg von Moskau nach Peking 
über Kjachta, um 2½ tauſend Werft kürzer ſei, als durch die Mandſchurei; 
daß die Mongolei von den Chineſen raſch koloniſiert werde, und ihr 
demnächſt ein gewaltiger Aufſchwung bevorſtehe; daß endlich die Mon— 
golei Rußland „geiſtig näherſtehe“, als die Mandſchurei, zumal die 
Mongolen mit den ruſſiſchen Burjäten im engſten Konnex ſtänden. 
Kurzum, Japan verlangt nicht, daß Rußland die Mandſchurei völlig 
aufgebe, wohl aber ſollen die Ruſſen nicht neue Abſatzmärkte dort 
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ſuchen, wo die Japaner feſten Fuß gefaßt haben, wie z. B. in Nord— 
oſtchina.“ 

Daß japaniſche Zeitungen ſo ſchreiben und japaniſche Kaufleute 
eine ſolche Entwicklung wünſchen, iſt nicht unwahrſcheinlich, aber gewiß 
hat die japaniſche Regierung nicht jo unbequeme Mahnungen geſtellt. 
Dazu iſt jene ruſſiſch-japaniſche Konvention zu friſchen Datums, und 
das Intereſſe beider Mächte, in guten Beziehungen zu bleiben, zurzeit 
noch zu lebendig. Es hat uns aber überraſcht, daß die „Nowoje Wremja“, 
in einem Leitartikel „Siam und Japan“ dem ſich mit großer Hartnäckig— 
keit in Frankreich behauptenden Verdacht gegen Japan (wie noch jüngſt 
in dem Buche von Roger Dorient „le Japon et la politique Francaise“ 
geſchehen iſt) auch ihrerſeits einen weiten Spielraum gibt. Es entſpricht 
das dem Mißtrauen, das uns ſchon lange in ruſſiſchen Blättern Japan 
gegenüber entgegentritt. Die Vertragspolitik Iswolskis iſt eben nichts 
weniger als populär geworden. 

Auch Herr Weſſelitzki läßt ſich neuerdings wieder hören. 
Er ſchreibt, er habe in letzter Zeit aus Rußland Briefe erhalten, die ſich 
jo peſſimiſtiſch über die Lage der anglo-franko-rxuſſiſchen Gruppe aus— 
ſprechen, daß ſie ihn beunruhigt hätten, wenn er nicht Beweiſe hätte, 
daß dieſer Peſſimismus ganz grundlos ſei. Er führt zwei Tatſachen an: 
1. Die augenfällige finanzielle und ökonomiſche Erſchöpfung nicht nur 
Oſterreich-Ungarns, ſondern auch Deutſchlands und 2. der ebenſo augen— 
fällige Aufſchwung Rußlands, Englands und Frankreichs, in militäriſcher, 
finanzieller und ökonomiſcher Hinſicht, ſowie in bezug auf die Konſoli— 
dierung ihrer inneren ſtaatlichen Macht, wobei bewußt die koloſſale 
Finanzkraft der beiden letztgenannten Reiche für Zwecke der triple 
entente verwandt würden. Man dürfe daher mit Recht hoffen, daß 


das wachſende Übergewicht der Defenſivliga, die Annerionsmächte 
bi hi ! > 


von weiterer Verletzung der Traktate abhalten werde! 
Nun, wir gratulieren zu dieſem Aufſchwung und bewundern die 
in Perſien ſich zeigende defenſive Kraft der Koalition. 


Da wir ſchließen, geht uns der „Daily Chronicle“ vom 7. d. Mts. 


zu, der über die „engliſch-deutſchen Beziehungen“ eine Berliner Korre— 
ſpondenz bringt, mit welcher die Redaktion des Blattes ſich in einem 
Leitartikel inhaltlich identifiziert. Der Verfaſſer dieſer Korreſpondenz 
hat Gelegenheit gehabt, in Berlin mit einigen unſerer Geſandten ſowie 


mit Botſchaftern fremder Mächte und einer Reihe von Finanzgrößen, 
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Beamten, Politikern über die brennende Frage der deutſch-engliſchen 
Beziehungen ſich zu unterhalten. Das hat ihn zu einem Urteil über das 
Verhältnis beider Mächte und zu Vorſchlägen zur Beſſerung dieſes 
Verhältniſſes geführt, die wir ohne jeden Vorbehalt für das Beſte 
erklären müſſen, was ſeit Beginn der großen antideutſchen Agitation 
von einem Engländer darüber geſagt worden iſt. So ruhig, vorurteilsfrei 
und beſonnen iſt das Urteil. Die Theſe, die der Verfaſſer vertritt, iſt 
nun, daß in Deutſchland der Wunſch allgemein iſt, zu einem freund— 
ſchaftlichen Einvernehmen mit England zu gelangen, und daß das wohl— 
verſtandene Intereſſe Englands verlange, alles zu tun, um dieſem 
ehrlichen Wunſch auch aufrichtig entgegen zu kommen. Der Entwicklung 
des deutſchen Handels Hinderniſſe zu bereiten, ſei ein politiſcher Fehler, 
durch den England ſich ſelbſt ſchädige. Es ſei unmöglich, die aufſteigende 
Bewegung des deutſchen Handels zum Stehen zu bringen, auch beſtände 
zwiſchen keinen zwei anderen Nationen eine größere Intereſſengemein— 
ſchaft auf dieſem Gebiete, als zwiſchen Deutſchland und England. Auch 
in Perſien und in der Türkei vertrete Deutſchland das Prinzip der 
offenen Tür, und nicht ohne Grund hätte man ſich in Deutſchland darüber 
beklagt, daß England der deutſchen Kolonialpolitik die Wege verlegt 
habe, während es alle franzöſiſchen Unternehmungen förderte. Es 
gebe kein engliſches Intereſſe, das durch den Bau der Bagdadbahn 
verletzt werde, die beſtimmt ſei, ein weites Gebiet der Kultur zu erſchließen, 
vielmehr werde auch der engliſche Handel nur gewinnen, wenn die 
Bahn einſt vollendet ſei. Daß Deutſchland Englands Rüſtungen zur 
See übertrumpfen wolle, ſei unwahr. Die deutſche Flotte wolle vor 
allem den deutſchen Handel ſchützen, dann ſei ſie beſtimmt, einen mög— 
lichen Angriff abzuwehren und, wo nötig, in internationalen Fragen 
als Waffe der Diplomatie zu dienen. Natürlich wünſche das Militär 
einen Krieg, aber die Entſcheidung liege beim Kaiſer, und ſo ſehr dieſer 
ſtets bereit ſei, die deutſchen Intereſſen zu verteidigen, ſo aufrichtig 
ſei auch ſein Wunſch, den Frieden zu erhalten. Aber völlig ausgeſchloſſen 
ſei eine Verſtändigung über Herabſetzung der Rüſtungen zur See, 
wenn nicht eine politiſche Verſtändigung vor⸗ 
ausgegangen ſei. Daß Deutſchland die Rüſtungen aus finanziellen 
Gründen nicht tragen könne, ſei ein Irrtum. Die Laſt ſei zwar ſchwer, 
aber das Land reicher, als England zu wiſſen ſcheine. Bleibe es bei der 
jetzigen politiſchen Lage, ſo werde wahrſcheinlich im nächſten Jahre 
Schiemann, Deutſchland 1910. 23 
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die Flottenvorlage noch erweitert werden. Der Schluß der Ausführungen 
gilt der Beantwortung der Frage, ob eine Verſtändigung möglich ſei. 
Das deutſche Volk und die deutſche Regierung erkennen die Vorteile 
einer Verſtändigung mit uns an. Nach unſerer Allianz (sic!) mit 
Frankreich und unſerer entente mit Rußland, namentlich nach dem 
Vertrage mit Rußland und Japan, liegt eine Verſtändigung mit Deutſch— 
land nicht außerhalb diplomatiſcher Möglichkeiten. Unſere Freundſchaft 
mit Frankreich ſchließt Freundſchaft mit Deutſchland nicht aus. Die 
Streitkräfte Frankreichs ſind vornehmlich für Verteidigung vor einem 
deutſchen Angriff organiſiert.“ Die Hauptfrage, ob Frankreich bereit 
ſei, den status quo in Elſaß-Lothringen anzuerkennen, wirft der Ver— 
faſſer auf, ohne ſie zu beantworten, aber es iſt kein Zweifel, daß ſie ihm 
vor der Frage der deutſch-engliſchen Verſtändigung zurückſteht, deren 
Vorteile für England und die Welt er dann nochmals einzeln aufzählt. 
Wir möchten dieſe Aufzählung noch um einen weſentlichen Punkt er— 
weitern: Ein deutſch-engliſches Einvernehmen würde mit einem Schlage 
die Beziehungen Englands zu ſeinen Kolonien zum Beſſern ändern. 
Kanada will nicht in einen deutſch-engliſchen Krieg verwickelt werden, 
Auſtralien vermißt den Schutz der an die Nordſee gebannten engliſchen 
Flotte. Mit dem Aufhören der Beſorgnis würden auch die Sorgen 
ſchwinden, die ſich für England an Zukunftswahrſcheinlichkeiten knüpfen. 


10, November 1910. Gegenbeſuch Kaiſer Wilhelms in Wolfsgarten. Unterzeichnung des deutſch— 
türkiſchen Anleihevertrages. 

11. November. Revolutionäre Bewegungen in Mexiko. 

12. November. Ein kaiſerlich chineſiſches Dekret ordnet Vorbereitungen für die Parlamentswahlen an. 

14. November. Rückreiſe des Zaren nach Rußland. 


16. November 1910. 

Die letzten 8 Tage haben eine Reihe höchſt bedeutſamer Ent— 
ſcheidungen gebracht, die, obgleich von langer Hand vorbereitet und 
nicht gänzlich unerwartet, doch als vollzogene Tatſachen ein anderes 
Geſicht zeigen, als ſolange noch die Möglichkeit einer anderen Wendung 
erwogen werden konnte. 

Die Verſtändigungsverſuche zwiſchen Liberalen und Unioniſten 
in England, die in der ſogenannten Vetokonferenz ſeit dem 17. Juni 
gemacht wurden, ſind endgültig geſcheitert, und Mr. Asquith hat ſich 
zum König begeben, um die Genehmigung zur Auflöſung des Parlaments 
und zum Ausſchreiben von Neuwahlen zu erbitten. In den Ver— 
einigten Staaten haben bei den Senatswahlen wie bei Be— 
ſetzung der Gouverneurspoſten die Republikaner eine ſchwere Nieder— 
lage erlitten, die zugleich den Charakter einer perſönlichen Niederlage 
Rooſevelts trägt. In Frankreich hat das rekonſtruierte Miniſterium 
Briand ſich der Kammer vorgeſtellt und zwar ein Vertrauensvotum 
erhalten, aber trotzdem ſchlecht abgeſchnitten, da der Miniſterpräſident 
die von ihm erwartete Energie nicht zeigte und ſein Programm es an 
Folgerichtigkeit und Klarheit fehlen ließ. In China iſt durch ein 
kaiſerliches Edikt die Berufung von Ober- und Unterhaus eines chineſiſchen 
Parlaments für das Jahr 1913 angekündigt worden. 

Man könnte darüber ſtreiten, welcher dieſer Tatſachen die größte 
internationale Bedeutung beizumeſſen iſt. Am eheſten ließen die franzö— 
ſiſchen Angelegenheiten, ſo wichtig ſie auch vom allgemein ſozialen 
Geſichtspunkte ſind, ſich zurückſtellen, da wir noch nicht aus der Rede 
Briands wiſſen, ob das Geſetz, durch welches der Ausſtand der in öffent— 
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lichen Dienſten ſtehenden Arbeiter und Beamten unmöglich gemacht 
werden ſoll, über die Allgemeinheiten hinausgehen wird, die er als 
Palliativmittel in Ausſicht geſtellt hat. Worauf es ankommt, iſt, daß 
der Ausſtand von Eiſenbahnern uſw. als ſtrafbare Handlung bezeichnet 
und entſprechend geahndet wird. Der Miniſterpräſident hat „den Stier 
nicht an den Hörnern gefaßt“ und wenn er das nicht rechtzeitig nachholt, 
könnte ſein Miniſterium darüber ſcheitern. Denn darüber kann kein 
Zweifel ſein, das nicht revolutionär geſinnte Frankreich, das immer 
noch die erdrückende Mehrheit darſtellt, will vor Wiederholung der 
Ausſchreitungen, welche die letzten Wochen — und wir könnten rückwärts— 
ſchauend ſagen — die letzten Jahre brachten, in Zukunft geſichert ſein. 
Wir würden es außerordentlich bedauern, wenn Briand, was er gut 
einleitete, nicht auch zu gutem Abſchluß bringen ſollte, denn daß gerade 
das ſozialiſtiſch-republikaniſche Frankreich zu durchſchlagenden Schutz— 
maßregeln gegen die deſtruktiven Tendenzen greift, die ſich mit Not- 
wendigkeit aus den Übertreibungen der Doktrin und aus dem Mittun 
der anarchiſtiſchen Elemente ergeben die in dieſem Milieu heranreifen, 
das iſt allerdings von allgemeiner und internationaler Wichtigkeit. Der 
ſuggeſtiven Kraft, die dem Streik und Zerſtörungsunweſen innewohnt, 
entſpricht die beruhigende Wirkung, die von der entſchloſſenen und 
kraftvollen Verteidigung der Lebensintereſſen der Geſamtheit durch 
die Organe des Staates ausgeht. Die Beſtrafung der Schuldigen 
bewirkt, daß ungezählte andere ſich von einer Schuld fernhalten, der 
ſie ſonſt verfallen würden, und eben deshalb wird Schwäche in ſolchen 
Fällen zu einer Verſündigung an der Menſchheit. — Wir hoffen, daß 
es nicht notwendig werden wird, an dem Ausgang der Moabiter Krawalle 
oder der Ausſchreitungen in Wales die Wahrheit des Satzes zu exempli— 
fizieren. 

Die Wiederaufnahme des Kampfes zwiſchen Liberalen 
und Unioniſten geht ebenfalls nur ſcheinbar ausſchließlich 
England an. Zunächſt iſt eine Rückwirkung auf die weite Welt 
der engliſchen Kolonien und Dependenzen ſelbſtverſtändlich. Nur in 
den Fragen der großen, zumal der europäiſchen Politik, iſt es ziemlich 
gleichgültig, ob der Staatsſekretär des Auswärtigen der einen oder 
der anderen Partei angehört, die feſtſtehenden Grundſätze bleiben 
dieſelben, und Sir Edward Grey wandelt in allen weſentlichen Fragen 
dieſelben Wege wie der Marquis of Lansdowne. Wohl aber iſt alle Welt 
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daran intereſſiert, daß die Umwandlung Großbritanniens in ein abge— 
ſchloſſenes Gebiet, das der freien Handelskonkurrenz der übrigen Mächte 
durch britiſche Vorzugstarife entzogen wird, nicht zur offiziellen Politik 
Englands wird. Der alte Chamberlain hat ſoeben wieder die Frage 
der Tarifreform als Parole ausgegeben, und offenbar wird das der 
Kampfruf ſein, mit dem die Unioniſten dem Miniſterium Asquith ent— 
gegentreten werden. Die Wahlparole der Liberalen iſt unſeren Leſern 
bekannt. Sie wollen dem Oberhauſe die Möglichkeit nehmen, ein Finanz— 
geſetz zum Scheitern zu bringen, das Vetorecht der Lords einſchränken 
und die Dauer der Legislaturen von ſieben auf fünf Jahre herabſetzen. 
Das iſt die Hauptſache; aber nicht darum allein geht der Kampf. Es 
müſſen infolge des von den Liberalen mit der Arbeiterpartei und den 
Iren abgeſchloſſenen Bündniſſes auch deren Wünſche Berückſichtigung 
finden und es iſt nicht mehr zweifelhaft, daß das Gladſtoneſche Homerule 
ſeine Auferſtehung erleben wird, und zwar in weiterem Sinne, als er 
es je ins Auge gefaßt hatte. Nicht nur Irland, ſondern auch Schott— 
land und Wales — home rule all round — verlangen eigene Parlamente, 
und wenn auch zunächſt nur die iriſche Frage als brennend bezeichnet 
werden kann, ſind damit doch die Wege gewieſen, welche eine ſpätere 
Entwicklung einſchlagen wird. Sogar ein Teil der Unioniſten wäre 
bereit, den iriſchen Wünſchen entgegenzukommen, wozu ſich 1886 ja 
auch Lord Salisbury verſtehen wollte, vorausgeſetzt, daß ſie Garantien 
dafür erlangen, daß dadurch die Sicherheit des Reiches nicht gefährdet 
wird. In dieſem Punkte aber ſcheint eine Schwierigkeit zu liegen, wie 
ſich wahrſcheinlich im Verlauf des Wahlkampfes zeigen wird. Zurzeit 
iſt das Zuſammengehen von Iren und Liberalen ſo gut wie ſicher und 
damit auch ein Wahlerfolg des Miniſteriums Asquith mehr als bloß 
wahrſcheinlich; es wird jetzt angenommen, daß die Wahlen zwiſchen 
dem 2. und 17. Dezember d. J. ſtattfinden werden. Siegen nun die 
Liberalen, ſo iſt auch eine Erweiterung der Selbſtändigkeit der Kolonien 
zu erwarten, für die, wie es heißt, ein neues Staatsſekretariat in London 
begründet werden ſoll. In Amerika hofft man davon, wie eine Korre— 
ſpondenz des „New Pork Herald“ aus Ottawa (Ontario-Kanada) aus- 
führt, die Aufhebung der läſtigen Beſchränkung, die den Generalkonſuln 
und Konſuln auswärtiger Mächte infolge eines Befehls von Lord Elgin 
1906 auferlegt wurde. Danach ſind Generalkonſuln und Konſuln in 
Kanada bloß geduldet (ebenjo in Auſtralien und wohl auch in Süd— 
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afrika), ſie dürfen zwar für ihre Staatsangehörigen eintreten, wenn 
dieſe ihrer Hilfe bedürfen, aber ſie werden formell nicht anerkannt, und 
alle offiziellen Geſchäfte müſſen zwiſchen ihren Regierungen und dem 
Londoner Kabinett geführt werden. Selbſt bei Empfängen beim General— 
gouverneur erhalten ſie keine ihrem Range entſprechende Stellung, 
ſondern haben hinter Bürgermeiſter und Sheriff zurückzuſtehen, während 
ein engliſcher Generalkonſul in den Vereinigten Staaten einem Brigade— 
general der amerikaniſchen Armee gleichgeſtellt iſt. Tatſächlich hat die 
kanadiſche Regierung einen Teil dieſer veralteten Beſchränkungen 
bereits durchbrochen und z. B. die Tarifverhandlungen mit Deutſchland 
durch den kanadiſchen Finanzminiſter mit dem deutſchen Generalkonſul 
führen laſſen. Auch iſt charakteriſtiſch, daß bei einer jetzt notwendig 
gewordenen Nachwahl zum kanadiſchen Parlament der von Sir 
Wilfried Laurier unterſtützte Kandidat unterlag, was allgemein als 
ein Votum gegen die von Laurier befürwortete engliſche Flotten— 
politik gilt, und wie dem „New York Herald“ gemeldet wird, zu 
Verwicklungen von großer Tragweite in der nächſten Reichskonferenz 
führen kann. 

Daß die deutſche Flotte, wie bei der letzten Wahl, zum Angriffs— 
objekt als Mittel des Stimmenfanges dienen wird, iſt unwahrſcheinlich 
geworden. Mr. Haldane hat ſich, wie erinnerlich, darüber jüngſt in 
Warrington ganz unzweideutig ausgeſprochen. 

„Ich ſpreche“, ſagte er, „aus guter Kenntnis und kann verſichern, 
daß unſere Beziehungen zur deutſchen Regierung ſelten beſſere geweſen 
ſind als in dieſem Augenblick. Viele hervorragende Deutſche haben 
ſich aufrichtige Mühe gegeben, unſeren Standpunkt zu verſtehen und 
zu würdigen, und viele von uns andererſeits haben ſich aufrichtig bemüht, 
den Standpunkt Deutſchlands zu verſtehen. Es ſollte keinerlei Rivalität, 
vorhanden ſein. Wir ſind zwei große Nationen, denen die Welt ein 
weites Feld für Handel und Induſtrie öffnet, und meine Hoffnung geht 
dahin, daß, wenn wir im Laufe der Zeit mehr von dieſer großen Nation 
wiſſen werden — groß in Reichtum, in ihrer Organiſation und ihrer 
glänzenden Wiſſenſchaft und Kunſt — daß wir dann immer mehr ein— 
ſehen werden, daß wir uns mit ihr zuſammentun 
ſollten, um den Fortſchritt der Welt zu fördern. (We shall come 
to feel that we more and more ought to be associated with 
her in promoting the progress of the world.) Ich halte es daher nicht 
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für berechtigt, daß wir Deutſchland kritiſieren, weil es ſeine Flotte ſo 
organiſiert, wie es ihm gut ſcheint, und Deutſchland hat Anſpruch auf 
eine große Flotte, weil es einen großen Handel hat — ganz wie Deutſch— 
land keinen Anſtoß daran nehmen kann, wenn wir unſererſeits unſer 
Heer und unſere Flotte vervollkommnen und dafür ſorgen, daß ſie auf 
ſicherem Fundament ruhen.“ 

Das iſt vortrefflich, und wir ſtellen dieſes Urteil geſunder Vernunft 
mit Genugtuung jenem Artikel des „Daily Chronicle“ zur Seite, deſſen 
wir vor 8 Tagen gedachten. Die Formel jeder Politik, die Ausſicht 
auf bleibende Erfolge haben will, iſt ja, daß ſie die eigenen Intereſſen 
energiſch jo weit verfolgt, als ſie nicht mit den berechtigten Lebens— 
intereſſen anderer in notwendigem Gegenſatz ſtehen. Auf dieſem Boden 
müßte eine Verſtändigung allezeit möglich ſein. Die Schwierigkeit 
liegt nur darin, daß der nationale Egoismus die Tendenz hat, den Begriff 
der „berechtigten Lebensintereſſen“ zu weit auszudehnen, und das 
bleibt der Streitpunkt. 

Der Ausfall der Wahlen in Amerika läßt ſich im allgemeinen 
als ein Proteſt gegen das übertriebene Schutzzollſyſtem des Payne— 
Aldrich-Tarifs auslegen. Die unerträglich gewordene Teuerung, die 
ſich überall fühlbar macht, hat das Votum der Wähler beeinflußt. Ob 
damit auch ein ſicheres Anzeichen für das Ergebnis der nach zwei Jahren 
bevorſtehenden Präſidentſchaftswahlen gegeben iſt, wagen wir nicht 
zu behaupten. Zwei Jahre ſind eine lange Zeit, und jedes unerwartete 
Ereignis — und wie viele Möglichkeiten bieten ſich da — kann zu einer 
Umſtimmung führen. Auch fehlt es der demokratiſchen Partei an einem 
Präſidentſchaftskandidaten, auf den die Augen der Nation bereits 
gerichtet ſind. Die Männer, deren Namen man bisher genannt hat, 
ſind Kapazitäten zweiten und dritten Ranges, mehr lokale Berühmt— 
heiten als nationale Größen. Rooſevelt hat ſich durch ſeine impulſive 
Natur hinreißen laſſen, mehr hervorzutreten, als ſeinem Intereſſe 
entſprach. Wahrſcheinlich wäre er heute noch der populärſte Mann 
in den Vereinigten Staaten, wenn er ſich jeder Wahlagitation enthalten 
hätte. Seinen Gegnern wäre ſein Schweigen unheimlicher geweſen, 
als es alle ſeine Reden waren. Aber gerade das Stillehalten widerſprach 
ſeiner Kämpfernatur, und wir müßten ſehr irren, wenn er nicht auch 
ferner immer wieder auf dem Kampfplatz erſcheinen ſollte. Dem Phlegma 
ſeines einſtigen Freundes Taft würden wir einen ruhigen Abſchluß 
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der zweiten Hälfte jener Präſidentſchaftsjahre wohl gönnen, aber das 
liegt mehr in Rooſevelts als in ſeiner Hand. 

Das Manifeſt, welches die Umwandlung Chinas in einen kon— 
ſtitutionellen Staat ankündigt, lautet folgendermaßen: 

„Der Kaiſer Kwangſu hat ein Programm konſtitutioneller Reformen 
entworfen; ſeit unſerer Thronbeſteigung haben wir uns genau daran 
gehalten und uns nicht erkühnt, davon abzuweichen. Obgleich wir 
zahlreiche Bittſchriften erhielten, haben wir aus Vorſicht geſchwankt, 
ſie zu erfüllen; nachdem wir uns aber überzeugt hatten, daß die Ver— 
hältniſſe ſich geändert haben, und die Lage kritiſch geworden iſt, haben 
wir uns entſchloſſen, ſie zum Beſſeren zu verändern und ſchon vor Empfang 
der letzten Bittſchrift die Notwendigkeit erkannt, eine Verfaſſung einzu— 
führen. Jetzt ſprechen wir unſere Zuſtimmung zu ſchnellſter Durch— 
führung der Reformen aus. In Anbetracht aber, daß eine ganze Reihe 
vorbereitender Arbeiten erledigt werden muß, beſtimmen wir einen 
Zeitraum von 3 Jahren bis zur Eröffnung des Parlaments. 

In der Zwiſchenzeit werden wir das Regierungsſyſtem ändern, 
ein Kabinett organiſieren, die konſtititutionellen Geſetze und Verord— 
nungen veröffentlichen, welche ſich auf die Wahlen zum Oberhaus 
und Unterhaus beziehen, und auch andere notwendige Anſtalten treffen. 
Der von uns feſtgeſetzte Termin kann nicht geändert werden. Mögen 
die Beamten und das Volk ſich für ihre neuen Pflichten vorbereiten. 
Wir hoffen, daß die Reſultate der Reform den himmliſchen Geiſt Kwang— 
ſus erfreuen und die Wünſche des Volkes befriedigen werden.“ 

Wie ſich aus einer Pekinger Korreſpondenz der „K. Z.“ ergibt, 
iſt dieſer Entſchluß der Krone durch eine Art friedlicher Revolution 
erzwungen worden, die ihren Urſprung in der Sorge fand, die das 
jüngſte ruſſiſch-japaniſche Abkommen und die Annexion Koreas hervor- 
rief, und zu einem Bündnis zwiſchen den Pekinger Studenten und 
den Vertretern der mandſchuriſchen Provinzen Girin und Gailunkiang 
führte. Es fand eine große und aufregende Verſammlung ſtatt, die zu 
dem Beſchluß führte, dem Kaiſer eine mit dem Blut der Teilnehmer 
beſprengte Petition zu überreichen. Der Miniſter des Innern, Su, 
übernahm es, ſie dem Kaiſer, d. h. dem Regenten einzuhändigen, worauf, 
nach Anhörung des Senats, das oben mitgeteilte Edikt veröffentlicht 
wurde. — Ob trotz der beſtimmten Verſicherung, daß vor 1913 die 
Einführung des Parlaments nicht erfolgen werde, es bei dieſem Termin 
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bleiben wird, iſt abzuwarten. Unter allen Umſtänden iſt die Zuſage 
nicht mehr rückgängig zu machen, und das bedeutet eine ungeheuere, 
in ihren Folgen unberechenbare Wandlung im fernen Oſten. Das 
Beiſpiel Japans, hinter dem die Chineſen gewiß nicht an Fähigkeiten 
wenn auch an kriegeriſchem Sinn zurückſtehen, zeigt, was möglich wäre, 
und es iſt wohl charakteriſtiſch, daß die Beſorgnis vor dieſen Möglich— 
keiten am ſtärkſten in Japan zutage tritt. Schon die Nachricht von der 
in Amerika bevorſtehenden Anleihe von 50 Millionen Dollar rief in der 
japaniſchen Preſſe große Aufregung hervor. Während ſie einerſeits 
verſicherte, daß England, Frankreich und Deutſchland dem Zuſtande— 
kommen der Anleihe entgegenwirken würden, was in betreff Deutſch— 
lands ſicher falſch iſt, da uns eine Entwicklung der ruhenden wirtſchaft— 
lichen Kräfte Chinas nur erwünſcht ſein kann, warnt ſie anderſeits 
China, das durch die Garantien, die man von ihm verlangen werde, in 
politiſche Abhängigkeit von den Fremden geraten müſſe. Schwerlich 
iſt davon eine Wirkung zu erwarten; China wird das Geld mit Freuden 
entgegennehmen und auch die erforderlichen Sicherheiten ſtellen — 
vorausgeſetzt immer, daß Amerika die Anleihe wirklich gewährt, was 
nicht ganz ſicher zu ſein ſcheint. 

Ein merkwürdiges Zeichen dafür, wie ſehr in letzter Zeit das 
Selbſtgefühl der Chineſen ſich gehoben hat, bietet eine Pekinger 
Korreſpondenz des „Golos Moskwy“, in der erzählt wird, daß auf eine 
Forderung des ruſſiſchen Geſandten in der Höhe von 50 000 Tael, zur 
Entſchädigung ruſſiſcher Untertanen, die von mandſchuriſchen Räubern 
ausgeplündert waren, vom Waiwupu die folgende Antwort erfolgte: 

„Da die Ruſſen ſehr häufig in die Rechte der mandſchuriſchen Be— 
amten eingegriffen haben, ſo daß die letzteren niemals die Räuber 
energiſch verfolgen konnten, iſt die chineſiſche Regierung bereit, falls 
fortan die ruſſiſche Regierung ſich jeder Einmiſchung in die inneren 
Angelegenheiten der Mandſchurei enthält, den ruſſiſchen Untertanen 
volle Sicherheit von Leben und Eigentum im ganzen chineſiſchen Terri— 
torium zu garantieren. Unter den jetzigen Verhältniſſen lehnt es aber 
der Waiwupu ab, über die Frage einer Entſchädigungszahlung von 
50 000 Tael in Verhandlung zu treten.“ 

Das iſt ſehr deutlich und enthält eine bittere Kritik der ruſſiſchen 
Verwaltung in der Mandſchurei. 
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Über die Bedeutung des in dieſem Jahre abgeſchloſſenen ruſſiſch— 
japaniſchen Vertrages hat Dr. Ariba in der Zeitung „Pinnon 
Dſin“ einen Artikel veröffentlicht, der nicht mit Unrecht in der ruſſiſchen 
Preſſe Aufſehen erregt. Der Vertrag, den Japan 1907 mit Rußland 
abſchloß, ſo argumentiert Ariba, ſei aus politiſchen Erwägungen ab— 
geſchloſſen worden, die ſich aus den Zeitverhältniſſen erklären, während 
das Abkommen von 1910 der Tatſache entſprang, daß beide Mächte 
aufrichtig von ſeiner Notwendigkeit überzeugt waren. Der publizierte 
Text berühre zwar nur die mandſchuriſche Frage, es ſei aber nicht zweifel— 
haft, daß er auch eine Reihe anderer „offener Fragen“ vorentſchieden 
habe. Namentlich Artikel 3 verdiene Beachtung. Beide Mächte hätten 
zwar kein formelles Bündnis abgeſchloſſen, es trete aber deutlich zutage, 
daß ſie unter gewiſſen Umſtänden als Verbündete handeln würden. 
Daraus ergebe ſich ein doppelter Vorteil für Japan. Einmal könne 
Japan, da ein neuer ruſſiſcher Krieg unmöglich ſei, ſeine Rüſtungen 
einſchränken (was bekanntlich nicht geſchieht!), andererſeits ſichere es 
ſeine Stellung, falls das engliſch-japaniſche Bündnis nicht erneuert 
werden ſollte. Japan ſtehe für alle Eventualitäten ſicherer als vorher. 
Der ruſſiſch-engliſche Vertrag von 1907 habe England von der Sorge 
um ſeine indiſchen Beſitzungen befreit, und es brauche daher die Hilfe 
Japans nicht mehr. Japan wiederum habe eine Garantie für ſeine 
Stellung in der Mandſchurei erhalten, was ihm, bei der gemeinſamen 
Exploitation der mandſchuriſchen Bahnen durch Rußland und Japan, 
große materielle Vorteile ſchaffe. Es frage ſich nun, was China dazu 
ſage? In Peking glaube man, daß der Vertrag gegen China gerichtet 
ſei, um den Chineſen die Wiedergewinnung der Mandſchurei unmöglich 
zu machen. Nun laſſe ſich nicht vorherſagen, was geſchehen werde, wenn 
der Termin der Okkupation der Halbinſel Kwantung mit Port Arthur 
ablaufe; ſicher ſei aber, daß, wenn Japan verlange, daß dieſer Termin 
verlängert werde, es bei Rußland Unterſtützung finden würde. Seiner— 
ſeits werde Japan Rußland unterſtützen, wenn nach Ablauf des dreißig— 
jährigen Kontrakts mit der ruſſiſch-chineſiſchen Bank Rußland ſich weigern 
ſollte, die mandſchuriſchen Bahnen nochmals zu erwerben (d. h. wohl, 
wenn es fie einfach für ſich behält !). China ſei ohne Zweifel berechtigt, 
die Anſprüche beider Mächte nicht anzuerkennen, müſſe aber damit 
rechnen, daß es dann auf das gemeinſame Entgegenwirken Rußlands 
und Japans ſtoßen werde. 
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Dazu bemerkt der Korreſpondent des „Golos Moskwy“, dem wir 
dieſe intereſſante Mitteilung danken: „Alſo behauptet Dr. Ariba, daß 
das ruſſiſch-japaniſche Abkommen von 1910 einen geheimen Artikel 
enthält, der zum Teil gegen China gerichtet iſt. Sollte das richtig ſein, 
ſo würde das Abkommen einen ganz beſonderen Charakter gewinnen.“ 

Die durch die Zeitungen gehende Nachricht, daß England und 
Rußland nach wie vor bereit ſind, der perſiſchen Regierung 10 Millionen 
Franken zu leihen, ohne irgend welche politiſche Bedingungen daran 
zu knüpfen, läßt ſich kurzweg als falſch bezeichnen. 

Die Betrachtungen der ruſſiſchen Preſſe über die Potsdamer 
Tage ſind mit Ausnahme der „Semſchtſchina“ meiſt kritiſch geſtimmt, 
oder fordern die Kritik heraus. Wenn die „Nowoje Wremja“ uns ver— 
ſichert, daß ſie von jeher die aufrichtige Freundin Deutſchlands geweſen 
ſei, ſo können wir über dieſe ſchamloſe Unwahrheit nur die Achſeln 
zucken. Sie war alle Zeit unſere bitterſte Feindin, und iſt es trotz aller 
Heuchelei noch heute. Wenn ſie jetzt in anderem Sinne ſchreibt, ent— 
ſchädigt ſie ſich dafür in Verdächtigung der in Rußland lebenden Deut— 
ſchen, worunter namentlich die deutſchen Koloniſten in Kleinrußland 
zu leiden haben, ſeit der Miniſterpräſident Herr Stolypin ſelbſt durch 
geſetzgeberiſche Maßregeln den Anſtoß dazu gegeben hat, das gänzlich 
inhaltloſe Gerede von einer deutſchen Gefahr in Südrußland wieder 
aufzubringen. Wie trefflich übrigens die Ruſſifikation arbeitet, mag 
man daraus ſehen, daß einer der gehäſſigſten Artikel gegen jene Koloniſten 
von einem Mann geſchrieben iſt, der mit dem ruſſiſchen Namen 
„Hofſtetter“ zeichnet. Auch mag darauf hingewieſen werden, daß in 
einer der letzten Dumaſitzungen dem Oktobriſten v. Anrep, von einem 
Mitgliede der Rechten ein „deutſcher Hund“ an den Kopf geworfen 
wurde. Mit ſolchen Stimmungen haben wir zu rechnen! 


17. November 1910. Annahme der Reſolution Roſeberry durch das Haus der Lords. 
17. November. Proteſte in Teheran gegen die ruſſiſche und die engliſche Politik. 
20. November. Tod Leo Tolſtois in Aſtapowo. 


23. November 1910. 


Der 18. November 1910 wird ein für alle Zeiten denkwürdiger 
Tag in der Geſchichte Englands bleiben: an dieſem Tage, dem Freitag 
voriger Woche, hat das liberale Kabinett den Unioniſten, das Unterhaus 
dem Hauſe der Lords den Krieg angekündigt, und in beiden Häuſern 
iſt der Kampf aufgenommen worden. Auch hat man in ganz England 
das Gefühl gehabt, vor einer Entſcheidung von ungeheurer Tragweite 
zu ſtehen. Man muß bis auf die Tage der Reformbill, in das Jahr 1832 
zurückgreifen, wenn man eine Parallele für die Erregung finden will, 
die ſich der Gemüter bemächtigt hatte. Die Luft — ſagt ein Augen— 
zeuge — war dick von Gerüchten, die Nerven aufs äußerſte geſpannt, 
die Stimmung nahe daran, hyſteriſch zu werden. Wenn man ſage, 
daß das Haus gedrängt voll war, ſo bedeute das mehr als daß jeder 
Platz beſetzt war. Auch die Gänge waren Kopf an Kopf gefüllt, alle 
Stehplätze hinter dem Seſſel des Präſidenten beſetzt, und hinter den 
Schranken, da, wo auch nicht Mitglieder des Parlaments ſich aufhalten 
dürfen, ſowie in den Galerien war es gedrängt voll wie in den Galerien 
eines Theaters am Weihnachtsabend (as the gallery of a theater on 
Boxing Night). Sehr zahlreich waren die Peers vertreten. Die Miniſter 
und die Führer der Oppoſition wurden mit lauten Beifallsrufen von 
ihrer Partei begrüßt: ein „Orkan von cheers“ tönt von den Bänken 
der Unioniſten, als Balfour und Auſten Chamberlain eintreten. Dann 
wird es plötzlich ſtill. Lloyd George kündigt an, daß er eine Botſchaft 
des Königs zu verleſen habe. Sie fordert das Haus auf, die Extra— 
Alterspenſionen zu bewilligen, die Ende des Jahres ausgezahlt werden 
ſollen. Unter allſeitiger Zuſtimmung erfolgt die Bewilligung. Es 
ſchließt ſich daran die kurze Beantwortung einer Reihe von Fragen, 
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die auf den Miniſtertiſch niedergelegt ſind, und darüber geht unter all— 
gemeiner Ungeduld und lauten Geſprächen eine Stunde hin. Endlich, 
um 1 Uhr, erhebt ſich der Primeminiſter Asquith; unter geſpannteſter 
Aufmerkſamkeit legt er in kurzer Rede die Entſchlüſſe des Miniſteriums 
dar: die Regierung wird dem König raten, das Parlament Montag, 28., 
aufzulöſen. In der Zwiſchenzeit — alſo im Laufe dieſer Woche — wird 
das Haus die weſentlichen Beſtimmungen der Finanzbill erledigen und 
dabei die Debatte auf die Einkommenſteuer, den Zoll auf Tee und 
die Frage des Tilgungsfonds beſchränken. Es wird am Dienstag eine 
Erklärung über das Osborne-Urteil abgegeben werden, und das Haus 
der Lords wird Gelegenheit erhalten, mit „Ja“ oder „Nein“ zur Vetobill 
der Regierung Stellung zu nehmen. Amendements oder Abänderungen 
können nicht Berückſichtigung finden. Er weiß im voraus, wie die Ent— 
ſcheidung fallen wird. Wenn im nächſten Jahr die Liberalen wieder 
zur Regierung gelangen, wird er den Antrag auf Einführung von Diäten 
ſtellen. 

Balfour antwortete ſarkaſtiſch und bitter. Seine Partei ſei 
bereit, den ihr aufgezwungenen Kampf aufzunehmen. Aber daß man 
den Lords die Möglichkeit nehme, über eine vitale Frage des Reichs 
zu diskutieren, und mit Vorſchlägen hervorzutreten, die Männern von 
gemäßigter Geſinnung annehmbar wären, das ſei unerhört. 

Es hat danach noch ein Geplänkel gegeben, das namentlich dahin 
zielte, Asquith zu veranlaſſen, Näheres über ſeine Verhandlungen mit 
dem König mitzuteilen. Asquith ſagte jedoch nicht mehr, als daß er nach 
wie vor auf dem Boden der Erklärung ſtehe, die er am 14. April dieſes 
Jahres abgegeben habe. Der entſcheidende Punkt dieſer Erklärung 
lautete: 

„Laſſen Sie mich hinzufügen, daß ich keinenfalls eine Auflöſung 
empfehlen werde, es ſei denn unter ſolchen Bedingungen, die dafür 
Bürgſchaft bieten, daß im neuen Parlament das Urteil des Volkes, 
wie es in den Wahlen zum Ausdruck kommt, Geſetzeskraft erhält.“ 

Daß heißt doch, daß eventuell auch durch einen Peersſchub der 
Widerſpruch des Oberhauſes gebrochen werden wird und daß König 
Georg — deſſen Name ſorgfältig jeder Debatte entzogen wurde — 
dem zugeſtimmt hat. 

Es fiel allgemein auf, daß Redmond ſchwieg, offenbar muß 
er ſich ſeines Erfolges ſehr ſicher fühlen, denn nach den poſitiven Ver— 
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ſicherungen, die er in Amerika gegeben hat, würde er für einen Verräter 
gelten, wenn der ſchließliche Ausgang nicht Homerule für Irland wäre. 
Ungeduldiger war Mr. Barnes, der Führer der Arbeiterpartei; er drohte, 
mit ſeinen Leuten gegen die Liberalen zu ſtimmen, falls das Osborne— 
Urteil nicht aufgehoben werde, das die Verwendung von Streikfonds 
zu Wahlzwecken beſtraft hatte. Auch hier ließ Asquith, der ſich überhaupt 
durch große Kaltblütigkeit und Ruhe auszeichnete, ſich nicht über ſein 
Programm hinausführen. Die Osbornefrage wird Dienstag geklärt 
werden. So ging die Sitzung ihrem Ende entgegen. Inzwiſchen aber 
hatte vor den Toren des Unterhauſes eine neue große Demonſtration 
der Suffragettes, bereits die 14., ſtattgefunden. Etwa 300 ältere und 
jüngere Damen, die eine Vorverſammlung in Caxton Hall abgehalten 
hatten, waren unter Führung von Mrs. Pethik Lawrence und der beiden 
Pankhurſt, Mutter und Tochter, in Gruppen von je 13 im Anmarſch. 


Wie üblich hatte eine ungeheure Menſchenmenge ſich ihnen angeſchloſſen, 


ſo daß die 1000 Poliziſten, die vor St. Stephens Hall die Ordnung auf— 
recht zu erhalten hatten, bald nicht mehr ihrer Aufgabe gewachſen waren, 
und obgleich ſie ſchließlich ohne viel Rückſicht losſchlugen (it may, as it 
doubtless will, be said that the police behaved brutally towards some 
of the offenders, but the aggravation they received was great, and in 
many cases they had to use considerable force to protect themselves 
from injury“ (jo referiert der „Standard“), war man genötigt, die 
berittenen Gendarmen einſchreiten zu laſſen, um den Platz zu ſäubern. 
Verhaftet wurden 120 Perſonen, darunter nur vier Männer. Eine 
der unternehmenden Damen war über das Gitter des Cromwell-Denk— 
mals geklettert und hätte ſich wahrſcheinlich ſchwer beim Abſpringen 
verletzt, wenn einer der Policemen ſie nicht in ſeinen Armen aufgefangen 
hätte. Das war die erſte Verhaftete. 

Im Oberhauſe war es Lord Crewe, der die Beſchlüſſe des Kabinetts 
vorbrachte, worauf Lord Lansdowne ihm mit ſcharfer Replik entgegen— 
trat. Bekanntlich hatte das Haus wenige Tage vorher die Anträge 
Lord Roſeberrys auf Reform des Oberhauſes einmütig angenommen. 
Das hätte noch vor einem Jahre ohne Zweifel die Stellung der Lords 
gerettet, und in der Tat wollte Roſeberry eine durchſchlagende Reform. 
Sein Antrag war: 

1. Das Haus der Lords ſolle aus Lords des Parlaments beſtehen: 
a) die von der geſamten Körperſchaft der erblichen Peers aus ihrer 
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eigenen Mitte gewählt und von der Krone ernannt werden, b) aus 
ſolchen, die kraft ihres Amtes oder ihrer Verdienſte einen Sitz erlangen, 
c) endlich aus denen, die von außerhalb (d. h. aus dem Unterhauſe) 
gewählt werden. 

Dieſe Sätze bieten natürlich nur den Rahmen für eine Reform, 
wie ſie Lord Roſeberry ſeit bald 20 Jahren verficht. Aber er hat allezeit 
eine unglückliche Hand gehabt, und iſt ſtets entweder zu früh oder zu 
ſpät mit ſeinen Plänen hervorgetreten. Der Erfolg, den er im Ober— 
hauſe durch Annahme ſeiner Anträge fand, iſt vielleicht der deutlichſte 
Beleg dafür, daß das Haus ſeine eigene Sache bereits verloren gegeben 
hatte. Denn im Grunde ſteht er allein, und die ſtaatsmänniſche Gabe, 
das rechte Wort und den rechten Entſchluß zur rechten Zeit zu finden, 
hat ihm immer gefehlt, was wohl als ein klaſſiſches Beiſpiel dafür gelten 
kann, daß hohe Begabung und glänzende Bildung trotz aller dialektiſcher 
Kunſt an ſich noch keine Gewähr für politiſche Fähigkeiten bieten. 

Zum Glück wird die Zeit politiſcher Überhitzung, welche die Wahlen 
bringen müſſen, nicht allzulange dauern. Am 20. Dezember wird die 
Entſcheidung bereits erfolgt ſein, aber dann werden wir entweder einem 
neuen demokratiſchen England gegenüberſtehen, oder, falls wider alle 
Wahrſcheinlichkeit die Unioniſten ſiegen ſollten, neuen, mit noch größerer 
Leidenſchaft geführten Kämpfen entgegenſehen müſſen. Daß von 
unioniſtiſcher Seite trotz allem die Agitation gegen die deutſche Flotte 
in den Kampf hineingezogen wird, läßt ſich direkt als eine politiſche 
Unredlichkeit bezeichnen. Es geſchieht gegen beſſeres Wiſſen. Aber 
Lord Beresford, der die erſten Angriffe gegen uns eingeleitet hat, iſt 
ſchon ſeit 1902 ein ſo entſchiedener Gegner Deutſchlands, daß wir uns 
über ihn weiter nicht aufregen. Es gibt Leute, die ihr Leben lang von 
einer Idee zehren, und zu dieſen muß er offenbar gezählt werden. 

Inzwiſchen hat ſich am 18. November der Abſchied Lord Mintos 
und der Einzug des neuen Vizekönigs von Indien Lord Hardinge 
vollzogen. Als der eine in Kalkutta das Schiff beſtieg, das ihn nach 
England zurückführt, landete der andere in Bombay, um ſein verant— 
wortungsſchweres Amt zu übernehmen. Lord Hardinge kann als über— 
zeugter Anhänger der neuen von Sir Edward Grey inaugurierten 
Politik gelten. Er ſteht ganz auf dem Boden des engliſch-ruſſiſchen 
Abkommens vom Auguſt 1907 und gilt in betreff der indiſchen Politik 
als Vertreter einer energiſcheren Repreſſion der nationalen Anſprüche 
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der Inder, als Lord Minto ſie zuließ. Daß man übrigens auch bemüht 
iſt, die Inder durch Entgegenkommen zu gewinnen, und auf ihre Phan— 
taſie zu wirken, zeigt die Tatſache, daß König Georg V. am 1. Januar 
1912 einen Krönungs-Durbar in Delhi feiern wird, der gewiß mit groß— 
artigſtem Aufwand an Pracht und Schauſtellungen, wie die Orientalen 
es lieben, begangen werden wird. Wie es heißt, beabſichtigt der König 
auch die großen autonomen Kolonien, oder ſagen wir richtiger die 
Nationen, von Kanada, Auſtralien und Südafrika zu beſuchen, 
und auch das wird bei dem ſtark ausgebildeten Loyalitätsgefühl der 
Engländer ſeinen Eindruck nicht verfehlen. Ein König von England, 
von dem mehr als von anderen das Wort gilt, „le roi régne, mais il ne 
gouverne pas“ kann ſich zudem leicht auf längere Zeit abſentieren, 
ohne daß der Gang der Geſchäfte dadurch leidet und König Georg als 
kundiger Seemann liebt das Waſſer. Auch das halten wir nicht für aus— 
geſchloſſen, daß er den Kaiſertitel annimmt. Die Abneigung der regieren— 
den Parteien dagegen iſt, ſeit ſie ſich beide vom imperialiſtiſchen Ge— 
danken haben durchdringen laſſen, völlig geſchwunden, und man ſcheint 
zu meinen, daß in den weiteren Rahmen die großen Kolonien ſich leichter 
und dauernder werden einſchließen laſſen. 

Es iſt nicht recht klar, ob der Plan einer Überlandbahn 
von Calais nach Bombay engliſchen oder ruſſiſchen Urſprungs iſt. Daß 
man ihn, wie neuerdings in ruſſiſchen Blättern geſchieht, mit den Pots— 
damer und Berliner Unterhaltungen Herrn Saſonows in Zuſammenhang 
bringt, halten wir für falſch, und ebenſo unwahrſcheinlich iſt es, daß 
ſich bereits ein deutſch-xuſſiſch-engliſch-franzöſiſch-perſiſches Konſortium 
zur Ausführung des Planes zuſammengefunden haben ſollte. So weit— 
gehende Unternehmungen wollen finanziell, techniſch und politiſch 
ſehr genau erwogen ſein, ehe man ſich zu einem Ja oder Nein entſchließt. 
Die Route, die jetzt als die wahrſcheinlichſte bezeichnet wird, ſoll über 
Calais, Berlin, Alexandrowo, Warſchau, Roſtow am Don nach Baku 
und von dort über Enſeli, Teheran, Kerman, Nuſchki nach Bombay 
führen, jo daß man in 7 bis 7½ Tagen von London nach Indien gelangen 
würde. Deutſchland würde dann durch eine Linie Teheran —Hannekin 
die gewünſchte Verbindung mit der Bagdadbahn gewinnen. Man 
braucht dieſen Plan nur zu durchdenken, um die ungeheuren Schwierig— 
keiten zu erkennen, die ihm im Wege ſtehen. Zunächſt iſt die Voraus— 
ſetzung einer Zuſtimmung der beiden meiſt in Betracht kommenden 
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Regierungen, der ruſſiſchen und der engliſchen, daß ſie beide davon 
überzeugt ſind, daß jenes Übereinkommen von 1907 ein bleibendes 
Vertrauens- und Freundſchaftsverhältnis begründet habe. Die geſchäft— 
lichen Beziehungen beider Staaten geben, wenn wir von den 2½ letzten 
Jahren abſehen, den Beweis, daß das Gegenteil die Regel war, und 
es iſt ja kein Geheimnis, daß nicht nur die geſamte Rechte der Duma 
und des Reichsrats, ſondern auch weite Kreiſe der öffentlichen Meinung 
Rußlands an der Politik Iswolskis nichts mehr verurteilen, als den 
Abſchluß dieſes engliſchen Abkommens über die gegenſeitigen Intereſſen— 
ſphären in Aſien. Findet, was ja nicht unmöglich iſt, ein Frontwechſel 
Rußlands ſtatt, ſo erſchließt ihm jene Bahn ein bisher faſt verſchloſſenes 
Angriffsfeld, während andererſeits die Bahn Nuſchki-Teheran England 
die Möglichkeit bieten würde, den Ruſſen in Perſien ſehr empfindliche 
Unannehmlichkeiten zu bereiten. Endlich wäre zur Ausführung des 
Unternehmens doch die Zuſtimmung Perſiens unerläßlich, das wahr— 
ſcheinlich heute nur geringe Neigung zeigen wird, den beiden Mächten, 
die es meiſt fürchtet und haßt, den Weg zu ebnen, damit ſie ſich im Herzen 
Perſiens, in Teheran, die Hände drücken können. In Rußland verſpricht 
man ſich große materielle Vorteile davon, daß dieſer Überlandweg 
500 geographiſche Meilen lang durch ruſſiſches Territorium führen 
würde, und gewiß wäre das eine weſentliche Quelle neuer Einnahmen 
für die ruſſiſchen Eiſenbahnen; aber ſie würden gerade den Völkerſchaften 
zugute kommen, deren materielles Aufkommen man heute in Rußland 
niederzuhalten bemüht it: den Polen, Kleinruſſen und, horribile dietu, 
den deutſchen Koloniſten in Südrußland. Sind doch gerade jetzt die 
ruſſiſchen Zeitungen aller Farben voll von Angriffen gegen die „deutſche 
Invaſion“, und, wie wir hören, iſt bereits ein Geſetz fertiggeſtellt, das 
die Einwanderung von Deutſchen nach Rußland über— 
haupt verbietet. Den Anlaß dazu hat die lächerliche Behauptung 
gegeben, daß die Deutſchen, die in Rußland naturaliſiert ſind, eine 
doppelte Staatsangehörigkeit haben, die ruſſiſche und die deutſche, 
und dadurch gleichſam als Vorpoſten für die bevorſtehende deutſche 
Invaſion dienen. Uns iſt kürzlich eine Nummer der in Petersburg. 
erſcheinenden Zeitung „Objedinenije“ (Vereinigung) zugegangen, die 
einen Leitartikel unter dem Titel: „Ein deutſches Zartum in Weſtſibirien 
auf den Trümmern der Beſitzungen der Koſaken“ bringt. Angeſchloſſen 
iſt eine Karte der ſibiriſchen Bahn bis nach Tomsk, die längs dem Strang. 
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der Eiſenbahn rechts und links eine endloſe Reihe deutſcher Kolonien 
und Schlöſſer zeigt. Nun erfährt man freilich, daß dieſe Koloniſten 
nicht nur Deutſche, ſondern auch Engländer, Dänen, überhaupt Nicht- 
ruſſen ſind, die Deutſchen aber Mennoniten, alſo ruſſiſche Untertanen 
ſeit Ende des 18. und Anfang des 19. Jahrhunderts, die ſpäter 
das europäiſche Rußland verließen, um eine Stätte in Sibirien zu 
finden, wo man ſie ihres Glaubens und ihrer Nationalität wegen nicht 
bedrängte. Andere wieder ſind Baptiſten, die aus denſelben Gründen 
das europäiſche Rußland verlaſſen haben. Die verdrängten Koſaken 
aber ſind meiſt Offiziere, die mit dem ihnen zugewieſenen Lande nichts 
anzufangen wußten, und froh ſind, es verkaufen zu können, um den 
Barertrag zu verjubeln. Es iſt genau dieſelbe Erſcheinung, die ſich in 
Oſtſibirien verfolgen läßt, wo die dort angeſiedelten Koſaken ihr Land 
an chineſiſche Einwanderer verkaufen und verpachten. Als Schreck— 
geſpenſt dient natürlich der alldeutſche Verband und der Guſtav-Adolf— 
Verein, von denen der erſte ſich unſeres Wiſſens niemals mit den ſibiriſchen 
Koloniſten befaßt hat, der letztere keinen anderen Zweck verfolgt, als 
das konfeſſionelle Leben lebendig zu erhalten. Aber auch ſeine Hände 
reichen nicht ſo weit. Zudem iſt es die Aufgabe des in Petersburg für 
die evangeliſche Kirche eingeſetzten Generalkonſiſtoriums, in dieſer 
Hinſicht nach dem Rechten zu ſehen, und wir wiſſen, daß dort ehrlich 
und gewiſſenhaft gearbeitet wird, ohne in die Rechte anderer Kon— 
feſſionen einzugreifen. Es iſt eine Art Verfolgungswahn, der ſich in 
den Köpfen dieſer Patrioten regt und der in merkwürdigem Gegenſatz 
zu der Ungeniertheit ſteht, mit der eben dieſe Elemente ſich erlauben, 
in die inneren Angelegenheiten anderer Staaten einzugreifen. So 
hat, um ein Beiſpiel anzuführen, die ruſſiſche Preſſe während der Aus— 
gleichsverhandlungen, die ein leidliches Einvernehmen zwiſchen Tſchechen 
und Deutſch-Böhmen herbeizuführen bemüht waren, alles was an ihr 
lag getan, um dieſe Verhandlungen zum Scheitern zu bringen. Es ſei 
Pflicht der Böhmen, den Kampf aufrecht zu erhalten und ſich nicht 
mit den Deutſchen in Oſterreich zu verſtändigen, weil es deren Ziel ſei, 
ſich Salonikis zu bemächtigen und ſich zu Herren des Agäiſchen Meeres 
zu machen. | 
„Die Tſchechen würden ſonſt genötigt jein, die Knechtungspolitik 
Oſterreichs gegen die Südſlaven zu unterſtützen, zumal gegen die Serben, 
über deren Leichnam allein Oſterreich-Ungarn Saloniki erreichen kann. 
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Sollten die tſchechiſchen Politiker ſich wirklich entſchließen, dieſe bruder- 
mörderiſche Politik zu verfolgen? Sie würden damit nur den Aſt ab— 
ſägen auf dem ſie ſelber ſitzen. . . . 

So ſchrieb die „Nowoje Wremja“ am 30. Oktober. Seither ſind 
die Ausgleichsverhandlungen leider geſcheitert, und wie wir annehmen 
müſſen, unter ruſſiſchem Einfluß, denn Herr Kramarz und Genoſſen 
ſind gewohnt, ſich ihre Parole aus Petersburg und Moskau zu holen. 
Aber wie groß war dagegen die Entrüſtung, als kürzlich bei der Duma 
ein Proteſtſchreiben von 120 franzöſiſchen Senatoren und 293 Mit— 
gliedern der franzöſiſchen Kammer gegen die in Finnland begangenen 
Rechtsbrüche einlief. Herr Deitrich hat im Namen des Reichsrats, die 
Herren Krupenski und Schetſchkow im Namen der Duma ihrer 
Entrüſtung über dieſes Eingreifen in innere ruſſiſche Angelegenheiten 
Ausdruck gegeben. Und in der Tat, trotz unſerer Sympathien für die 
Finnländer, die ohne revolutionäre Zutat ihr gutes Recht zu behaupten 
ſuchen, können wir dieſes Vorgehen von über 400 franzöſiſchen Politikern 
nur als ganz ungehörig bezeichnen. Seit den Jahren 1831 und 1863, 
als Frankreich für die ruſſiſchen Polen eintrat — die freilich heute von 
allen Franzoſen preisgegeben ſind — iſt nichts ähnliches geſchehen. 
Aber könnten jene 400 nicht erwidern, wenn ihr ſo in die öſterreichiſch— 
ungariſchen Verhältniſſe ungeniert eingreift, weshalb ſollten wir nicht 
für Finnland eintreten, dem ihr die friſchen Eide von 1905 gebrochen 
habt? Sie könnten auch auf Perſien hinweiſen, wo es nur noch ruſſiſche 
und engliſche, aber keine perſiſchen Intereſſen mehr gibt — wenn ſie 
dort nicht ſelbſt die Hände im Spiel hätten. Auch ſind in Wirklichkeit 
dieſe Proteſte gar nicht ernſt gemeint. Man hat eine Mode mitgemacht, 
wie andere Moden auch, und wäre auf das äußerſte erſchreckt, wenn 
die ruſſiſche Regierung annehmen ſollte, daß ein ernſter Wille hinter 
jenen Worten ſtecke. Ein ernſter Wille tritt uns in Frankreichs Politik 
nur entgegen, wo es einen greifbaren Vorteil gilt, wie denn z. B. die 
Fremdenlegion, dieſer dunkle Fleck an der Ehre des franzöſiſchen Staates 
und der franzöſiſchen Armee, trotz der unbeſtreitbaren Verworfenheit 
der Inſtitution aufrecht erhalten wird. Haben wir doch erſt jüngſt wieder 
den Fall erlebt, daß die Bitte eines unglücklichen deutſchen Vaters, der 
ſeinen verirrten Sohn den ſeelenmörderiſchen Feſſeln der Fremden— 
legion entreißen wollte, vom franzöſiſchen Kriegsminiſterium mit Hohn 
zurückgewieſen wurde. Es iſt eine Art Janitſcharentum, das zum Dienſt 
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einer unſittlichen Kolonialpolitik ausgebeutet wird, und das, wie in den 
Kreiſen der beſten franzöſiſchen Patrioten gewiß nicht verkannt wird, 
der Nation zur Schmach, nicht zur Ehre dient. Auch iſt die geſamte 
franzöſiſche Preſſe einmütig darin, die heikle Frage der Fremdenlegion 
nicht zu berühren. Es läßt ſich eben nichts zu ihrer Rechtfertigung an— 
führen. Aber wie in Rußland führt man auch in Frankreich doppelt 
Buch, und es iſt doch charakteriſtiſch, daß ſowohl der „Temps“ wie das 
„Journal des Débats“ ihren Leſern weder von jenen franzöſiſchen 
Proteſten noch von den ruſſiſchen Antworten das 
geringſte mitgeteilt haben. Sie haben beide freilich ebenſo über die 
Ausſchreitungen geſchwiegen, welche Matroſen der amerikaniſchen 
Kriegsſchiffe ſich in Cherbourg und Paris haben zu Schulden kommen 
laſſen, obgleich ſie ſonſt gewiſſenhaft über alles referieren, was in die 
Kategorie des Skandals und der Senſation fällt. Jeder aufrichtige 
Freund Amerikas wird es aber für ſeine Pflicht halten, recht nach— 
drücklich auf die Notwendigkeit hinzuweiſen, daß für beſſere Diſziplin 
in der amerikaniſchen Kriegsmarine Sorge getragen wird. Was helfen 
die ſchönſten Schiffe, wenn ſie nicht durch den Geiſt der Manneszucht 
beherrſcht und vergeiſtigt werden? 

Zum Schluß noch ein Wort über Tolſt oi. In den franzöſiſchen 
und engliſchen Blättern hat man auf eine verfrühte Meldung von ſeinem 
Tode ihm lange und anerkennende Nekrologe geſchrieben. Aber wenn 
man die Summe ſeines Lebens zieht, iſt es doch mehr unheilvoll als 
fördernd geweſen. Er hat in höchſtem Maße das bewunderungswürdige 
ruſſiſche Talent des Erzählens gehabt und der ruſſiſchen Literatur wie 
der Weltliteratur eine gewaltige Anregung gegeben. Aber er iſt, wie 
alle großen Talente Rußlands, wie die Puſchkin, Herzen, Dojtojewifi, 
Turgenew, herangereift in ſteigendem Gegenſatz gegen den Staat, 
der ihm ſo ſehr als die Quelle alles Übels erſchien, daß er die Rettung 
ſchließlich in einem myſtiſchen Anarchismus ſuchte, für den er leiden— 
ſchaftlich Propaganda machte, ohne ſich doch in Wirklichkeit von den 
Zuſammenhängen löſen zu können, durch welche Geburt, Erziehung, 
Lebensgewohnheit, ihn an eben dieſen verhaßten Staat und eben dieſe 
verachtete Kultur und Geſellſchaft knüpften, über die er Fluch und Bann 
ausſprach, gleichwie ſie ihn durch ihre höchſten kirchlichen Autoritäten 
mit Fluch und Bann belegt hatte. So ging ſchließlich ein Zug tiefer 
innerer Unwahrhaftigkeit durch ſein ganzes Leben und 
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er hat uns vor wenigen Monaten noch in einer Skizze: „Drei Tage im 
Dorfe“ ein ergreifendes Bild der Lüge ſeines Lebens entworfen. Daß 
er ſich ihr ſchließlich durch die Flucht zu entziehen ſuchte, iſt ein Zeichen, 
wie tief die Qual war, die an ihm zehrte. Jetzt hat der Tod ihn befreit, 
und man mag ihm wohl nachrufen: Frieden deiner Aſche! Wenn nur 
nicht zu befürchten wäre, daß das Unkraut, das er ausgeſäet hat, immer 
neue Schößlinge treiben wird, und länger fortlebt, als die ſchönſten 
Früchte, die der Dichtergenius in ihm gezeitigt hat. 


24. November 1910. Meuterei braſilianiſcher Kriegsſchiffe. 
25. November. Niederlage von Kramarz, Dr. Fiedler wird Präſident des tſchechiſchen Klubs. 
28. November. Auflöſung des engliſchen Unterhauſes. Eröffnung des rumäniſchen Parlaments. 


30. November 1910. 

Wir haben mit einer Entſchuldigung an die Adreſſe des „Journal 
des Débats“ zu beginnen. Die Redaktion des Blattes hat ſchon am 
4. Juni dieſes Jahres gegen die Proteſtadreſſe, welche in finnländiſchen 
Angelegenheiten von 120 Senatoren und 296 Mitgliedern der franzö— 
ſiſchen Kammer der ruſſiſchen Duma zugeſandt wurde, ihrerſeits und 
zwar ſehr nachdrücklich Proteſt erhoben. Die „Débats“ ſchrieben damals: 

„Es iſt unerhört, daß Mitglieder unſeres Parlaments kollektiv 
einen Geſetzentwurf kritiſieren, den die Regierung der alliierten und 
befreundeten Macht eingebracht hat. Wir rechnen feſt darauf, daß der 
Adreßentwurf unſerer Parlamentarier nicht über die Wandelgänge 
der Kammer und des Senats hinausdringen wird. Wenn die Regierung 
ihre Pflicht verſteht, wird ſie die Aufmerkſamkeit der Unterzeichner 
mit aller nötigen Energie auf die Bedeutung der Folgen hinweiſen, 
die ſich aus ihrem unqualifizierbaren Schritt ergeben.“ 

In der Tat, man kann nicht treffender und ſchärfer rügen, und 
es iſt gewiß nicht die Schuld der „Débats“ geweſen, wenn ihr Warnungs— 
ruf ungehört verhallte. Wir bedauern aufrichtig, ihn überſehen zu haben. 
Die Proteſte von ruſſiſcher Seite ſind erſt in den letzten Tagen erſchienen 
und ſcheinen noch nicht abzubrechen, erſt durch ſie haben wir von den 
franzöſiſchen Proteſten erfahren. Wir möchten jedoch an die ſich hieran 
ſchließenden Bemerkungen der „Débats“ — die uns Haß gegen Frank— 
reich und Rußland vorwerfen — einige allgemeine Bemerkungen 
knüpfen. 

Haß gegen ein Volk oder einen Staat iſt eine ſolche Ungeheuer— 
lichkeit, daß wohl niemand, der ſich ein ee, und geſundes morali— 
ſches Urteil gewahrt hat, ſich dieſer Verirrung ſchuldig machen wird. 
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Jedes Volk iſt in ſeinen großen Männern verehrungswürdig, mögen 
ſie nun den Künſten, der Wiſſenſchaft oder dem Dienſte des Staates 
angehören; was aber die große Maſſe des nicht auf den Höhen der 
Menſchheit ſtehenden Teils einer Bevölkerung betrifft, ſo ſucht ſie ihre 
Ideale zumeiſt in den Pflichten und Freuden des Familienlebens, in 
Erwerb und Arbeit, und in dieſer Hinſicht werden die Nationen ein— 
ander ziemlich ähnlich ſein. Wie dürfte da von Haß und Abneigung 
die Rede ſein? Wo publiziſtiſche Polemik tätig iſt, trifft ſie die Grenz— 
gebiete der gegenſeitigen Intereſſen, und das hat weder mit Abneigung 
noch mit Sympathien von Perſon zu Perſon oder gar von Volk zu Volk 
etwas zu tun. Es wäre ein völliger Irrtum, wenn man annehmen 
wollte, daß das franzöſiſche und das ruſſiſche Volkstum einander anziehen, 
weil beide Staaten ſeit einer Reihe von Jahren politiſch Hand in Hand. 
gehen, oder daß das tiefgewurzelte Mißtrauen, das ſich hiſtoriſch zwiſchen 
Ruſſen und Engländern ausgebildet hat, ſeit 1907 nun plötzlich ge— 
ſchwunden ſei. Vielmehr ſind im ruſſiſchen Volksbewußtſein als politi- 
ſche Antipathien, die u. a. in ihren Sprichwörtern zum Ausdruck 
kommen, nur drei übrig geblieben: Der „Franzus“ — in der unaus— 
löſchlichen Erinnerung an 1812, während der Krimkrieg bereits halb 
vergeſſen it — die „Anglitſchanka“, die Engländerin, in Erinnerung. 
daran, daß der zum Kriegsdienſt eingezogene Bauer überall England 
als direkten oder indirekten Feind fand, endlich der „bussurman“, 
der Türke, in dem er den Erbfeind erblickt. Das iſt jedoch weniger 
eine Rückwirkung der letzten Türkenkriege, als vielmehr eine Über— 
tragung der mehr oder minder lebendigen Erinnerung an das Joch 
der ſeit Mitte des 13. Jahrhunderts mohammedaniſchen Mongolen 
auf die Türken. Der Gegenſatz iſt ſtets auf beiden Seiten mehr ein 
religiöſer als ein nationaler geweſen. Dem Deutſchen, der mit dem 
ruſſiſchen Volke in Berührung kommt, tritt nicht Feindſeligkeiten ent— 
gegen, wohl aber iſt es in ſehr häufigen Fällen ein gegenſeitiges Sich— 
nichtverſtehen, das darauf zurückzuführen iſt, daß die Deutſchen — 
vielleicht zu pedantiſch — ſtets den Rechtsſtandpunkt vertreten, der im 
Volksbewußtſein vor wirklichen oder vermeintlichen Billigkeitserwägungen 
zurücktreten muß. In der praktiſchen Politik ſpielen ſolche naiv urteilenden 
Elemente überhaupt nicht mit. Dagegen kommen zwei Faktoren in 
Betracht: Die offizielle Leitung der auswärtigen Politik und der wirklich 
einflußreiche Teil der politiſchen Preſſe. 
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Was nun, um bei den deutſch-franzöſiſchen Be— 
ziehungen zu bleiben, die erſtere betrifft, ſo iſt ſie uns ſeit 1866 
entſchloſſen feindſelig geweſen und auf dem Standpunkt geblieben, 
daß ſie uns einen Waffenſtillſtand, nie einen aufrichtigen Frieden ge— 
währen kann. Sie hat keine Gelegenheit vorüberziehen laſſen, einer 
Gegnerſchaft, die ſich uns aufbaute, ihre fördernde Hand zu reichen, 
und das iſt, vielleicht mit der einzigen Ausnahme der Haltung Jules 
Ferrys, ſo geblieben bis auf den heutigen Tag. Es iſt uns aber fraglich, 
wie weit die ſich ablöſenden Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten 
dabei in Abhängigkeit von dem geſtanden haben, was man in Frankreich 
öffentliche Meinung nennt und was in Wirklichkeit die Meinung des 
extrem chauviniſtiſchen Teils der Pariſer Preſſe iſt, der ſich leider 
auch ernſte politiſche Organe in einer Reihe weſentlicher Fragen akkomo— 
dieren. Wir haben uns im Geſpräch mit beſonnenen franzöſiſchen 
Patrioten ſtets unter vier Augen oder in kleinem Kreiſe verſtändigen 
fönnen. Mit den großen Pariſer Tageblättern iſt es unmöglich, weil ſie 
mit den ſonoren Phraſen glauben rechnen zu müſſen, welche Tribünen 
wie Volksverſammlungen gleich beherrſchen. Wenn niemand in Frank— 
reich es wagt, gegen das unſittliche Inſtitut der Fremdenlegion 
aufzutreten, ſo iſt das freilich eine ſpezifiſch franzöſiſche Angelegenheit, 
die uns nur in beſonderen Fällen direkt trifft, wenn ein verlorener Sohn, 
den die Elternliebe noch zu retten hoffte, einem Verhängnis verfällt, 
aus dem es keine Rettung mehr gibt. Anders aber ſteht es um eine andere 
ſpezifiſch Deutjche Angelegenheit, in welcher wir täglich von franzöſi— 
ſcher Seite eine Einmiſchung erleben, wie die „Débats“ ſie ſoeben ſo 
ſcharf verurteilt haben, wo es ſich um die „puissance alliée et amie“ 
handelte. Wir denken dabei natürlich an die Art und Weiſe, wie die 
elſaß-lothringiſchen Angelegenheiten in der franzö— 
ſiſchen Preſſe behandelt wurden und noch heute behandelt werden. 
Sie ſchürt jede Unzufriedenheit, gibt Ratſchläge, wie dem deutſchen 
Intereſſe entgegenzuwirken ſei, die dann von der franzöſiſchen Preſſe 
der Reichslande begierig aufgenommen und verbreitet werden, und 
arbeitet an der Verbreitung hiſtoriſcher Legenden, an welche ſchließlich 
zu glauben Mode geworden iſt. Es iſt nicht wahr, daß die Elſäſſer in der 
großen Revolution zu patriotiſch-franzöſiſchen Republikanern geworden 
ſind. Sie haben ſchwer genug an der republikaniſchen Beglückungs— 
praxis des St. Juſt und Lebas zu leiden gehabt, und ſind erſt durch den 
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Siegesrauſch, der von dem großen Napoleon ausging, zu Geſinnungs— 
franzoſen geworden, ohne doch je — wenn wir von den Elſäſſer Juden 
abſehen — als Vollfranzoſen anerkannt zu werden. Aber allerdings, 
ſie haben Frankreich eine lange Reihe tapferer Soldaten und hervor— 
ragender Feldherrn gegeben, und noch jetzt zeigt die franzöſiſche Armee— 
liſte, wie ſtark der Zoll iſt, den das Elſaß Frankreich entrichtet, und was 
heute als geborener Elſäſſer Franzoſe geworden iſt, das iſt es auch ganz. 
Auch liegt uns fern, es ihnen zu verdenken; wir haben unter unſeren 
Landsleuten genug klingende Namen franzöſiſcher Herkunft, um Wand— 
lungen recht zu würdigen, die ſich ſo vollzogen haben. In das mit Strömen 
von Blut zurückgewonnene Land, das uns durch Trug und 
Gewalt entriſſen wurde, als die Übermacht auf franzöſiſcher Seite 
war, wollen wir uns aber von außen her keine Zwietracht hineinbringen 
laſſen und unſer „hands off“ it mindeſtens ebenſo ernſt gemeint wie 
jene Proteſte, die jetzt von Petersburg aus in finnländiſchen Angelegen— 
heiten nach Paris gehen. 

Und noch eins möchten wir den „Debats” in Erinnerung 
bringen: ſeit bald 10 Jahren erſcheinen in den Spalten dieſes Blattes 
„Lettres de Ruſſie“, die an Verunglimpfung und Verleumdung alles 
Deutſchen ſelbſt von der „Nowoje Wremja“ kaum übertroffen werden 
und weſentlich dazu beitragen, den franzöſiſchen Chauvinismus und die 
trügeriſche Hoffnung auf ruſſiſche Hilfe bei einem franzöſiſchen Revanche— 
kriege lebendig zu erhalten. Wir wiſſen aber, daß das Echo dieſer Artikel 
ebenſo ſehr, wenn nicht noch mehr für Petersburg als für Paris beſtimmt 
iſt, und daß ihre Wirkung nicht unweſentlich dazu beiträgt, ein Gefühl 
ruhiger Sicherheit in Europa nicht aufkommen zu laſſen. Die „Lettres 
de Ruſſie“ tragen den Chauvinismus gewiſſer Petersburger Kreiſe 
nach Paris und die franzöſiſchen Revanchephraſen nach Petersburg, 
ganz wie Herr Weſſelitzki die parallele Arbeit von London her beſorgt. 
Sie ſind beide einander würdig. 

Wie ganz anders geartet war doch der Mann, deſſen hundertjährigen 
Geburtstag Rußland am 25. November begangen hat: Nikolai 
Jwanowitſch Pirogow. Er, der von ſich ſagt, daß ſich in ihm 
„mit tiefer Sympathie zur Heimat eine ganz unüberwindliche Ab— 
neigung gegen nationale Selbſtüberhebung und Selbſtbeſpiegelung“ 
ausbildete, war der ruſſiſche Typus eines Patrioten, wie er ſich unter 
äußerlichen Wandlungen, die das Erbe an nationaler Eigenart bedingt, 
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unter allen Nationen in leuchtenden Vorbildern findet. Was ihn neben 
ſeiner bahnbrechenden Tätigkeit als Chirurg auszeichnete, war der 
ſcharfe kritiſche Verſtand, die Selbſtzucht und die edle Menſchlichkeit, 
die ihn unter allen Umſtänden das rechte Maß einhalten ließ. Ein himmel— 
weiter Unterſchied trennt ihn von dem genialeren Tolſtoi. Er hat 
ſein Leben lang nur Gutes geſtiftet, und man darf wohl von ihm ſagen, 
ſeine Werke folgen ihm nach. Leider iſt einer der weſentlichſten Teile 
ſeiner Lebenserinnerungen *) ungedruckt geblieben: ſeine Darſtellung 
der Regierung Alexanders II., die bis zum März 1881 führte, alſo ein 
Werk ſeines völlig ausgereiften Alters war. Die Publikation ſcheiterte 
an einem Zenſurverbot; wir meinen, daß unter den heutigen, ſo völlig 
veränderten Verhältniſſen keine Bedenken mehr vorliegen könnten, 
und daß gerade die Zentenarfeier einen würdigen Anlaß gibt, die wiſſen— 
ſchaftliche und politiſche Welt mit dieſem Werk des vortrefflichen Mannes 
zu bedenken. Die Feier ſelbſt iſt überall würdig verlaufen, ſehr im 
Gegenſatz zu den Unruhen, welche der Tod Tolſtois zur Folge hatte. 
Die Studenten verſchiedener Univerſitäten, zumeiſt die Petersburger, 
haben für Abſchaffung der Todesſtrafe demonſtriert, und drei Tage 
lang iſt die Stadt in der Sorge vor ernſteren Krawallen geweſen. Das 
Ende waren, wie vorauszuſehen, Nogaikenhiebe, Verwundungen und 
Verhaftungen, und es ſcheint, daß nur das außerordentlich ſtarke Auf— 
gebot von Polizei und Militär Schlimmeres verhütet hat. Am bedenk— 
lichſten wäre wohl, wenn die ruſſiſchen Zeitungen mit ihrer Vermutung 
recht hätten, daß die Studenten nur Marionetten in den Händen ſozial— 
demokratiſcher und ſozialrevolutionärer Führer geweſen ſeien. Das 
würde beweiſen, daß die Ruhe, die jetzt glücklicherweiſe einzutreten ſchien, 
mehr äußerlich als wirklich iſt. 

Der Plan der ruſſiſchen Verbindungsbahn nach 
Indien ſcheint nun doch auf ruſſiſche Initiative zurückzugehen. 
Herr Sweginzew, Mitglied des Reichsrats, iſt in London eingetroffen, 
um mit den engliſchen Politikern darüber zu verhandeln. Nun iſt zwar 
in der „Times“ ein Artikel erſchienen, der das Projekt warm befürwortet, 
aber was ſonſt aus engliſchen Blättern zu uns herüberklingt, iſt dem 
Plan weit weniger günſtig. Wir ſtoßen auf denſelben Einwand, den 
wir vor 8 Tagen geltend machten: Die Eiſenbahn wäre vortrefflich, 

*) Deutfch in meiner Bibliothek ruſſiſcher Denkwürdigkeiten, überſetzt 
von Fiſcher. 
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wenn die Möglichkeit eines Mißbrauches unter veränderten Verhält— 
niſſen nicht vorläge. Denn wer könne in die Zukunft blicken? Dazu 
kommt die geringe Wahrſcheinlichkeit einer Zuſtimmung Perſiens. 
Vom deutſchen Standpunkt aus läßt ſich nur wünſchen, daß dieſe 
Hinderniſſe beſeitigt werden, da die Herſtellung der Linie, unter Vor— 
ausſetzung einer Verbindung mit der Bagdadbahn, ſehr weſentlich zum 
Aufblühen Meſopotamiens und Kleinaſiens beitragen würde, was ja 
auch unſeren handelspolitiſchen Intereſſen in der Türkei wie in Perſien 
zugute kommen müßte. 

Merkwürdig übelgelaunt klingen die engliſch-offiziöſen Depeſchen 
des „Bureau Reuter“ aus Perſien. So wird vom 25. November 
gemeldet: 

600 Mann ruſſiſche Truppen ſollen in Enſeli gelandet werden, 
um nach Kaswin zu marſchieren. In diplomatiſchen Kreiſen herrſcht 
die Meinung vor, daß die ruſſiſche Okkupation einen permanenten 
Charakter gewinnt. Der jüngſt von der perſiſchen Regierung gemachte 
Vorſchlag, daß, nach Anerkennung des status quo in betreff der von 
Rußland nach Djulfa und Täbris eingeführten Automobile, die ruſſiſchen 
Truppen zurückgezogen werden ſollen, ſcheint ſich demnach nicht ver— 
wirklichen zu wollen. 

Ein zweites Reutertelegramm zählt die Forderungen auf, von 
deren Erfüllung Rußland die Abberufung ſeiner 
Truppen abhängig mache: 

1. Freigebung der Schiffahrt auf dem Urmiaſee; 2. Erneuerung 
des Kontrakts der Koſakenbrigade unter den alten Bedingungen; 3. Ge— 
währung der verſprochenen Eiſenbahnkonzeſſionen; 4. Verlängerung 
der Konzeſſion für die Karadagh Kupferminen; 5. zollfreier Import 
von Automobilen auf der Straße Täbris-Kaswin-Hamadan-Reſcht— 
Teheran. 

Der Reuterbericht lobt demgegenüber die entgegenkommende 
Haltung Perſiens, das bereit ſei, dieſe Forderungen dem Medjlis vor— 
zulegen, vorausgeſetzt, daß Rußland ſich verpflichte, ſofort nach An— 
nahme der Forderungen alle ſeine Truppen aus ganz Perſien zurück— 
zuziehen. Andere, vom „Daily Chronicle“ wiedergegebenen Reuter— 
telegramme wollen wiſſen, daß der perſiſche Gouverneur von Enſeli 
ſich ſehr energiſch gegen das Eindringen der Ruſſen und Engländer 
ausgeſprochen habe, aber bei der Bevölkerung auf völlige Gleichgültig— 
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keit geſtoßen ſei, daß dagegen die perſiſche Regierung mit großer Ent— 
ſchiedenheit den Standpunkt vertrete, daß weder im Norden noch im 
Süden Leben, Eigentum und Handel Rußlands und Englands eines 
Schutzes bedürften. 

Es fällt ſehr ſchwer, aus den Widerſprüchen, die ſich in den perſiſchen 
und in den ruſſiſch-engliſchen Berichten gegenüberſtehen, den wahren 
Tatbeſtand zu erkennen. Für ſicher halten wir jedoch, daß jene 600 
Mann, die nach Enſeli geſchickt werden, nicht Verſtärkungs-, ſondern 
Ablöſungstruppen für Kaswin ſind und weiter, daß in England 
nicht die geringſte Neigung vorhanden iſt, die innerpolitiſche Kriſis 
durch einen Konflikt mit Perſien zu verſchärfen. 

Schon vor der Parlamentsauflöſung, die (Montag) 
erfolgt ſein muß, haben die Parteien den Wahlkampf aufgenommen. 
Die Gegenſätze ſind ſo zugeſpitzt wie irgend denkbar und alle Möglichkeit 
einer ſchließlichen Verſtändigung erſcheint ausgeſchloſſen. Der Vorteil 
iſt zunächſt durchaus auf Seiten der Liberalen. Die Annahme der 
Finanzbill, der Roſeberyſchen Reformvorſchläge und der Lansdowne— 
ſchen Reſolutionen haben die Lage der Unioniſten nicht gebeſſert. Man 
ſieht in ihrem Zugeſtändnis nur das Bekenntnis, daß ſie ſelbſt nicht 
mehr an die Möglichkeit glauben, ihre Stellung ſo wie ſie hiſtoriſch ſich 
herangebildet hat, zu behaupten. Im iriſchen Lager iſt zwar Hader 
ausgebrochen, aber es iſt ausgeſchloſſen, daß die Iren in das unioniſtiſche 
Lager übergehen, und dasſelbe gilt von der Arbeiterpartei, auf welche 
Asquiths Verſprechen, daß ſie Diäten erhalten würden und daß ihnen 
das Recht, einen Wahlfond zu bilden, geſichert werden ſolle, einen 
großen Eindruck gemacht hat. Wir werden in nächſter Zeit mit all den 
Übertreibungen zu rechnen haben, die engliſche Wahlreden — und 
nicht nur engliſche — zu kennzeichnen pflegen. Man wird daher gut tun, 
ſie nicht allzu ernſt zu nehmen. Auffallend ſind die ausgeſprochenen 
Sympathien, die in Auſtralien und in Kanada den iriſchen Wünſchen 
entgegengetragen werden. In Kanada haben, wie wir dem „Eclair“ 
entnehmen, Sir Wilfried Laurier, der Staatsſekretär, der Oberſtaats— 
anwalt von Ontario, der Prime Miniſter von Quebek, die Miniſter 
der Kolonien und Fiſchereien in Quebek, der öffentlichen Arbeiten von Ma— 
nitoba, der erſte Miniſter von Saskatſchewan, der Generalſtaatsanwalt 
von Neu-Schottland, der erſte Miniſter von Britiſch-Columbien, der 
Gouverneur von Quebek, der Präſident der kanadiſchen Handelskammer, 
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Mitglieder von Parlament und Senat, die Direktoren der großen Eiſen— 
bahngeſellſchaften uſw. ſich an der Subſkription für den irischen Wahl— 
fond beteiligt und das läßt wohl keinen Zweifel, daß das Programm 
„Home Rule all round“ ihren Beifall findet. 

Die Nachrichten über die Revolution in Mexiko ent— 
ſprechen glücklicherweiſe nicht der Wirklichkeit. Der alte Porfirio Diaz 
hält die Zügel noch immer in feſten Händen und iſt Herr der Lage. 
Aber es läßt ſich nicht verkennen, daß die Erhebung einen antiamerikani— 
ſchen Charakter trug; man warf dem Präſidenten vor, daß er nicht 
energiſch genug Übergriffen amerikaniſcher Bürger entgegengetreten 
ſei. Aber dazu wird es ihm an triftigen Gründen nicht gefehlt 
haben. 

Di Neuterei der braſiljaniſchen Flotte hat 
ihre Vorgeſchichte. Schon ſeit längerer Zeit zeigten ſich die Mann— 
ſchaften unzufrieden und vor wenigen Wochen fanden Fälle ernſter 
Inſubordination ſtatt, die mit körperlicher Züchtigung und Gefängnis 
beſtraft wurden. Man meinte, damit genug getan zu haben, verſäumte 
aber, wirklich berechtigte Klagen der Mannſchaft zu befriedigen. Der 
Lohn war niedrig, die Nahrung ſchlecht, die Züchtigungen fanden bei 
dem geringſten Anlaß ſtatt. „Für Trunkenheit, Widerſprechen auch 
einem Subalternoffizier gegenüber, wurde der Schuldige an ein Geſchütz 
gebunden und in Gegenwart der Mannſchaft mit einem Lederriemen 
geprügelt.“ Das, ſchreibt man dem „Standard“, war die Urſache der 
Meuterei. Aber ſelbſt wenn das richtig ſein ſollte, war die Ermordung 
der Offiziere, das Beſchießen der Hauptſtadt und was ſonſt geſchehen iſt, 
doch ſo ungeheuerlich, daß wir nicht verſtehen, wie den Meuterern eine 
volle Amneſtie gewährt werden konnte. Die Entſcheidung dafür iſt in 
der Kammer gegeben worden, aber allerdings nach ſo heftigen Debatten, 
daß es zu einem Handgemenge zwiſchen den Abgeordneten kam. Dabei 
ſcheinen die Vertreter der milderen Obſervanz die Sieger geweſen zu 
ſein. Gemeutert haben die beiden neuen in England gebauten Dread— 
nougths „Sao Paulo“ und „Minas Geraes“ ſowie der Torpedojäger 
„Bahia“. Kaum glaublich ſcheint die Nachricht, daß der engliſche Geſandte 
gegen einen Angriff von Torpedobooten auf die Meuterer Einſpruch 
erhoben habe, weil ſich auf den Schiffen auch engliſche Untertanen 
befanden! Aber die engliſchen Zeitungen bringen die Tatſache, ohne 
zu widerſprechen. Eine Erklärung für die Billigung der Forderung 
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auf Amneſtie ſcheint die Tatſache zu bieten, daß der Führer der 
Meuterer Jean Candido und 40 jeiner Anhänger entflohen find. Wahr— 
ſcheinlich war ihr Verſchwinden eine Bedingung für Gewährung der 
Amneſtie. 

Der neue König von Siam heißt: Somdetſch Phra Paramindi 
Maha Vajiravudh Phra Mongkut Klao, d. h. das Schwert 
aus Diamant. 


1. Dezember 1910. Tod des Grafen Adolf von Götzen. 

. Dezember. Beginn der Neuwahlen in England. 

Dezember. Rede San Giulianos über die auswärtige Politik Italiens. 

Dezember. China organiſiert beſondere Minifterien für Krieg und Marine. 

. Dezember. Kaiſer Wilhelm wird zum Ehrendoktor der deutſchen Univerſität Prag kreiert. 


r 


7. Dezember 1910. 

Es ſcheint wirklich, als ſei in England die ehemalige Torypartei 
beſtimmt, die Führung bei der Radikaliſierung der Ver— 
faſſung behaupten zu wollen. Wie 1867 Disraeli die ſchüchterne 
Wahlreform Gladſtones übertrumpfte und 1886 Salisbury durch ſein 
Bündnis mit Hartington und Chamberlain aus der konſervativen Partei 
die Partei der Unioniſten machte, in der nur zu bald (im Zuſammen— 
gehen des von den Whigs konſervierten Disraeliſchen Imperialismus 
mit dem Chamberlainſchen Radikalismus), der Radikalismus imperia- 
liſtiſch wurde, und der Imperialismus mit der rückſichtsloſen Praxis 
der Radikalen vorzugehen begann, ſo hat auch jetzt die unioniſtiſche 
Partei ein Schlagwort ausgegeben, das in ſchreiendem Gegenſatz zu 
allen Überlieferungen der Partei ſteht. In der Tat, das von Lord 
Lansdowne promulgierte Prinzip des Referendums iſt das letzte Wort 
eines Radikalismus, der in dem Parlamentarismus nur ein ſchlechtes 
Surrogat für die direkte Regierung durch das Volk erblickt. Das Ziel 
aber iſt, die Macht des Unterhauſes zu brechen, ganz wie dieſes daran 
geht, die Macht des Oberhauſes endgültig auf den Nullpunkt feſtzuſetzen. 
Wenn das Haus der Lords zu einem Schemen werden ſoll, wollen die 
Lords den Commons auch nicht mehr laſſen, als die Bedeutung einer 
beratenden Körperſchaft, und die endgültige Entſcheidung der großen 
politiſchen Probleme dem Inſtinkt der Maſſen überantworten. Es 
gehört dazu ein ſtärkerer Glaube an die Unfehlbarkeit dieſer Inſtinkte, 
als wir ihn beſitzen, um in dieſer Maßregel etwas anderes zu ſehen, 
als ein gefährliches Experiment. Haben wir doch gerade in der engliſchen 
Geſchichte die klaſſiſchen Beiſpiele dafür, wie völlig alle Beſonnenheit 
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die Maſſen vor eingebildeten oder wirklichen Gefahren verläßt. Jacques 
Bardoux' „Verſuch einer Pſychologie des heutigen England“ hat die 
Belege dafür ſorgfältig zuſammengetragen ). Aber ſeit 1906, da ſein 
Buch erſchien, haben ſich in England ſo erſtaunliche Wandlungen voll— 
zogen, daß auch Bardoux, wir wollen nicht ſagen, veraltet, aber doch 
von den Ereigniſſen überholt worden iſt. Denn wer hätte 1906 voraus- 
ſehen können, daß aus dem Schoße der Lords jemals der Antrag auf ein 
Referendum hätte hervorgehen können. Ein Mitglied der Partei freilich, 
Mr. J. Chamberlain, hatte, als er noch nur Radikaler war, ſich offen 
dazu bekannt. Im Oktober 1884 hatte er ſich in Hanley folgendermaßen 
ausgeſprochen: 

„Wir ſind für Regierung des Volkes dure 
das Volk und für das Volk und wir verwerfen den an— 
maßenden Anſpruch (der Lords), die Prärogative der Krone zu uſur— 
pieren, das Haus der Gemeinen zu degradieren und alle diejenigen 
zu demütigen, die den Namen freier Männer tragen oder beanſpruchen!“ 

Das war jedoch zwei Jahre vor ſeinem Bündnis mit eben jenem 
Hauſe der Lords, das ſich heute zu ſeiner Theorie der Regierung des 
Volkes durch das Volk bekannt hat. Auch das iſt ein Beleg dafür, wie 
bei Bündniſſen der Parteien ſtets die radikalere den Vorteil davon 
trägt. Ein völliges Novum iſt das Referendum aber auch praktiſch auf 
engliſchem Boden nicht. 1906 wurde es in Auſtralien eingeführt 
und es iſt dort ſeither zweimal in Anwendung gekommen, aber das 
jetzt regierende ſozialiſtiſche Miniſterium hat bereits angekündigt, daß 
drei weitere Fragen dem Volke von Auſtralien zur Entſcheidung vor— 
gelegt werden ſollen. Das iſt wohl nur der Übergang zu einem Syſtem 
regelmäßiger Befragung, obwohl, wo es ſich um Entſcheidungen von 
großer Tragweite handelt, die Konſequenz der Einführung des Refe— 
rendums in England, wenn es wirklich dazu kommen ſollte, die wäre, 
daß die politiſche Mobiliſierung der Maſſen, die jetzt doch nur bei Gelegen— 
heit der Parlamentswahlen ſtattfindet, ſich ſo oft wiederholte, daß ſie 
zu politiſcher Demoraliſierung führt. Hat doch die Erfahrung gezeigt, 
daß die Kämpfe der Parteien um die Stimmen der Wähler immer 
rückſichtsloſere und gröbere Formen annehmen und zugleich immer 
teuerer werden. Nun hat zwar Balfours Rede, in der er das Referendum 
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als im Programm ſeiner Partei liegend ankündigte und zugleich die 
Frage der Tarifreform als Wahlparole ſtrich, an der Londoner Börſe 
ein Steigen der Konſols zur Folge gehabt, aber wir glauben nicht, mit 
der Annahme zu irren, daß dabei das Hinausſchieben der Tarifreform, 
nicht Begeiſterung für das Referendum, der entſcheidende Faktor war. 
Die politiſchen Alternativen, welche der Ausgang der Wahlen ſtellt, 
ſind die folgenden: 

Siegen die Lords und ihre imperialiſtiſchen und radikalen Bundes— 
genoſſen, ſo haben wir eine Reform des Oberhauſes, Ablehnung des 
Homerule und Einführung des Referendums zu erwarten; ſiegen die 
Liberalen und ihre Helfer, die Iren und Arbeiter, ſo verliert das Ober— 
haus das Vetorecht und Homerule für Irland, wahrſcheinlich auch für 
Schottland und Wales wird eingeführt, die Frage der Tarifreform 
aber verſchwindet für abſehbare Zeit. Endlich iſt von einem Siege der 
Lords ein neues Aufflammen imperialiſtiſcher Begehrlichkeiten zu 
erwarten, wobei jedoch daran feſtzuhalten iſt, daß auch die Liberalen 
Imperialiſten geworden ſind, wenn gleich zwiſchen ihnen und den 
Unioniſten auch in dieſer Hinſicht noch ein erheblicher Unterſchied beſteht. 
So haben z. B. nur die Unioniſten es nach all den Erörterungen, die 
vorausgegangen ſind, noch möglich gefunden, in ihren Wahlreden mit 
der deutſchen Gefahr zu operieren. Daß der ſchließliche Ausgang ein 
Gleichgewichtsverhältnis beider Koalitionen bringt, wäre inſofern für 
die Liberalen ungünſtiger, als die Unioniſten eine bereits zu einem 
einheitlichen Ganzen völlig verſchmolzene Koalition darſtellen, während 
auf der anderen Seite Iren und Arbeiter verhältnismäßig ſelbſtändig 
ſtehen und ſich aus taktiſchen Rückſichten auch von der Hauptgruppe 
löſen können. Die amerikaniſchen Iren haben es Redmond 
ſehr verdacht, daß er dieſe ſelbſtändige Stellung nicht behauptet hat 
und der Peſſimismus, mit dem ſie die Ausſichten ſeiner Politik be— 
urteilen, läßt darauf ſchließen, daß man in dieſen Kreiſen einen endlichen 
Sieg der Unioniſten für wahrſcheinlich hält. 

Kein Wunder, daß bei der alles verſchlingenden Wahlmache die 
Fragen der großen Politik nur wenig Aufmerkſamkeit erregen 
und nur wenig Raum in den engliſchen Zeitungen finden. Daß in 
Potsdam eine Verſtändigung zwiſchen Deutſchland und Rußland 
über die beiderſeitigen Intereſſen am Eiſenbahnbau in Perſien und in 
Kleinaſien ſtattgefunden habe, erſcheint der Londoner Preſſe wenig 
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glaubhaft, weil dem Charakter der Beziehungen Rußlands zu Frank— 
reich und England nicht entſprechend. Aber es wäre doch denkbar, daß 
man in London und Paris ſich das Abhängigkeitsgefühl Rußlands von 
den beiden Ententekabinetten ſtärker vorſtellt, als der Wirklichkeit ent— 
ſpricht. Wir haben alle Urſache, anzunehmen, daß die Pots- 
damer Tage weſentlich dazu beigetragen haben, die künſtlich aufgebauſchten 
Intereſſengegenſätze zu beſeitigen, die auf die Ara Iswolski zurück— 
gingen, und daß auf beiden Seiten die Abſicht beſteht, ſich gegenſeitig zu 
verſtehen. Dagegen finden wir in amerikaniſchen Zeitungen, ſpeziell in 
der „Sun“, dem Organ des engliſchen Imperialismus jenſeits des „großen 
Waſſers“, Fragen berührt, welche vielleicht auf das Foreign office 
zurückgeführt werden müſſen, falls ſie nicht etwa aus dem unioniſtiſchen 
Regierungslager ſtammen oder dem franzöſiſchen Geſchäftsfreunde 
der „Sun“, dem „Matin“ ihren Urſprung danken ſollten, was ebenfalls 
denkbar iſt. Amerikaniſchen Urſprungs ſind ſie unter keinen Umſtänden. 
Die erſte dieſer Anregungen betrifft die „Kontrolle des, 
Mittelmeeres“ und mündet in den Rat aus, daß Frankreich gut 
täte, ſeine Flotte aus dem Kanal und der Biscaya hinauszuziehen und 
ſie ins Mittelmeer zu verlegen. Die Verteidigung der atlantiſchen 
Küſten Frankreichs laſſe jich ſehr wohl durch Unterſeeboote und Aero— 
plane ſichern, während die Mittelmeerſtellung Frankreichs auf das ernſt— 
lichſte durch die Dreadnoughts der Sſterreicher und Italiener und durch 
die Abſicht der Türkei, ſich dem Dreibunde anzuſchließen, bedroht ſei. 
Wenn nämlich das letztere geſchehen ſollte, müſſe Frankreich das algeriſche 
19. Korps, das beſtimmt ſei, im Kriegsfall an die deutſche Grenze ge— 
worfen zu werden, nicht nur in Afrika belaſſen, ſondern noch weſentlich 
verſtärken, auch für Kriegsmaterial ſorgen, da Frankreich trotz der 
SO Jahre, die es in Nordafrika ſitze, dort keinerlei Waffenfabriken habe. 
Um ſeine Verbindungslinien zu ſichern, bedürfe Frankreich einer formi— 
dablen Flotte, die ſtark genug iſt, die See zu beherrſchen: „To command 
the see.“ Die Gefahr liege darin, daß der Sultan Beherrſcher der 
Gläubigen ſei und daß er nur ein Wort zu ſagen brauche, um eine all— 
gemeine Erhebung in allen franzöſiſchen Territorien Afrikas bis nach 
Marokko hin herbeizuführen. Das habe ſchon der franzöſiſche Vize— 
admiral Beſſon dargelegt. Sein Plan gehe dahin, die großen italieni- 
ſchen Seehäfen mit einem Bombardement zu bedrohen und durch 
Erhebung einer hohen Schatzung die lateiniſche Schweſternation von 
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dem Dreibunde zu löſen und ſie zu nötigen, neutral zu bleiben; die 
Neigung der Türken aber, eine Revolte in Nordafrika zu erregen, werde 
ſehr ſchnell ſchwinden, wenn ein Geſchwader franzöſiſcher Dreadnoughts 
im goldenen Horn ſie davon überzeugt habe, daß ihre weſentlichen 
Intereſſen nicht in der Richtung von Berlin liegen. 

„Diejenigen, die dieſe vielleicht etwas verfrühten Spekulationen 
anſtellen, halten das Problem, eine beherrſchende Stellung im Mittel— 
meer zu erlangen, keineswegs für ſchwierig. Sie ſchätzen, daß 1915 
die kombinierte italieniſch-öſterreichiſche Flotte nicht mehr als ſieben 
Schiffe in Kommiſſion betragen werde. Mit nur geringer Energie 
müſſe Frankreich dieſe Zahl ſo weit übertreffen können, daß es aus— 
ſichtslos ſei, ihm die Suprematie ſtreitig zu machen. Denn — und das 
iſt das Schöne am Plan — dann würde das wertvollſte Reſultat erreicht, 
ſein, die Neutralität Italiens und die Beſchränkung der Türkei ohne 
jeden Kampf; denn die bloße Macht, ſeinen Willen zu erzwingen, würde 
einen unwiderſtehlichen moraliſchen (sc. demoraliſierenden) Eindruck 
machen.“ 

Das gilt natürlich bloß für den Fall, daß Italien ſich neutraliſieren 
und brandſchatzen läßt, Oſterreich-Ungarn gutwillig ſeine Flaggen 
ſenkt und die Türkei franzöſiſche Dreadnoughts die Dardanellen paſſieren 
läßt — lauter Dinge, die nicht unbedingt feſtſtehen. Wahrſcheinlicher 
iſt uns dagegen, daß England die franzöſiſche Flotte, wenn der 
jüngſte franzöſiſche Flottenplan ausgeführt werden ſollte, lieber im 
Mittelmeer als im Kanal konzentriert ſähe. Eine franzöſiſche Seemacht 
hat in England ſtets als gefährlich gegolten ſobald ſie eine reale Macht 
darſtellte, ſo daß ſich als Axiom der Satz aufſtellen läßt, daß die Perioden 
engliſch-franzöſiſcher Freundſchaft ſtets Zeiten des Verfalls der franzä— 
ſiſchen Marine darſtellen. Der jüngſte franzöſiſche Flottenplan könnte 
daher, falls er Wirklichkeit wird, für die politiſchen Beziehungen beider 
Mächte von Bedeutung werden. 

Ein zweiter, ebenfalls in der „Sun“ erſchienener Artikel macht 
darauf aufmerkſam, daß der Erfolg, den Admiral Slade mit Unter- 
drückung des Waffenhandels auf dem Arabiſchen Meer 
gehabt hat, zwar unleugbar ſei, aber der britiſchen Regierung zugleich 
ernſte Sorgen erweckt habe. Die Expedition hat 3 600 000 M. ge= 
koſtet und 8000 Flinten nebſt entſprechender Munition, das iſt / des 
von Maskat an die perſiſche Küſte expedierten Waffenmaterials, ab— 
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gefangen. Die Folge davon iſt aber, daß zum erſtenmal in Nord— 
Indien Waffenmanufakturen entſtanden ſind, und 
ebenfalls zum erſtenmal die Stämme an der Nordweſtgrenze Indiens 
ſich zu gemeinſamem Widerſtande gegen das engliſche Regiment geeinigt 
haben. Erſt kürzlich iſt es den Engländern gelungen, eine große Ladung 
von Gewehren zu fonfiszieren, die in den Werkſtätten von 
Punjab fabriziert und für eine der revolutionären Gruppen 
in Zentralindien beſtimmt waren. Nun tauchte in den Kreiſen der 
indiſchen Regierung der Gedanke auf, dieſe unabhängigen Territorien 
zu okkupieren, ſo daß Afghaniſtan dann direkt an Indiens Grenzen 
ſtoßen würde. Aber die Bedenken überwogen. Man hatte auf zähen 
Widerſtand zu rechnen, für den Fall vollzogener Annexion mehrere 
Tauſend engliſche Meilen an Straßen zu bewachen, Befeſtigungen 
anzulegen und bei alle dem auf dauernde Feindſeligkeit der freiheit— 
liebenden Stämme zu rechnen. So hat man ſich damit begnügt, den 
Kohatpaß und einige Handelsſtraßen zu ſperren, die benachbarten, 
England befreundeten Stämme zu bewaffnen und an allen Grenzpoſten 
die Garniſonen zu verſtärken. Bei alle dem iſt die Lage in Indien 
nicht unbedenklich; das zeigen die Hochverratsprozeſſe in Bombay und 
Kalkutta und die furchtbare Erbitterung, die aus den nationaliſtiſchen 
und revolutionären Organen der indiſchen Preſſe ſpricht. Ohne eine 
großgedachte, mit Takt ausgeführte Verſöhnungspolitik, welche die 
Zahl der halbſelbſtändigen Vaſallenſchaften vermehrt und die Ehr— 
und Standesbegriffe der Eingeborenen jchont, iſt jene Erregung nicht 
zu dämpfen, ganz wie es durchaus unwahrſcheinlich iſt, daß die iſlamiſche 
Bevölkerung Nordafrikas dauernd unter der Tutel ihrer jetzigen Gebieter 
bleibt, wenn an dem bisherigen Regierungsſyſtem feſtgehalten wird. 

In Italien, Konſtantinopel, Athen haben Dar— 
legungen über die von den leitenden Staatsmännern verfolgte Politik 
ſtattgefunden, die uns zwar nichts weſentlich Neues ſagen, aber doch 
zeigen, daß die Beſtrebungen überall auf Vermeidung von Konflikten 
und Wahrung des Friedens gerichtet ſind. In der Rede San Giulianos 
fiel der Hauptnachdruck auf die Zurückweiſung des Irridentismus und 
der angeblich gegen Tripolis gerichteten Anſchläge Italiens, während 
Hakki Paſcha die Stellung der Türkei zwiſchen Tripelallianz und Entente— 
mächten glücklich präziſierte und das Gerücht von der mit Rumänien 
abgeſchloſſenen Militärkonvention in das Gebiet der Fabeln verwies. 
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Aus der Rede des jetzt in Griechenland höchſt populären Venizelos, 
läßt ſich ſchließen, daß Griechenland Ruhe halten wird, was ihm aus 
vielen Gründen nur empfohlen werden kann. Daß die Nationalver— 
ſammlung in Kanea ſich wieder auf König Georg vereidigt hat, wird 
von niemandem ernſt genommen. 

In Rußland bereitet ſich eine innere Kriſe vor. Die ganze 
Gruppe der Oktobriſten, alſo das gemäßigte Zentrum, trägt ſich mit 
der Abſicht, in corpore ihr Mandat niederzulegen und aus der Duma 
auszutreten. Ob dieſe Abſicht ausgeführt wird, iſt wohl noch zweifelhaft, 
den Anlaß dazu hat die angebliche Tatſache geboten, daß der Wider— 
ſpruch des Reichsrats die Vorſchläge der Duma zum Scheitern bringt, 
was ſo allgemein gefaßt, nicht richtig iſt. Vornehmlich aber ſcheint es 
Arbeitsmüdigkeit zu ſein, vielleicht ſpielt auch der Umſtand mit, daß 
die Oktobriſten einen Teil ihres urſprünglichen Programms aufgegeben 
haben. Sie ſind in die Feſſeln eines engen Nationalismus geraten, der 
ſich mit den liberalen und duldſamen Grundſätzen, von denen ſie aus— 
gingen, nicht vereinigen läßt. — Die Niederlage Kramarz', an deſſen 
Stelle Prof. Fiedler als Führer der Jungtſchechen getreten iſt, wird 
in Rußland mit Recht als eine Niederlage des Neoſlavis— 
mus empfunden. 

Immer bedenklicher wird die Entwicklung in Portugal. Die 
Zuſtände beginnen in Anarchie auszumünden. Das Land ſteht unter 
der Tyrannis der Arbeiter, und die Regierung iſt den täglich ausbrechenden 
Streiks gegenüber macht- und wehrlos. Man erwartet eine Revolution 
gegen die ſiegreiche Revolution, aber nicht zugunſten der Monarchie, 
obgleich auch der monarchiſche Gedanke noch zahlreiche Vertreter hat, 
ſondern zugunſten ſozialiſtiſcher Utopien, die zu alledem von einer 
analphabeten Arbeiterbevölkerung vertreten werden. 

Mit Sorgen hören wir von der im Gebiet der mandſchuriſchen 
und ſibiriſchen Bahn ausgebrochenen Lungenpeſt, der ſo gut wie 100 v. H. 
der Erkrankten als Opfer erliegen. Bei der notoriſchen Unzuverläſſigkeit 
der ſanitären Vorſichtsmaßregeln auf ruſſiſchem Boden kann nur auf 
das dringendſte von Benutzung der infizierten Bahnſtrecken abgeraten 
werden. 


8. Dezember 1910. Erzherzog Franz Ferdinand in Potsdam. 
. Dezember. Blutige Zuſammenſtöße zwiſchen Hindus und Mohammedanern. 
10. Dezember. Rede des Reichskanzlers über die Zuſammenkunſt von Kaiſer und Zar in Potsdam. 


14. Dezember 1910. 

Im Mittelpunkt der politischen Diskuſſion ſteht die Rede des 
Reichskanzlers über unſere Stellung im europäiſchen Staaten— 
ſyſtem. Sie bedarf keines Kommentars, da ſie an Deutlichkeit nichts 
zu wünſchen übrig läßt und Mißverſtändniſſe ausſchließt. Sie war 
beſonders bedeutſam in dem Abſchnitt, der über die Erlebniſſe der 
Potsdamer Verhandlungen in einem mit Rußland vereinbarten Wort— 
laut referiert, und die Wirkung dieſer Ausführungen hat ſich ſofort 
nach allen Seiten hin fühlbar gemacht. Der entſcheidende Satz lautete: 
„daß von neuem feſtgeſtellt wurde, daß ſich beide Regierungen in 
keinerlei Kombination einlaſſen, die eine aggreſſive Spitze gegen den 
anderen Teil haben könnte.“ Wir unterſtreichen die Worte „von neuem“, 
weil erſt dadurch vor der Offentlichkeit in autoritativer Weiſe auch der 
Charakter der alliance-franco-russe feſtgeſtellt worden iſt. Das war aber 
um ſo notwendiger, als die öffentliche Meinung Frankreichs mit außer— 
ordentlicher Hartnäckigkeit an der Fiktion feſtgehalten hat, daß die ruſ— 
ſiſche Allianz ſich einer Revanchepolitik werde dienſtbar machen laſſen. 
Mit dieſer Vorſtellung wird nun gebrochen werden müſſen, was wir 
mit um ſo größerer Genugtuung begrüßen werden, als ſich damit auch 
die Möglichkeit anbahnt, zu mehr als bloß korrekten Beziehungen zu 
Frankreich zu gelangen. 

Auch in betreff unſeres Verhältniſſes zu England hat der Reichs— 
kanzler den Punkt getroffen, auf den alles ankommt: was er wünſcht, 
iſt eine vertrauensvolle, zwangloſe Ausſprache über die gegenſeitigen 
wirtſchaftlichen und politiſchen Intereſſen, und davon erwartet er 
„Beſeitigung jeglichen Mißtrauens wegen der gegenſeitigen Kräfte— 
verhältniſſe zu Waſſer und zu Lande“. Auch hier möchten wir darauf 
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hinweiſen, daß in Deutſchland zu keiner Zeit ein Zweifel darüber be— 
ſtanden hat, daß unſere Marine und unſer Heer Schutzzwecken zu dienen 
beſtimmt ſind, daß es aber Zeiträume und kritiſche Augenblicke gegeben 
hat, da wir jederzeit gefaßt ſein mußten, von dieſen Schutzmitteln Ge— 
brauch zu machen. Wir wollen dabei nicht an beſtimmten Tatſachen 
exemplifizieren, da wir vorausſetzen dürfen, daß ſie jedem unſerer Leſer 
in lebendiger Erinnerung ſind, aber wir glauben, nicht zu viel zu ſagen, 
wenn wir behaupten, daß es auch heute noch jedem Engländer, die 
Mitglieder der Regierung nicht ausgenommen, außerordentlich ſchwer 
fällt, ſich aufrichtig zu dem Standpunkt zu bekennen, daß Deutſchland 
ein gutes Recht hat, nach eigenem Ermeſſen für die Sicherheit ſeiner 
Intereſſen auf dem Meer zu ſorgen. In dieſer Hinſicht können wir einen 
Unterſchied in der politiſchen Haltung der leitenden Staatsmänner der 
beiden großen politiſchen Parteien Englands nicht erkennen. Die Diffe— 
renz liegt im Ton, der bei dem regierenden Staatsmann naturgemäß 
weit vorſichtiger iſt, als bei einem ehemaligen Staatsſekretär, der auf 
den Bänken der Oppoſition ſeinen Platz gefunden hat. 

Eine Pariſer Korreſpondenz des „Standard“ vom 11. d. M. gibt 
der, in gewiſſen journaliſtiſchen Kreiſen Englands und Frankreichs ſehr 
lebhaften Mißſtimmung Ausdruck, welche die nicht mißverſtändlichen 
und feſten Erklärungen des Reichskanzlers hervorgerufen haben. Die 
Korreſpondenz exemplifiziert an der Hand des „Siecle”, der weniger 
zurückhaltend geweſen iſt als ſeine Kollegen vom „Temps“ und von 
den „Débats“. Offenbar iſt der Eindruck der, daß die mit jo lautem 
Beifall inaugurierte „Einkreiſung“ Deutſchlands der langen Reihe 
anderer geſcheiterter Anſchläge anzuſchließen iſt, und die Befürchtung 
geht dahin, daß auf die Verſtändigung mit Rußland auch eine Ausglei— 
chung der deutſch-engliſchen Intereſſen folgen könnte. Wie ſo häufig, 
iſt die Sorge des einen Teils die Hoffnung des andern. Wenn der 
„Siécle“ erklärt, er verſtehe nicht, welches der Zweck einer deutſch— 
ruſſiſchen Verſtändigung ſein könne, und bezweifelt, daß der europäiſche 
Friede von ihr vorteilen könne, ſo ſtellen wir uns genau auf den ent— 
gegengeſetzten Standpunkt. Der „Siecle” jagt, der Vertrag werde 
Mißtrauen erregen, ſowohl bei den Petersburger Politikern, wie bei 
den Vertretern der Theorie des europäiſchen Gleichgewichts in Paris 
und in London; wir meinen, die Unzufriedenheit kann nur dort Raum 
finden, wo die Hoffnungen ſich auf einen Umſturz des europäiſchen 
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status quo richten. Soweit das möglich iſt, haben in ihrer Sphäre 
Deutſchland und Rußland ſich dahin verſtändigt, dazu nicht beizutragen. 

Die vortrefflichen Erklärungen, welche am Montag der Staats- 
ſekretär v. Kiderlen-Waechter in marokkaniſchen Angelegenheiten abge— 
geben hat, werden im Lande und außerhalb unſerer Grenzen den Eindruck 
feſtigen, daß mit einer rückſichtsvollen, aber für ihre Rechte und ihre 
Würde mit Beſtimmtheit eintretenden deutſchen Politik zu rechnen iſt, 
und das kann nur nützlich ſein. 

Den Verlauf der ſ engliſchen Wahlen hat man mit einer 
Regatta bei Windſtille verglichen. Das Intereſſe daran iſt geſchwunden, 
die Beteiligung ſchwächer als je und das Ergebnis mit Sicherheit voraus— 
zuſehen. Die Koalition der Liberalen wird die der Unioniſten mit einer 
unbedeutenden Majorität ſchlagen, immerhin aber mit einer Majorität, 
die ausreichend iſt, um die geplanten Reformen durchzuſetzen. Die 
Vorausſetzung dabei iſt freilich ſtets, daß Iren und Arbeiterpartei Mr. 
Asquith nicht in einem kritiſchen Moment in Stich laſſen, was doch 
nicht als unbedingt ausgeſchloſſen gelten kann. Auch haben wir den Ein— 
druck, daß in Anbetracht der Tatſache, daß in England die Unioniſten 
die unzweifelhaft ſtärkere Partei ſind, in den Streifen der Liberalen 
die Frage eventueller Zugeſtändniſſe an die Oppoſition bereits erwogen 
wird. Höchſt bezeichnend dafür iſt eine Verhandlung, die zwiſchen Lloyd 
George und einer Wahlverſammlung in Bangor ſtattfand. Der Kanzler 
des Schatzamtes hielt keine eigentliche Rede, ſondern forderte ſeine 
Zuhörer auf, Fragen zu ſtellen, die er beantworten werde. So ent— 
ſpann ſich die folgende Diskuſſion: 

Frage: Wie viele allgemeine Wahlen werden noch notwendig 
ſein, bevor das Veto der Lords beſeitigt iſt? 

Antwort: Keine einzige. 

Frage: Wenn die Regierung eine Majorität erhält, wird dann 
die liberale Partei imſtande ſein, die Vetofrage endgültig zu erledigen? 

Antwort: Das iſt eine ſehr verſchmitzte Frage. Sie müſſen mich 
nicht zu viel danach fragen, aber Sie können ſich darauf verlaſſen, daß, 
wenn die liberale Partei eine entſprechende Majorität hat, es keine neue 
Wahl wegen des Hauſes der Lords geben wird. Dieſe Frage wird ein 
für allemal geordnet, und wir werden an andere Aufgaben herangehen 
(cheers). 
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Frage: Wenn die Liberalen wieder die Regierung übernehmen, 
beabſichtigen ſie dann eine Homerulebill einzubringen? 

Antwort: Ich hoffe, wir bringen ſie beim erſten geeigneten Moment 
ein. Wie der Premierminiſter bereits erklärt hat, haben wir nicht die 
Abſicht, uns dem Homerule zu entziehen. Es iſt ganz unerläßlich, damit 
das Parlament arbeitsfähig ſei. Auch handelt es ſich nicht nur darum, 
das self-government auf Irland auszudehnen. Wales braucht Selbſt— 
verwaltung, Schottland braucht Selbſtverwaltung, England braucht 
Selbſtverwaltung. Haben wir über das Veto des Hauſes der Lords 
verfügt, jo wird das nächſte ſein, die jetzige Reichsmaſchine jo umzu— 
bilden, daß das Haus der Gemeinen von dem trivialen Lokal- und Pro— 
vinzialdetail befreit wird, das um ſo mehr den betreffenden Diſtrikten 
überlaſſen werden kann, als dadurch das Parlament entlaſtet wird, 
damit es ſich den immenſen Reichsfragen zuwenden kann, die der Löſung 
harren. (cheers.) 

Fr.: Wenn Homerule für Irland erreicht iſt, muß dann nicht 
befürchtet werden, daß die Proteſtanten von den Katholiken verfolgt 
werden? 

Antw.: Nicht im geringſten. Die Ulſter-Männer haben in früherer 
Zeit die Katholiken verfolgt, und jetzt fürchten ſie, daß Rache von ſeiten 
der Katholiken geübt werden könnte. Das geſchah in alten finſtern Zeiten, 
und niemand, der Irland kennt, und die Katholiken kennt, zweifelt 
daran, daß ſie nichts andres wollen, als das Land ſelbſt zu regieren, 
als Nation und als ein Ganzes, und nicht im Intereſſe einer Fraktion 
oder einer Sekte. (cheers.) 

Fr.: Weshalb nehmen Sie nicht die Vorſchläge an, welche die 
Lords zur Reform ihres Hauſes gemacht haben? 

Antw.: Bevor ich die Vorſchläge annehme, müßte ich doch wiſſen, 
welches ſie ſind. Weiß das irgend jemand? Habt ihr jemanden geſehen, 
der ſie kennt, oder habt ihr jemanden geſehen, der einen getroffen hat, 
der davon etwas gehört hat? (Lautes Lachen.) Nun, ich weiß keinen. Ich 
bin in genaueſter Beziehung zu dieſer Frage ſeit 1 bis 2 Jahren geweſen, 
und ich habe niemals jemanden von einer der beiden Parteien getroffen, 
der imſtande geweſen wäre, mir zu ſagen, was die Lords vorgeſchlagen 
haben. Ich möchte es wirklich gern wiſſen. Denn bevor man über eine 
Sache aburteilt, muß man doch etwas von ihr wiſſen. Wir werden 
warten, bis wir hören, und dann mögen ſie mit 
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ihren Vorſchlägen kommen. Sind ſie beſſer als 
die unſrigen, ſo gibt es keinen Grund, ſie nicht 
anzunehmen. Aber bisher haben die edlen Herren ihre Abſicht 
nicht kundgegeben. Sie werden genau jo wenig geben als ſie können, 
und wir beabſichtigen, ſo viel zu nehmen, als unſre Majorität in dieſer 
Hinſicht zu nehmen geſtattet. 

Auf weitere Fragen erklärte Lloyd George, daß es falſch ſei, daß 
Schutzzoll die Löhne erhöhe. Seine Partei ſei im Parlament, um für 
das Volk zu arbeiten, aber ſeit vier Jahren ſäßen ſie in Downing Street 10 
um den runden Tiſch mit dem Bewußtſein, daß alles, was ſie ſchaffen, 
verdorben werde durch eine verhängnisvolle Macht, die niemandem 
verantwortlich ſei, die von niemandem gewählt ſei und die niemandem 
Rechenſchaft ablege. Nach einigen Jahren der Experimente und Ver— 
ſuche, da alle ihre Bills zum Fenſter hinausgeworfen wurden, hätten 
die Liberalen ſich entſchloſſen, die Exiſtenz der Partei aufs Spiel zu 
ſetzen und den Kampf um das Prinzip des self government zu Ende 
zu kämpfen. 

Das iſt in der endloſen Reihe der Reden, die gehalten worden ſind, 
wohl die lehrreichſte. Die überraſchende Behauptung, daß niemand die 
Anträge der Lords auf Reform des Oberhauſes kenne, erklärt ſich daraus, 
daß in der Tat die Roſeberryſchen Reformvorſchläge nicht mehr be— 
deuten als Theſen, die nach keiner Richtung einen verpflichtenden 
Charakter trugen. Verhandlungen darüber haben zwiſchen Lords und 
Commons nicht ſtattgefunden, aber die eben erwähnte Außerung des 
Schatzkanzlers, er ſehe nicht, weshalb gute Vorſchläge abgelehnt werden 
ſollten, wird von unioniſtiſcher Seite als ein Entgegenkommen ausge— 
legt, und das iſt in Hinblick auf gewiſſe Möglichkeiten allerdings denkbar. 
Wichtiger jedenfalls iſt das offizielle Bekenntnis zum Home Rule all 
round, das derſelbe Lloyd George kurz vorher dahin erklärte, daß es ſich 
darum handle, entweder gleichzeitig oder allmählich den anderen Teilen 
des vereinigten Königreichs Selbſtverwaltung in ihren beſonderen 
Angelegenheiten zu gewähren. (Home Rule all round, by which we 
mean such lines as could be applied simultaneously or subsequently 
to other portions of the United Kingdom which need local self-govern— 
ment in local affairs.) Nun wird hierbei wahrſcheinlich zunächſt nur 
an Irland, Schottland und Wales gedacht, aber der Gedanke, dieſe 
Selbſtverwaltung auf die Kronkolonien und auf Indien auszudehnen, 
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iſt wohl eben ſo ſehr als Konſequenz ins Auge zu faſſen, wie die weitere 
Entwicklung der autonomen Kolonien zu ſelbſtändigen Nationen. Nach 
der letzten Kundgebung des Präſidenten Taft iſt alle Ausſicht vorhanden, 
daß die kürzlich geſcheiterten Verhandlungen über Abſchluß eines Gegen— 
jeitigfeitsvertrages zwiſchen Kanada und den Vereinigten Staaten 
wieder aufgenommen und zu günſtigem Abſchluß geführt worden *), 
was einen bedeutſamen Fortſchritt nach der einmal eingeſchlagenen 
Richtung bedeuten würde. Auch die Entſcheidung für eine kanadiſche 
Flotte (von 11 Dreadnoughts), die Sir Wilfried Laurier am 30. No— 
vember durchgeſetzt hat, kommt mehr dem kanadiſchen Selbſtändigkeits— 
ideal als dem engliſch-imperialiſtiſchen Gedanken zunutze, zumal dieſe 
Flotte für den Großen, nicht für den Atlantiſchen Ozean beſtimmt iſt. 
Alle dieſe Probleme werden auf der nächſten Londoner Reichskonferenz 
zu Erörterungen von großer Tragweite führen. Als vor drei Jahren 
die Vertreter der großen Kolonien in London tagten, trugen Auſtralien, 
Neu-Seeland und Kapkolonie darauf an, aus der Konferenz einen 
permanenten Reichsrat (Imperial Council) zu machen. Es iſt ſehr geringe 
Ausſicht, daß ähnliche Anträge von ſeiten der Kolonien wiederkehren. 
Sowohl in Auſtralien wie in Südafrika haben weſentliche Wandlungen 
ſich vollzogen. In Südafrika die Union, in Auſtralien die Einführung 
der allgemeinen Wehrpflicht und der Übergang des Regiments in die 
Hände der Arbeiterpartei. Man iſt hier wie dort anſpruchsvoller und 
ſelbſtbewußter geworden, in Südafrika aber ſpielt die Sprachenfrage 
mit, die aller Wahrſcheinlichkeit nach an Schärfe gewinnen, nicht ver— 
lieren wird. 

Mit großem Intereſſe haben wir die Kämpfe verfolgt, die ſich 
in den letzten Wochen in der Türkei abgeſpielt haben. Es konnte 
eine Zeitlang ſcheinen, als werde es zu einem Bruch zwiſchen Regierung 
und Jungtürken kommen. Der Kongreß der letzteren in Saloniki verlief 
ſehr ſtürmiſch und der Kampf wurde danach in der türkiſchen Kammer 
fortgeſetzt. Er hat, dank der Tapferkeit, mit der der Großweſir Hakki 
Paſcha in ſechsſtündiger Rede ſeine Politik verteidigte, zu einem Siege 
der Regierung und zu einem Vertrauensvotum geführt. Es iſt aber nicht 


) über den Zollſtreit zwiſchen Kanada und den Vereinigten Staaten 
iſt eine ausgezeichnet orientierende Studie von E. Fitger in den „Wirtſchaft— 
lichen Zeitfragen“, Berlin 1910, Verlag von L. Simon, veröffentlicht worden, 
die unſern Leſern beſtens empfohlen fei. 
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unmöglich, daß einige der Miniſter dem Anſturm dennoch werden weichen 
müſſen. Aber die führenden Köpfe bleiben im Amt: Hakki Paſcha, 
der Kriegsminiſter Schefket Paſcha, der Finanzminiſter Djavid und 
der Verkehrsminiſter, und darauf gerade kommt es an. Hakki hat ſeine 
Selbſtändigkeit den Jungtürken gegenüber behauptet und mit großem 
Geſchick ſeine innere und äußere Politik verteidigt: die Entwaffnung 
der Mazedonier, die Niederwerfung des albaniſchen Aufſtandes, 
den Ankauf der Kriegsſchiffe, die Ablehnung der von Frankreich gebotenen 
Anleihe, was er mit der Verſicherung warmer Sympathien für Frank— 
reich verknüpfte, ſeine Haltung in der Kretafrage, endlich die Stellung 
der Türkei in ihren Beziehungen zum Dreibunde wie zur Tripleentente. 
Wir zweifeln nicht daran, daß die Erklärung des Reichskanzlers über 
Deutſchlands Stellung zur Türkei zu einer weiteren Stärkung ſeiner 
Stellung beitragen werden. Die Entſcheidung des Reichsgerichts, daß 
Abdul Hamids Depot der türkiſchen Regierung auszuliefern iſt, iſt für 
die Pforte als ein höchſt erfreuliches Ereignis zu betrachten. 

In Frankreich hat die Niederlage des Oberſten Moll und 
ſeiner Genoſſen bei Dirdjele im Wadai begreifliche Beſtürzung hervor— 
gerufen. Die Engländer haben Slatin Paſcha nach Darfur geſchickt, 
um den Sultan, der der nächſte Nachbar Wadais iſt, zu veranlaſſen, 
eine den Franzoſen günſtige Haltung einzunehmen. Auch iſt mit Sicher— 
heit zu erwarten, daß Frankreich die Scharte auswetzen wird. Aber 
beunruhigend bleibt die Tatſache doch, daß religiöſer Fanatismus ſich 
mit dem Bewußtſein kombiniert, alten Eigenbeſitz — ein Vaterland — 
zu verteidigen. Auch uns können dieſe Dinge nicht gleichgültig ſein, 
da ſie ſich in nächſter Nähe von unſern Beſitzungen am Tſchadſee ab— 
ſpielen und die Gefahr ſtets vorliegt, daß das Feuer auch über unſere 
Grenzen hinüberſchlägt. Gerade die Gebiete ſüdlich von der großen 
Wüſte ſind ausgeſprochen iſlamiſch und werden ſeit einigen Jahren 
ſyſtematiſch fanatiſiert, ganz abgeſehen davon, daß die klaſſiſchen Gebiete 
des Mahdismus ſüdöſtlich von Wadai belegen ſind. 

In Rußland haben die Potsdamer Tage kaum zu Erörterungen 
in der Preſſe beachtenswerten Anlaß geboten. Es liegt das zum Teil 
an der Zenſur, die wieder ſehr ſtreng gehandbabt wird. Die konſer— 
vativen Blätter ſprechen ſich entſchieden ſympathiſch über die An— 
näherung an Deutſchland aus. Dagegen läßt die „Nowoje Wremja“ 
trotz prinzipieller Zuſtimmung in alter Weiſe keine Gelegenheit vor— 
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übergehen, um Deutſchland zu verdächtigen. Neuerdings hat das falſche 
Gerücht von einem Krupp verliehenen Auftrage dazu Anlaß gegeben. 
Es handele ſich wieder darum, einen deutſchen „Vorpoſten“ zu ſchaffen: 

„Iſt es nicht genug, daß unſer ganzer Weſten voller deutſcher An— 
ſiedlungen iſt, daß kein Tag vergeht, da man nicht, ſelbſt vor den Toren 
Kiews, öſterreichiſche Spione fängt, und jetzt will man die Deutſchen 
gar an die Küſten des Aſowſchen Meeres vordringen laſſen — iſt das 
nicht gar zu leichtſinnig und kurzſichtig?“ 

Gewiß! ganz ebenſo leichtſinnig wie das Dulden deutſcher An— 
ſiedler (NB. ruſſiſcher Untertanſchaft!) an der ſibiriſchen Bahn, wovon 
wir vor acht Tagen berichten mußten. 

Man findet wirklich den Ausdruck nicht mehr, um dieſe Kom— 
bination von Urteilsloſigkeit und Böswilligkeit zu bezeichnen. Aber 
das iſt die Stimmung, welche heute einen großen Teil der öffentlichen 
Meinung Rußlands beherrſcht und mit der wir ebenſo zu rechnen haben, 
wie mit dem guten Willen der deutſchen Regierung, Konflikte zu ver— 
meiden. 

In der Duma ſind die Debatten über das Unterrichtsweſen immer 
noch in vollem Gang. Es ſcheint Ausſicht zu ſein, daß die deutſchen 
Privatſchulen unbehindert beſtehen bleiben. An das für Rußland Not— 
wendigſte, die restitutio ad integrum der Univerſität Dorpat, ſcheint 
jedoch niemand zu denken, und ebenſo ſcheinen wirklich die unſinnigen 
Beſchränkungen gegen die deutſch-ruſſiſchen Koloniſten in Wolhynien 
Geſetz werden zu wollen. In dieſer Hinſicht ſind die Oktobriſten ebenſo 
fanatiſch wie die extremſten Nationaliſten. Großes Aufſehen hat es er— 
regt, daß die Regierung die urſprünglich in Ausſicht geſtellten zehn 
Millionen Rubel jährlich für die Organiſation des Primärunterrichts 
nicht zahlen zu können erklärt hat. Sie wollte ſich nicht binden, weil 
ſie einmal nicht glaube, daß die Landſchaften ihre Unterſtützungspflichten 
erfüllen werden, und zweitens, weil es keine Lehrer gebe, um die Schulen 
zu beſetzen. Das letztere iſt gewiß ein triftiger Grund, aber man fragt, 
weshalb nicht ſyſtematiſch durch Lehrerſeminare für die Ausbildung 
brauchbarer Individuen geſorgt wird? Wahrſcheinlich ſpielt die Be— 
fürchtung mit, daß dieſe Seminarien revolutionäre Brutſtätten werden, 
was ja leider nicht unwahrſcheinlich iſt. Auch fällt auf, daß in den letzten 
Wochen wieder ſehr zahlreiche politiſche Verhaftungen ſtattgefunden 
haben. 
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Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe haben ſich dank 
einer ausgezeichneten Ernte günſtiger geſtaltet als ſeit Jahren. Auch 
ſcheint Ausſicht zu ſein, daß große amerikaniſche Kapitaliſten ſich an 
der Exploitation der ruſſiſchen Naturſchätze und an einer Reihe produk— 
tiver Unternehmungen beteiligen werden. Der ruſſiſche Finanzagent 
für Amerika, Willenkin, und ein Mr. Hammond als Vertreter eines 
Konſortiums amerikaniſcher Kapitaliſten ſind zurzeit in Petersburg, 
um das Geſchäft in Gang zu bringen, wie es denn überhaupt ſcheint, 
daß ſich zwiſchen Amerika und Rußland finanzielle Beziehungen von 
größerer Tragweite anbahnen. 

Die Nachrichten von der Peſt ſind entſchieden beunruhigend und 
werden noch beunruhigender infolge der Gewiſſenloſigkeit, mit der die 
ſanitären Vorſchriften umgangen werden. So haben z. B. in Odeſſa 
die Diener an dem Totenhauſe der Anatomie die Kleider der an Peſt 
und Cholera Verſtorbenen verkauft! In Zizichar hat wegen der Peſt 
die dortige Abteilung der ruſſiſch-aſiatiſchen Bank geſchloſſen werden 
müſſen. In der nördlichen Mandſchurei iſt die Panik allgemein. Nun 
hat die ruſſiſche Regierung zwar für Arzte und Arzenei geſorgt, aber 
einmal kennt man kein wirkſames Mittel gegen die Lungenpeſt, und 
dann iſt es faſt unmöglich, ſich vor ihr zu ſchützen, da ſie durch Ungeziefer, 
ſpeziell durch Flöhe, übertragen wird. Auch Charbin iſt bereits peſt— 
verſeucht. Einen ſehr lehrreichen Artikel über die Peſt in der Nord— 
mandſchurei bringt die „Deutſche St. Petersburger Zeitung“ vom 
6. Dezember. 

Der erſten Meuterei braſilianiſcher Kriegsſchiffe iſt jetzt eine zweite 
gefolgt. Die Veranlaſſung ſollen nicht eingehaltene Verſprechungen 
ſein, die bei der letzten Wahlkampagne von dem unterlegenen Präſident— 
ſchaftskandidaten den Matroſen gemacht wurden, und durch welche die 
jetzige Regierung ſich natürlich nicht gebunden fühlt. Das gäbe eine 
lehrreiche Illuſtration der Gefahren, die mit der Beteiligung von Armee 
und Marine an der aktiven Politik verbunden ſind. Noch iſt gute Aus— 
ſicht vorhanden, daß Marſchall Hermes da Fonſeca, der Präſident, 
der Bewegung völlig Herr wird. 


11. Dezember 1910. Demiſſionsgeſuch des Miniſteriums Bienerth in Sſterreich. 
11. Dezember. Wahlen zur griechiſchen Nationalverſammlung. 

11. Dezember. Meuterei eines Teils der braſilianiſchen Kriegsflotte. 

14. Dezember. Eintreffen des Kronprinzen in Bombay. 

16. Dezember. Veröffentlichung des Verfaſſungsentwurfs für Elſaß-Lothringen. 
20, Dezember. Beendigung der Neuwahlen zum engliſchen Unterhaufe. 

20. Dezember. Vertrauensvotum für Briand. 


21. Dezember 1910. 


Noch kurz vor Abſchluß der Wahlen hat Balfour in Haddington 
am 14. Dezember in chauviniſtiſcher Weiſe wiederum die Flotten— 
frage den Wählern ans Herz gelegt. Er gab zu, daß die engliſche 
Flotte niemals ſtärker geweſen ſei als heute, daß auch kein Gegner ihr 
ebenbürtig entgegentreten könne, aber, ſagte er, nicht darauf komme es 
an, ſondern auf Möglichkeiten der Zukunft, denen vorgebaut werden 
müſſe. Das führt natürlich in das Unberechenbare, bis zu dem 
Augenblick, da die Rüſtungslaſt ſo unerträglich wird, daß, wie noch 
kürzlich vorgeſchlagen wurde, ein Angriffskrieg auf die nächſtſtärkſte 
Seemacht und deren Vernichtung faſt als eine normale und gebotene 
Maßregel erſcheint. Wir wollen nicht weiter dagegen polemiſieren, 
ſchon weil mit Gründen fixe Ideen nicht zu widerlegen ſind und weil 
anderſeits in der engliſchen Preſſe auch Stimmen laut geworden ſind, 
die mit Genugtuung von den verſöhnlichen, auf freundſchaftliche Ver— 
handlungen hinweiſenden Außerungen des Reichskanzlers Akt genommen 
haben. In der Tat iſt der deutſch-engliſche Gegenſatz 
ein ſo unnatürlicher, in Widerſpruch zu jeder geſunden Entwicklung des 
europäiſchen Gemeinſchaftsgedankens ſtehender, daß bei gutem Willen 
die Löſung ohne Zweifel zu finden iſt. Wir halten es nicht für unmög— 
lich, daß der Ausgang der Wahlen den Weg zu einer ſolchen Löſung 
ebnen könnte. Die beiden großen Parteien kommen in faſt völliger 
Gleichgewichtsſtellung zu ihren Sitzen in Weſtminſter zurück, und ſtehen, 


— 400 — 


trotz aller Gegenſätze im Parteiprogramm, ſozial und hiſtoriſch einander 
näher als die Alliierten, welche die Majorität der Liberalen ſichern. 
Das Intereſſe der Tories wie der Whigs — um dieſe veralteten, aber 
im Fundament noch lebendigen Parteibezeichnungen zu brauchen — 
geht dahin, daß eine mächtige dritte Partei nicht aufkommt. Sie wäre 
gewiß bereits vorhanden, wenn das engliſche Syſtem die Stichwahl 
nicht ausſchlöſſe und dadurch auch den diſſentierenden Politiker nötigte, 
ſich für einen der beiden Hauptkandidaten zu entſcheiden, wenn er über— 
haupt ſeine Stimme zur Geltung bringen will. Die Bildung der Arbeiter- 
partei und die der Iren geht auf beſondere Verhältniſſe zurück, und 
wenn, wie heute, die liberale Partei ſich ihre Bundesgenoſſenſchaft 
gefallen läßt, ſo iſt doch ganz ausgeſchloſſen, daß ſie je den Iren oder den 
Arbeitern oder eine Koalition beider geſtatten würde, zur ausſchlag— 
gebenden Partei im Unterhauſe zu werden. Eine ſolche Gefahr würde 
ſofort die beiden alten Parteien zuſammenführen, und es iſt daher 
verſtändlich, daß bei dieſer Intereſſenſolidarität, in England vielfach 
die Meinung verbreitet iſt, daß es ſich mehr um den Schein eines 
Kampfes als um einen wirklichen Kampf bei den letzten Wahlen ge— 
handelt habe. 

Mr. Punch, der die Wahrheit zu ſagen pflegt, ohne brutal zu 
werden, deſſen Sarkasmus aber meiſt den Nagel auf den Kopf trifft, 
hat die Lage durch das folgende köſtliche Geſpräch gezeichnet. Mr. P. 
und Gemahlin leſen beide in ihrer Zeitung die Rede, die Mr. P. am 
Tage vorher gehalten hat. Darauf ſie: 

„Nein, Archie, es iſt eine wahre Schande, wie du den armen Roody 
geſtern behandelt haſt. Er iſt doch ſchließlich unſer beſter Freund!“ 
Darauf er: „Mein liebes Kind, das iſt nichts im Vergleich zu dem, was 
er morgen von mir ſagen wird. Er hat mir ſeine Rede geſchickt, und ich 
korrigiere ihm gerade einige Kraftausdrücke über mich hinein, die Effekt 
machen werden.“ 

Solche Reden werden für diejenigen gehalten, die noch den vollen 
Glauben an klingende Worte haben und ihnen gilt auch das Märchen 
von der deutſchen Gefahr, während die einander bekämpfenden Gegner 
ſich anlächeln wie die Augurn, wenn ſie nach den Anſtrengungen der 
Kampagne ſich an einem Tiſch zuſammenfinden. Der „Eclair“, der 
dieſen Gedanken eingehend ausführt, meint denn auch, daß das neue 
Parlament große Wandlungen nicht bringen, vor allem aber das Über— 
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gewicht der beiden regierenden Parteien — und das iſt die ſoziale Klaſſe 
der Gentleman — aufrecht erhalten werde. Das Unterhaus wird in 
allen Finanzfragen die endgültige Entſcheidung geben, das Haus der 
Lords wird etwas an ſeinem Glanze verlieren und neben der Geburts— 
ariſtokratie in noch höherem Maße die Ariſtokratie des Geldes und der 
Titel an ſich heranziehen; die Iren werden ein Provinzialparlament 
mit beſcheidenen Selbſtverwaltungsrechten erhalten, aber die Polizei 
und Juſtiz und die Teilnahme an der Regierung des Reiches wird ihnen 
verſagt bleiben; auch in den Verhältniſſen der Arbeiterpartei wird ſich 
nur wenig ändern, wenngleich die Gewährung von Diäten ihr den 
Zugang zum Unterhaus erleichtern wird. Im letzten Parlament hatten 
die Arbeiter 40 Sitze, diesmal werden es 43, wenn nicht der letzte Augen— 
blick ihnen noch Gewinn bringt. Allezeit aber bleibt es in der Hand der 
alten Parteien, in Fragen, die ihr ſoziales Intereſſe betreffen, ſich 
miteinander zu verſtändigen, und jetzt, nachdem in der Hauptſache die 
Liberalen ihren Willen durchſetzen können, ſind ſolche Kompromiſſe 
wahrſcheinlicher geworden als ſie es je waren. Was unter allen Um— 
ſtänden fortbeſtehen wird, iſt der Gegenſatz zwiſchen den übermäßig 
Reichen und den Armen, von dem ſchon Disraeli geſchrieben hat, und 
den Dickens ſo erſchütternd ſchildert. In den Fragen der auswärtigen 
Politik aber beſteht zwiſchen einem Regiment Grey und einem Regiment 
Lansdowne kein Unterſchied. Erneſt Judet ſieht, unſerer Meinung nach, 
falſch, wenn er aus dem Ausgang der Wahlen den Schluß zieht, daß 
fortan eine ſichere und feſte auswärtige Politik nicht mehr möglich ſei, 
und daß die Reihe von Konflikten und Eiferſüchteleien, die er vorauszu— 
ſehen glaubt, zu einem Zerbrechen der alten politiſchen Kombination 
führen werde, wenn England durch ernſte Verwicklungen jemals genötigt 
werden ſollte, einen auswärtigen Krieg zu führen. Gegen dieſe An— 
nahme ſpricht alle hiſtoriſche Erfahrung. Sie lehrt uns vielmehr, daß 
unter ſolchen Umſtänden die Gegenſätze ſchweigen und alles nur den 
Landesfeind ſieht. Aber freilich, ſeit dem Krimkriege hat England 
nicht in Waffen einer Großmacht gegenüber geſtanden. Zurzeit aber 
glauben wir, daß die Liberalen den Frieden erhalten 
wollen. 

König Georg wird ſein erſtes Parlament am 6. Februar 
eröffnen, aber beide Häuſer treten ſchon am 31. Januar zuſammen, 
an dem die formelle Eröffnung ſtattfindet. Zwiſchen 31. Januar und 
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6. Februar ſpielen ſich die üblichen Präliminarien ab, die den Verhand— 
lungen vorausgehen müſſen; die Wiederwahl des Speaker und die 
Vereidigung der Mitglieder beider Häuſer. Man nimmt an, daß die 
Beratung der Antwort auf die Thronrede zu lebhaften Adreßdebatten 
führen wird, da die Oppoſition ein Fiskalamendement auf den Tiſch 
des Hauſes niederlegen will, das zu einer „full dress“ Debatte führen 
muß. Auch Iren und Arbeiter werden ſich wahrſcheinlich am 31. über 
die von ihnen einzuhaltende Taktik verſtändigen. Am 4. Februar abends 
finden dann die großen Bankette ſtatt, auf denen Asquith und Balfour 
ihre Parteigenoſſen um ſich ſammeln. 

Es iſt nicht ohne Intereſſe, daß gerade jetzt Kanada einen 
weiteren Schritt zur Vervollſtändigung ſeiner tatſächlichen Unabhängig— 
keit von England plant. Es handelt ſich darum, für die Generalkonſuln 
in Ottawa einen permanenten diplomatiſchen Charakter zu erwirken, 
und es iſt wohl von entſcheidender Bedeutung, daß der Premierminiſter, 
Sir Wilfrid Laurier, ſich mit großer Beſtimmtheit dafür aus— 
geſprochen hat. Er ſei entſchloſſen, erklärte er dem kanadiſchen Parla- 
ment, offizielle Anerkennung der wichtigen diplomatiſchen Stellung 
der fremden Generalkonſuln in Ottawa zu erlangen (to obtain). 

„Ich habe,“ ſagte er im Laufe der Debatte, „oft den Standpunkt 
vertreten, daß wir jetzt eine Nation ſind, und das ſind wir tatſächlich 
in vieler Hinſicht. Wir haben die Macht und die Pflicht und die Verant— 
wortlichkeit einer Nation. Aber wir können unter den jetzigen Zu— 
ſtänden keine anderen diplomatiſchen Agenten unter uns haben, als 
ſolche, die von ihren Regierungen nur handelspolitiſche Vollmachten 
erhielten. Aber infolge der Macht der Verhältniſſe haben dieſe General— 
konſuln tatſächlich in Kanada diplomatiſche Geſchäfte vollzogen. Der 
amerikaniſche Konſul, Mr. Foſter, hat für ſeine Regierung diplomatiſche 
Funktionen ausgeführt und die Generalkonſuln von Italien und von 
Deutſchland erhielten voriges Jahr ähnliche Aufträge. Alles das iſt 
unautoriſiert geſchehen und gegen die Gebräuche der Ziviliſation, aber 
es war eine Notwendigkeit geworden, wegen der Entwicklung der 
größeren engliſchen Kolonien, die tatſächlich Nationen geworden ſind.“ 
Das müſſe nun, ſo führte er weiter aus, geſetzlich feſtgeſtellt und durch 
Verhandlungen mit der engliſchen Regierung den Generalkonſuln der 
verſchiedenen Staaten in Ottawa eine halb diplomatiſche Stellung 
zuerkannt werden. Nicht nur Kanada, ſondern auch Auſtralien, Neu— 
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Seeland und Südafrika ſeien daran intereſſiert und die nächſte Reichs— 
konferenz biete eine gute Gelegenheit, die Frage zu klären. 

Damit iſt die häufig von uns als bevorſtehend bezeichnete Ent— 
wicklung ihrer Verwirklichung einen großen Schritt näher gerückt, das 
weitere Ziel aber geht dahin, aus den Generalkonſuln Geſandte und 
aus dieſen ſchließlich Botſchafter zu machen. Denn darüber kann kein 
Zweifel ſein, daß die engliſchen Kolonien, vor allem aber Kanada, zu 
Großmächten mit voller politiſcher Selbſtändigkeit heranwachſen. 
Der erſte Schritt dazu geſchah, als England ſeine Garniſonen aus Kanada 
zurückzog, der zweite war die Annahme des Antrags auf Schaffung 
einer eigenen kanadiſchen Kriegsmarine, die Generalkonſuln mit diplo— 
matiſchen Befugniſſen werden die dritte Etappe bezeichnen; das Pro— 
gramm, das weiter führt, iſt noch nicht öffentlich formuliert worden, 
aber ohne Zweifel exiſtiert es. Nur muß Kanada noch volkreicher und 
ſtärker werden, als es heute iſt, um es zu verwirklichen. 

Auch in den Vereinigten Staaten von Nordame— 
rika machen Anzeichen kommender Wandlungen ſich geltend. Wir 
meinen damit nicht Carnegies wohlgemeinte, aber utopiſche Friedens— 
ſtiftung, ſondern den Antrag des Generalſtabschefs John L. Wood 
auf Vermehrung der Friedenspräſenzſtärke des ſtehenden 
Heeres, der in den weſtlichen Staaten ſehr günſtig aufgenommen worden 
iſt. Man hat dort das Gefühl, ſich den Problemen nicht entziehen zu 
können, deren Entſcheidung ſich an den Küſten des Stillen Ozeans vor— 
bereitet und an denen teilzunehmen Amerika ſeine Abſicht durch Ausbau 
und Befeſtigung des Panamakanals, ſowie durch die gewaltige Ver— 
mehrung ſeiner Flotte deutlich genug kund getan hat. Auch die jüngſte 
Reiſe des Staatsſekretärs für den Krieg, Mr. Dickinſon, in den Philip— 
pinen weiſt darauf hin, endlich ſpricht dafür das ſteigende Intereſſe, 
das Amerika den chineſiſchen Finanzfragen und dem mandſchuriſchen 
Eiſenbahnproblem zuwendet. Trotz alledem glauben wir nicht, daß 
Amerika einen Angriff zu fürchten hat, wenn es ihn nicht direkt provo— 
ziert. Die kürzlich in der „Kreuz-Ztg.“ eingehend beſprochene vortreff— 
liche Studie von Dr. Fritz Wertheimer über die japaniſche Kolonial— 
politik gibt die bündigen Belege dafür, daß Japans kolonialer Ehrgeiz 
nach Weſten, nicht nach Oſten gerichtet iſt und einen bedrohlichen Cha— 
rakter nur für Rußland und eventuell für China, nicht für Amerika 
trägt. Auch für Rußland liegt die Gefahr noch fern, da Japan in Korea, 
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Formoſa und der Mandſchurei noch auf Jahre zu tun hat und bis dahin 
aller Wahrſcheinlichkeit nach die Machtſtellung Rußlands in Wladiwoſtok 
und an den Küſten ſo weit gefeſtigt ſein wird, daß das Riſiko für Japan 
größer wäre als der mögliche Gewinn. Erſt eine wirtſchaftliche Offen— 
ſive Amerikas in der Mandſchurei könnte zu einer Kriſis führen, und 
auch dann iſt es nicht wahrſcheinlich, daß ſie die Japaner weiter führen 
würde als in die Philippinen, die dann vielleicht ſchon ihre Unab— 
hängigkeit erlangt haben können. In einer Hinſicht aber ſcheint uns 
Wertheimer zu irren. Er unterſchätzt die ſich vorbereitende Regeneration 
Chinas. Es iſt nicht richtig, daß China bereits „den modernen Gedanken 
der Zentraliſation und ſtraffen Organiſation verpaßt“ hat, vielmehr 
glauben wir annehmen zu müſſen, daß gerade auf dieſem ſcheinbar 
erſtarrten Boden ſich große Wandlungen vorbereiten, und daß das chine— 
ſiſche Parlament, deſſen Eröffnung in ſpäteſtens 3 Jahren erfolgen ſoll, 
von ganz erſtaunlicher Leiſtungsfähigkeit ſein wird. Wahrſcheinlich 
aber wird es jchon früher zuſammentreten. Die Chineſen ſind durch 
ihre geheimen Geſellſchaften politiſch geſchult und diſzipliniert worden 
und von einem nationalen Patriotismus erfüllt, der ſchwerlich dem 
japaniſchen nachſteht, auch an Fähigkeit ſtehen ſie hinter ihren Inſel— 
vettern nicht zurück. Jede Politik, die mit dieſen Tatſachen nicht rechnet, 
ſcheint uns gefährdet. Auch hat bisher die chineſiſche Zentralregierung 
ſich ſtark und vorſichtig genug gezeigt, um Übereilungen zu vermeiden. 
Es iſt uns daher zweifelhaft, ob die in eine Teilung der Mandſchurei 
auslaufende ruſſiſch-japaniſche Politik ſich auf die Dauer wird be— 
haupten laſſen. Sie iſt, wie das geſamte politiſche Programm Iswolskis, 
kurz gedacht, auf Scheinerfolge, nicht auf einen bleibenden politiſchen 
Bau berechnet. 
Das perſiſche Programm Iswolskis kann bereits als 
eſcheitert betrachtet werden, ſeit Rußland — wie notoriſch iſt — 
585 Gedanken einer Teilung Perſiens aufgegeben hat und entſchloſſen 
iſt, ſeinen Vorteil in einer wirtſchaftlichen Erſchließung des Landes zu 
ſuchen. Der damit in Zuſammenhang ſtehende Plan der ruſſiſch-eng— 
liſchen Indienbahn iſt zunächſt wohl noch als Utopie zu betrachten, da 
England keinerlei Neigung zeigt, ihm beizutreten. Auch hat der Ge— 
danke für Rußland mehr Verlockendes als für England, das ſich an ſeinen 
indiſchen Grenzen nicht ſicher fühlt und dem dieſe Bahn Rußland gegen— 
über keinerlei entſcheidende militärische Vorteile bieten kann. In Ruß- 
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land ſelbſt aber iſt nicht nur in den Kreiſen der Rechten das Mißtrauen 
gegen England trotz des Vertrages von 1907 immer noch lebendig. 

Die Diskuſſion über den Wert der Potsdamer Ver— 
einbarungen in der ruſſiſchen, engliſchen und franzöſiſchen Preſſe 
dauert immer noch fort. Die „Nowoje Wremja“ ſchreibt ihre ſauerſüßen 
Artikel über den deutſchen Patriotismus, der um der Erhaltung des 
Reiches willen ſich ſogar dazu verſteht, tuberkulöſes Fleiſch oder gar 
Hunde zu — eſſen, und meint, Deutſchland habe durch die Verein— 
barungen über die Bagdadbahn den Ruſſen die Katze im Sack verkauft; 
die anderen Blätter bemühen ſich, den Franzoſen ihre Entſchuldigung 
wegen des beſſeren Verhältniſſes zu Deutſchland zu machen, was denn 
auch vom „Temps“ dankend quittiert wird. Am charakteriſtiſchſten iſt 
uns eine Betrachtung des „Weſtnik Jewropy“ im Dezemberheft dieſer 
Monatsſchrift erſchienen. 

„Die geſchäftliche Annäherung an Deutſchland kann natürlich 
nicht von Einfluß auf den Charakter unſeres Bündniſſes mit Frank— 
reich ſein, denn es ruht nicht nur auf einer Gemeinſamkeit politiſcher 
Intereſſen, ſondern auch auf feſten finanziellen Fundamenten. Welches 
immer die perſönlichen Gefühle und Wünſche einflußreicher „Patrioten“ 
ſein mögen, es kann doch nicht beſtritten werden, daß außer Erwägungen, 
die auf den Gedanken des politiſchen Gleichgewichts zurückgehen, wir 
unauflösbar mit der franzöſiſchen Nation verbunden jmd ſo wohl 
durch die Milliarden, die ſie in unſern Anleihen 
angelegt hat, wie durch jene Milliarden, welche 
wir noch in Zukunft von ihr leihen werden. In 
finanzieller Hinſicht kann das franzöſiſche Bündnis durch kein andres 
erſetzt werden, und ſchon deshalb iſt es, abgeſehen von allem andern, 
für uns eine unbedingte Notwendigkeit.“ 

Gewiß, ob aber alle Franzoſen ſo denken, iſt uns zweifelhaft. Seit 
der aufbauenden Tätigkeit von Thiers hat Frankreich nur ſehr wenig 
für die materielle Hebung des eigenen Landes getan, und ſeit Wyſchne— 
gradski die franzöſiſchen Milliarden nach Rußland lenkte, iſt in dieſer 
Hinſicht faſt gar nichts mehr geſchehen. Weder Kanäle, noch Fluß— 
regulierungen, noch Sanierung und Umbau der Städte, wie es allent— 
halben in Deutſchland geſchieht, ſind angegriffen worden. Der innere 
Ausbau des Landes ſtagniert und es fragt ſich, wie lange das Land 
dieſes Syſtem geduldig tragen wird. Auch ſtockt infolgedeſſen, abgeſehen 
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von den dem Ehrgeiz der Nation ſchmeichelnden kolonialen Eroberungs— 
zügen und von politiſchen Geldgeſchäften, der Unternehmungsgeiſt der 
Nation, worüber niemand bitterer klagt als gerade franzöſiſche Patrioten. 
Dazu haben dieſe kolonialen Unternehmungen immer häufiger einen 
üblen Nachgeſchmack. Eine Debatte wie die über den Untergang des 
armen Weißrock iſt wenig beneidenswert und doch iſt dabei der 
faulſte Punkt, das unſittliche Inſtitut der Fremdenlegion, nicht einmal 
im Prinzip angetaſtet worden. Man wird damit fortfahren, und die 
kommenden Weißrocks, die einem gleichen Schickſal entgegengehen, 
nicht zählen und nicht nennen. 

Eine intereſſante Wandlung bereitet ſich auf der Balkan— 
halbinſel vor. Bulgarien, das ſeit 1872 als ein ſchismatiſcher Staat 
vom Patriarchen von Konſtantinopel verflucht worden war, ſcheint 
im Begriff zu ſein, ſich wieder mit der griechiſchen Kirche zu verſöhnen, 
den Patriarchen als Oberhaupt anzuerkennen, und auf den Anſpruch 
zu verzichten, eine beſondere Nationalkirche zu bilden. Das Exarchat, 
das bisher ſelbſtändig war, wird zu einer Abteilung des Patriarchats 
werden, die ausſchließlich mit den Angelegenheiten der bulgariſchen 
Chriſten beſchäftigt werden wird und der Exarch in Konſtantinopel 
reſidieren. In den mazedoniſchen Städten wird es bulgariſche und 
griechiſche Biſchöfe, je nach der Nationalität der Mehrzahl der Be— 
völkerung geben, und für die Minderheit werden Archimandriten ein— 
geſetzt, ohne daß der Biſchof berechtigt ſein ſoll, in ihre Amtstätigkeit 
einzugreifen. Endlich ſoll den unentſchiedenen Elementen freiſtehen, 
ſich für die Jurisdiktion der einen oder der anderen Kirche zu erklären. 
Sollte auf dieſer Grundlage die Vereinigung ſtattfinden, und der 
Patriarch Joakim III. gilt als dafür gewonnen, ſo läßt ſich hoffen, 
daß damit einer der Anläſſe zu dem blutigen Unfug des Bandenweſens 
beſeitigt ſein wird. Die Schwierigkeit wird freilich immer noch bei Be— 
ſtimmung der nationalen Majoritäten und Minoritäten beſtehen, und 
ganz friedlich dürfte die Entſcheidung nicht fallen. Immerhin wäre es 
ein Fortſchritt, und es iſt nicht unmöglich, daß dadurch auch der nationale 
Gegenſatz zwiſchen Griechen und Bulgaren gemildert wird. Was wir 
dabei vermiſſen, iſt die Rückſicht auf die Anſprüche der Serben, die 
bekanntlich auch um Mazedonien konkurrieren. Jedenfalls wird dafür 
zu ſorgen ſein, daß die Entwaffnung der Mazedonier vollzogen iſt, 
bevor die Teilung der Biſchofſitze erfolgt. 
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Der Türkei wird die Herſtellung der Ordnung im Reiche nicht 
leicht gemacht. Nach der Niederwerfung der Aufſtände in Albanien 
und der Druſen muß jetzt der ſchwierige Kampf mit den Nomaden— 
ſtämmen aufgenommen werden, die Kerak geplündert, die Bevölkerung 
niedergemacht und den Verkehr auf der Hedſchasbahn von Kerak bis 
Maan und von dort bis Medina ſo gut wie unmöglich gemacht haben. 
Auch in Jemen und im ſüdlichen Arabien ſind die Beduinen unter 
Imam Jachia in vollem Aufſtande. Man ſchätzt ſie im Sudan auf 
25 000 Krieger, im Norden auf 20000 Mann. Es ſcheint aber, daß die 
Türkei mit großer Energie einzugreifen gedenkt, und an Truppen fehlt 
es ihr nicht, wohl auch nicht an tüchtigen Führern. Die Hauptſchwierig— 
keit wird eine pekuniäre ſein, und das darf nicht gering angeſchlagen 
werden. 

Sehr erfreulich iſt die Rekonſtruktion des Miniſteriums 
Bienerth in SOſterreich, das einer Intrige des polniſchen Klubs 
zum Opfer gefallen war. Die Polen hatten für Galizien Kanalanlagen 
erpreſſen wollen, die eine Ausgabe von 1400 Millionen Kronen ver— 
ſchlungen hätten. Jetzt behaupten ſie, daß ihr Anſchlag gegen den 
Finanzminiſter Bilinski, nicht gegen Bienerth gerichtet geweſen ſei. 
Wir können die Frage nicht entſcheiden. Es iſt aber wahrſcheinlich, 
daß dieſe kurze Kriſis inſofern von günſtigen Folgen ſein wird, als Hoff— 
nung auf einen endlichen Ausgleich zwiſchen Tschechen und Deutſchen 
vorhanden iſt, ſo daß die Arbeit des Parlaments endlich Ausſicht auf 
fruchtbare Ergebniſſe bieten könnte. 

Die Schweizer Konfederatio n hat ſich für das Jahr 1911 
einen Präſidenten in More Ruchel gewählt, der ſeinerzeit Heidel— 
berger Student geweſen iſt, zum Vizepräſidenten wurde Georges 
Favey, Profeſſor für diplom. Recht an der Univerſität Lauſanne gewählt. 

Mit einem Wort müſſen wir noch des Umſichgreifens der Stu- 
dentenunruhen in Rußland gedenken. Sie haben allmählich 
faſt alle Univerſitäten ergriffen und zahlreiche Verhaftungen, ſowie 
zeitweilige Schließung der Univerſitäten zur Folge gehabt. Die bei 
den Verhaftungen mit Beſchlag belegten Korreſpondenzen ſollen er— 
geben haben, daß ein allgemeiner Studentenſtreik für den Februar 
geplant war. Man vermutet, daß revolutionäre Organiſationen die 
Bewegung leiten, und das wäre nicht unbedenklich. 


Dezember 1910. Verurteilung der Offiziere Trend) und Brandon wegen Spionage. 

. Dezember. Verbot von Ordensniederlaſſungen in Spanien. 

Dezember. Kaiſerliches Dekret über Beſchleunigung der Verfaſſungsarbeiten in China. 
. Dezember. Kämpfe zwiſchen engliſchen Landungstruppen und Perſern. 
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28. Dezember 1910. 

Die deutſchen, franzöſiſchen, engliſchen und wohl auch die andern 
abendländiſchen Blätter ſind voller Weihnachtsbetrachtungen, und der 
Gedanke, daß wir in einem chriſtlichen Gemeinſchafts- und Friedensfeſt 
ſtehen, klingt dabei faſt überall durch. Unter den Kerzen des Weih— 
nachtsbaums, den, von Deutſchland ausgehend, ſein Eroberungszug 
durch alle Welt führt, iſt kein Raum für bittere Gedanken. Faſt unwill— 
kürlich drängt ſich ein „Friede auf Erden“ über unſere Lippen und das 
unſterbliche Wort Heraklits „Der Krieg iſt aller Dinge Vater und König“ 
muß davor verſtummen. Uns hat aus der Reihe dieſer Betrachtungen 
eine beſonders bewegt. René Mare Ferry erzählt im „Eclair“, wie 
er den erſten Weihnachtsabend verbrachte, deſſen er ſich erinnert. Es 
ſind die Weihnachten des Jahres 1870 in einer kleinen Stadt der Vogeſen. 
Noch ſchwebt dem Kinde von damals dunkel vor, wie die franzöſiſchen 
Truppen ſtolz und ſiegesgewiß, auch an dem Hauſe ſeiner Eltern vorüber, 
dem Feinde entgegenzogen. Wie dann traurige Tage folgten, der Vater 
fortzog, um an der Verteidigung des Vaterlandes teilzunehmen; nur 
der greiſe Großvater, die Frauen und Kinder blieben zurück. Der Winter 
und mit ihm die Weihnachten kamen. 

„Es war — ſo erzählt Ferry — ſehr kalt an dieſem Tage, wie an 
allen Tagen dieſes traurigen Winters. Alles war von Schnee bedeckt, 
aber die Nacht war dunkel, kein Stern zu ſehen. Merkwürdig, in meinem 
Gedächtnis haften von dieſer Nacht weder Glockenklang noch Geſang ... 
Im fernen Nebel der Erinnerung unterſcheide ich ein großes Zimmer 
im zweiten Stock, und Eisblumen, welche die auf das Feld führenden 
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Fenſter bedecken. Die Erdäpfel dampfen auf dem Herde und das Zimmer 
iſt voll deutſcher Soldaten, Bayern, wie ich glaube. Sie waren es, die 
meine Mutter baten, mich zu rufen, ihnen danke ich, daß ich da bin. 
Sie haben Briefe aus der Heimat bekommen und Tannenzweige ge— 
bracht. Sie haben Kartoffeln und Bier, und es iſt Weihnachtsabend. 
Das Zimmer riecht nach Leder, Tabak, naſſen Kleidern, man hört den 
Klang ihrer rauhen Sprache, das Raſſeln der Säbel und Helme. Einer 
von ihnen, der nahe bei zwei oder drei Kameraden ſitzt, hat mich auf 
die Knie genommen. Man hat mir ſpäter geſagt, daß er blond war 
und daß ihm der erſte Flaum über der Lippe keimte. Er ſah ganz jung 
aus, faſt wie ein Kind. Aber anfangs ſchien er mir ſchrecklich und ich ſuchte 
mich von ſeiner Bruſt abzuwenden, an die er mich preßte. Er ſprach 
mit ſeinen Kameraden und ihre Blicke richteten ſich häufig auf mich. 
Sogar ſein Kopf neigte ſich zu mir. Wenn er mit mir ſprach, miſchte 
er franzöſiſche Worte in die deutſchen; ſeine Stimme erſchien mir ſanft, 
und in ſeinen Augen ſtanden Tränen. Was war ich ihm und ſeinen 
Freunden? Rief ich ihnen einen kleinen Bruder daheim ins Gedächtnis? 
Oder war es das Bild ihrer Familie, von der ſie eben Nachricht erhalten 
hatten und die in Erwartung des Chriſtkindes gerade dieſen Abend 
ihrer gedachte? Wenn ich, wie ich ſeither oft getan habe, daran zurück— 
deute, frage ich mich wohl, welche Schmerzen und welche Zärtlichkeit 
welche dunkeln und tiefen Empfindungen durcheinanderzogen in dieſem 
raucherfüllten, von ſchweren Schritten, Säbeln und Geſprächen wider— 
hallenden Zimmer! 

Der, welcher mich hielt, liebkoſte mein Haar und küßte mich, und 
ich glaube wohl, daß er weinte, als er mich niederſetzte. Er verſuchte, 
mich zu fragen, wo im Hauſe der Weihnachtsbaum ſei; weshalb es nicht 
hier ſei wie bei ihnen, und wie es komme, daß in dieſer Nacht das Chriſt— 
kind nicht die Kinder der Menſchen beſuche, ihnen Spielzeug, vergoldete 
Nüſſe und rote Apfel zu bringen. Aber ich verſtand nicht, was er ſagte, 
und entfloh! 

Meine Mutter beruhigte und küßte mich und faltete meine Hände; 
ich ſprach mein Gebet wie jeden Abend und jeden Morgen für meinen 
Vater und für alle die im Kriege waren, und ſchlief ein. 

Aber am Morgen, als ich erwachte, fand ich neben meinem kleinen 
Bett einen Tannenzweig mit einer Orange und zwei Apfeln. Der 
Bayer hatte ſie meiner Mutter für mich abgeben laſſen. 
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Ich habe oft an dieſen Bayern gedacht, dem ich meine erſten Weih— 
nachten danke. Ich habe auch oft an die kleinen Kinder jener Zeit ge— 
dacht, die einige Meilen von uns bei Vic, Dieuze oder Chäteau-Salins 
wohnten und die ein Jahr danach nicht mehr Franzoſen waren, und 
an die Jahre, welche folgten, da man jedes Frühjahr glaubte, daß man 
ihnen ihr Vaterland wiedergeben werde.“ 

Wir verdenken Herrn Ferry die Schlußbetrachtung gar nicht; ſie 
iſt nur natürlich und entſpricht Tatſachen, die wir alle kennen. Jene 
Kinder ſind inzwiſchen, wie er ſelbſt, Männer geworden und haben 
ihren Kindern, aller Wahrſcheinlichkeit nach, ſoeben erſt den deutſchen 
Weihnachtsbaum geſchmückt, zu dem — wenn wir nicht ſehr irren — 
auch René Marc Ferry ſich in ſeiner Häuslichkeit bekennen wird. Das 
Weſentliche bleibt, daß ihm aus jener Zeit die Erinnerung an das alle 
Schranken durchbrechende Mitgefühl lebendig geblieben iſt, das aus 
einem Menſchenherzen zum andern ſpricht und ſelbſt im Kriege ein 
Bote des Friedens iſt. 

Das ſei ohne jeden Beigeſchmack falſcher Sentimentalität geſagt, 
in voller Kenntnis der Schwierigkeiten, mit denen wir noch im Reichs— 
lande zu rechnen haben. Schwierigkeiten, die durch die Haltung der 
öffentlichen Meinung Frankreichs, der offiziellen wie der ſogenannten 
unabhängigen Preſſe, aufrecht erhalten und gefördert werden. Schließ— 
lich werden wir ihrer Herr werden, und einer der bedeutendſten Schritte 
dazu iſt durch die Verfaſſungsurkunde getan, die jetzt der Offentlichkeit 
übergeben und bald der Prüfung des Reichstags vorliegen wird. Sie 
bietet den Elſaß-Lothringern ein Wahlrecht, das bedeutend liebe— 
raler iſt als das engliſche, und eine Selbſtverwaltung, die 
weiter reicht als jenes Homerule, das Irland erſehnt und beſtenfalls 
erhält, wenn Asquith imſtande ſein wird, die Verſprechungen einzu— 
löſen; die er Redmond gegeben hat. Daß wir aus den Reichslanden 
einen ſelbſtändigen Staat oder gar eine Republik machen könnten, war 
eine Chimäre, an die wohl niemand ernſtlich geglaubt hat und deren 
Verwirklichung aller Wahrſcheinlichkeit über kurz oder lang uns einen 
zweiten franzöſiſchen Krieg aufgenötigt hätte. Die Franzoſen hätten 
deshalb allen Grund, dahin zu wirken, daß die Elſaß-Lothringer, die 
noch nach Frankreich ſchielen, ſich an den Gedanken gewöhnen, daß ſie 
mit einem Definitivum zu rechnen haben. Die ungeheurere Majorität 
der Bevölkerung ſteht bereits längſt auf dieſem Boden; das iſt in Paris 
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ſehr wohl bekannt und wird jetzt auch vom „Temps“ zugegeben; aber 
wir wiſſen ja, daß die Stimme der Unzufriedenen ſtets lauter iſt als 
die Stimme derjenigen, die nicht rückwärts, ſondern vorwärts blicken 
und ihre Aufgabe in der Erfüllung der Pflichten erkennen, die ihnen 
das Intereſſe von Familie und Heimat ſtellen. Ihr Ziel wird dieſe ſtetig 
fortſchreitende Entwicklung gefunden haben, wenn das Intereſſe an 
den Aufgaben des Deutſchen Reichs als ſelbſtverſtändliche Erweiterung 
des politiſchen Geſichtskreiſes hinzutritt. Ein Elſäſſer Brief, den der 
„Temps“ vom 25. Dezember veröffentlicht, leitet bereits in dieſe Bahnen 
hinüber, und trotz der zahlreichen Einwendungen, die ſich gegen Ton 
und Geſinnung des Verfaſſers erheben laſſen, begrüßen wir ihn als 
ein Symptom prinzipieller Wandlung. 

Es gehört wohl in dieſen Zuſammenhang, wenn wir noch einmal 
auf die Erörterungen eingehen, welche die Potsdamer Tage in der 
ruſſiſchen Preſſe hervorgerufen haben, ſoweit dieſe Erörterungen 
die franko-ruſſiſchen Beziehungen betreffen. Das leitende Organ der 
Oktobriſten, der „Golos Moskwy“, kommt nochmals auf die Rede des 
Reichskanzlers zurück und weiſt darauf hin, daß man aus ihr in England 
und Frankreich den Schluß gezogen habe, daß Rußland ſich mit der Ab— 
ſicht trage, aus der Entente auszutreten und ſich der allgemeinen Politik 
Deutſchlands zu nähern. Dieſe Befürchtungen ſeien durchaus grundlos. 
Die von Herrn Saſonow im voraus gebilligten Worte Bethmann Holl— 
wegs könnten nur dann eine Wandlung in der Richtung der auswärtigen 
Politik Rußlands bedeuten, wenn die Politik Frankreichs und Englands 
gegen Deutſchland gerichtet wäre. Das ſei aber offenbar nicht der Fall. 
Nur Chauviniſten könnten glauben, daß Frankreich an Revanche für 
Sedan und England an Iſolierung und Zertrümmerung Deutſchlands 
denke, nicht Staatsmänner in verantwortlicher Stellung. Rußland 
lebe von altersher in Frieden mit Deutſchland, und könne nicht anders 
als gute Beziehungen zu Berlin für den Eckſtein 
ſeiner Politik zu halten. Die auswärtige Politik Rußlands 
aber jet auf Erhaltung des Friedens gerichtet und hege keinerlei agarejjive 
Pläne gegen irgendeine europäiſche Macht. Da nun England und Frank— 
reich gleichfalls nur den Frieden erhalten wollen, ergebe ſich daraus 
die Möglichkeit des Zuſammenwirkens dieſer drei Mächte. Die Staats— 
männer in London und Paris wüßten das ſehr wohl und ſtänden deshalb 
der Potsdamer Zuſammenkunft durchaus ſympathiſch gegenüber; auch 
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ihnen ſei es von Vorteil, wenn gute Beziehungen zwiſchen Berlin 
und Petersburg beſtehen. Man könne deshalb nur freudig die 
Anſprache Iswolskis an den Präſidenten der franzöſiſchen Re— 
publik begrüßen, in der betont wurde, daß das Bündnis 
zwiſchen Rußland und Frankreich das unerſchüt⸗ 
terliche Fundament der auswärtigen Politik 
Rußlands bleibe. 

Wenn, wie uns hier dargelegt wird, Frankreich das Fundament 
und Deutſchland der Eckſtein der auswärtigen Politik Rußlands iſt, 
können wir uns mit dieſer Kombination zufrieden geben, zumal die 
vorausgeſetzten Erwägungen beſtätigen, daß weder England noch Frank— 
reich bei einem Angriffskrieg auf ruſſiſche Unterſtützung rechnen dürfen. 
Daß dies, ſeit der zwiſchen Saſonow und dem Reichskanzler verein— 
barten Erklärung im Reichstage, publici juris geworden iſt, ſtehen wir 
nicht an, als die bedeutſamſte politiſche Tatſache des Jahres zu bezeichnen, 
deſſen Abſchluß wir entgegeneilen. Was bisher ein geheim gehaltenes 
Wiſſen der verantwortlichen Staatsmänner war, iſt damit aller Welt 
kundgetan und kann nicht mehr unterſchlagen werden. Auch chau— 
viniſtiſche Zeitungspolitiker werden damit rechnen müſſen, ganz wie 
ſeit 1888 die geſamte Welt genötigt war, mit der Tatſache des deutſch— 
öſterreichiſchen Vertrages vom 7. Oktober 1879 zu rechnen. Nun hat 
es freilich auch nach dem 3. Februar 1888 nicht an kritiſchen Augenblicken 
gefehlt und wir bezweifeln nicht, daß ſie auch nach unſerer Ausſprache 
mit Rußland ſich wiederholen können. Die unioniſtiſchen Zeitungen in 
England beſchäftigen ſich gerade jetzt mit einem Artikel, den Jules 
Delafoſſe im „Echo de Paris“ veröffentlicht hat, um auf die Gefahren 
hinzuweiſen, welche ſowohl England wie Frankreich von der fort— 
ſchreitenden Demokratiſierung des Landes und der Demagogie ihrer 
Politiker zu erwarten hätten, die in beiden Reichen überhandnehme 
und ihnen Heer und Flotte verderbe. Der ganze Artikel richtet ſich in 
ſchärfſter Weiſe gegen das Kabinett Asquith und ſeine Parteigänger 
und wir hätten, da er in die Zeit der Wahlen fiel, nicht Notiz von ihm 
genommen, wenn er nicht mit aller Beſtimmtheit behauptete, daß 
zwiſchen England und Frankreich ein Bündnis be 
ſtehe. Der Ausdruck „ja France est solidaire de la puissance anglaise“ 
könnte noch in den Begriff der entente hineingezwängt werden, nicht 
aber die folgenden Ausführungen: 
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„Man kann ohne Übertreibung ſagen, daß die Niederlage der 
Unioniſten, wie Sadowa, eine franzöſiſche Niederlage iſt. Und zwar, 
weil ſie die fortſchreitende Auflöſung der entente cordiale oder, um 
die Dinge bei ihrem rechten Namen zu nennen, der alliance ang lo— 
frangaise ankündigt. Die Identität unſerer Intereſſen hat uns 
naturgemäß zur Allianz gegen unſeren gemeinſamen Rivalen 
Deutſchland geführt und kürzlich, in einem tragiſchen Augenblick, ſtellten 
wir die entent e auf eine Probe, in der England bewies, was es uns 
wert war.“ 

Wir wiſſen nicht recht, ob der letzte Satz lobend oder ironiſch gemeint 
iſt, da uns nur der Auszug des „Standard“, nicht das „Echo“ vorliegt, 
und ſich nicht erkennen läßt, welcher kritiſche Augenblick gemeint iſt; 
aber falls Delafoſſe mit ſeiner Behauptung recht haben ſollte, und aus 
der entente tatſächlich eine alliance geworden iſt, erklärt ſich vielleicht 
die Tatſache der folgenreichen Potsdamer und Berliner Unterredungen 
daraus, daß Rußland von jener Wandlung der franzöſiſch-engliſchen Bezie— 
hungen erfahren hatte und ſich in dieſe gefährliche Kombination nicht 
hineinziehen laſſen wollte. Es ſprechen mancherlei Anzeichen für die 
Richtigkeit dieſer Konjunktur, indirekt auch die Tatſache, daß man in 
Frankreich wieder beginnt, Aufmerkſamkeit und Hoffnungen dem Par— 
tikularismus in Deutſchland zuzuwenden. Jules Huret, deſſen nicht nur 
intereſſante, ſondern auch für Deutſche lehrreiche Reiſeberichte aus 
Deutſchland berechtigtes Aufſehen erregt haben, referiert u. a. über 
ein Geſpräch, das er mit einem Franzoſen auf deutſchem Boden hatte. 
Dieſer Landsmann, der offenbar längere Zeit in Deutſchland gelebt 
hatte, ſagte ihm: 

„Wenn wir kluge Poliitker wären, würden wir unſere Bemühungen 
auf die partikulariſtiſchen Empfindungen der wichtigeren (deutſchen) 
Staaten richten. Deutſchland ſtellt heute eine Art Truſt dar, der nicht 
von ewiger Dauer ſein wird. (qui n'est pas definitif.) Man darf nicht 
den Sitz der ſozialen Kräfte, das Haupt angreifen, denn dann verteidigt 
er (der Truſt) ſich furchtbar. Man muß ſich an die Aktionäre wenden, 
an die Teilnehmer wider Willen, die man vergewaltigt hat (oft recht 
brutal) und die noch an ihre verlorene Unabhängigkeit denken. . ... 
Wenn man dieſe noch friſchen Erinnerungen anfacht, hätte man Aus— 
ſicht, den Zuſammenhang (le bloc) zu ſprengen, der nur den Schein der 
Kohäſion hat. Und wenn einmal eine Generalverſammlung (des Truſt) 
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zuſammentritt, on verrait! Wir wiſſen doch, wie man einen Geſchäfts— 
führer loswerden kann.“ 

Der „Temps“ bemerkt dazu, daß ſei optimiſtiſcher Macchiavellismus 
und zitiert andere von Huret aufgeführte Außerungen, die jenem Mac— 
chiavellismus widerſprechen, und in der Tat, es iſt dieſelbe Weisheit, 
der Grammont ſo fatal zum Opfer gefallen iſt. Uns intereſſiert nur 
die Tatſache, daß ſie fortlebt und weitergetragen wird und das ent— 
ſpricht nicht jenem andern Optimismus, den wir im „Golos Moskwy“ 
kennen gelernt haben. 

Der Schluß, den wir aus alle dem ziehen, iſt, daß wir trotz der 
ſympathiſchen Stimmen, die uns von Zeit zu Zeit von jenſeits der 
Vogeſen und von jenſeits des Kanals entgegenklingen, doch vor allem 
damit zu rechnen haben, daß wir im gegebenen Augenblick mit der ein— 
helligen Gegnerſchaft beider Nationen zu rechnen haben können. Wir 
glauben nicht, daß dieſer Augenblick unter den jetzigen Miniſterien in 
England oder in Frankreich eintreten kann, und meinen auch, daß die 
Losſagung Rußlands von jeder Teilnahme an einer Angriffspolitik 
dieſen Augenblick weiter hinausſchiebt, aber das ſchließt nicht aus, daß 
der Wunſch nach einer Abrechnung mit uns nach wie vor beſteht, und 
darauf werden wir auch im Jahre 1911 vorbereitet ſein müſſen, obgleich 
die Ausſichten für Erhaltung des allgemeinen Friedens weit günſtiger 
ſind als vor Jahresfriſt. 

An großen Wandlungen hat das ſcheidende Jahr in England 
den Tod König Eduards VII. und den Regierungsantritt König Georgs V. 
gebracht. Es heißt, daß der neue Herrſcher uns freundlicher geſinnt iſt, 
als ſein Vorgänger, und gern zu einer vollen Verſtändigung mit Deutſch— 
land gelangen möchte. Aber es iſt nicht wahrſcheinlich, daß er die aus— 
wärtige Politik Großbritanniens in gleichem Maße beeinfluſſen wird 
wie ſein Vater. Die Miniſter, nicht der Herrſcher beſtimmen wieder 
mehr als unter Eduard VII. in England die Richtung der Politik. Der 
jetzt in England tobende Kampf der Parteien iſt dem König gewiß nicht 
genehm und Homerule wie radikale Reform des Oberhauſes ſchwerlich 
nach ſeinem Sinn. Dagegen ſcheint feſtzuſtehen, daß er ſein beſonderes 
Intereſſe den kolonialen Fragen zuwendet, die mit der ſteigenden Macht 
und Selbſtändigkeit der großen Kolonien ſtetig an Bedeutung gewinnen. 
Ein großes Ereignis iſt daher die perfekt gewordene Union von Engliſch— 
Südafrika, wo eine politiſche Welt ſich aufbaut, die von den übrigen 
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von England ausgegangenen Gemeinweſen durchaus verſchieden iſt, 
und nur in den Formen übereinſtimmt. Mit dumpfer Gegnerſchaft hat 
England in Agypten und in Indien zu rechnen gehabt, außerhalb der 
Reichsgrenzen nur in Perſien eine aktive Politik getrieben, die jedoch 
im letzten Augenblick es vorzog, nicht die vollen Konſequenzen aus einem 
bereits gewonnen Übergewicht zu ziehen. Ebenſo unterließ es England, 
gegen Tibet vorzugehen, wozu die Flucht des Dalai Lama den Anlaß 
zu bieten ſchien. Offenbar war das Abkommen vom 31. Auguſt 1907 
die Feſſel, welche nicht zerriſſen werden konnte. 

Die franzöſiſche Politik iſt, abgeſehen von den nicht 
immer glücklichen, aber ſehr ausgedehnten Finanzgeſchäften und der 
gleichfalls nicht immer glücklichen aber weit ausgreifenden Kolonial— 
politik, vornehmlich durch innere Wirren in Anſpruch genommen worden. 
Das ſozialiſtiſche Miniſterium kämpft gegen die Konſequenzen des 
Sozialismus und bemüht ſich, die Partei, aus deren Reihen es hervor— 
gegangen iſt, zu zügeln. Zugleich hat unter dem Andrang imperialiſtiſcher 
Ideen Frankreich ſich zu einem Flottenplan entſchloſſen, der die fran— 
zöſiſche Marine wieder an die zweite Stelle zu rücken beſtimmt iſt, und, 
wie es ſcheint, das Mittelmeer, im Einverſtändnis mit England, zu 
einer franzöſiſchen See machen ſoll. 

In Portugal haben wir die Revolution ſiegen ſehen, weil 
das Königtum ſich ſelber aufgab, in Spanien wurden die Anläufe zu 
einer Revolution glücklich niedergeworfen, in beiden Staaten, wie 
überhaupt in allen romaniſchen Ländern, die Macht des einſt vor— 
herrſchenden Klerikalismus gebrochen. Spanien hat zudem ſein Anſehen 
auf marokkaniſchem Boden gefeſtigt und die Vorbereitungen getroffen, 
um Heer und Flotte zu reorganiſieren. Über Italien und Oſter— 
reich-Ungarn können wir raſch hinweggehen. Sie find durchaus 
von den Fragen ihrer inneren Politik in Anſpruch genommen worden 
und haben im übrigen an der Kombination des Dreibundes treu feſt— 
gehalten. 

Daß ſich der status quo auf der Balkanhalbinſel be— 
hauptete, lag neben dem Zuſammenwirken aller Mächte für Erhaltung 
des Friedens, an der kraftvollen Machtentfaltung der Türkei, die trotz 
der Aufſtände in Albanien, der kretiſchen Kriſis, der Unruhen in Syrien, 
Arabien und Meſopotamien, ſich zu behaupten vermochte und mit 
Energie daranging, die reichen Hilfsquellen des eigenen Landes all— 
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mählich zu erſchließen. Noch einige Friedensjahre und ſie wird auch 
wirtſchaftlich auf eigenen Füßen ſtehen können. 

Für Rußland war das Jahr 1910 die Fortſetzung der Säuberungs— 
politit im Innern, an die Stolypin mit rückſichtsloſer Feſtigkeit ſeit 
Übernahme ſeiner faſt diktatoriſchen Stellung geſchritten iſt. Die Sena— 
torenreviſionen, die beinah den geſamten Umfang des Reiches umfaßten, 
ſind unparteiiſch und umſichtig geführt worden und ſie haben mit den 
ungetreuen Beamten, den großen wie den kleinen, ſo viele man faſſen 
konnte, aufgeräumt. Auch Duma und Reichsrat haben fleißig gearbeitet, 
wenn auch nicht immer mit Erfolg und nicht immer einmütig. Überall 
fühlbar machte ſich eine ſtarke nationaliſtiſche Bewegung, der Kampf 
der Parteien, der Rechten, welche die Befugniſſe der Duma einſchränken 
und die Prärogative des Zaren erweitern möchte, und der Linken, die 
in volle konſtitutionelle Bahnen einlenken möchte, und darunter hat 
der Fortſchritt der Reformarbeit zu leiden. Der Tod des myſtiſchen 
Anarchiſten Leo Tolſtoi, der zugleich Rußlands genialſter Schriftſteller 
war, hat zu Demonſtrationen geführt, die neuerdings in ſtudentiſche 
Unruhen revolutionären Charakters ausmünden. Das iſt aber inſofern 
nicht unwichtig, als die Haltung der Studenten die Bedeutung eines 
politiſchen Barometers in Rußland hat. Mehr als ſonſt wo in der Welt, 
läßt die öffentliche Meinung ſich in ihrem Urteil von dieſen unreifen 
Elementen beſtimmen. 

Die auswärtige Politik Rußlands trug, jo lange Iswolski 
ſie führte, einen agacanten und unruhigen Charakter; fie iſt, jeit Saſſo— 
now die Leitung in Händen hat, zu einer ruhigen Intereſſenpolitik 
geworden, und es iſt gute Ausſicht vorhanden, daß ſie in dieſen Bahnen 
bleibt. Heikle Punkte ſind nach wie vor Perſien und die Mandſchurei. 
Wenden ſich in erſterem neuerdings die Verhältniſſe zum Beſſeren, 
ſo iſt in der Mandſchurei mit der Konkurrenz Japans, die trotz aller 
Abkommen lebendig iſt, mit den Eiſenbahnplänen der Vereinigten 
Staaten und den Rechtsanſprüchen Chinas zu rechnen, das mit großer 
Energie bemüht iſt, nachzuholen, was es ſeit dem Frieden von Shimo— 
noſeki verſäumt hatte. 

Wir erinnern zum Schluß noch an die Wandlung, welche die letzten 
Wahlen in Amerika gebracht haben. Sie mündeten in eine Nieder— 
lage des bisher populärſten Mannes der Republik, Theodore Rooſevelt, 
aus und ſcheinen den Demokraten den Weg zum nächſten Präſidenten— 
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ſitz zu ebnen. Dieſe Entſcheidung aber fällt erſt nach zwei Jahren und es 
iſt nicht ausgeſchloſſen, daß Rooſevelt den verlorenen Boden bis dahin 
zurückgewinnt und als Präſident die feierliche Eröffnung des Panama— 
kanals inauguriert. 

In Mittel- und Südamerika haben Revolutionen und Meutereien 
ſtattgefunden, die zum Teil noch fortdauern; auch in Kuba ſcheint eine 
Erhebung zu drohen. Sollten die Vereinigten Staaten ſich genötigt 
ſehen, dort einzugreifen, ſo wird die volle Annexion der Inſel der wahr— 
ſcheinliche Ausgang ſein. 
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